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Internationale Koordination will Kurden 
zum Schweigen bringen 

D ie Freiheit der Medien wird gemeinhin als Gradmesser für die 
Demokratie einer Gesellschaft beschrieben und deren Einschrän¬ 
kung - wie aktuell in Ungarn - zu Recht kritisiert. Schaut man 
sich das jüngste Intrigenspiel um den kurdischen Fernsehsender ROJ TY 
an, der ein Millionen-Publikum in Europa und im Mittleren Osten hat, 
kann einem da nur Angst und Bange werden. 

In einem abgekarteten Spiel sprach zuerst ein dänisches Gericht den Sen¬ 
der am 10. Januar, dem Tag der Journalistinnen und Journalisten, schuldig, 
Propaganda für die PKK zu betreiben, ohne jedoch die seit 1. März 2004 
in Dänemark bestehende Sendelizenz aufzuheben. Schließlich gibt Däne¬ 
mark ja viel auf seine liberalen Mediengesetze. Und weil das so ist, hat das 
Gericht die Unternehmen ROJ TV GmbH und Mezopotamia Broadcast¬ 
ing GmbH zusätzlich zu einer Geldstrafe von 690 000 Euro wegen angeb¬ 
licher Verletzung der dänischen Anti-Terror-Gesetze verurteilt. 

Dieses Urteil auf Bestellung griff dann wenige Tage später der in Frank¬ 
reich ansässige Satellitenbetreiber EUTELSAT auf, um ab dem 21. Januar 
die Übertragung von ROJ TV ei nz ustellen. Man wolle nicht Gefahr laufen, 
terroristische Aktivitäten zu unterstützen. 

Die Verhinderung der Ausstrahlung des kurdischen TV-Senders ist Teil 
einer internationalen Strategie, die kurdische Befreiungsbewegung insge¬ 
samt zu eliminieren. Ein weiterer Baustein neben den KCK- Operationen 
in der Türkei, den §129b-Verfahren in Deutschland, der zunehmenden 
militärischen Unterstützung der Türkei durch die USA und vielem mehr. 
Beschämend ist bislang die Reaktion der internationalen Medien. Abgese¬ 
hen von einer Presseerklärung von „Reporter ohne Grenzen“ ist bislang 
keine kritische Stimme zu vernehmen. Die TV-Betreiber bereiten sich 
darauf vor, Berufüng sowohl gegen das Urteil der dänischen Justiz als auch 
gegen die Entscheidung von EUTELSAT einzulegen. 

De nn och strahlt ROJ TV strahlt sein Programm wie bisher über das Inter¬ 
net aus. Der Link: 
http://video.roj.tv/channel/view/roj-75 

Währenddessen teilte der Direktor von ROJ TV, Imdat Yilmaz, mit, dass 
ein Vertrag mit der griechischen Satellitengesellschaft Intelsat unterzeich¬ 
net werden konnte. Jedoch können die Signale nur in den von Kurden 
bewohnten Gebieten, im Nahen Osten und auf dem Balkan empfangen 
werden. Aber darauf kommt es schließlich in erster Linie an. 

Die neuen Frequenzen sind: 11092H/Symbol rate 15551. 
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In einem Offenen Brief vom 24. Januar an das 
Direktorium von EUTELSAT, fordert das kurdische 
Frauenfriedensbüro, CENI, dazu auf, seine antide¬ 
mokratische Entscheidung zurückzunehmen. 
Schließlich müsse auch Kurdinnen und Kurden ein 
Recht auf freie Meinungsäußerung und Information 
zugestanden werden. Insbesondere habe ROJ TY 
den kurdischen Frauen eine Diskussionsplattform 
gegeben, um in ihrer Muttersprache die Ideen von 
Emanzipation, von politischer, kultureller und sozia¬ 
ler Teilhabe an der Gesellschaft sowie ihren Kampf 
gegen Gewalt an Frauen zu verbreiten. 

(Azadi) 

Im Folgenden eine Zusammenfassung der 
wLchtigste_n_Vprg.änge_zu_m The_ma_ROJ_TVi_ 

Dänemarks Mühlen der Justiz beginnen zu mahlen 

Am 31. August 2010 hatte der dänische Justizminis¬ 
ter Lars Berfoerd nach 5-jähriger Ermittlung des 
Kopenhagener Oberstaatsanwalts Jorgen Stehen 
Sörensen eine Anklage wegen „Verstoßes gegen die 
Anti-Terror-Gesetze“ und der Beschuldigung, ROJ 
TV werde von der PKK finanziert, zugelassen. Am 
selben Tag ließ er die Konten des Fernsehsenders 
einfrieren. Nachdem hiergegen Beschwerde einge¬ 
legt worden war, hat sowohl das Stadtgericht am 19. 
Oktober 2010 als auch das Landgericht in Kopenha¬ 
gen am 6. Dezember 2010 diese Maßnahmen wegen 
fehlender rechtlicher Grundlagen für rechtswidrig 
erklärt. Die Revision der Staatsanwaltschaft gegen 
diese Entscheidung wurde vom obersten Gerichts¬ 
hof abgewiesen. 

Die Staatsanwaltschaft wollte eine Schließung 
und die Verstaatlichung des Besitzes des Senders 
aufgrund „von PKK-Propaganda und der Finanzie¬ 
rung von ROJ TV durch diese Organisation“. 

Staatsanwaltschaft vernimmt PKK-Überläufer in der 
Türkei 

In dem am 15. August 2011 in Kopenhagen erö ff ne- 
ten Prozess erhob die Staatsanwaltschaft gegen ROJ 
TV den Vorwurf, er verbreite „Propaganda für eine 



terroristische Vereinigung“ und sei Teil der organisa¬ 
torischen Struktur der PKK. Wie im Verlaufe der 
Verhandlungen bekannt geworden war, ist die Ober¬ 
staatsanwaltschaft - aufgrund türkischer Interventio¬ 
nen - zur Vernehmung von PKK-Überläufern in die 
Türkei gereist. Auf deren Aussagen fußte maßgeb¬ 
lich die Anklage gegen den Sender. Die Anwälte von 
ROJ TV werteten diesen Vorgang als Skandal und 
forderten die Einstellung des Verfahrens, was vom 
Gericht abgewiesen wurde. Unter den Prozessbeob- 
achterlnnen hatten sich neben zwei Mitgliedern des 
türkischen Geheimdienstes MIT eine weitere Dele¬ 
gation aus der Türkei eingefunden. Immer wieder 
war es während der Verhandlungen zu hitzigen Aus¬ 
einandersetzungen zwischen Staatsanwaltschaft und 
Verteidigung gekommen. 

So hatten die Anwälte unter anderem auf bei 
Wikileaks veröffentlichte Verhandlungen zwischen 
türkischen und dänischen Offiziellen zum Fall des 
kurdischen TV-Senders aufmerksam gemacht und 
darauf, dass auch in diesem Fall die U S-amerikani- 
sche Regierung auf Seiten der Türkei involviert 
gewesen ist. 

Die Causa „Rasmussen“ 

Und wer erinnert sich nicht an die Personalie Anders 
Fogh Rasmussen ? Als der ehemalige Ministerpräsi¬ 
dent Dänemarks 2009 für das Amt als NATO- 
Generalsekretär kandidierte, stieß seine Bewerbung 
bei der türkischen Regierung auf massive Ableh¬ 
nung, und zwar nicht nur wegen der im Jahre 2005 
in einer dänischen Zeitung erschienenen Moham¬ 
med-Karikatur, die Rasmussen mit Verweis auf die 
Pressefreiheit gegen türkische Angriffe verteidigt 
hatte. Aus dem gleichen Grunde hatte er sich auch 
geweigert, dem Druck der Türkei auf Entzug der 
Sendelizenz von ROJ TV nachzugeben. Erst nach 
intensiven Einwirkungen auf die türkische Regie¬ 
rung, zuletzt durch US-Präsident Barack Obama 
himself, konnte der türkische Präsident Abdullah 
Gül umgestimmt werden. Dafür aber musste Ras¬ 
mussen in Sachen ROJ TV Zugeständnisse 
machen - was geschah. Ab August 2009 dann hieß 
der neue NATO-Generalsekretär Anders Fogh Ras¬ 
mussen. 

Aussagen unter Druck? 

Bekannt wurden auch Telefongespräche des ehema¬ 
ligen Direktors von Roj TV, Manoucher Zanoozi, 
der gegen Roj TV ausgesagt hatte und mittlerweile 
in einer engen Kooperation mit den türkischen 
Behörden stehen soll. Zanoozi habe gegenüber 
Amed Diele, einer Mitarbeiterin von Roj TV, jedoch 
erklärt, dass er unter enormem Druck seitens des 
Irans und der Türkei stehe. Auch habe er angedeu¬ 
tet, vom dänischen Geheimdienst bedroht zu wer- 
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den. Außerdem soll ein PKK-Überläufer seine in 
der Türkei gemachte Aussage mit der Begründung 
zurückgezogen haben, dass diese unter großem 
Druck und gegen seinen Willen aufgenommen wor¬ 
den sei. 

Belgien macht mit... 

Dass die Repression gegen das kurdische Medium 
eine koordinierte Angelegenheit war und ist, bewies 
auch das Vorgehen der belgischen Behörden. So 
erstürmte die Polizei am 4. März 2010 die Brüsseler 
Studios von ROJ TV, wobei alle technischen Geräte 
verwüstet oder beschlagnahmt wurden, um eine 
weitere Produktion von Fernsehsendungen zu 
erschweren bzw. zu verhindern. 

.. .und Deutschland erst recht 

Am 7. Mai 2008 wurden die Studioräume der für 
ROJ TV tätigen Produktionsfirma VIKO in Wup¬ 
pertal durchsucht, das Vermögen beschlagnahmt 
und letztlich deren Schließung angeordnet. In dem 
Verbotsbescheid wurde behauptet, der Sender glori¬ 
fiziere den bewaffneten Kampf, richte sich gegen die 
Türkei und verstoße gegen den „Gedanken der Völ¬ 
kerverständigung“. Am 13. Juni 2008 verfügte das 
Bundesinnenministerium in einem Eilverfahren das 
Verbot von ROJ TV sowie der in Dänemark ansäs¬ 
sigen Gesellschaften mit der Begründung, der Sen¬ 
der betätige sich für die in Deutschland verbotene 
PKK als deren „Sprachrohr“, „um ihre Anhänger¬ 
schaft in Europa mit Nachrichten zu versorgen“. 
Des weiteren trage er zur „Aufrechterhaltung des 
organisatorischen Zusammenhalts der Organisation“ 
bei und gefährde das „friedliche Zusammenleben 
von Deutschen und Ausländern und verschiedenen 
Ausländergruppen im Bundesgebiet“. Außerdem 


seien durch den Sender „sonstige erhebliche Interes¬ 
sen der Bundesrepublik“ berührt. 

Aufgrund zweier Eilanträge der dänischen Betreiber¬ 
firma von ROJ TV, entschied das Bundesverwaltungsge¬ 
richt in Leipzig am 14. Mai 2009 (BVerwG 6 VR 3.08 
und 4.08), dass der Sender in Deutschland vorerst wie¬ 
der sein Programm ausstrahlen dürfe. Die Richter 
mochten die vom Innenministerium behauptete Dring¬ 
lichkeit des Verbots nicht teilen, u.a., weil der Sender 
zum Verbotszeitpunkt immerhin schon vier Jahre lang 
unbeanstandet seine Programme ausgestrahlt habe. 
Außerdem müsse in Frage gestellt werden, ob Deutsch¬ 
land überhaupt einen Sender, der EU-weit verbreitet sei, 
verbieten könne. Nach EU-Recht sei für eine Kontrolle 
der „Sendestaat“ und nicht der „Empfangsstaat“ zustän¬ 
dig. 

EuGH: Deutschland darf Ausstrahlung von ROJ TV-Sen- 
dungen nicht verbieten 

Produktions- und Betätigungsverbot für Deutschland 
jedoch bestätigt 

Am 22. September 2011 veröffentlichte der Europäi¬ 
sche Gerichtshof in Luxemburg seine Entscheidung 
darüber, ob ROJ TV in Deutschland daran gehin¬ 
dert werden darf, Fernsehsendungen über die Gren¬ 
zen hinaus auszustrahlen. Das Gericht gelangte zu 
der Auffassung, dass eine Verbreitung auf deut¬ 
schem Hoheitsgebiet nicht untersagt werden kann. 
Dies widerspreche der EU-Richtlinie „Fernsehen 
ohne Grenzen“, in der geregelt sei, dass die Mit¬ 
gliedstaaten dafür zuständig sind, „für die Rechtmä¬ 
ßigkeit der Tätigkeit der in ihrem Hoheitsgebiet 
ansässigen Fernsehveranstalter zu sorgen“. In die¬ 
sem Fall sei es die Angelegenheit Dänemarks, dies 
zu bewerte. 

Den deutschen Gerichten wiederum sei zuzu¬ 
stimmen, dass eine Betätigung von ROJ TV sowie 
der TV-Firmen in Deutschland im Rahmen des 
Vereinsgesetzes untersagt werden könne, sofern 
man zu dem Erkenntnisschluss komme, dass 
deren „Verhalten“ unter den Begriff der „Auf¬ 
stachelung zum Hass“ falle. Nach dieser EU- 
Entscheidung sind Empfang und Nutzung der 
Fernsehsendungen privat zwar weiterhin mög¬ 
lich, doch kann die Produktionsarbeit von ROJ 
TV verboten werden. 

Hintergrund dieses Beschlusses waren die 
im Jahre 2008 erfolgten Verbotsverfügungen 
des Bundesinnenministers (s. vor stehend). Das 
Bundesverwaltungsgericht hatte den Europäi¬ 
schen Gerichtshof zur Vorabentscheidung der 
offenen Fragen eingeschaltet. 

Nun ist die deutsche Justiz wieder am Zuge; 
Urteile sind in diesen Verfahren noch nicht 
ergangen. 

(Azadi) 
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Haftbefehl gegen Vezir T. aufgehoben 

Vezir T., der am 8. Dezember in Hanau fest- und 
wegen des Vorwurfs der Mitgliedschaft in einer aus¬ 
ländischen kriminellen Vereinigung (§ 129b StGB) in 
Untersuchungshaft genommen wurde , befindet sich 
nach Intervention seines Verteidigers seit dem 13. 
Januar wieder auf freiem Fuß. Nachvollziehbar 
konnte belegt werden, dass sich der Kurde entgegen 
der Behauptung des Generalbundesanwalts (GBA) 
dem bevorstehenden Verfahren nicht entziehen 
wird, mithin also keineswegs Fluchtgefahr besteht. 

Vezir T. befand sich aufgrund seiner politischen 
Aktivitäten schon einmal in den Fängen der Justiz. 
Er wurde am 23. Mai 2000 nach § 129 StGB zu 
einer Freiheitsstrafe von 2 Jahren und 6 Monaten 
verurteilt, 2001 entlassen und die Reststrafe zur 
Bewährung ausgesetzt. 

Im Rahmen von diversen Ermittlungsverfahren 
fanden am 30. Juli 2009 Vereins- und Wohnungs¬ 
durchsuchungen u. a. in Halle, Leipzig und Hanau 
statt, von der auch Vezir T. betroffen war. Drei Jahre 
später ist das Verfahren gegen ihn eingestellt worden 
mit dem Ergebnis, dass er sich nun mit Beschuldi¬ 
gungen nach § 129b konfrontiert sieht. 

Die Strafverfolgungsbehörden rächen sich eben 
besonders drastisch, wenn da ein Mensch ist, der 
sich partout nicht verbieten lassen will, seine politi¬ 
sche Arbeit fortzusetzen. 

(Azadi) 


Oberlandesgericht München lehnt türkisches 
Auslieferungsersuchen ab 

Eyüp D., am 15. Dezember in München verhaftet, 
ist am 25. Januar aus der JVA München-Stadelheim 
entlassen worden. Er war aufgrund eines Interpol- 
Haftbefehls aus Ankara in Auslieferungshaft genom¬ 
men worden. 

Diese Erfahrung hat er zusammen mit Dr. Remzi 
Kartal schon ei nm al gemacht. Beide Politiker waren 
am 24. März 2009 auf Antrag der türkischen Justiz 
in Spanien in Haft genommen und am 13. Juli auf¬ 
grund eines entsprechenden Gerichtsurteils wieder 
entlassen worden. Auf die Entscheidung der spani¬ 
schen Justiz hat sich das Oberlandesgericht Mün¬ 
chen im Falle der Freilassung von Eyüp D. bezogen. 

Zur Erinnerung: Auch für den kurdischen Politi¬ 
ker Dr. Remzi Kartal war Spanien nicht das erste 
Mal. 

Am 22. Januar 2005 ist der ehemalige und später 
politisch verfolgte Abgeordnete der prokurdischen 
Demokratie-Partei (DEP), auf der Bahnfahrt nach 
Nürnberg verhaftet worden. Er wollte dort an einer 
Kulturveranstaltung teilnehmen. Die Festnahme 
erfolgte vor dem Hintergrund eines Auslieferungser¬ 
suchens der Türkei, die i hm vorwarf, Mitglied einer 
terroristischen Organisation zu sein und am Umbau 
der PKK mitgewirkt zu haben. 

Der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts Bam¬ 
berg entschied jedoch gegen das türkische Ansi nn en 
und ordnete am 1. März 2005 die Aufhebung des 
Haftbefehls gegen Dr. Kartal an, weil die vorgelegten 
Auslieferungsunterlagen „in einem solchen Maße 
unzureichend und widersprüchlich“ gewesen seien, 
dass man sich außerstande gesehen habe, „darauf 
eine Haftentscheidung zu stützen“. 

(Azadi) 
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Kurdische Jugendliche protestieren gegen 
Waffenlieferungen und Kriminalisierung 

Am 3. Dezember 2011 haben in Hamburg rund 300 
kurdische Jugendliche für mehrere Stunden die 
Piazza gegenüber der „Roten Flora“ besetzt. Mit 
dieser Aktion wollten sie auf die Kriegsverbrechen 
der türkischen Armee in Kurdistan aufmerksam 
machen. Medienberichten zufolge war es bereits im 
November zu einem Chemiewaffeneinsatz des türki¬ 
schen Militärs gekommen, dem 36 Guerillas der 
PKK zum Opfer fielen. Der Bundesregierung war¬ 
fen die Protestierenden vor, die AKP durch die Lie¬ 
ferung von Waffen und die Kriminalisierung kurdi¬ 
scher Organisationen und ihrer Angehörigen zu 
unterstützen. 

(jw v. 5.12.2011/Azadi) 

Berlin: Protestumzug und Veranstaltung 
gegen Massaker und faschistische 
Mordanschläge 

Rund 400 Menschen aus der kurdischen 
Community und solidarische Internationalis- 
tlnnen und Antifaschistinnen versammelten 
sich am Samstag, dem 7. Januar am späten 
Nachmittag in der Westberliner City und 
gedachten der 35 Opfer eines Luftangriffes 
der türkischen Armee am Abend des 28. 
Dezember 2011 in der kurdischen Provinz 
Sirnak. Bei dem Massaker waren kurdische 
Jugendliche und Kinder durch einen Luftan¬ 
griff mit ferngelenkten Präzisionsraketen getö¬ 
tet worden. 

Außerdem richtete sich der Protestzug gegen den 
zunehmenden Terror faschistischer türkischer Grup¬ 
pen gegen Kurdinnen in Europa und der BRD. So 
wurde in der Silvesternacht im hessischen Lichtenau 
das Wohn- und Geschäftshaus einer kurdischen 
Familie durch einen Brandanschlag zerstört; nur 
durch Zufall fielen dem Brandanschlag keine Men¬ 
schen zum Opfer. 

Thema war ferner die seit April 2009 anhaltende 
Repressionswelle gegen kurdische Journalistinnen 
und Politikerinnen, bei der bisher fast 8000 Men¬ 
schen wegen „Terror-Unterstützung“ angeklagt wor¬ 
den sind. Die Polizei begleitete die Demonstration 
mit einem Großaufgebot und nahm immer wieder 
Teilnehmerinnen wegen des Rufens von Parolen 
und Zeigens von Fahnen und Transparenten (z.B. 
mit dem Aufdruck „Antifa Genclik Enternasyonal“ 
- Antifa-Jugend international) fest. 

Bereits am 30. Dezember hatten sich 300 Men¬ 
schen auf dem Alexanderplatz versammelt, um 
gegen das Massaker der türkischen Armee an 


jugendlichen kurdischen Zivilisten in Sirnak zu pro¬ 
testieren. In Redebeiträgen verurteilten Vertreter 
verschiedener Organisationen die militärischen 
Angriffe des Militärs auf Zivilisten und forderten 
eine friedliche und politische Lösung der kurdischen 
Frage. Unter anderem sprachen Vertreterinnen der 
Föderation kurdischer Vereine in Deutschland 
(YEK-KOM), des Verbandes kurdischer Studieren¬ 
der (YXK), der Föderation der unterdrückten 
Migrantlnnen in Europa (AvEG-Kon), der Födera¬ 
tion Demokratischer Arbeitervereine (DIDF), der 
Grünen, des Theaters „Ballhaus Naunystrasse“, der 
Kampagne „Tatort Kurdistan“, der Kurdistan Soli¬ 
daritätskomitee Berlin und der Antifaschistischen 
Revolutionären Aktion Berlin (ARAB). Die Polizei 
nahm ohne jeden erkennbaren Grund zwei Perso¬ 
nen während der Kundgebung fest, was zu lautstar¬ 
ken Protesten der Kundgebungsteilnehmerinnen 
führte. 

(aus PM des Kurdistan Solidaritätskomitees Berlin v. 7.1.2012) 


„Tag des bedrohten Anwalts“ am 24. Januar: 
Europaweit protestierten Juristinnen und 
Juristen gegen die politische Verfolgung von 
Anwältinnen und Anwälten in der Türkei 

Den diesjährigen „Tag des bedrohten Anwalts“ am 
24. Januar, im Jahre 2010 ins Leben gerufen, wid¬ 
meten Juristinnen und Juristen europaweit den 
Anwältinnen und Anwälten in der Türkei, die 
„unbegründeten und rechtswidrigen Verhaftungen 
sowie Behinderung“ ausgesetzt sind. Gegen diese 
politische Verfolgung protestierten sie u. a. in Ams¬ 
terdam, Athen, Barcelona, Berlin, Bern, Brüssel, 
Düsseldorf, Den Haag, Hamburg, Madrid, Paris, 
Rom und anderen Städten. Die Protestkundgebun¬ 
gen vor türkischen Botschaften und Konsulaten 
wurden organisiert von den Europäischen Demo¬ 
kratischen Anwälten (AED-EDL), der Europäi¬ 
schen Vereinigung von Juristinnen und Juristen 
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(EJDM) sowie dem Institut für Menschenrechte der 
Europäischen Anwälte (IDHAE), die Anwältlnnen 
in ganz Europa repräsentieren. 

Menschenrechtsverletzungen im Windschatten von Anti- 
Terror-Gesetzen 

„Seit Jahrzehnten bereits protestieren Menschen¬ 
rechtsorganisationen wie Amnesty International, 
Human Rights Watch, aber auch die Europäische 
Kommission gegen Menschenrechtsverletzungen in 
der Türkei. Diese Menschenrechtsverletzungen wer¬ 
den nicht nur gegenüber politischen Gegnern der 
Regierung begangen, sondern auch gegenüber Min¬ 
derheiten, insbesondere gegenüber der kurdischen 
Bevölkerung der Türkei. Sie sind auch gerichtet 
gegen Anwältinnen und Anwälte, die den Mut 
haben Opfer von Menschenrechtsverletzungen zu 
vertreten“, heißt es u. a. in einer gemeinsamen Pres¬ 
semitteilung zum 24. Januar. 



KCK-Fahne 


Die Organisationen weisen auch auf die so 
genannten KCK-Verfahren hin, die unter dem Deck¬ 
mantel der türkischen Anti-Terror-Gesetze seit 
Anfang 2009 betrieben werden und in deren Rah¬ 
men „nach inoffiziellen Schätzungen fast 8000 mut¬ 
maßliche Mitglieder festgenommen“ worden sind. 
„Die KCK ist die Union der kurdischen Gemein¬ 
den, ein von Abdullah Öcalan gegründeter politi¬ 
scher Dachverband, dem von der türkischen Regie¬ 
rung Verbindung zur PKK vorgeworfen wird.“ Bei 
zentralen Prozessen in Diyarbakir waren nach eige¬ 
nen Angaben auch Juristen und Juristinnen aus dem 
europäischen Ausland, so auch Mitglieder der 
AED-EDL und der EJDM - als Beobachter anwe¬ 
send. 

Petition mit Forderungen an türkische Regierung 

Gleichzeitig richteten sich die Organisationen mit 
einer sechsseitigen Petition an den türkischen Pre¬ 
mierminister Recep Tayyip Erdogan, den türkischen 
Präsidenten Abdullah Gül und alle weiteren Regie¬ 
rungsmitglieder, in der sie das Vorgehen der Regie¬ 


rung aufs Schärfste verurteilen und u. a. folgende 
Forderungen aufstellen: 

> Das türkische Anti-Terror-Gesetz aus dem Jahre 
1991 schützt die Sicherheit des Staates auf Kosten 
der Freiheit und Sicherheit der Individuen. Es 
verletzt die internationalen Menschenrechte und 
muss daher aufgehoben werden. 

> Die unverzügliche Freilassung aller aus politi¬ 
schen Gründen inhaftierten Anwältinnen und 
Anwälte; 

> Ein faires Verfahren für die Angeklagten in den 
KCK-Prozessen, einschließlich der Zulassung 
ausländischer Beobachter; 

> Eine internationale, unabhängige Untersuchung 
der oben genannten Maßnahmen der türkischen 
Regierung mit dem Ziel, die Verantwortlichen für 
begangene Menschenrechtsverletzungen zur 
Rechenschaft zu ziehen. 

Außerdem müsse bezugnehmend auf den „Basic 
Principles of the Role of Lawyers” der VN aus dem 
Jahre 1990 gewährleistet werden, dass „Anwälte 
ohne jede Beeinträchtigung ihrer beruflichen Tätig¬ 
keit nachgehen können“, sie im Falle von Bedrohun¬ 
gen zu schützen sind und sie „nicht mit ihren Man¬ 
danten identifiziert werden dürfen“. 

(PM von AED-EDL, EJDM und IDHAE v. 24.1.2012/Azadi) 

Festnahmen von Anwälten in Athen 

Einem Bericht der „Alternativen Intervention Athe¬ 
ner Rechtsanwälte“ der AED-EDL vom 24. Januar 
zufolge sind bei der Kundgebung vor der türkischen 
Botschaft in Athen von der Polizei ohne ersichtli¬ 
chen Anlass und Angabe von Gründen festgenom¬ 
men und zur Personalienfeststellung auf eine Polizei¬ 
wache gebracht worden. Sie hatten vor der 
Botschaft ein Transparent mit der Aufschrift „Frei¬ 
heit für die 39 kurdischen Anwälte - Verteidiger der 
Menschenrechte“ entrollt. Auf der Polizeistation 
sind sie gefragt worden, wer von ihnen Kurde bzw. 
kurdischer Herkunft sei. Als Zeichen der Solidarität 
hatten sich derweil zahlreiche Anwaltskolleginnen 
vor dem Polizeigebäude versammelt. Nach einer 
Stunde sind die Festgenommenen wieder freigelas¬ 
sen worden. Gegen die Festnahmen hat die Athener 
Anwaltskammer beim Innen-und Justizministerium 
sowie dem Athener Polizeipräsidenten protestiert. 

Für weitere Auskünfte: thomas.schmidt@ejdm.eu 
oder Tel. 0211 - 444 001 

31. Januar bis 18. Februar: 

Friedensmarsch für Freiheit und 
Anerkennung 

Am 31. Januar wollen (nicht nur) Kurdi nn en und 
Kurden zu einem „Freiheits- und Friedensmarsch“ 
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KURDISCHER MARSCH 

FÜR GERECHTIGKEIT & FRIEDEN 

Von Genf nach Strasbourg 

31. Januar -18. Februar 2012 



Freiheit für Öcalan 


Demokratische Autonomie für die Kurden 

AUFTAKTDEMONSTRATION; ABSCHLUSSKUNDGEBUNG: 

Vor dem UN-Gebäode Strasbourg Bahnhof 

Palais des Naboras Stade de la Mein au 

Gerl (SCHWEIZ) Strasboivg (FRANKREICH) 

Ara 31. Januar 2012 um 12.00 Uhr Am IS.Februar 2012 um 10.00 Uhr 

Veranstalter KON-KURD % FEKAR - FEYKA 

Kontakt Td. 0032 2647 »SJ - Mewzadßtll 2 iWyahoacom - Mffr@kofl-kurd.org - www.koiHaifd.oig - www.fekar.ch 
(OMIHRAnONOtNAWXlMKmSUftMSIMlitOtt-HC.ntltltn' IMUHMKJWIBJMO MC'SmiI ' MUMM 


von Genf aufbrechen, um am 18. Februar in Straß¬ 
burg anzukommen. Diesen „langen Marsch“ gegen 


Ausbeutung und Unterdrückung und für „Demo¬ 
kratie, Menschlichkeit, Gleichheit und eine bessere 
Welt“ organisieren die Konföderation der kurdi¬ 
schen Vereine in Europa (KON-KURD) sowie 
„viele Personen aus verschiedenen Organisationen, 
Parteien, Institutionen, Bewegungen, Vereinen, 
Kampagnen, Bündnissen“, wie es in einem Aufruf 
vom 27. Januar heißt. Hierbei soll der Wille des kur¬ 
dischen Volkes nach einer politischen Lösung des 
Konflikts, der Gewährung demokratischer Rechte 
sowie eines rechtlichen Status zum Ausdruck kom¬ 
men. „Aus diesem Grunde werden wir am 31. 
Januar vor der Vertretung der Vereinten Nationen in 
Genf unseren Friedensmarsch beginnen und unsere 
unverzichtbare Forderung nach Freiheit und Aner¬ 
kennung erneuern.“ In Straßburg wolle man die 
EU-Institutionen „auf die Situation von Herrn 
Abdullah Öcalan aufmerksam machen und darauf 
hinweisen, dass die Freiheit und das Schicksal der 
Kurden mit seiner Situation untrennbar verbunden 
sind.“ 

Für diejenigen, die nicht von Anfang bis Ende 
daran teilnehmen können, besteht natürlich die 
Möglichkeit, sich an bestimmten Tagen solidarisch 
zu zeigen. 

Bei Rückfragen und Interesse kann per email 
nachgefragt werden: peskevin@gmail.com 

(aus Aufruf v. 27.1.2012/Azadi) 


ANTIKURDISCHER ANfiRIFF 


Brandanschlag auf kurdischen Verein in Berlin 

In der Nacht zum 10. Dezember versuchten Unbe¬ 
kannte einen Angriff auf den kurdischen Verein 
„Mala Kurda“ in der Berliner Friedrichstraße. Eine 
Scheibe wurde zunächst mit einem Stein zerschla¬ 
gen. Vermutlich sollten durch einen Brandsatz die 
Vereinsräume in Brand gesetzt werden, er prallte 
jedoch an der Außenwand ab und hinterließ ledig¬ 
lich Rußspuren. Polizei und Feuerwehr wurden von 
einer Anwohnerin gerufen. Der Vereinsvorstand war 
von der Polizei über den Anschlag nicht informiert 
worden. Erst einen Tag später entdeckten Vereins¬ 
mitglieder den Schaden. Mittlerweile wurde Anzeige 
erstattet. Der Brandanschlag könnte möglicherweise 
in Verbindung stehen mit vorangegangenen Über¬ 
griffen türkischer Faschisten auf linke kurdische 
Jugendliche am Abend des 26. November. Auf dem 
Rückweg von einer antifaschistischen Demonstra¬ 
tion sind kurdische Jugendliche auf der Oranien- 
straße in Berlin-Kreuzberg mit Messern angegriffen 


und verletzt worden. Der Angriff erfolgte in unmit¬ 
telbarer Nähe zu einem Verein der faschistischen 
„Grauen Wölfe“, den daraufhin kurdische Jugendli¬ 
che besetzt hatten. Bereits in der Nacht des 20. 
November wurde eine Scheibe des kurdischen Ver¬ 
eins durch Steinwürfe zerstört. Am gleichen Tag 
hatte es dort eine groß angelegte Razzia gegeben, 
wodurch die Öffentlichkeit auf den Verein aufmerk¬ 
sam geworden ist - vermutlich auch jene, die einem 
li nk en kurdischen Verein feindlich gegenüber¬ 
stehen. 

(PM Kurdistan Solidaritätskomitee Berlin v. 19.12.201) 
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Brutale Polizeigewalt bei Demo gegen rassis¬ 
tische Polizeigewalt 

Mouctar Bah bewusstlos ins Krankenhaus eingeliefert 

Die friedliche Demonstration, die an den siebten 
Todestag des in Polizeigewahrsam in Dessau ver¬ 
brannten Afrikaners Oury Jalloh erinnern sollte, 
artete in einer Gewaltorgie der Polizei aus. Dabei 
wurden zahlreiche Demonstranten verletzt. Mouctar 
Bah, Initiator der „Initiative in Gedenken an Oury 
Jalloh“, wurde mehrmals von der Polizei geschlagen. 
Zum Ende der Kundgebung wurde er von mehreren 
Polizisten angegriffen, woraufhin er bewusstlos ins 
Krankenhaus eingeliefert werden musste. Am 
Anfang der Demonstration versuchte die Polizei 
gewaltsam, die Verwendung des Begriffs „Oury Jal¬ 
loh, das war Mord“ zu verbieten. Die Demonstran¬ 
ten weigerten sich und bezogen sich auf ihr Grund¬ 
recht auf Meinungsfreiheit und entsprechende 
Gerichtsurteile, was die Polizei nicht akzeptierte. 
Nachdem ihr Versuch scheiterte, das Transparent 
gewaltsam zu entfernen, begann die Polizei mit Pro¬ 
vokationen und Angriffen - trotz der friedlich ver¬ 
laufenden Demonstration. „Egal wie hart uns die 
Polizei angreift und verletzt, wir werden den Kampf 
zur Aufklärung des Mordes an Oury Jalloh niemals 
aufgeben.“ so Komi E., ein Aktivist der Initiative. 
Für den 19. Januar 2012 ist die Urteilsverkündung 
anberaumt. 

(PMInitiative in Gedenken an Oury Jalloh e.V v. 07.01.2012) 

Polizei, Zoll und Verfassungsschutz 
lokalisieren Verdächtige per „stiller SMS“ 

Bislang weitgehend unbemerkt von der Öffentlich¬ 
keit nutzen Behörden eine weitere Möglichkeit, 
ihnen verdächtig erscheinende Personen durch das 
Mobiltelefon zu lokalisieren. Dabei werden soge¬ 
nannte „stille SMS“ verwendet, die für die ausge¬ 
spähten Personen nicht wahrnehmbar sind. Der 
Polizei ermöglichen diese Signale aber in Zusam¬ 
menarbeit mit dem Provider die Funkzelle zu lokali¬ 
sieren, in der sich der Betroffene aufhält. Die Polizei 
nutzt „stille SMS“ regelmäßig, um Verdächtige, 
deren Handynummer sie kennt, aufzufmden und 
festzunehmen. Beim Verfassungsschutz werden mit 
diesem Trick Bewegungsbilder einer Person erstellt 
oder Observationen unterstützt. Auf Anfrage des 
Bundestagsabgeordneten Andrej Hunko (die Linke) 
rückten die Sicherheitsbehörden Zahlen heraus: Im 
Jahr 2010 verschickte das Bundeskriminalamt 96 314 
„stille SMS“, das Bundesamt für Verfassungsschutz 
107 852 und die Zollfahndungsbehörden sogar 
236 617. Die Zahl der betroffenen Handys liegt aber 
deutlich niedriger. In NRW waren in 778 Ermitt¬ 


lungsverfahren 2.644 Mobiltelefone betroffen. Das 
heißt pro Mobiltelefon verschickte die Polizei im 
Schnitt rund 100 „stille SMS“. Beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz waren pro Jahr sogar nur 90-150 
Mobiltelefone betroffen, wie ein Sprecher auf 
Anfrage der taz mitteilte. Wenige Handys wurden 
also wohl besonders intensiv überwacht. Problema¬ 
tisch ist, dass die Betroffenen auch im Nachhinein 
nicht über den Einsatz informiert werden. Daher 
gibt es bislang auch keine Klagen gegen die Zuläs¬ 
sigkeit der Methode. Wer übrigens sicher gehen will, 
dass er nicht per „stiller SMS“ geortet werden kann, 
muss nicht nur das Handy ausschalten, sondern 
auch SIM-Karte oder Akku entfernen. 

(taz v. 01.01.2 012/Azadi) 


McCarthy-Paranoia in deutschen Landen 
Inlandsgeheimdienst muss abgeschafft 
werden! 

Wie die junge weit in ihrer Ausgabe vom 30. Januar 
berichtet, hat nach Darstellung des SPIEGEL das 
Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) eingeräumt, 
dass einige Landesämter sehr wohl „nachrichten¬ 
dienstliche Mittel“ gegen Abgeordnete der Links¬ 
fraktion im Bundestag einsetze. Die so gewonnenen 
Erkenntnisse würden auch Eingang in die Personen¬ 
akte des BfV übernommen. Das Bundesinnenminis¬ 
terium, oberster Dienstherr des BfV, hatte bislang 
stets behauptet, dass nur öffentlich zugängliche 


Zunehmender Einsatz von IMSI-Catchern 

Auf eine schriftliche Anfrage des Bundestagsabge¬ 
ordneten Andrej Hunko (Linkspartei) zum Export 
von so genannten „IMSI-Catchern“, teilte die Bun¬ 
desregierung mit, dass an folgende Firmen in den 
letzten Jahren Ausfuhrgenehmigungen erteilt wor¬ 
den sind: Boger Electronics, Rohde & Schwarz, Ser- 
nia und Syborg. Diese Exporte erfolgten u.a. nach 
Marokko, Mexiko, Indonesien, Kuwait oder die 
Russische Föderation, aber auch innerhalb der EU. 
So habe die Fa. Rohde & Schwarz im Jahre 2009 
einen Auftrag über die Lieferung von IMSI-Cat¬ 
chern nach Großbritannien im Wert von fünf Mil¬ 
lionen Euro erhalten, die zur Olympiade 2012 einge¬ 
setzt werden sollen. Mit diesen „Catchern“ kö nn en 
in einer bestimmten Funkzelle befindliche Geräte 
identifiziert werden; einige von ihnen sind außer¬ 
dem für das Abhören von Gesprächen geeignet. 
„Dieser Trend muss umgehend gestoppt werden: 
Eine gesellschaftliche Debatte über digitale Spiona¬ 
gewerkzeuge und ihre Nutzung durch Geheim¬ 
dienste und Polizei ist überfällig“, kommentierte 
Andrej Hunko die Antwort der Bundesregierung. 

(PMA.Hunko v. 12.12.2011/Azadi) 
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Quellen ausgewertet, nicht aber V-Leute oder 
Observationen zum Einsatz kommen würden. 
Außerdem könne - so das Wochenmagazin - die 
Anzahl der observierten Abgeordneten höher sein 
als die bislang genannten 27. Insgesamt stünden 
mindestens 42 Parlamentarierinnen im Fokus des 
Inlandsgeheimdienstes - mithin mehr als die Hälfte 
der Bundestagsfraktion. „Der Weg, auf dem Die 
Linke beobachtet wird, ist nicht in Ordnung,“ sagte 
selbst der Vorsitzende des Rechtsausschusses des 
Bundestages, Siegfried Kauder (CDU). Im Gegen¬ 
satz zu der Dumpfbacke Vera Lengsfeld und Peter 
Frisch, von 1996 bis 2000 Präsident des BfV, beide 
aufgetreten in der Talkrunde von Günther Jauch am 
29. Januar. Insbesondere Letzterer stand entweder 
unter Medikamenten-Mlkoholeinfluss oder sein 
unerträgliches zusammenhangloses Schwadronieren 
und Verharmlosen der Ereignisse um die Naziterror- 
Morde ist auf Senilität zurückzuführen. Wie auch 
immer: Über Beide, für die die Linken per se als 
Staatsfeinde einzuordnen sind, sollte der Mantel des 
ewigen Vergessens gelegt werden. 

Wenn in diesem Land schon Parlamentarierln- 
nen vom Geheimdienst beobachtet werden oder 


Persön li chkeiten wie Rolf Gössner, Rechtsanwalt, 
Publizist, Vizepräsident der Internationalen Liga für 
Menschenrechte und last but not least stellvertreten¬ 
des Mitglied des Staatsgerichtshofs der Freien Han¬ 
sestadt Bremen, 38 Jahre lang VS-überwacht war, 
dann ist es ein leichtes, sich vorzustellen, wer sonst 
noch von Staats wegen verfolgt wird. Kritikeri nn en 
der herrschenden Politik, Oppositionelle, Menschen¬ 
rechtlerinnen, Antifaschistinnen und Antirassistln- 
nen und all jene, die nicht windschnittig mitsegeln 
wollen, dürfen getrost davon ausgehen, dass sie in 
den VS-Daten und -Akten erfasst sind und werden. 
Das gilt erst recht für Mitglieder, Anhängerinnen 
und Aktivistinnen nichtdeutscher Organisationen, 
Vereine und Institutionen, die nicht in das politische 
und wirtschaftliche Interessensfeld des Staates pas¬ 
sen. 

Auch AZADi blieb von der geheimdienstlichen 
Überwachung nicht verschont und hat gegen das 
Bundesamt für Verfassungsschutz resp. das Bundes¬ 
innenministerium Klage eingereicht. In einem der 
nächsten Infodienste werden wir konkreter über das 
laufende Verfahren berichten. 

(jw v.30.1.2012/Azadi) 



EGMR verbietet Auslieferung in Länder, wenn 
dort die Verwendung erfolterter Aussagen 
droht 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) in Straßburg hat die Auslieferung des Al- 
Qaida-Verdächtigen Omar Othman alias Abu Qua- 
tada nach Jordanien durch Großbritannien unter¬ 
bunden, nachdem dort letztinstanzlich grünes Licht 
gegeben worden war. Othman wurde 1999 in Jorda¬ 
nien in Abwesenheit zu lebenslanger Haft verurteilt, 
weil er an einem Bombenanschlag beteiligt gewesen 
sein soll. Der maßgebliche Grund für die Entschei¬ 
dung des EGMR war, dass ihn dort kein fairer Pro¬ 
zess erwarte, da im Gerichtsverfahren auch erfol- 
terte Aussagen verwendet würden. Das sc hli eße eine 
Abschiebung grundsätzlich aus, weil Jordanien keine 
Zusage gegeben habe, auf solche Aussagen zu ver¬ 
zichten. 

Obwohl die UN-Antifolterkonvention schon seit 
Jahrzehnten vorsieht, dass Verurteilungen nicht auf 


erfolterten Aussagen beruhen dürfen, war es bislang 
nicht klar, ob dies auch ein Auslieferungshindernis 
darstellt. So wurde 2004 Metin Kaplan aus Deutsch¬ 
land in die Türkei abgeschoben, obwohl ihm dort 
ein Prozess mit erfolterten Aussagen drohte. Dies 
wurde damals vom Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig gebilligt. Nach dem jetzigen Grundsatzurteil 
des EGMR wäre dies nicht mehr möglich. 

Den Einwand, Omar Othman sei bei einer 
Abschiebung nach Jordanien selbst von Folter 
bedroht, ließ das EGMR allerdings nicht gelten. 
Eine von Großbritannien verlangte diplomatische 
Zusicherung seitens Jordaniens, im Fall Othman 
keine Folter anzuwenden, betrachtete das Gericht 
unter Berücksichtigung weiterer Aspekte als ausrei¬ 
chend. Dabei blieb der EMGR seiner bisherigen 
Linie treu, dass der Wert solcher staatlichen Zusi¬ 
cherungen, auf Folter zu verzichten, in Bezug auf 
Auslieferungen im Einzelfall betrachtet werden 
müssten. Um Orientierung in weiteren Fällen zu 
geben, stellte das Gericht einen Kriterienkatalog auf, 
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der zu berücksichtigen sei. In diesem Punkt wurde 
das Urteil von Amnesty International kritisiert. Sol¬ 
che Vereinbarungen seien ineffizient und nicht ver¬ 
pflichtend. Die an der Auslieferung beteiligten Staa¬ 
ten hätten kein Interesse zu überprüfen, ob die 
Verpflichtungen bezüglich des Folterverbots einge¬ 
halten würden. Amnesty hatte gehofft, der EGMR 
würde solche diplomatischen Zusicherungen gene¬ 
rell als unzureichend ein s tufen. 

(taz v. 18.01.2012/Azadi) 

VG Düsseldorf: Geheimdienstliche Ausfor¬ 
schung von Dr. Rolf Gössner war rechtswidrig 

Der Rechtsanwalt, Publizist und Vizepräsident der 
Internationalen Liga für Menschenrechte, Dr. Rolf 
Gössner, ist jahrelang vom nordrhein-westfälischen 
Verfassungsschutz (VS) geheimdienstlich ausge¬ 
forscht worden. Wie das Verwaltungsgericht Düssel¬ 
dorf in seinem rechtskräftig gewordenen Urteil vom 
19. Oktober 2011 (Az. 22 K 4905/08) nach dreiein¬ 
halbjährigem Prozess nun festgestellt hat, waren die 
Überwachung und die gesamte Speicherung seiner 
Daten rechtswidrig. Anfang 2011 schon hatte das 
Verwaltungsgericht (VG) Köln die fast 40jährige 
Observation Gössners durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz für unverhältnismäßig und grund¬ 
rechtswidrig erklärt. 

Nach Auffassung von Udo Kauß (Mitglied der 
Humanistischen Union), Prozessbevollmächtigter 
von Rolf Gössner, wird dieses Urteil erhebliche 
Auswirkungen auf die Datenverarbeitung aller 17 
VS-Ämter des Bundes und der Länder haben: 
„Erstmals wird eine Geheimdienstbehörde durch ein 
Gericht verpflichtet, ihre Datenverarbeitung so zu 
organisieren, dass die VS-Bediensteten nur auf die 
gespeicherten Daten zugreifen können, auf die das 
Gesetz für die jeweilige Aufgabe einen Zugriff 
erlaubt.“ Als „längst überfällige datenschutzrechtli¬ 
che Absicherung des Grundrechts auf informatio¬ 
neile Selbstbestim¬ 
mung“ bezeichneten 
die Internationale Liga 
für Menschenrechte 
und die Humanistische 
Union in einer 
gemeinsamen Presse¬ 
mitteilung das VG- 
Urteil. „Erschreckend 
sind die überkomme¬ 
nen Leindbilder und 
die Besessenheit, von 
denen sich der Verfas¬ 
sungsschutz auf Bun¬ 
desebene bei seinem 
Vorgehen gegen einen 


anerkannten und hochgeschätzten Bürgerrechtler 
offenkundig leiten ließ“, so Liga-Präsidentin Fanny- 
Michaela Reisin. 

(PMLiga/Human.Union v. 13.12.2011) 

EuGH: Kein Ausweisungsschutz für türkische 
Staatsangehörige wegen Assoziationsabkom¬ 
men 

Am 8. Dezember 2011 entschied der Europäische 
Gerichtshof in Luxemburg, dass sich aus dem Asso¬ 
ziationsabkommen mit der Türkei „keine völlige 
Gleichstellung türkischer Staatsangehöriger mit Uni¬ 
onsbürgern ergibt.“ Deshalb müsse das Abkommen 
derart ausgelegt werden, dass der gewährte Auswei¬ 
sungsschutz nicht denselben Umfang aufweist wie 
der Schutz, den Unionsbürger genießen. 

Das Gericht führte hierzu aus, dass mit dem 
Abkommen ein nur wirtschaftliches Ziel verfolgt 
werde; es diene lediglich der schrittweisen Herstel¬ 
lung der Arbeitnehmerfreizügigkeit türkischer 
Staatsangehöriger. Deshalb begründe die Unions¬ 
bürgerschaft „erheblich verstärkte Garantien in 
Bezug auf die Ausweisung“, türkische Staatsbürger 
hingegen nicht. 

Ausgangspunkt der Entscheidung war eine Vor¬ 
lage des Verwaltungsgerichtshofs (VGH) Baden- 
Württemberg. Das Gericht sollte klären, ob die Aus¬ 
weisung eines türkischen Staatsangehörigen aus 
Deutschland rechtmäßig erfolgt war. Der Betroffene 
war mehrfach straffällig geworden und ausgewiesen 
worden, weil er die öffentliche Ordnung störe. In 
dem Verfahren hatte er sich auf das Assoziationsab¬ 
kommen mit der Türkei berufen und die Ansicht 
vertreten, dass er den gleichen Ausweisungsschutz 
genieße wie Unionsbürger. Aktenzeichen: C-371/08. 

(Legal Tribüne online v. 11.12.2011/Azadi) 

Bundesverfassungsgericht: Telefonüberwa¬ 
chung mit Grundgesetz vereinbar 

Das Bundesverfassungsgericht entschied in einem 
am 7. Dezember 2011 veröffentlichten Grundsatzbe¬ 
schluss, dass die seit 2008 geltende Neuregelung bei 
der Telefonüberwachung mutmaßlicher Straftäter 
mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Danach bleibt 
bei verdeckten Ermittlungen gegen diesen Personen¬ 
kreis der Vertraulichkeitsschutz für Berufsgeheim¬ 
nisträger wie Steuerberater, Ärzte oder Journalisten 
eingeschränkt. Bestehen bleibt er hingegen bei 
Geistlichen, Strafverteidigern, Rechtsanwälten und 
Abgeordneten. Damit verwarfen die Karlsruher 
Richter mehrere Verfassungsbeschwerden in dieser 
Angelegenheit. Aktenzeichen: 2 BvR 236/08u.a. 

(FR v. 8.12.2011/Azadi) 
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Pro Asyl: IMK-Beschluss zum Bleiberecht 
fehlt die Dauerwirkung 

Dass das Thema „Bleiberechtsregelung“ trotz der 
Beschlüsse der Innenministerkonferenz in Wiesba¬ 
den weitergeht, befürchtet die Flüchtlingsorganisa¬ 
tion PRO ASYL. Es sei dringend an der Zeit, „die 
jahrelange Hängepartie zu beenden“ und stattdessen 
eine Regelung „mit Dauerwirkung“ zu schaffen. 
Die Minister hatten vereinbart, dass eine Verlänge¬ 
rung der zum Jahresende 2011 auslaufenden Rege¬ 
lung auf landesrechtlicher Grundlage möglich sei. 


werde. „Notwendig ist ein humanitärer Verteilungs¬ 
mechanismus, der die Bedürfnisse und familiären 
Bindungen des Schutzsuchenden in den Mittelpunkt 
stellt. Europa braucht ein europäisches Asylsystem, 
das menschenwürdige Aufnahmebedingungen und 
faire Asylverfahren europaweit durchsetzt“, resü¬ 
miert PRO ASYL. 

(PM Pro Asyl v,14.12.2011/Azadi) 

Staatsschutz ermittelt gegen Flüchtlings- und 
Menschenrechtsorganisationen 


(PM Pro Asyl v. 9.12.2011/Azadi) 

PRO ASYL: Europa braucht humanitären Ver¬ 
teilungsmechanismus und faire Asylverfah¬ 
ren 

Vor dem Hintergrund des letzten Treffens der EU- 
Innenminister im Jahre 2011 bilanziert PRO ASYL 
„2000 tote Flüchtlinge an den europäi¬ 
schen Außengrenzen, keine 



lingsauf- 
nahme, Dauerblo¬ 
ckade bei der Schaffung 
gemeinsamer Asylrechtsstandards und 
populistische Debatten, die selbst die innereuropäi¬ 
sche Freizügigkeit zur Disposition stellen“. Diese 
„desaströse“ Bilanz des Jahres 2011 zeige, „dass die 
Europäische Union in Fragen des Flüchtlings- und 
Menschenrechtsschutzes politisch und moralisch“ 
versage. Nach Auffassung von PRO ASYL stecke 
das gesamte Dublin-System in einer „unlösbaren 
Krise“. Deshalb benötige Europa eine „völlig andere 
Verantwortungsteilung bei der Aufnahme von 
Schutzsuchenden“. Es müsse Schluss damit 
gemacht werden, dass die Verantwortung den klei¬ 
neren Staaten an den EU-Außengrenzen zugewiesen 


Weil verschiedene Menschenrechtorganisationen 
dem bei der Ausländerbehörde für Abschiebungen 
zuständigen Beamten Armin M. „Tricks“ und 
„Ermessensentscheidungen am äußersten rechten 
Rand“ vorgeworfen hatten, ermittelte der Staats¬ 
schutz Erlangen/Nürnberg seit Mitte September 
gegen sie. Ende November hatten die sieben Orga¬ 
nisationen, unter ihnen die Ortsgruppe 
von Amnesty und der Bayerische 
Flüchtlingsrat, zu einer Pressekonferenz 
in Erlangen eingeladen. Flüchtlinge 
berichteten dort exemplarisch über 
ihr e Erfahrungen mit M„ der seit lan¬ 
gem in der Kritik steht. Über schrie¬ 
ben war die Einladung mit „Sheriff 
Gnadenlos muss weg“. Auf dieser 
Pressekonferenz wurden konkrete 
Fälle geschildert, bei denen der 
Beamte am Rande der Gesetz¬ 
lichkeit mit Flüchtlingen 
umging. Etwa der des Iraners 
Ali H„ der 2009 einen Asyl- 
Folgeantrag stellen wollte 
und bei M. eine Reiseer¬ 
laubnis beantragte und ihm 
diese auch in Aussicht stellte. 

Doch wurde er vorher von zwölf Polizeibe¬ 
amten festgenommen und nach Teheran abgescho¬ 
ben. Dort kam H. ins Gefängnis und wurde gefol¬ 
tert, weshalb er erneut nach Deutschland floh. In 
Frankfurt dann stellte er wieder einen Asylantrag 
und wurde als Flüchtling anerkannt. Äh nl iche Fälle 
sind auf der Pressekonferenz dargestellt worden. 
Daraufhin erstattete M. Anzeige wegen Verleum¬ 
dung und Beleidigung. Mehr als verwunderlich ist, 
warum hier ausgerechnet der Staatsschutz ermittelte. 
Dass dies nach dessen eigener Aussage wegen des 
„politischen Hintergrunds“ erfolgte, wirft mehr Fra¬ 
gen auf, als es beantwortet. Offensichtlich gibt es 
gewachsene Feindbilder, die schon bürgerliches 
Engagement gegen die staatliche rassistische Flücht¬ 
lingspolitik als staatsfeindlich betrachten. Das Ver¬ 
fahren wurde mittlerweile eingestellt. 

(taz v. 19.12.2011/Azadi) 
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ZUR SACHE: TÜRKEI 


Urteil im Mordfall Hrant Dine 

Fünf Jahre, nachdem der 
armenische Journalist und 
Menschenrechtler Hrant 
Dine erschossen wurde, ist 
nun ein weiteres Urteil 
gefällt worden. Yasin 
Hayal wurde als Anstifter 
des Mordes zu lebensläng¬ 
licher Freiheitsstrafe verur¬ 
teilt. Der eigentliche zum 
Tatzeitpunkt noch minder¬ 
jährige Todesschütze Ogün 
Samast war bereits 2011 in einem abgetrennten 
Jugendstrafverfahren zu 22 Jahren Haft verurteilt 
worden. Weitere sechs Mitangeklagte, denen von 
der Staatsanwaltschaft Beteiligung an der Verschwö¬ 
rung gegen Hrant Dine vorgeworfen wurde, beka¬ 
men Freisprüche. Die Staatsanwaltschaft kündigte 
Revision an. 

Hrant Dine, früher Chefredakteur der türkisch¬ 
armenischen Wochenzeitung Agos, setzte sich für 
die Aufarbeitung des Genozids von 1915 an den 
Armeniern ein. Durch eine Verurteilung wegen 
„Beleidigung des Türkentums“ nach § 301 waren die 
Attentäter erst auf ihn aufmerksam geworden. 

Die Nebenkläger der Angehörigen zeigten sich 
von dem Urteil enttäuscht. Die eigentlichen Draht¬ 
zieher im Hintergrund aus dem Bereich der Sicher¬ 
heitsbehörden blieben unbehelligt. 

Nach seiner Festnahme war der Todesschütze 
Ogün Samast von der Polizei in Trabzon regelrecht 
gefeiert worden. Hinweisen, dass Polizei und Gen¬ 
darmerie im Vorfeld des Attentats über das Vorha¬ 
ben informiert waren, ging das Gericht nicht nach. 
An einer eigentlichen Aufklärung der Vorfälle 
scheint der türkische Staat nach wie vor nicht inte¬ 
ressiert. 500 Personen aus dem Umfeld Hrant Dincs 
hatten sich vor dem Gericht versammelt und gegen 
das unzureichende Urteil protestiert. 

(taz v. 17.01.2012/Azadi) 

Leugnung des Völkermords an Armeniern in 
Frankreich strafbar 

Mit 128 gegen 86 Stimmen verabschiedete der fran¬ 
zösische Senat ein Gesetz, welches die Leugnung 
von Genoziden - unter anderem den Völkermord 
von 1915 an den Armeniern im Osmanischen 
Reich - unter Strafe stellt. Zuvor hatte schon die 


Pariser Nationalversammlung zugestimmt. Damit 
kann zukünftig mit bis zu 12 Monaten Haft und 
einer Geldbuße von 45000 Euro bestraft werden, 
wer in beleidigender Absicht den von Frankreich 
seit 2001 offiziell anerkannten Genozid in Frage 
stellt. Im Vorfeld der Entscheidung hatte die türki¬ 
sche Regierung starken Druck auf Frankreich ausge¬ 
übt und mit dem Abbruch der politischen und wirt¬ 
schaftlichen Beziehungen gedroht. Der türkische 
Ministerpräsident Erdogan nannte den Beschluss in 
einer ersten Reaktion „rassistisch und ein Massaker 
an der Meinungsfreiheit“. Wer dazu schweige, 
mache sich schuldig, den aufkommenden Faschis¬ 
mus in Europa zu ignorieren. 

(u. a. tazv. 24.01.2012/Azadi) 

Azat Ordukhanyan, Vorsitzender des Zentralrats 
der Armenier in Deutschland hält es für zwingend 
erforderlich, dass Deutschland dem französischen 
Beispiel folgt. “Wir sind es der Würde unserer Toten 
und der Ehre unserer Vertriebenen schuldig, immer 
wieder an das deutsche Gewissen zu appellieren, 
dass auch hierzulande die Leugnung dieses Völker¬ 
mords verboten wird.” Auch das deutsche Reich sei 
in vielfältiger Weise in das Menschheitsverbrechen 
von 1915 involviert: “Es gibt eine moralische Verant¬ 
wortung Deutschlands, den Opfern wenigstens 
heute politiche Genugtuung und Rechtsschutz ange¬ 
deihen zu lassen,” so Ordukhanyan. Rund 1,5 Mil¬ 
lionen Armenier sind dem Völkermord zum Opfer 
gefallen. 

NATO-Armee Türkei rüstet auf 

Milliardeninvestitionen für «Teknopark» 

Laut „Turkishpress“ vom 23. Januar plant die 
AKP-Regierung die Auslieferung von Aufklärungs¬ 
drohnen “Made in Turkey” an das türkische Militär. 
Den Aussagen von Staatssekretär Murat Bayar 
zufolge sei die Türkei in den nächsten fünf Jahren in 
der Lage, den Bedarf der Armee an Rüstungsgütern 
zu 80 Prozent decken zu können. Während man das 
selbstgesteckte Ziel im Jahre 2010 zu 50 Prozent 
erreicht habe, sollen es im nächsten Jahr weit über 
70 bis 80 Prozent sein. Das erklärte Bayar bei einer 
Projektvorstellung der ASELSAN, einem der größ¬ 
ten Rüstungsunternehmen in der Türkei. Derweil sei 
die Auslieferung der ersten fünf Aufklärungsdroh¬ 
nen geplant, die vollständig in der Türkei entwickelt, 
gebaut und zur Zeit vom Militär getestet würden. 
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„ANKA“ solle durch die israelische „Heron“ ersetzt 
werden. 

Weiter verfolgt würde das Projekt des Kampf¬ 
hubschraubers ATAK, deren Triebwerk-Lizenz man 
von Italien erworben habe. 51 Helikopter könne die 
Rüstungsindustrie bis Jahresende ausliefern. Dies 
treffe auch auf einen der ersten einheimischen Pan¬ 
zer namens ALTAY zu. Besondere Aufmerksamkeit 
errege derzeit auch der erste Kampfjet. Bis zum 
100. Jahrestag der Gründung der Republik werde 
sich die Türkei besonders anstrengen, die rüstungs¬ 
politischen Ziele zu erreichen. Es gebe 260 Projekte, 
an denen bi slang 1200 Unternehmen arbeiten wür¬ 
den, um die technologische Entwicklung voranzu¬ 
treiben. 

Mit einer Gesamtinvestition von zwei Milliarden 
Dollar soll in der Nähe des Istanbuler Flughafens 
„Sabiha Gökcen“ ein „Teknopark“ entstehen, von 
dem Jahresumsätze von etwa 5 bis 7 M illi arden U S- 
Dollar erwartet würden. Die ersten 100 Firmen 
könnten bis Jahresende in eine riesige überdachte 
Fläche einziehen; bis jetzt hätten sich 450 Unterneh¬ 
men interessiert gezeigt. 

(turkishpress/MESOP v. 23.1.2012/Azadi) 


Pressefreiheit in der Türkei auf dem 
Tiefststand 

Laut einem jüngst veröffentlichen Ranking der Pres¬ 
sefreiheit, das die internationale Organisation 
„Reporter ohne Grenzen“ erstellt hat, ist die Türkei 
im vergangenen Jahr um zehn Plätze nach unten 
gefallen und auf Platz 148 von insgesamt 178 Län¬ 
dern gelandet. “Die beispiellos große A nz ahl von 
Verhaftungen, sehr vielen Telefonabhörungen und 
die Missachtung der Geheimhaltung von journalisti¬ 
schen Quellen haben in den Medien ein Klima der 
Einschüchterung geschaffen,” so ROG. Unter dem 
Vorwand der Terrorismusbekämpfung habe die 
juristische Drangsalierung von Journalisten in der 
Türkei eklatant zugenommen. “Statt der versproche¬ 
nen Reformen startete das Justizsystem eine Welle 
von Verhaftungen von Journalisten, wie es sie das 
letzte Mal bei der Militärdiktatur gegeben hat,” 
kommentierte die türkische Tageszeitung Hürriyet 
das Ergebnis des Rankings. 

(Dt.-türk.Nachr./Mesop v. 26.2.2012/Azadi) 


KURDISTAN 


Aufruf der BDP zur Untersuchung des Massa¬ 
kers von §irnak 

Durch einen Angriff der türkischen Luftwaffe in der 
Umgebung der Dörfer der Stadt rrnak / Uludere 
wurden 3 8 Jugendliche und Kinder massakriert. Die 
Bewohner dieser Dörfer verdienen ihren Lebensun¬ 
terhalt durch kleinen Grenzhandel, der mit Wissen 
und Legitimation der dort vorhandenen „Sicher¬ 
heitskräfte“ und der dortigen Zuständigen durchge¬ 
führt wird. Die Verantwortlichen des Massakers an 
den Zivilisten sind die AKP und die Staatsorgane, 
die sich bemühen, dieses Verbrechen an der 
Menschheit zu vertuschen. Die Haltung der türki¬ 
schen Presse gegenüber dieser Tat ist erschütternd. 
Deshalb ruft die BDP 

> die Europäische Union (EU), den Europäischen 
Rat, die Organisation für Sicherheit und Zusam¬ 
menarbeit in Europa (OSZE) und alle europäi¬ 
schen Institutionen auf, dieses Massaker auf i hr e 
Tagesordnung zu nehmen und die nötige Reaktion 
zu zeigen; 


> die Vereinigten Nationen und den UN-Menschen- 
rechtsrat in Genf zur Untersuchung dieses Massa¬ 
kers auf; 

> alle Menschenrechtsorganisationen auf, eine Dele¬ 
gation in dieses Gebiet zu entsenden, um dieses 
Massaker zu untersuchen und zu dokumentieren; 

> die internationale Öffentlichkeit auf, sich mit dem 
kurdischen Volk zu solidarisieren und sich zu die¬ 
sem Massaker zu verhalten. 

(Aufruf der Partei für Frieden und Demokratie, BDP v. Januar 2012: 
Abgeordneter aus Van, Vorsitzender der Kommission fiir Außenbezie¬ 
hungen) 

Zwei Jugendliche in Amed getötet 

In Amed (Diyarbakrr) sind in den frühen Morgen¬ 
stunden des 31. Dezember bei Hausdurchsuchungen 
zwei Personen ums Leben gekommen. Nach offi¬ 
ziellen Angaben haben die Jugendlichen versucht, 
vor der Polizei zu fliehen und sind vom Balkon 
gesprungen. Augenzeugen jedoch erklärten, dass die 
zwei Jugendlichen aus dem Haus geführt und 
anschließend auf offener Straße durch die Polizei 
ermordet worden sind. Nach bisherigen Angaben ist 
auf Anweisung des Gouverneurs von Amed (Diyar- 
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bakir), Mustafa Toprak, der Zugang zum Tatort ver¬ 
sperrt. Laut Erklärung des Polizeichefs Mustafa 
Sa lam habe ein Gefecht stattgefunden. Als die ver¬ 
meintlichen Täter die Polizisten registrierten, haben 
diese zu fliehen versucht. Darauf hin habe die Polizei 
versucht, dies zu verhindern und verletzte die 
Jugendlichen durch die Anwendung von Schusswaf¬ 
fen. Anschließend sollen sich die beiden vom Bal¬ 
kon gestürzt haben und verstarben vor Ort. Entge¬ 
gen dieser Erklärung steht die Aussage von 
Augenzeugen, die gesehen haben wollen, wie die 
zwei Jugendlichen aus ihrer Wohnung gebracht wur¬ 
den und kaltblütig, ohne dass ein Gefecht stattgefün- 
den habe, auf offener Straße erschossen worden 
sind. Funktionäre der BDP, des IHDs und von 
Mazlum-Der haben sich zu Untersuchungen zum 
Tatort begeben. Die Leichen der beiden Personen 
sind zur Pathologie des Krankenhauses von Diele 
gebracht worden. 

(ANF/ISKUv. 31.12.2012) 

Unteroffiziere wegen tödlichem Anschlag im 
Kurdengebiet verurteilt 

Zwei Unteroffiziere der türkischen Armee sind 
wegen eines von ihnen verübten Bombenanschlags 
im Kurdengebiet zu jeweils fast 40 Jahren Haft ver¬ 
urteilt worden. Als weiterer Mitangeklagter erhielt 
ein früheres Mitglied der PKK-Kurdenrebellen die 


gleiche Haftstrafe von 39 Jahren und zehn Monaten, 
wie die türkische Presse am Mittwoch meldete. Die 
Angeklagten hatten im November 2005 im südost¬ 
türkischen Semdinli einen Bombenanschlag auf 
einen Buchladen verübt, bei dem ein Mensch starb. 
Mit der Gewalttat sollten die Spannungen im Kur¬ 
dengebiet angeheizt werden. 

Der Anschlag von Semdinli hatte auch deshalb 
für einen Skandal gesorgt, weil der ehemalige türki¬ 
sche Generalstabschef Yasar Büyükanit die Ange¬ 
klagten öffentlich als „feine Jungs“ gelobt hatte. Ein 
Staatsanwalt, der den Vorfall untersuchte, wurde auf 
Druck der Armee entlassen. Der Fall ging anschlie¬ 
ßend vor ein Militärgericht, das die Beschuldigten 
auf freien Fuß setzte. Erst nach Reformen, mit 
denen die Befugnisse der Militärgerichtsbarkeit 
beschnitten wurden, konnte der Fall neu aufgerollt 
werden. 

Nach dem jetzt ergangenen Urteil des Schwurge¬ 
richts im osttürkischen Van verlangte der Anwalt 
Selcuk Kozagacli, auch Ex-General Büyükanit 
müsse vor Gericht gestellt werden. In der Öffent¬ 
lichkeit gilt der Fall Semd inli als Beispiel für Verge¬ 
hen der Sicherheitskräfte im Konflikt mit der verbo¬ 
tenen Arbeiterpartei Kurdistans (PKK). 

(AFP v. 11.1.2012) 


INTERNATIONALES 


Menschenmeer für Menschenrechte 

Über 110 000 Demonstranten haben die baskische 
Stadt Bilbo (Bilbao) am Samstag in ein Menschen¬ 
meer verwandelt. Sie folgten dem Aufruf der Kam¬ 
pagne „Egin Dezagun Bidea“ (Den Weg bereiten), 
für die Rechte der politischen Gefangenen auf die 
Straße zu gehen. »Gigantisch« nannte der Sprecher 
der Organisation, Jon Garai, die Demonstration, die 
die größte der letzten Jahre war. »Es gibt jetzt keinen 
Grund mehr für Verzögerungen«, sagte er an die 
Adresse der Regierungen in Madrid und Paris 
gerichtet. »Von morgen an erwartet die baskische 
Gesellschaft nichts anderes als ein Ende der grausa¬ 
men Sondergesetze, die gegen die baskischen Gefan¬ 
genen zur Anwendung kommen.« Hauptforderung 
der Demonstranten war die Verlegung der bislang 
auf Gefängnisse in ganz Spanien verteilten Gefange¬ 
nen ins Baskenland. Die bisher von Madrid prakti¬ 
zierte Politik der »Zerstreuung« zwingt die Familien 


der Inhaftierten, jedes Wochenende Hunderte Kilo¬ 
meter zurückzulegen, um ihre inhaftierten Angehö¬ 
rigen besuchen zu können. 

Die in der Organisation »Etxerat« (Nach Hause 
bringen) zusammengeschlossenen Familien der 
Inhaftierten informierten am vergangenen Dienstag 
bei einer Pressekonferenz über die aktuelle Situation 
des Gefangenenkollektivs. Es besteht derzeit aus 665 
Gefangenen, von denen nur acht im Baskenland 
inhaftiert sind. Elf Gefangene werden trotz schwerer 
Krankheit nicht aus dem Gefängnis entlassen. 224 
Inhaftierte könnten sofort entlassen werden, weil sie 
entweder die Voraussetzungen für eine Entlassung 
auf Bewährung erfüllen oder sogar bereits i hr e 
Strafe vollständig verbüßt haben. 169 Personen sind 
derzeit »präventiv« ohne Gerichtsverfahren in Haft. 
Ihre große Mehrheit wurde bei Razzien festgenom¬ 
men, die das spanische Sondergericht Audiencia 
Nacional seit Jahren gegen politische Aktivisten im 
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Umfeld der baskischen Li nk en durchführt. Seit 
deren Friedensstrategie, die im Oktober 2011 zum 
Ende des bewaffneten Kampfes von ETA geführt 
hat, stößt die Fortdauer der repressiven Politik der 
spanischen Regierung in der baskischen Gesellschaft 
auf immer massivere Kritik. »Wir erwarten von 
Rajoys Regierung, dass sie sich der neuen Situation 
gewachsen zeigt«, beschreibt ein Sprecher der baski¬ 
schen Linken die Erwartungshaltung in Euskadi. 
Aus Madrid kommt zu all dem bisher nur Schwei¬ 
gen. Der neue rechtskonservative spanische Regie¬ 
rungschef Mariano Rajoy hat angekündigt, sich im 
Februar mit Vertretern der baskischen Regionalre¬ 
gierung treffen zu wollen. Die hatte im Vorfeld der 
Demonstration die Kundgebung in Bilbo kritisiert. 
Kollektive Lösungen zu fordern, habe keine Chance 
auf Verwirklichung, sagte der Innenminister der Bas¬ 
kischen Autonomen Gemeinschaft, der Sozialdemo¬ 
krat Rodolfo Ares. Die Behandlung der Gefangenen 
werde doch aber gerade durch kollektive Repression 
bestimmt. 

(jw v. 9.1.2012/Azadi) 

Waffenruhe zwischen birmanesischem Staat 
und der Minderheit der Karen nach 63 Jahren 

Die Regierung von Birma (Myanmar) und die 
Karen National Union (KNU) haben sich am 12. 
Januar 2012 nach nur wenigen Stunden Verhandlun¬ 
gen auf einen sofortigen Waffenst il l s tand geeinigt. 
Dabei soll die Regierungsdelegation den Forderun¬ 
gen der Rebellen in allen Punkten prinzipiell zuge¬ 
stimmt haben. Die KNU und ihre Karen National 
Liberation Army (KNLA) kämpfen seit 1948 gegen 
Birmas Zentralregierung, erst für einen unabhängi¬ 
gen Staat, dann für substanzielle Autonomie. Die 
Karen stellen etwa 8% der birmanesischen Bevölke¬ 
rung und leben zumeist im Grenzgebiet zu Thailand. 
Mit dem Waffenstillstand tritt auch die Vereinbarung 
in Kraft, Verbindungsbüros einzurichten und die 
Gespräche bald in der Hauptstadt Naypyidaw fort¬ 
zusetzen. Ausschlaggebend für den Waffenstillstand 
waren für die birmanesische Regierung zum einen 
wahrscheinlich wirtschaftliche Gründe. Der Ausbau 
einer milliardenschweren Wirtschaftszone in Dawei 
wäre erleichtert, da die Verbindungsstraße nach 
Thailand nicht mehr von den ca. 12.000 Kämpfern 
zählenden Rebellen der KNLA angegriffen würde. 


Zudem bemüht sich die birmanesische Regierung 
seit einiger Zeit, sich durch Amnestien und Refor¬ 
men aus der außenpolitischen Isolation zu befreien. 

(taz v. 12.1.2012/Azadi) 

Tote durch direkten Beschuss mit Tränengas¬ 
granaten 

Der Tod des palästinensischen Demonstranten Mus¬ 
tafa Tamimi durch Tränengasbeschuss aus nächster 
Nähe seitens der israelischen Armee soll laut Forde¬ 
rungen der israelischen Menschenrechtsorganisation 
Betselem of fiz iell untersucht werden. Mustafa 
Tamimi war am 6. Januar bei einer Demonstration 
gegen die Beschlagnahme von Ländereien des Dor¬ 
fes Nabi Saleh zugunsten der gegenüberhegenden 
israelischen Siedlung Halamish von einer Tränengas¬ 
granate aus nur 2 m Entfernung getroffen worden 
und später im Krankenhaus seinen Verletzungen 
erlegen. Laut Betselem sind in den vergangenen acht 
Jahren bei vergleichbaren Zwischenfällen 20 Perso¬ 
nen bei Demonstrationen im Westjordanland getötet 
worden. Nach den Erklärungen der israelischen 
Armee sei ein direkter Beschuss von Menschen mit 
Tränengasgranaten verboten und käme auch nicht 
vor. Dem widersprach eine Sprecherin von Betse¬ 
lem. Soldaten würden regelmäßig solche Granaten 
auf palästinensische Demonstranten abfeuern und 
damit deren Tod in Kauf nehmen. Ihres Wissens sei 
noch kein einziger Soldat für einen solchen 
Beschuss rechtlich verfolgt worden. 

Auch in Kurdistan kommt es regelmäßig zu 
Toten durch direkten Beschuss der Bevölkerung mit 
Tränengas durch die türkischen Sicherheitskräfte. So 
wurde am 28. August 2011 das BDP-Parteiratsmit¬ 
glied von Wan, Yildrrim Ayhan, bei dem Versuch, 
die laufenden militärischen Operationen durch Sitz¬ 
blockaden zu unterbinden, durch Beschuss mit einer 
Tränengasgranate aus nächster Nähe getötet. 
Zudem werden in Gebieten wie etwa der Region 
Hakkari, die die türkische Armee als „Feindesland“ 
ansieht, Tränengasgranaten auch durch Fenster in 
die Wohnungen Unbeteiligter geschossen, wobei vor 
allem ältere Menschen zu Tode kommen. Vergleich¬ 
bar zu der Situation im Westjordanland findet auch 
hier keine strafrechtliche Verfolgung der Verantwort¬ 
lichen statt. 

(taz v. 12.12.2012/Azadi) 
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NEV ERSCHIENEN 


Strafanzeige gegen Kriegsverbrechen der 
türkischen Armee 

In Buchform ist nun im Pahl-Rugenstein Verlag die 
bei der Bundesanwaltschaft (BAW) gestellte Strafan¬ 
zeige der Rechtsanwältin Britta Eder und ihres Kol¬ 
legen Dr. Heinz-Jürgen Schneider gegen den türki¬ 
schen Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan 
sowie mehrere türkische Generalstabschefs erschie¬ 
nen. Sie werden von ihnen beschuldigt, Verbrechen 
nach dem Völkerstrafgesetzbuch begangen zu 
haben. In seinem Vorwort weist Prof. Dr. Norman 
Paech auf die vielfache Missachtung der Menschen¬ 
rechte und des Minderheitenschutzes in dem 
NATO-Mitgliedsland hin, von der insbesondere die 
kurdische Bevölkerung betroffen ist. Das drückt sich 
auch in der hohen Zahl der Verurteilungen der Tür¬ 
kei durch den Europäischen Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte aus. Seit vielen Monaten wird die kurdi¬ 
sche Bevölkerung mit unerbittlicher Repression 
überzogen und die kurdische Guerilla mit militäri¬ 
scher Gewalt bekämpft, wobei die Armee nicht 
davor zurückschreckt, auch chemische Kampfmittel 
einzusetzen. Es werden 10 „Fälle“ von Menschen¬ 
rechtsverletzungen aus den letzten Jahren geschil¬ 
dert, die auf eigenen Recherchen sowie Dokumenta- 


Kriegsverbrecher! der Türkei 



Strafanzeige nach dem Vöikerstrafgesetzbuch 
gegen MinisTerpräsident Erdogan und d'o 
türkischen Generalstabschefs 


Rechtsanwältin BriUä Eocr 
Rechtsanwalt Dr. le nz-Jürgen Scnneider 
I rsg: MAE DAD 


tionen aus der Türkei sowie renommierten Men¬ 
schenrechtsorganisationen beruhen. „Sie sind exem¬ 
plarisch für eine Vielzahl weiterer ähnlich gearteter 
Verbrechen durch das türkische Militär und polizei¬ 
liche Sicherheitskräfte gegen PKK-Kombattanten 
und die Zivilbevölkerung. Dabei handelt es sich um 
extralegale Hinrichtungen, aufgesetzte Schüsse nach 
Festnahmen, Folter, postmortale Verstümmelun¬ 
gen,“ so im Klappentext des Buches. Enthalten sind 
in dem Buch auch Beiträge zur Geschichte des tür¬ 
kisch-kurdischen Konflikts sowie zur politischen 
Entwicklung der Türkei in den vergangenen Jahr¬ 
zehnten. Das Schlusswort hat Rechtsanwalt Mah- 
mut Sakar, der frühere Vorsitzende der damaligen 
(und später verbotenen) HADEP Istanbul und einst 
Vorsitzender des Menschenrechtsvereins IHD in 
Diyarbakir. In einem Interview im Kurdistan-Report 
von Mai/Juni 1998 ist er gefragt worden, woher er 
angesichts der Repressionssituation die Kraft und 
das Engagement für seine Arbeit nehme. „Für uns 
ist es eine Aufgabe der Menschlichkeit, sich für ein 
schnelles Ende des Krieges in Kurdistan und eine 
politische Lösung einzusetzen. Wir sind ein Teil die¬ 
ses Landes und daher sind wir verpflichtet, diese 
Arbeit zu tun. So ist die Lebenseinstellung derjeni¬ 
gen, die diese Arbeit tun, das ist auch meine Einstel¬ 
lung.“ 

Der Krieg ist immer noch nicht beendet, eine 
politische Lösung in große Ferne gerückt, Mahmut 
Sakar heute nicht mehr in seiner Heimat, sondern er 
lebt als anerkannter politischer Flüchtling inzwi¬ 
schen in Deutschland. Hier setzt er seine politische 
Arbeit im „Verein für Demokratie und internationa¬ 
les Recht“ (MAF-DAD) fort. MAF-DAD ist auch 
Herausgeber des Buches, das ein wichtiger Beitrag 
zur Aufklärung über die Menschenrechtssituation 
des NATO-Mitgliedslands Türkei darstellt. Diejeni¬ 
gen, die gerne in das beliebteste Urlaubsland der 
Deutschen reisen, sollten zuvor diese Publikation 
gelesen haben. Danach bringen sie vielleicht etwas 
mehr Verständnis auf für die hier lebenden Kurdin¬ 
nen und Kurden, ihre Situation, Probleme und ihren 
Wunsch nach Präsenz, Anerkennung und Partizipa¬ 
tion auf. Es wäre sehr zu wünschen! 

Britta Eder/Dr. Heinz-Jürgen Schneider: „Kriegsverbre¬ 
chen der Türkei - Strafanzeige nach dem Völkerstraf¬ 
gesetzbuch gegen Ministerpräsident Erdogan und die 
türkischen Generalstabschefs“; 

Pahl-Rugenstein Verlag Bonn 2012,169 S., 12,90 Euro 
ISBN 978-3-89144-501-3 
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Linksfraktion im NRW-Landtag 
zur Rolle des VS 


AUSSER 

KONTROLLE 



Die Linke im 
Landtag von Nord¬ 
rhein-Westfalen hat 
bereits im Januar 
des letzten Jahres 
eine 124 Seiten 
umfassende Bro¬ 
schüre mit dem 
Titel „Außer Kon¬ 
trolle - Wie der 
Verfassungsschutz 
die Verfassung 
bedroht“ veröffent¬ 
licht. Diese Publi¬ 
kation hat vor dem 
Hintergrund der 


Ereignisse um das mordende Nazi-Terrornetzwerk 
„NSU“ und die Bespitzelung von Bundestagsabge¬ 
ordneten eine besondere, wenngleich bittere Aktua¬ 
lität. Im Vorwort der beiden Fraktionsvorsitzenden 
Bärbel Beuermann und Wolfgang Zimmermann 
wird die einzig richtige Forderung erhoben, nämlich 
den Verfassungsschutz abzuschaffen, eine Position, 
die früher auch von den Grünen vehement vertreten 
worden ist. Neben der innenpolitischen Sprecherin 
der Fraktion, Anna Conrads, kommen u. a. auch 
Elke Steven vom Komitee für Grundrechte und 
Demokratie, Ulrich Sander als Bundessprecher der 
VVN-BdA und Rechtsanwalt Dr. Rolf Gössner zu 
Wort. 

Die Textsammlung zu Verfassungsschutz, „NSU“ 
und NPD ist kostenlos zu beziehen bei der Fraktion 
Die Linke im Landtag NRW, Sonja Krurup, email: 
sonja.krurup@landtag.nrw.de oder als pdf-Datei 
herunterzuladen: www.linksfraktion-nrw.de/ausser- 
kontrolle 

(jw, 30.1.2012) 
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AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 
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Tel. 0211/8302908 
Fax 0211/171 1453 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 
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mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
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Kurdischem Aktivisten droht 
Ausweisung wegen „Hartnäckigkeit 
und Unbelehrbarkeit“ 

D er Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg hat in 
einem 29 Seiten umfassenden Urteil vom 7. Dezember 2011 
gegen das Vorstandsmitglied eines der YEK-KOM angegliederten 
kurdischen Vereins, festgelegt, dass auch in der wiederholten Te iln ahme an 
Veranstaltungen der PKK bzw. PKK-naher Vereine ein tatbestandliches 
Unterstützen einer terroristischen Vereinigung vorliegen kann. Diese Akti¬ 
vitäten seien geeignet, den ideologischen und emotionalen Zusammenhalt 
der PKK zu stärken. 

B. D., der im Dezember 1995 wegen politischer Verfolgung aus der 
Türkei in die BRD geflohen war, erhielt wenige Jahre später eine Asyla¬ 
nerkennung und in der Folgezeit mehrmalige Aufenthaltserlaubnisse, die 
letzte gültig bis zum September 2007. Seine Frau und fünf der sieben 
gemeinsamen Kinder, die mit ihm nach Deutschland eingereist waren, ver¬ 
fügen i nz wischen über eine Niederlassungserlaubnis; der jüngste Sohn ist 
deutscher Staatsangehöriger. 1997 geriet der Kurde in den Fokus der 
Behörden: er wurde in den Vorstand eines kurdischen Vereins gewählt und 
dort zuständig für die Bücherei. Dann folgte eine Verurteilung wegen des 
Verstoßes gegen das Vereinsgesetz, dann wurde er im Februar 1999 
gemeinsam mit 176 anderen Kurden wegen der Besetzung eines grie¬ 
chischen Konsulats aus Anlass der Verschleppung von Abdullah Öcalan in 
die Türkei für einen Tag in Vörbeugegewahrsam genommen und im Jahre 
2001 wurde gegen ihn ein Ermittlungsverfahren wegen der PKK-Selbster- 
klärungs-Kampagne eingeleitet, das von der Staatsanwaltschaft später ein¬ 
gestellt worden ist. 

Das genügte dem Bundesamt im April 2007 für einen Asylwiderruf 
und die Feststellung, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 bis 7 
Aufenthaltsgesetz aufgrund der exilpolitischen Aktivitäten des Betroffenen 
nicht vor liegen. Eine Klage gegen diese Entscheidung wurde von B. D. 
zurückgenommen. Stattdessen beantragte er bei der Ausländerbehörde 
eine Niederlassungserlaubnis und prompt folgte die Aufforderung zur Teil¬ 
nahme an einer „Sicherheitsbefragung“. Fragen danach, in welcher Weise 
er kurdische Organisationen wie PKK, KADEK, KONGRA-Gel, KICK 
oder KCIC unterstützt bzw. für diese gearbeitet habe, soll B.D. auswei¬ 
chend beantwortet haben. Das eingeschaltete Fandesamt für Verfassungs¬ 
schutz trat auf den Plan und veranschaulichte in aller Klarheit, wer hier die 
intensive und engmaschige Kontrolle über einen Menschen hat, dessen 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft vor deutschen Behörden keine 
Gnade und keinerlei Respekt finden soll. Detailliert wurde dem Regie¬ 
rungspräsidium mitgeteilt, wann, wo, aus welchen An lässen und mit wem 
der Kurde an Veranstaltungen, Demonstrationen, Versammlungen oder 
Feiern teilgenommen hat, teils belegt durch Fotos und Zeitungsartikel der 
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Tageszeitung „Yeni Özgür Politika“, aber auch durch 
Berichte des Bundeskriminalamtes (BKA). 

Daraufhin hat das zuständige Regierungspräsi¬ 
dium im Juni 2010 B.D. aufgefordert, innerhalb 
eines Monats das Land zu verlassen. Sollte er nicht 
freiwillig ausreisen, wurde ihm die Abschiebung „in 
die Türkei oder in einen anderen Staat, in den er 
einreisen dürfe oder der zu seiner Rückübernahme 
verpflichtet sei“, angedroht. Außerdem musste er 
sich einmal wöchentlich bei der Polizei melden. Als 
Ausweisungsgrund wurde genannt, dass die PKK 
„als eine terroristische Vereinigung zu qualifizieren“ 
sei, für die er ja bereits „vor seiner Einreise ins Bun¬ 
desgebiet 1995 fünf bis sechs Jahre in der Türkei 
tätig gewesen“ sei. Das heißt, die Fluchtgründe von 
B.D., die zur Asylanerkennung geführt hatten, wur¬ 
den jetzt für eine Ausweisung herangezogen! Weil er 
sich auch in Deutschland „kontinuierlich“ an „zahl¬ 
reichen politisch extremistischen“ Veranstaltungen 
der PKK „alias KADEK alias KONGRA GEL“ 
aktiv teilgenommen habe, müsse in der „Gesamtbe¬ 
trachtung“ geschlussfolgert werden, dass er der 
PKK „angehöre“. Außerdem werde die PKK seit 
Mai 2002 auf der vom Rat der Europäischen Union 
erstellten EU-Terrorliste geführt. 

Das Gericht sei davon überzeugt, dass die kurdi¬ 
schen Vereine, in denen B.D. aktiv gewesen ist, „den 
Terrorismus unterstützen“, wobei berücksichtigt 
werden müsse, dass „bereits jede Tätigkeit als tatbe- 
standliches Unterstützen anzusehen ist, die sich in 
irgendeiner Weise positiv auf die Aktionsmöglichkei¬ 
ten der betreffenden Vereinigung auswirkt.“ Dass 
diese Vereine auch Mitglied beim Dachverband kur¬ 
discher Vereine in Deutschland, YEK-KOM, seien, 
mache deren Nähe zur PKK offensichtlich. Auch 
hier bezieht sich das Gericht auf „Einschätzungen“ 
des Verfassungsschutzes, nach der die Föderation 
bei Veranstaltungen, Aktivitäten und Publikationen 
jene Themen aufgreifen würde, die „im Interessens¬ 
bereich der PKK“ lägen, z.B. Forderungen nach 
„Aufhebung des PKK-Verbots und Freilassung 
Abdullah Öcalans“. Im Arbeitsprogramm von 
YEK-KOM sei die „logistische Unterstützung des 
nationalen Befreiungskampfes Kurdistans“ veran¬ 
kert. Eine pikante Notiz am Rande: Es gebe aller¬ 
dings auch vom VS nicht überwachte „Alternati¬ 
ven“, etwa jene Vereine des Dachverbandes der 
KOMKAR (Verband der Vereine aus Kurdistan). 

Freilich hat die Entscheidung gegen B.D. auch 
erhebliche Auswirkungen auf seine Familie. Dazu 
heißt es im Urteil, dass zwar aufgrund seiner familiä¬ 
ren Situation ein besonderer Ausweisungsschutz 
bestehe , doch treffe dies „aus schwerwiegenden 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung“ 
auf ihn nicht zu (§ 54 Nr. 5 und Nr. 5a Aufenthalts¬ 
gesetz). 


§ 54 Nr. 5 und Nr. 5a Aufenthaltsgesetz 

Nach dieser Vorschrift wird ein Ausländer in 
der Regel ausgewiesen, wenn Tatsachen die 
Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er einer 
Vereinigung angehört oder angehört hat, die 
den Terrorismus unterstützt oder er eine derar¬ 
tige Vereinigung unterstützt oder unterstützt 
hat, wobei die Ausweisung auf zurückliegende 
Mitgliedschaften oder Unterstützungshandlun¬ 
gen nur gestützt werden kann, soweit diese 
eine gegenwärtige Gefährlichkeit begründen. 
Die Zugehörigkeit zu einer entsprechenden 
Vereinigung oder ihre Unterstützung muss 
danach nicht erwiesen sein, es genügt das 
Vorliegen von Tatsachen, die die entspre¬ 
chende Schlussfolgerung rechtfertigen. Dass 
es sich dabei um eine Vereinigung handelt, die 
den Terrorismus unterstützt, muss hingegen 
feststehen (Bay. VGH, Urteil v. 22.2.2010 - 19 
B 09.929, bestätigt durch Urteil des BVerwG v. 
25.10.2011 - 1 C 13.10).“ 


Zwar müssten nach Auffassung des Gerichts die 
Belange der Kinder, „besonders des jüngsten deut¬ 
schen Kindes“ und die Fortführung der familiären 
Lebensgemeinschaft in Deutschland berücksichtigt 
werden, doch habe bei Abwägung des jeweiligen 
Interesses des Schutzes von Ehe und Familie „hinter 
das höher einzuschätzende Sicherheitsinteresse des 
Staates und seiner Bevölkerung vor Unterstützungs¬ 
handlungen für terroristische Vereinigungen zurück¬ 
zutreten“. Dies sei gerechtfertigt, weil der Kläger „in 
Anbetracht der Hartnäckigkeit und Unbelehrbarkeit 
trotz des laufenden Ausweisungsverfahrens weiter 
an PKK-nahen Veranstaltungen teilgenommen 
habe“ und in der mündlichen Verhandlung seine 
„tiefe Verehrung für Öcalan und Anhängerschaft zur 
PKK“ demonstriert habe. Deshalb müsse damit 
gerechnet werden, dass er „weiter die PKK unter¬ 
stützt.“ Nicht zuletzt diene eine Ausweisung auch 
„general- und spezialpräventiven Zwecken“. Akten¬ 
zeichen: VGH Baden-Württemberg 11S 897/11; der 
Beschluss ist unanfechtbar. 

(migrationsrecht.net/azadi) 

Auch PolatT. muss für Niederlassungs¬ 
erlaubnis kämpfen 

Ähnlich begründet wie im vorstehenden Fall und 
Bezug nehmend auf § 54.5 AufenthG hat das Regie- 
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rungspräsidium Karlsruhe mit Schreiben vom 23. 
Februar auch Polat T. den Entzug der Niederlas¬ 
sungserlaubnis angedroht, weil er sich jahrelang im 
alevitischen Verein, der der kurdischen Alevitischen 
Föderation FEDA, angehört, politisch betätigt habe. 
Herr T., ein Kurde aus der „Gastarbeitergeneration“, 
hat seine Sache einem Rechtsanwalt übergeben. 

(Azadi) 

Keine Einbürgerung wegen journalistischer 
Tätigkeit 

Weil er zeitweise und ehrenamtlich als Journalist für 
die in Deutschland erscheinende kurdische Tageszei¬ 
tung Yeni Özgür Politika (Neue freie Politik) gearbei¬ 
tet hat, die von den deutschen Behörden als der 
PKK nahe stehend eingestuft wird, soll Ilyas Ersöz, 
der seit 14 Jahren mit seiner Frau und zwei Kindern 
in Deutschland lebt, nicht eingebürgert werden. 
Hiergegen hat er geklagt, weshalb das Verwaltungs¬ 
gericht Bremen nun über seinen Fall zu entscheiden 
hat. 

Eine zentrale Rolle spielen die Fandesämter für 
Verfassungsschutz, die obligatorisch eingeschaltet 
werden oder selbst initiativ werden, sobald Men¬ 
schen die Erlangung der deutschen Staatsangehörig¬ 
keit beantragen. Und hier offenbart sich jedesmal, 
mit welcher Akribie der Inlandsgeheimdienst das 
berufliche und private Feben von Migrantinnen und 
Migranten ausforscht, insbesondere, wenn sie sich 
politisch betätigen. „Er steht ständig im Fokus des 
Verfassungsschutzes, weil das Amt seine Artikel als 
Informationsquelle nutzt“, äußert Albert Timmer, 
Anwalt von Ilyas Ersöz gegenüber der „tageszei- 
tung“ (taz). Statt anzuerkennen, dass der Kurde 
durch seine journalistische Arbeit zum Informati¬ 
onsbedürfnis der kurdischen Community beitrage, 
würden seine Aktivitäten von den Behörden in einen 

terroristischen 
Zusammen¬ 
hang gebracht. 
Rechtsanwalt 
Timmer wirft 
dem Verfas¬ 
sungsschutz 
außerdem vor, 
sinnentstel¬ 
lende Fehler 
bei der Über¬ 
setzung von 
Artikeln zu 
machen. Es 
gebe ferner 
Texte von Ilyas 
Ersöz, die ihm 
vorgeworfen 


würden, die von der Redaktion ohne Absprache 
umgeändert worden seien. 

Der Kurde hat bereits als junger Mann in den 
1990er Jahren in der Türkei in einer Zeitungsredak¬ 
tion gearbeitet und miterlebt, wie Journalisten getö¬ 
tet worden sind. Er selbst sei festgenommen worden 
und habe Folterungen an seinem Vater und seiner 
Schwester mit erleben müssen. Dennoch scheinen 
die Chancen auf Einbürgerung nicht sonderlich gut, 
weil „schon der Antrag auf Übernahme der Prozess¬ 
kosten abgelehnt wurde“, so Rechtsanwalt Timmer. 
Eine Ausweisung müsse sein Mandant nicht 
befürchten, da seine Familie über ein unbefristetes 
Aufenthaltsrecht verfüge. „Aber eine Einbürgerung 
hätte so viele Vorteile“, erklärt Ilyas Ersöz, „endlich 
wählen, mehr Freiheit beim Reisen, weniger büro¬ 
kratische Hürden.“ Über die Anträge seiner Frau 
und der Kinder Dilbirin und Serhat auf deutsche 
Staatsangehörigkeit ist noch nicht entschieden. 

(taz v. 30.1.2012/Azadi) 

Dänische Bank beendet Zusammenarbeit mit 
ROJ TV 

Verwaltungsgericht Paris weist Klage gegen Eutelsat ab 

Nachdem das Kopenhagener Stadtgericht am 10. 
Januar eine - noch nicht rechtskräftige - Entschei¬ 
dung gegen den kurdischen Fernsehsender ROJ TV 
getroffen und am 22. Januar der französische Satelli¬ 
tenbetreiber EUTELSAT die Übertragung über 
Satellit vollständigen unterbrochen hat, wurde nun 
vonseiten der Danske Bank die jahrelange Zusam¬ 
menarbeit mit dem Fernsehsender gekündigt. Ver¬ 
handlungen mit anderen Geldinstituten fielen bisher 
ebenfalls negativ aus. Die Klage von ROJ TV gegen 
die Entscheidung von Eutelsat ist am 10. Februar 
vom Verwaltungsgericht in Paris abgewiesen wor¬ 
den. 

(ANF/ISKU/v. l./2.,11.2.2012/Azadi) 

Maulkorberlass gegen kurdischen Exilpoliti¬ 
ker Muzaffer Ayata 

Deutschlands Behörden machen keine halben 
Sachen, verlässlich insbesondere dann nicht, wenn 
es sich um politisch links und dazu noch ausländi¬ 
sche Aktivistinnen und Aktivisten handelt. So hat 
das Ordnungsamt der Stadt Stuttgart mit Bezug auf 
§ 47 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) dem kurdischen 
Exilpolitiker und Journalist Muzaffer Ayata (56) 
künftig jede politische Betätigung zugunsten der seit 
November 1993 verbotenen PKK/KADEK/KON- 
GRA GEL/KKK und KCK untersagt, ausgeweitet 
auch auf ein Engagement für die Föderation kurdi¬ 
scher Vereine, YEK-KOM. Die ist zwar keineswegs 
verboten, doch wird sie vom Verfassungsschutz als 
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legaler Arm der PKK bezeichnet. Muzaffer Ayata 
soll also künftig nicht mehr an öffentlichen politi¬ 
schen Versammlungen und Aufzügen teilnehmen 
oder Ämter übernehmen und ausüben dürfen. Dies 
habe auch für „politische Reden, Pressekonferenzen 
und schriftliche Veröffentlichungen“ zu gelten. 1 000 
Euro Zwangsgeld werden ihm im Falle einer Zuwi¬ 
derhandlung angedroht. Diese Maßnahmen begrün¬ 
det das Ordnungsamt auch mit der Indizierung der 
PKK auf der EU-Terrorliste. 

Verfolgt in der Türkei - verfolgt in der BRD 

An dieser Stelle möchten wir den Leserinnen und 
Lesern einen Einblick geben in das Leben von 
Muzaffer Ayata, das geprägt ist von Verfolgung und 
Repression einerseits und dem starken Willen, sich 
nicht brechen zu lassen, seinen politischen Vorstel¬ 
lungen und Überzeugungen treu zu bleiben. 

Herr Ayata wurde aufgrund seiner Aktivitäten 
wenige Monate vor dem Militärputsch (September) 
im März 1980 verhaftet und im Militärgefängnis von 
Diyarbakir mehrfach schwer gefoltert. Wegen 
„Separatismus“ hat das Gericht 1983 gegen ihn die 
Todesstrafe verhängt, die 1991 in eine 40-jährige 
Freiheitsstrafe umgewandelt worden ist. Im Septem¬ 
ber des Jahres 2000 wurde er aus der Haft entlas¬ 
sen. 

In seiner Haftzeit hat Herr Ayata durch zahlrei¬ 
che Veröffentlichungen auf die Situation der Gefan¬ 
genen in den türkischen Haftanstalten aufmerksam 
gemacht, sich zur Verbesserung der Haftbedingun¬ 
gen an Todesfasten beteiligt und sich für die Rechte 
des kurdischen Volkes eingesetzt. Er fungierte 
außerdem als Sprecher von PKK-Gefangenen, die 
insbesondere nach dem Militärputsch die Gefäng¬ 
nisse füllten. 

Freigelassen zur Flucht gezwungen 

Obwohl mit seiner auf Bewährung ausgesetzten 
Reststrafe von 20 Jahren ein lebenslanges politisches 
Betätigungsverbot verbunden gewesen ist, hat Herr 
Ayata sein Engagement bei der prokurdischen 
HADEP fortgesetzt, die jedoch im März 2002 ver¬ 
boten wurde. Wegen des zunehmenden Verfol¬ 
gungsdrucks verließ er die Türkei und reiste im 
Jahre 2002 in die BRD ein. Hier sollte er die Euro¬ 
pavertretung der HADEP/DEHAP leiten, weshalb 
sich der damalige Vorsitzende an das Auswärtige 
Amt gewandt hatte, um eine längerfristige Aufent¬ 
haltserlaubnis für Herrn Ayata zu beantragte. Das 
wurde genauso abgelehnt wie sein Asylantrag als 
„offensichtlich unbegründet“. Dennoch setzte er 
seine politischen Aktivitäten für die kurdischen Inte¬ 
ressen ebenso fort wie seine publizistische Arbeit, 
die der leidenschaftlichen Suche nach Lösungswe- 


§ 47 Aufenthaltsgesetz 

Ausländer dürfen sich im Rahmen der allge¬ 
meinen Rechtsvorschriften politisch betätigen. 
Die politische Betätigung eines Ausländers 
kann beschränkt oder untersagt werden, 
soweit sie 

die politische Willensbildung in der Bundes¬ 
republik Deutschland oder das friedli¬ 
che Zusammenleben von Deutschen 
und Ausländem oder von verschiede¬ 
nen Ausländergruppen im Bundesge¬ 
biet, die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung oder sonstige erhebliche 
Interessen der Bundesrepublik beein¬ 
trächtigt oder gefährdet, 

den außenpolitischen Interessen oder den 
völkerrechtlichen Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland zuwi¬ 
derlaufen kann, 

gegen die Rechtsordnung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland, insbesondere unter 
Anwendung von Gewalt, verstößt 
oder 

bestimmt ist, Parteien, andere Vereinigun¬ 
gen, Einrichtungen oder Bestrebun¬ 
gen außerhalb des Bundesgebietes 
zu fördern, deren Ziele oder Mittel mit 
den Grundwerten einer die Würde 
des Menschen achtenden staatlichen 
Ordnung unvereinbar sind. 

Die politische Betätigung eines Ausländers 
wird untersagt, soweit sie 

Die freiheitliche demokratische Grundord¬ 
nung oder die Sicherheit der Bundes¬ 
republik Deutschland gefährdet oder 
den kodifizierten Normen des Völker¬ 
rechts widerspricht, 

Gewaltanwendung als Mittel zur Durchset¬ 
zung politischer, religiöser oder sons¬ 
tiger Belange öffentlich unterstützt, 
befürwortet oder hervorzurufen 
bezweckt oder geeignet ist oder 

Vereinigungen, politische Bewegungen 
oder Gruppen innerhalb oder außer¬ 
halb des Bundesgebiets unterstützt, 
die im Bundesgebiet Anschläge 
gegen Personen oder Sachen oder 
außerhalb des Bundesgebiets 
Anschläge gegen Deutsche oder 
deutsche Einrichtungen veranlasst, 
befürwortet oder angedroht haben. 


zu seite 1 


4 


VERBOTSPRAXIS 










gen für den türkisch-kurdischen Konflikt gewidmet 
waren. 

Repression setzt sich in Deutschland fort 

Statt den Dialog mit Muzaffer Ayata aufzunehmen, 
zogen es die Behörden mit Rückendeckung der Poli¬ 
tik vor, dem Kurden den strafrechtlichen Kampf 
anzusagen. So wurde er im August 2006 verhaftet 
und ihm angebliche „Rädelsführerschaft in einer kri¬ 
minellen Vereinigung“ (hier: PKK/KONGRA 
GEL, § 129 StGB) vorgeworfen. Das Gericht sah 
diese Beschuldigung als erwiesen an und verurteilte 
Herrn Ayata im April 2008 zu einer Freiheitsstrafe 
von 3 Jahren und 6 Monaten. Es folgte eine Odys¬ 
see aus Verurteilung/Revisionen/Neuverhandlun- 
gen/Haftüberprüfungen/Beschwerden, was dazu 
führte, dass seine Haft um vier Monate reduziert 
worden ist, er diese Zeit aber bis zum bitteren Ende 
absitzen musste. Jeder Versuch seiner Verteidigung, 
den Haftbefehl aufheben zu lassen, wurde abgelehnt 
und mit Fluchtgefahr sowie dem Vorwurf begrün¬ 
det, Herr Ayata habe sich ausdrücklich nicht von 
seinen Aktivitäten, den Organisationen und seinen 
politischen Vorstellungen distanziert. 

Außerdem hat er durch seine ausführlichen Prozess¬ 
erklärungen (s. auszugsweise im AZADI-infodienst Nr. 
65 v. April 2008; www.nadir.org/azadi ) allergrößten 
Unmut bei Bundesanwaltschaft und der Richter¬ 
schaft erregt, weil deren Interesse an den komplexen 
Hintergründen des politischen Konflikts äußerst 
begrenzt war. 

Türkei beantragt Ayatas Auslieferung 
Entlassen und doch nicht entlassen 

Doch nicht genug: Auf der Grundlage eines Haft¬ 
befehls des Schwurgerichts in Diyarbakir vom 
Dezember 2007 beantragte die türkische Justizbe¬ 
hörde die Auslieferung von Herrn Ayata, weil er 
nach seiner Haftentlassung und nach Ausreise 
angeblich „Mitglied des PKK-Führungskomitees“ in 
Europa gewesen sei. 


Obwohl bereits inhaftiert, erfolgte seitens des 
OLG Frankfurt/M. im März 2008 allen Ernstes die 
Anordnung zur Auslieferungshaft gegen den Kur¬ 
den. Im Mai 2009 dann hat die Bundesregierung 
eine Auslieferung abgelehnt und Herr Ayata wurde 
o ff i z iell aus der Auslieferungshaft entlassen. 

Tatsächlich konnte er erst am 7. Oktober 2009 
die JVA Weiterstadt verlassen. 

Genug ist nicht genug 

Jedoch: Das Regierungspräsidium Stuttgart ver¬ 
fügte die Ausweisung von Herrn Ayata, wodurch er 
ausländerrechtlich in den Status der Duldung zurück 
katapultiert wurde, die nur noch bis zum 29. März 
2012 gültig ist. 

Ferner ist er nach der Haftentlassung dazu ver¬ 
pflichtet worden, sich täglich bei der Polizei zu mel¬ 
den und das Stadtgebiet von Stuttgart nicht zu ver¬ 
lassen. 

Behördliche Verschleierungsfantasie 

Dass ihm jetzt eine weitreichende politische Betäti¬ 
gung verboten worden ist, begründet das Stuttgarter 
Ordnungsamt damit, dass sich Herr Ayata trotz aller 
ihm auferlegten Beschränkungen nicht hat davon 
abhalten lassen, sein Engagement fortzusetzen. Akri¬ 
bisch listet die Behörde die Veranstaltungen auf, 
wann, wo und zu welchem Thema er referiert oder 
teilgenommen hat bzw. in welchen Medien er aufge¬ 
treten ist oder Beiträge veröffentlicht hat. Wie per¬ 
fide hierbei vorgegangen wird, soll folgender Passus 
aus dem Behördenbescheid zeigen, in dem auf ein 
im „Kurdistan Report“ erschienenes Interview hin¬ 
gewiesen wird, in dem Muzaffer Ayata Stellung 
nim mt zur aktuellen politischen Situation in der Tür¬ 
kei und zur Lage von Abdulah Öcalan. Hierzu 
bemerkt das Ordnungsamt u.a.: „Auch zur heutigen 
politischen Situation nahmen Sie Stellung, vermie¬ 
den hier jedoch bis auf einen Satz eine Erwähnung 
der PKK, sondern sprachen immer von ,die Kur- 
den‘ bzw. dem ,kurdischen Volk‘. Dies dürfte nach 
Einschätzung des Landesamts für Verfassungsschutz 
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taktisch motiviert sein. Eine Distanzierung von Ihrer 
Zugehörigkeit zur PKK bzw. von deren politischen 
Zielen ist aus diesem Artikel jedenfalls nicht erkenn¬ 
bar.“ 

Politische Arbeit „schwere Gefahr“ 

Für die Stuttgarter Ausländerbehörde jedenfalls liegt 
im vorliegenden Fall „ein besonderes öffentliches 
Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit vor, das 
über das Interesse hinausgeht, das das politische 
Betätigungsverbot selbst rechtfertigt“. Dies gelte es, 
„in Anbetracht der von Ihnen und Ihrer politischen 
Betätigung ausgehenden schweren Gefahr zum 
wirksamen Schutz der bedrohten und gefährdeten 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Bundesge¬ 
biet und den völkerrechtlichen Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland in vollem Umfang zu 
verhindern“. 

Wer bitteschön bedroht die öffentliche Sicherheit? 

Dem möchten wir entgegensetzen: Nach Angaben 
der Wochenzeitung „Die Zeit“ sind zwischen 1990 


und 2011 insgesamt 148 Menschen durch rechte 
Täter gestorben. Wir erinnern uns an Mölln, Solin¬ 
gen, Hoyerswerda, Rostock und zahllose andere 
Orte. 

Am 23. Februar fand in Berlin eine Gedenkver¬ 
anstaltung für die zehn Opfer der Terrorgruppe 
Nationalsozialistischer Untergrund (NSU) statt, die 
13 Jahre lang ungehindert Anschläge und Morde 
begehen und untertauchen konnte, ohne angeblich 
dem Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt oder 
sonstigen Polizeibehörden aufgefallen zu sein. Ver¬ 
mutlich wird vieles unaufgeklärt bleiben (sollen) 
oder fällt der Veijährungsfrist anheim. 

Wie anders gehen die gleichen Behörden mit 
politisch aktiven Kurdinnen und Kurden um. Hier 
gibt’s immer ausreichend Personal für geheimdienst¬ 
liches Observieren von Personen, für Anwerbever- 
suche durch den Verfassungsschutz, die Beobach¬ 
tung von kurdischen Vereinen und Organisationen, 
das Kontrollieren von Zeitungen und anderen 
Medien. 

Möge sich jede/r einen Reim hierauf machen. 

(aus Verfügung der Stadt Stuttgart v. 10. Febr. 2012/Azadi) 


AKTION 


Solidaritätskundgebung für §129b- 
Gefangenen Ali Ihsan K. in Hamburg 

Am 11. Februar fand vor dem Untersuchungsge¬ 
fängnis Holstenglacis in Hamburg eine Solidaritäts¬ 
kundgebung mit dem seit dem 12. Oktober 2011 
inhaftierten kurdischen Aktivisten Ali Ihsan K. statt. 
Er wird beschuldigt, Mitglied in einer ausländischen 
terroristischen Vereinigung (§ 129b StGB) und von 
2007 bis 2008 als Gebietsverantwortlicher und 
Kader der PKK tätig gewesen zu sein. Der Kurde 
war bereits mehr als 18 Jahre in türkischen Gefäng¬ 
nissen inhaftiert und mehrfacher Folterungen ausge¬ 
setzt. Konkreter Straftaten wird er nicht beschuldigt, 
was aber aufgrund des § 129b auch nicht erforder¬ 
lich ist; es genügt der Vorwurf der Mitgliedschaft, 
durch die jede/r Aktive automatisch mitverantwort¬ 
lich gemacht wird für sämtliche Vorgänge der inkri- 
minierten Organisation im In- und Ausland. Ali 
Ihsan K. befindet sich in Isolationshaft. 

(Solibündnis/Azadi) 

Proteste gegen Konferenz zur effektiven 
Kriegführung in Städten 

Am 1. Februar beteiligten sich ARAB zufolge etwa 
hundert Personen an einer Protestkundgebung in 
Berlin gegen die „International Urban Operations 


Conference“, deren Ziel es gewesen sei, den Aus¬ 
tausch zwischen Militär und Rüstungsindustrie zu 
forcieren, um Kriegsführung in Städten effektiver 
gestalten zu können. Neben den Reden u. a. der 
FINKEN-Abgeordneten Inge Höger und der Initia¬ 
tive FIBERTAD, der Revolutionären Perspektive 
Berlin sowie einem Beitrag von Out of Control über 
deutsche Kriegspolitik und die neue Kriegstaktik des 
Counter-Terrorismus in Afghanistan, wurden auch 
mehrere antimilitaristische Videos und Fotos von 
Anti-Kriegs-Aktionen auf einer Feinwand gezeigt 
und Kriegsgeräusche abgespielt, um deutlich zu ma¬ 
chen: Krieg beginnt hier. In einem Redebeitrag der 
„Kampagne Tatort Kurdistan“ wurde gegen die mili¬ 
tärische Unterstützung der Türkei durch die BRD 
protestiert. 

(PM ARAB v. 1.2.2012/Azadi) 

Demo: Freiheit für Öcalan und Frieden für 
Kurdistan 

Rund 250 Menschen demonstrierten am 11. Februar 
in Berlin für die Freiheit des seit 13 Jahren inhaftier¬ 
ten ehemaligen PKK-Vörsitzenden Abdullah Öcalan 
und eine politische Fösung des kurdischen Konflik¬ 
tes in der Türkei. Die Veranstalter erinnerten an die 
Entführung von Abdullah Öcalan durch internatio¬ 
nale Geheimdienste am 15. Februar 1999 aus Kenia 
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in die Türkei. Seitdem gilt dieses Datum in der kur¬ 
dischen Bevölkerung als „schwarzer Tag“. 

Einer Pressemitteilung von ARAB zufolge ist es 
am Auftaktort zu einer kurzen Auseinandersetzung 
mit Anhängern der faschistischen türkischen 
Grauen Wölfe gekommen, bei der die Polizei Pfef¬ 
ferspray gegen die Antifas eingesetzt hat. Der Berli¬ 
ner Tagesspiegel titelte „Polizei sichert Kurdendemo 
mit Feuerlöschern“. Im Text hieß es, dass zahlreiche 
Polizisten Feuerlöscher auf dem Rücken getragen 
hätten, da bei früheren Kurden-Demos mehrfach 
Brände gelegt worden seien. Auf Nachfrage an den 
Redakteur, auf welche konkreten Vorfälle nach 2000 
er sich beziehe, habe er laut ARAB neben nicht 
angemeldeten Spontanaktionen kurdischer Jugendli¬ 
cher den Einsatz von Böllern im Umfeld der verbo¬ 
tenen Großdemonstration vom 26. November 2011 
genannt. Außerdem „verbinde die Polizei kurdische 
Demonstrationen generell mit Feuer.“ 

(PM ARAB v. 11.2.2012/Azadi) 

Großdemonstration in Straßburg für 
Freilassung von Abdullah Öcalan und 
Umsetzung der „Roadmap für eine 
politische Lösung“ 

Am 18. Februar haben in Straßburg mehrere zehn¬ 
tausend Kurdinnen und Kurden aus verschiedenen 
europäischen Fändern für die Freilassung des einsti¬ 
gen PKK-Vorsitzenden Abdullah Öcalan und einen 
rechtlichen Status für das kurdische Volk demons¬ 
triert. Bei der Abschlusskundgebung kritisierte der 
Anwalt Öcalans, Mahmut Sakar, das Schweigen des 
Komitees zur Verhütung von Folter beim Europarat 
(CPT), weil seit Juli 2011 jeglicher Kontakt zu ihrem 
seit 13 Jahren auf der Gefängnisinsel inhaftierten 
Mandanten verwehrt wird. 

Wie die in Köln ansässige „Internationale Initia¬ 
tive Freiheit für Abdullah Öcalan - Frieden in Kur¬ 
distan“ in ihrer Pressemitteilung vom 15. 2. u.a. aus¬ 
führt, sind fünf Jahre lang Gespräche mit Abdullah 
Öcalan zur Fösung des türkisch-kurdischen Kon¬ 
flikts geführt worden. Jedoch sei in den letzten zwölf 
Monaten eine beispiellose Fülle an Geheiminforma¬ 
tionen an die Öffentlichkeit gelangt, „darunter waren 
zahlreiche sensible Details über die Geheimgesprä¬ 
che zwischen Abdullah Öcalan, Vertretern des türki¬ 
schen Staates und Führern der illegalisierten 
Gemeinschaft der Kommunen Kurdistans (KCK)“. 
Ein weitreichendes „Dokument des gegenseitigen 
Einverständnisses“ war bereits unterzeichnet wor¬ 
den. Doch seien die Gespräche im Juli 2011 geschei¬ 
tert, „weil die Regierung sich weigerte, die bereits 
vereinbarten Schritte umzusetzen“, die Abdullah 
Öcalan bereits 2009 in einer „Roadmap für Ver¬ 


handlungen“ [die bald auch in deutscher Sprache 
erscheinen wird] unterbreitet hatte. Nun sind jene, 
die die Verhandlungen im Namen des Staates 
geführt haben, vor den Staatsanwalt zitiert worden: 
„Anstatt ihren Einsatz für den Frieden zu würdigen, 
droht ihnen Strafverfolgung“, heißt es in der Erklä¬ 
rung weiter. Ministerpräsident Erdogan setzte statt - 
dessen auf eine „militärische Fösung“. Seit diesem 
Kriegsbeschluss seien Abdullah Öcalan und die 
anderen fünf Gefangenen „komplett von der Außen¬ 
welt isoliert“. Im November wurden alle Anwältin- 
nen und Anwälte, die in den vergangenen Jahren auf 
die Insel gefahren sind, verhaftet. „All dies ist wohl 
bekannt, doch der Rest der Welt schweigt über 
Menschenrechtsverletzungen in der Türkei,“ beklagt 
die Initiative zu Recht. „Die Kurden haben ihre Ent¬ 
scheidung getroffen und ihre Bereitschaft zu Ver¬ 
handlungen unter Beweis gestellt. Jetzt müssen sich 
alle anderen entscheiden, was sie wollen: eine politi¬ 
sche Fösung oder eine totalitäre Türkei.“ 

(Internat.Initiative/jw v. 15.,20.2.2012) 

Internationaler Frauentag: 

Demonstration für ein Leben in Würde und 
Freiheit 

An lässlich des Internationalen Frauentages ruft das 
Kurdische Frauenbüro für Frieden e.V. (CENI) 
sowie Kurdische Frauenräte und -vereine unter 
dem Motto „NEIN zu Feminizid und Genozid - 
Freiheit für Abdullah Öcalan“ am 3. März zu einer 
Demonstration in Köln auf. „Die kapitalistische 
Ausbeutung, imperialistische Kriege, ökologische 
Zerstörung, patriarchale und rassistische Gewalt 
dauern unvermindert an und bedrohen unser 
Feben. Dagegen leisten Frauen an jedem Ort und in 
jedem Bereich ihres Febens jedoch auch Wider¬ 
stand“, heißt es u. a. in dem Aufruf. Mit dem Motto 
wollen die kurdischen Frauen auf die „Besorgnis 
erregenden Entwicklungen in Kurdistan und der 
Türkei“ hinweisen, „die unser Feben als Frauen und 
als Kurdinnen unmittelbar bedrohen, die jedoch in 
der Öffentlichkeit in Europa kaum wahrgenommen 
werden.“ Es gehe aber auch um einen „alarmieren¬ 
den Anstieg von Gewalt gegen Frauen und Frauen¬ 
morden“. In der Regierungszeit der AKP habe offi¬ 
ziellen Angaben zufolge die Gewalt um 1400 - 1500 
% zugenommen. Mit ihrem Konzept des „politi¬ 
schen Islam“ fördere die AKP „sexistische und frau¬ 
enfeindliche Tendenzen“. Erdogan und führende 
Politiker stünden für das Modell der „nationalisti¬ 
schen, kopftuchtragenden, hinter ihren Männern ste¬ 
henden und min destens 3 Ki nder gebärenden“ Frau. 
Ergebnisse dieser Politik seien auch die zunehmen¬ 
den Morde an Frauen, „die im Namen der Ehre in 
den letzten Monaten in Deutschland verübt wur- 
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den“. In der Türkei seien insbesondere politische 
Aktivistinnen enormen staatlichen Angriffen ausge¬ 
setzt. 

Weil auch breite Kreise der Öffentlichkeit in der 
Türkei in Abdullah Öcalan „eine Schlüsselrolle für 
den Friedensprozess und die Demokratisierung der 
Türkei“ sehen, sei dessen Entlassung aus der Haft 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Lösung des 
türkisch-kurdischen Ko nfli kts. 

„Wir grüßen alle Frauen, die sich in Städten und 
Dörfern, in Wäldern, auf den Feldern und in den 
Bergen, in den Gefängnissen und Fabriken, in den 
Familien, in Politik und Gesellschaft, in Kunst und 
Kultur, in den Medien und Wissenschaft für ein 
Leben in Würde und Freiheit einsetzen. 

Samstag, 3. März in Köln 
Beginn: 11.00 Uhr am Hauptbahnhof/Dom 


Kurdinnen und Kurden freuen sich auf 
NEWROZ 2012 

Demonstration und Kundgebung am 24. März in Bonn 

Die Demonstration aus Anlass des kurdischen Neu¬ 
jahrsfestes NEWROZ wird in diesem Jahr am 24. 
März in Bonn stattfinden. Zwei Marschrouten füh¬ 
ren zum Freizeitpark Landgrabenweg in Bonn- 
Beuel, wo von etwa 12.30 - 19.oo Uhr die Kundge¬ 
bung mit Kulturprogramm stattfinden wird. 

Der Sammelplatz für Marschroute 1 (Roter Zug) 
ist das Fritz-Schroeder-Ufer/Beethovenallee in Bonn 
für Marschroute 2 (Grüner Zug) beginnt auf „Pütz- 
chens Markt“ in Bonn-Beuel 

Treffen jeweils ab 8.00 Uhr 

vorgesehener Beginn der Demonstrationen gg 11.00 Uhr 


REPRESSION 


Wie gehabt: 

Deutschland droht Gefahr von links 

Nach vorläufigen „Erkenntnissen“ hat der Bundesin¬ 
nenminister im abgelaufenen Jahr 6800 gewaltbe¬ 
reite Linksextremisten und 9500 gewaltbereite 
Rechtsextremisten zählen lassen. Bei den Linken 
habe man bei Gewalttaten mit einem mutmaßlich 
linksextremistischen Hintergrund einen Anstieg von 
fast 27 Prozent auf insgesamt 1160 Delikte verzeich¬ 
nen müssen. Maßgeblich sei dieser auf die Serie von 
Brandanschlägen auf Autos - hauptsächlich in Ber¬ 
lin und Hamburg - zurückzuführen, die wie selbst¬ 
verständlich statistisch den vermeintlich linksgerich¬ 
teten Gewalttaten zugeordnet worden sind. So 
wurde einem im letzten Jahr festgenommenen Täter 
in Ber lin zur Last gelegt, allein 102 Anschläge verübt 
zu haben. Aus welchen Motiven er gehandelt hat, ist 
allerdings nicht bekannt. Das Bundesinnenminister 
wies Darstellungen zurück, wonach im gleichen 
Zeitraum rechtsextremistische Gewalttaten zurück¬ 
gegangen seien: „Es gibt keine Anzeichen für einen 
Rückgang rechter Gewalt in Deutschland“, so ein 
Sprecher des Ministeriums. Endgültige Zahlen sol¬ 
len im März vorgelegt werden. 

(FR v. 7.2.2012/Azadi) 


Dr. Rolf Gössner: „Verfassungsschutz“ gehört 
abgeschafft - so schnell wie möglich 

„Ja, denn er ist eine Gefahr für die Demokratie. 
Hinter dem wohlklingenden Tarnnamen „Verfas¬ 
sungsschutz“ verbirgt sich ein skandalträchtiger 
Geheimdienst, der weder transparent noch kontrol¬ 
lierbar ist. Ihm gehört so schnell wie möglich die 
Lizenz zum Infiltrieren, Schnüffeln und zur Gesin¬ 
nungskontrolle entzogen - voll im Einklang mit dem 
Grundgesetz, wonach der Verfassungsschutz kein 
Geheimdienst sein muss.“ Zu diesem Schluss 
kommt der Bremer Rechtsanwalt Dr. Rolf in einem 
Gespräch mit DIE ZEIT vom 9. Februar über des- 
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sen fast vierzigjährige geheimdienstliche Überwa¬ 
chung durch den so genannten Verfassungsschutz. 

Auf die Frage, ob er überrascht gewesen sei 
davon, dass der VS jahrelang nichts von der Neo- 
nazi-Bande bemerkt habe, meint Rolf Gössner: „Für 
mich war es schon erschreckend, mit welcher Ver¬ 
bissenheit ein bundesdeutscher Geheimdienst jahr¬ 
zehntelang mein Engagement als Anwalt, Journalist 
und Bürgerrechtler beobachtet hat oder auch Abge¬ 
ordnete der Linkspartei, während sich auf der ande¬ 
ren Seite der rechte Terror fast unbehelligt entwi¬ 
ckeln konnte. Wirklich schockierend.“ 

Wie er gemerkt habe, dass der VS seine Aktivitä¬ 
ten ausforscht: „Da gab es geöffnete Briefe, da wur¬ 
den Nachbarn über meine Besuche ausgefragt. Offi¬ 
ziell erfahren habe ich von meiner 
geheimdienstlichen Überwachung erst nach 26 Jah¬ 
ren durch eine Anfrage beim Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz. Das war 1996. [...] 

Ob es eine Selbstzensur gegeben habe: „Allein 
schon zu wissen, du wirst permanent beobachtet, 
hat sicher auch bei mir solche Mechanismen ausge¬ 
löst. Ich habe schon überlegt, ob ich mir diesen oder 
jenen Kontakt ,noch leisten 4 kann oder ob ich einen 
Text nicht besser anders formulieren soll. Im 
Umgang mit Informanten oder Mandanten musste 
ich den Geheimdienstschatten besonders ernst neh¬ 
men [...]“ 

Auf die Frage, wie seine Umgebung damit umge¬ 
gangen sei, antwortet Rolf Gössner: „Ich musste 
damit rechnen, dass es keine wirkliche Vertraulich¬ 
keit mehr gab. Das hat viele in meinem Umkreis 
erheblich irritiert. Zu Recht, wie später herausge¬ 
stellt hat. Denn es gab ein ganzes Netzwerk von V- 
Leuten und Zuträgern, die den Verfassungsschutz 
mit Informationen über mich versorgt haben. 
Daraus hat das Amt dann ein Phantombild über 
meine Persönlichkeit zusammengebaut.“ Ob er denn 
mitunter zu polemisch gewesen sei: „[...] Staats¬ 
und Gesellschaftskritik auszuhalten, zeichnet doch 
eine Demokratie aus. Deswegen als Staatsfeind 
unter Dauerbeobachtung gestellt zu werden, ist ein 
starkes Stück.“ 


Wegen seines „Engagements als Rechtsanwalt, 
Autor und Publizist, parlamentarischer Berater und 
Bürgerrechtsaktivist, z.B. in der Internationalen Liga 
für Menschenrechte“ hat die Neue Rheinische Zei¬ 
tung beschlossen, Rolf Gössner am 15. Mai den 
Kölner KARLS-Preis zu verleihen (Oneline-Flyer 
Nr. 339 vom 1. Februar). 

(Azadi) 


Mehrjährige Haftstrafen gegen türkische 
Linke nach § 129b StGB 

Am 9. Februar hat das Oberlandesgericht (OLG) 
Düsseldorf zwei türkische Staatsbürger wegen Mit¬ 
gliedschaft in einer ausländischen terroristischen 
Vereinigung (§ 129b StGB) zu Freiheitsstrafen ver¬ 
urteilt: Sadi Ö. zu sechs Jahren, weil er Deutsch¬ 
landverantwortlicher der DHKP-C gewesen sein 
soll und Ünal D. als Leiter der Region Westfalen 
und Gebietsverantwortlicher für Köln zu vier Jahren 
Haft. Der Senat sah es als erwiesen an, dass die Bei¬ 
den als hochrangige Mitglieder der „Rückfront“ in 
Europa aktiv gewesen seien, zumal Sadi Ö. als Dev- 
Sol-Aktivist aufgrund einer zwölfjährigen Haft in der 
Türkei Erfahrung mit dem bewaffneten Kampf habe. 
In Deutschland soll er u.a. für die Erhöhung der 
Geldeinnahmen für die DHKP-C verantwortlich 
und Ünal D. ihm unterstellt gewesen sein. Andert¬ 
halb Jahre lang sind die Beiden abgehört und obser¬ 
viert worden. Die Anklage habe sich auf 150 abge¬ 
hörte Gespräche im Auto gestützt, auf ausgewertete 
emails und SMS sowie auf Zeugenaussagen, unter 
anderem eines V-Manns des Bundesnachrichten¬ 
dienstes (BND). Dessen Aussagen zu Strukturen 
der Organisation in Deutschland und im europäi¬ 
schen Ausland waren maßgebliche Bestandteile der 
Beweisaufnahme in sämtlichen seit 2009 laufenden 
DHKP-C-Verfahren. Gegen die Urteile hat die Ver¬ 
teidigung Revision angekündigt. 

(jw v. U.2.2012/Azadi) 




SOLIDARITÄT mit den Betroffenen 

der 129 a/b Verfahren! 


Spendet auf das Solikonto der Roten Hilfe! 


Rote Hilfe e.v. Spandankonto: 19 11 00 462 

Postfach 32 55 BLZ.i 440 100 46 Postbank Dortmund 
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DEUTSCHLAND SPEZIAL 


BAW schmettert Strafanzeige wegen Kriegs¬ 
verbrechen der Türkei ab 
Anzeigeerstatterlnnen: Einspruch gegen poli¬ 
tisch motivierte Ablehnung 

In unserer letzten infodienst-Ausgabe hatten wir auf 
die auch in Buchform erschienene Strafanzeige von 
Rechtsanwältin Britta Eder und ihrem Kollegen Dr. 
Heinz-Jürgen Schneider aufmerksam gemacht, die 
sie nach dem Völkerstrafgesetzbuch bei der Bundes¬ 
anwaltschaft (BAW) gegen Ministerpräsident Erdo- 
gan und hochrangige Militärs wegen schwerwiegen¬ 
der Kriegsverbrechen der Türkei eingereicht hatten. 
Die Anzeige war im Namen von Hinterbliebenen 
der Opfer dieser Verbrechen, des Vereins für Demo¬ 
kratie und Internationales Recht, MAF-DAD, sowie 
Persönlichkeiten aus Politik und Kultur erstattet 
worden. 

Inzwischen jedoch hat die BAW den Anzeigeer- 
statterinnen und -erstattern mitgeteilt, dass sie nicht 
beabsichtige, Ermittlungen aufzunehmen. „Zur 
Begründung weist sie darauf hin, dass eine inhaltli¬ 
che Auseinandersetzung mit den auf mehr als 100 
Seiten beschriebenen zehn Fällen, den vorgelegten 
Beweismitteln und dem Hintergrundmaterial nicht 
vorgenommen wurde“, kommentiert der Soziologe 
Martin Dolzer die knapp zweiseitige Begründung 
der BAW. Vielmehr wurde Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan „uneingeschränkte“ Immunität 
zuerkannt. „Offenbar wurden lediglich Vorwände 
gesucht, eine Verfolgung ablehnen zu können. 
Gleichzeitig entbehrt die Begründung in großen Tei¬ 
len jeder juristischen und tatsächlichen Grundlage. 
Es drängt sich der Eindruck auf, dass der Anzeigen¬ 
text nicht einmal vollständig gelesen wurde“, heißt 
es in einer gemeinsamen Stellungnahme von MAF- 
DAD, Britta Eder und Dr. Heinz-Jürgen Schneider. 
Schließlich werde mit dem Völkerstrafgesetzbuch 
von 2002 eine Strafverfolgung in den Fällen von 
Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
oder Kriegsverbrechen auch dann ermöglicht, wenn 
der Tatort nicht in Deutschland liege. „Die engen 
deutsch-türkischen Beziehungen im Bereich Politik, 
Wirtschaft, Militär, Rüstung und Sicherheit sind der 
offenbare Grund für die schützende Hand gegen¬ 
über den für Kriegsverbrechen Verantwortlichen,“ 
so Martin Dolzer weiter. „Wir werden Einspruch 
gegen diese politisch motivierte Ablehnung von 
Ermittlungen nach dem Völker Strafgesetzbuch einle- 
gen. Die juristische Auseinandersetzung darum, dass 


die Verantwortlichen aus der Türkei zur Verantwor¬ 
tung gezogen werden, wird fortgesetzt“, kündigt 
Rechtsanwältin Britta Eder an. 

Britta Eder/Dr. 
Heinz-Jürgen 
Schneider: 
„Kriegsverbre¬ 
chen der Türkei 
- Strafanzeige 
nach dem Völ¬ 
kerstrafgesetz¬ 
buch gegen 
Ministerpräsi¬ 
dent Erdogan 
und die türki¬ 
schen General¬ 
stabschefs“; 
Pahl-Rugen- 
stein-Verlag 
Bonn 2012, 
169 S., 12,90 
Euro 

Stadt Köln legt Studienvergabe über Rechts- 
extremismus im türkischen Milieu auf Eis - 
Vereine: Feindbilder türkischer Nationalisten 
sind deutsche Realität 

Ende Januar hat die Stadt Köln eine Untersuchung 
über Rechtsextremismus im türkischen Milieu, die 
von der Forschungsstelle für Interkulturelle Studien 
der Uni Köln durchgeführt werden sollte, zurückge¬ 
stellt. Mit Hinweis auf den Nagelbombenanschlag 
in Köln durch den Nationalsozialistischen Unter¬ 
grund (NSU) im Jahre 2004 erklärte es die Sozial¬ 
dezernentin Henriette Reker (GRÜNE) für „nicht 
sinnvoll“, das Vorhaben weiter zu verfolgen, weil die 
Studie zu einer „Verkennung der Bedeutung der 
Anschlagsserie führen könnte.“ Dem schließt sich 
der Vorsitzende des Integrationsrats, Tayfun Keltek 
(SPD) an. Wegen der „momentanen Betroffenheit“ 
sei dies der „falsche Zeitpunkt“. Außerdem sei die 
Gefahr durch türkische Rechtsextreme nicht so groß 
und eine solche Untersuchung in Anbetracht der 
leeren Kassen auch „nicht unbedingt nötig“. Das 
sehen Wöhlfahrtsverbände anders, denn sie halten es 
„für notwendig, empirisches Material zu haben,“ so 
das Diakonische Werk. „Wir halten es für mehr als 
unangebracht, wenn sich die Kölner Stadtverwal- 


Kriegsverbrecher! der Türkei 



“iTrafarvelge nach dem VölkerstralgpwTj'buch 
fiwr Ministerpräsident Frcoi’Jar und die 

tuik.sc.kiii Generdlsüibschefs 


Red'tsjrrvdlii-) Bfi.U Cder 
Med't'.iiiwoli )i ’ r mz- jusjen sttmeide' 
Hrso: MAI tDAO 


zu Seite 1 


10 







tung der Argumentation der Sozialdezernentin und 
des Integrationsvorsitzenden anschließt“, macht die 
Alevitische Gemeinde Deutschland in einem Offe¬ 
nen Brief an Oberbürgermeister Roters (SPD) deut¬ 
lich. Unterstützt wird diese Auffassung auch von der 
Arme nis chen Gemeinde Köln sowie der Kurdischen 
Gemeinschaft Rhein-Sieg/Bonn. „Feindbilder türki¬ 
scher Nationalisten sind eine deutsche Realität“, 


heißt es u. a. in dem Schreiben. Mehrfach schon 
seien auf GEW-Veranstaltungen die Aktivitäten der 
„Grauen Wölfe“ an Kölner Schulen thematisiert 
worden und der Verfassungsschutz habe Köln als 
bedeutendes Aktionsfeld türkischer Nationalisten 
eingestuft. 

(Frankf.AUg.Ztg. v. 17.2.2012/Azadi) 


ZUR SACHE! TÜRKEI 


Türkei bevorzugt türkisch-stämmige 
Mitarbeiterinnen 

Laut einer Studie der Manpower-Group, eines der 
drei größten Unternehmen in der Personaldienst¬ 
leister-Branche, haben in der Türkei 415 von 500 
befragten Arbeitgebern angegeben, türkisch-stäm¬ 
mige Angestellte zu bevorzugen. Damit liegt das 
Land unter dem weltweiten Durchschnitt von 24 
Prozent und 19 unter dem europäischen. Die meis¬ 
ten ausländischen Kräfte sind im Restaurant- und 
Hotelsektor beschäftigt. Sie gliedern sich auf in 34 
Prozent Russen, 15 Prozent Deutsche und 13 Pro¬ 
zent Ukrainer. Während sich der Studie zufolge 30 
Prozent der weltweiten Angestellten von der chine¬ 
sischen Wirtschaft bedroht fühlen, trifft dies für 
türkische Unternehmer nur auf 19 Prozent zu. Die 
wiederum fürchten mehr die Konkurrenten Indien, 
Russland, Deutschland und die USA. Wiederum 
gaben 64 Prozent der Arbeitgeber an, dass türki¬ 
sche Staatsbürger, die im Ausland nach Arbeit 
suchen, den heimischen Arbeitsmarkt negativ 
beeinflussen würden. Lür die Studie sind 25 000 
Unternehmen in 39 Ländern interviewt worden. 

(Dt.-Türk. Nachrichten/Mesop v. 6.2.2012/Azadi) 

Zürcher Staatsanwaltschaft ermittelt gegen 
Europaminister Bagis 

Weil der türkische Europaminister Egemen Bagis 
Ende Januar in Zürich den Völkermord an den 
Armeniern geleugnet haben soll, hat die Staatsan¬ 
waltschaft des Kantons gegen ihn Ermittlungen 
wegen des Verstoßes gegen die Antirassismus-Straf¬ 
norm - ein Offizialdelikt - aufgenommen. Seine 
Aussage nach dem Wirtschaftsforum: „Wir befin¬ 
den uns heute in der Schweiz und ich sage, dass die 
Ereignisse von 1915 kein Genozid waren. Sollen sie 
kommen und mich verhaften.“ Der Schweizer Bot¬ 


schafter in Ankara, Raimund Kunz, ist daraufhin 
ins türkische Außenministerium zitiert worden. 
Staatssekretär Feridun Sinirlioglu soll diesen Vorfall 
als „inakzeptabel“ bezeichnet haben. 

(Der Standard v.6.2.2012/Azadi) 

Unglaubliche Verhaftungswelle in der Türkei 
Freiheit für Ragip Zarakolu - Freiheit für die 
politischen Gefangenen! 

„Ausgerechnet einen Helden der Meinungsfreiheit 
zu inhaftieren, um damit den Kampf gegen den Ter¬ 
rorismus voranzubringen, ist ein unglaublicher Tief¬ 
punkt, gerade im Kurdenkonflikt“, erklärt die Ver¬ 
treterin von Human Rights Watch, Emma 
Sinclair-Webb, zur Verhaftung des türkischen Verle¬ 
gers und Journalisten, Ragip Zarakolu im Oktober 
2011. „Es bedeutet, dass die Antiterrorgesetze zur 
Unterdrückung der Meinungsfreiheit missbraucht 
werden.“ Der Politologe Baskin Oran ergänzt: „Die 
Verhaftung von Zarakolu ist komplett irrational, 
nicht zu verstehen. Sie hat nur das Ziel, andere Per¬ 
sonen einzuschüchtern.“ Dem Verleger wird vorge¬ 
worfen, Vorträge an der politischen Akademie der 
prokurdischen „Partei für Frieden und Demokra¬ 
tie“ (BDP) gehalten zu haben, womit er sich der 
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung 
schuldig gemacht habe. 

Wie der Kölner Stadt-Anzeiger in seiner Aus¬ 
gabe vom berichtet, gründete Zarakolu mit seiner 
inzwischen verstorbenen Frau Aye Nur den Beige- 
Verlag in Istanbul, um die Hintergründe von drei 
Militärputschen in der Türkei zu beleuchten und 
aufzuarbeiten. Weitere Schwerpunkte seiner verle¬ 
gerischen Arbeit war die Herausgabe von Publika¬ 
tionen zum Genozid an den Armeniern und zur 
kurdischen Frage. Einer der Autoren war auch der 
in Köln lebende Dogan Akhanli, der ebenfalls im 
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vergangenen Jahr während eines Besuches in der 
Türkei verhaftet worden war und sich inzwischen 
wieder auf freiem Fuß befindet. Er hält sich zur Zeit 
in Istanbul auf, um Ragip Zarakolu im Gefängnis zu 
besuchen. „Die Justiz ist völüg unberechenbar, 
wodurch die Atmosphäre der Angst immer stärker 
wird. Es gibt eine unglaubliche Verhaftungswelle. 
Man kann für Lappalien ins Gefängnis kommen“, 
so Akhanli. 

(Kölner Stadt-Anzeiger v.9.2.2012/Azadi) 

US-Schriftsteller Paul Auster antwortet 
türkischem Ministerpräsidenten Erdogan 

Die Erklärung des weltberühmten US-amerikani¬ 
schen Schriftstellers Paul Auster in einem Interview 
mit der türkischen Tageszeitung Hürriyet, die Türkei 
aufgrund der hohen Anzahl der dort inhaftierten 
Journalisten nicht besuchen zu wollen, führte zu 
Reaktionen des türkischen Ministerpräsidenten 
Tayyip Erdogan. Er meinte, die Türkei hätte den 
Besuch Paul Austers nicht nötig und warf ihm vor, 
2010 nach Israel gereist zu sein, obwohl Israel 
„Bomben auf Gaza herabregnen lasse“. Sachlich 
konterte Paul Auster die präsidialen Ausfälle: „Der 
Ministerpräsident kann über Israel denken, was er 
will. Fakt ist aber, dass es in Israel Meinungsfreiheit 
gibt, denn hier ist nicht ein einziger Journalist oder 
Schriftsteller inhaftiert. Laut der internationalen 
Schriftstellervereinigung PEN sind in der Türkei 
etwas mehr als 100 Schriftsteller inhaftiert. Hierbei 
rede ich erst gar nicht von den unabhängigen Jour¬ 
nalisten und Verlegern wie Ragip Zarakolu, deren 
Verfahren die PEN in aller Welt aufmerksam ver¬ 
folgt. Verehrter Ministerpräsident, ich stamme aus 
den Vereinigten Staaten von Amerika, und inklusive 
Ihrer Türkei sind alle Länder negativ belastet und 
ringen mit Zehntausenden von Problemen. Ich bin 
daher der Überzeugung, dass die Menschen frei 
reden und schreiben können müssen, ohne dabei 
von Zensur und Haft bedroht zu werden, da nur 
dieses dazu beitragen wird, dass sich die Lage in 
unseren Ländern verbessern wird. Dieses Recht auf 
freie Meinungsäußerung ist ein heiliges Recht für 
alle Männer und Frauen in allen Ländern.“ Auf eine 
daraufhin ausgesprochene Einladung des Oppositi¬ 
onsführers Kilicdaro lu von der CHP, gegen den 

Erdogans Polemiken 
neben Paul Auster 
auch gezielt hatten, 
erklärte sich dieser bereit, über 
einen Besuch noch einmal nachzu- 
* ' denken. 

(ISKU/Dt.-Türk.Nachrichten v. 2., 
8.2.2012/Azadi) 


Chaos wegen Geheimgespräche mit PKK über 
politische Lösung 

Um auch kurdische Wählerstimmen zu gewinnen, 
zeigte sich die AKP-Regierung vor den Parlaments¬ 
wahlen im Juni 2011 zu Kompromissen in der Kur¬ 
dischen Frage bereit. Aus diesem Grunde fanden 
inoffizielle Gespräche zwischen dem türkischen 
Geheimdienst MIT und Abdullah Öcalan auf der 
Gefängnisinsel Imrali sowie mit hohen Vertretern 
der PKK in Oslo statt. Dass diese geheimen Treffen, 
die von Ministerpräsident Erdogan angeordnet wur¬ 
den, tatsächlich stattgefunden haben, hat er auf 
Druck von Opposition und Medien hin jetzt einge¬ 
räumt. Gegen Geheimdienst-Vertreter, die an diesen 
Gesprächen teilgenommen hatten, wollten nun Son¬ 
derstaatsanwälte in Istanbul aufgrund von beschlag¬ 
nahmten Dokumenten aus so genannten KCK-Ver- 
fahren ermitteln. Danach soll es zu weitgehenden 
Kompromissen zwischen der Regierung und der 
PKK hinsichtlich einer politischen Konfliktlösung 
gekommen sein. Laut der türkischen Zeitung 
„Aksam“ sollte die kurdische Sprache als zweite 
offi z ielle Landessprache zugelassen und eine Entlas¬ 
sung von Abdullah Öcalan aus der Haft in den 
Hausarrest vorgesehen sein. Auch hätte die Verein¬ 
barung das Recht der Kurden zur Aufstellung eige¬ 
ner Sicherheitskräfte enthalten. Obwohl der MIT zu 
diesen Gesprächen offiziell beauftragt worden war, 
wollte die Staatsanwaltschaft jetzt wegen des Ver¬ 
dachts einer illegalen Zusammenarbeit mit der PKK 
ermitteln und verschickte Vorladungen, u. a. an den 
MIT-Präsidenten, Hakan Fidan, der an den Gesprä-Jj 
chen beteiligt war sowie zwei weitere Mitarbeiter. 
Mit dem Verweis auf die nationale Sicherheit, ver¬ 
weigerte sich Fidan einer Ladung, woraufhin die 
Staatsanwaltschaft gegen die drei Personen sowie 
den früheren MIT-Chef, Emre Taner, Haftbefehl 
erließ. Auch erklärte sie festgenommene KCK-Ver- 
dächtige zu V-Männern des MIT. 

Staatspräsident Abdullah Gül sprach von 
„unglücklichen und störenden Entwicklungen“ und 
die Regierung lehnte Verhöre der Geheimdienstler 
ab. Ministerpräsident Erdogan entließ inzwischen 
zwei mit den KCK-Verfahren befasste hohe Polizei¬ 
beamte und ließ den Sonderstaatsanwalt von seinen 
Aufgaben entbinden. Versuche von Zivilpolizisten, 
im Gebäude des MIT Verhaftungen durchzuführen, 
misslangen. Zu fragen bleibt, warum die Regierung 
nach den Wahlen nicht weiter verhandelt hat, son¬ 
dern stattdessen auf totale Eskalation gesetzt worden 
ist. Warum die Erdogan-Regierung eine Veröffentli¬ 
chung über die Hintergründe der Geheimgespräche 
und Treffen verhindert will, ist nachvollziehbar, denn 
inzwischen wurde vom türkischen Parlament flugs 
ein Gesetz erlassen, wonach die Justiz nicht ohne 
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Einverständnis des Regierungschefs Geheimdienst¬ 
mitarbeiter für Einsätze belangen darf, die von ihm 
angeordnet worden sind. 

(AFP/Standard v. I0.,ll.,13.2.2012/Azadi) 

Politische Gefangene in Zahlen 

Den Angaben von Justizminister Sadullah Ergin auf 
die parlamentarische Anfrage der BDP-Abgeordne- 
ten Pelvin Buldan zufolge, befanden sich im Jahre 
2005 in türkischen Gefängnissen 17 Kinder, 2010 
waren es bereits 1023. 

Die Kinder sitzen in Haft, weil ihnen vorgewor¬ 
fen wird, Polizisten mit Steinen beworfen zu haben 
oder an unerlaubten Protestaktionen teilgenommen 
zu haben. Während 2005 wegen politischer Aktivitä¬ 
ten 78 Kinder freigesprochen wurden und 17 in Haft 
kamen, waren es fünf Jahre später 857 freigespro¬ 
chene und 1023 zu Freiheitsstrafen verurteilte Kin¬ 
der. 

Bei den erwachsenen zu Freiheitsstrafen Verur¬ 
teilten sieht die Bilanz so aus: 2005 sind 2 314 Män¬ 
ner und 411 Frauen in Haft, fünf Jahre später 8 686 
Männer und 1 206 Frauen. Diese Entwicklung wird 


zurückgeführt auf die seit 2009 durchgeführten so 
genannten ICC IC-Operationen. Für das vergangene 
Jahr hat Justizminister Ergin keine Angaben 
gemacht. 

(ANF/ISKUv. 19.2.2012/Azadi) 

EU-Gericht: Türkei verletzte Meinungsfreiheit 
eines Journalisten 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
verurteilte die Türkei zur Zahlung einer Entschädi¬ 
gung von 5 000 Euro an einen Journalisten. Der 67- 
Jährige war wegen kritischer Artikel über Minister¬ 
präsident R.T. Erdogan in den Jahren 2005 und 
2006 zu einer Geldstrafe von etwa 4 300 Euro ver¬ 
urteilt worden. Das EU-Gericht hielt die inh altlichen 
Darstellungen dagegen interessant für eine öffentli¬ 
che Auseinandersetzung. Außerdem müsse ein Poli¬ 
tiker tolerant gegenüber Kritik sein. Eine Verletzung 
des Persö nli chkeitsschutzes von Erdogan habe nicht 
Vorgelegen, wohl aber die Meinungsfreiheit des 
betroffenen Journalisten. 

(dpa/Mesop v. 22.2.2012/Azadi) 


INTERNATIONALES 


Irak weit vorn in der Todesstrafen-Statistik 

Laut einem Bericht der Menschenrechtsorganisation 
Human Rights Watch wurden im Irak dieses Jahr 
bereits 65 Todesurteile vollstreckt, davon 51 im 
Januar und 14 Hinrichtungen an einem einzigen Tag 
im Februar. Im Vergleich dazu sind im ganzen letz¬ 
ten Jahr 68 Menschen hingerichtet und UNO- 
Angaben zufolge seit 2004 mehr als 1 200 Todesur¬ 
teile ausgesprochen worden. Das irakische Gesetz 
sieht hierfür fast 50 Delikte vor: So etwa bei Terro¬ 
rismus, Entführung und Mord, aber auch bei 
Beschädigung von öffentlichem Eigentum. Damit 
liegt der Irak im vergangenen Jahr weit vorn in der 
Statistik der Länder mit Todesstrafe. Neben China, 
wo laut der Menschenrechtsorganisation Amnesty 
International (AI) jedes Jahr Tausende hingerichtet 
werden, hat lediglich Iran mit mindestens 252 voll¬ 
streckten Urteilen im Jahr 2010 noch mehr Men¬ 
schen getötet. Nordkorea, Jemen und die U SA lie¬ 
gen etwa auf dem gleichen Niveau wie der Irak. 

(spiegel.de v. 10.2.2012/Azadi) 


Krieg statt Frieden 

Wie das Heidelberger Institut für Internationale 
Konfliktforschung (HIIK) am 23. Februar mitteilte, 
ist die Zahl der Kriege seit 1945 weltweit auf dem 
höchsten Stand. So habe es von insgesamt 388 Kon¬ 
flikten 20 Kriege gegeben; weitere 18 Ko nflik te defi¬ 
nierten die Politikwissenschaftler im Jahre 2011 als 
begrenzte Kriege. Hierzu zählen sie die Auseinan¬ 
dersetzungen in Libyen, Syrien, dem Jemen und der 
Türkei, wo der Kon flik t zwischen der PKK und dem 
türkischen Staat zum Krieg eskaliert sei, nachdem 
die Armee im August des vergangenen Jahres groß¬ 
angelegte Militäroperationen in der Grenzregion 
zum Irak gestartet habe. Dies geht aus der englisch¬ 
sprachigen Studie des Heidelberger Instituts hervor. 

(jw v. 24.2.2012/Azadi) 
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NEV ERSCHIENEN 


Fundierte Analysen über Politik und Gesell¬ 
schaft in der Türkei 

Im Januar erschien die erste Ausgabe des „Infobrief 
Türkei - Informationsbrief für Politik und Gesell¬ 
schaft“, der drei- bis viermal jährlich erscheinen soll 
und Stellung nehmen will zu den politischen Ent¬ 
wicklungen im Zusammenhang mit der Türkei. 
„Wir beanspruchen, aktuelle Übersicht mit 
fundierter Analyse zu verbinden und so eine politi¬ 
sche Einschätzung im Dschungel der tagesaktuellen 
Meldungen und Berichte zu liefern - aus herr¬ 
schaftskritischer Perspektive und in solidarischer 
Verbundenheit mit allen politischen Kräften, die sich 
für eine demokratische und sozial gerechte Gesell¬ 
schaft einsetzen“, heißt es im Editorial unter ande¬ 


rem. Dies halten die Redaktionsmitglieder für rele¬ 
vant, weil der deutschsprachigen Leserinnenschaft 
die tatsächlichen und häufig komplexen Zusammen¬ 
hänge „zumeist verborgen“ blieben: „Der Mangel 
an fundierten Erklärungen war für uns schließlich 
der Anlass, diesen Infobrief herauszubringen.“ Die 
erste Ausgabe thematisiert den Zustand der bürger¬ 
lichen Demokratie in der Türkei - von breiten Ver¬ 
haftungswellen, das Verhältnis der AKP zum Militär 
bis hin zu den Protesten gegen die Energiegewin¬ 
nung durch gigantische Staudammprojekte. Geför¬ 
dert wird der Infobrief von der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung Hessen. 

Weitere Informationen: 
http://infobrief-tuerkei.blogspot.com 
Kontakt: infobrieftuerkei@gmail.com 
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Konferenz 

„Internationale Repressionsstrategie gegen die 
kurdische Bewegung und die türkische Linke“ 

vom 20. bis 22. April 2012 in Köln-Kalk 

“Das Gedächtnis der Menschheit für Vergangenes ist sehr kurz. Lasst 
uns deshalb das schon tausendmal Gesagte immer wieder sagen. Lasst 
uns die Warnungen erneuern, auch wenn sie schon wie Asche in 
unserem Mund sind.“ 

Dies schrieb Bertolt Brecht in seinem Gedicht „Wider das Vergessen“. Sie 
haben uns veranlasst, gemeinsam mit der Kampagne TATORT 
KURDISTAN, dem Verein für Demokratie und Internationales Recht, MAF- 
DAD, dem Solidaritätskomitee der Freiheitsgefangenen in Europa sowie dem 
Menschenrechtsverein Türkei/Deutschland, TÜDAY, eine Konferenz über die 
„Internationale Repressionsstrategie gegen die kurdische Bewegung und die 
türkische Linke“ zu veranstalten, mit der wir an ein Verbot erinnern wollen, 
das seit nunmehr 19 Jahren existiert und seinen Schrecken kaum verloren 
hat. 

Vergessen wir also nicht: 

Nachdem im Mai 1993 die Mehrheit des Bundestages die faktische 
Abschaffung des Rechts auf Asyl beschlossen, türkische Armee-Einheiten im 
Oktober die kurdische Stadt Lice überfallen und große Zerstörungen 
angerichtet und mindestens 30 Menschen getötet und die PKK einen 
einseitigen Waffenstillstand erklärt hatte, erließ der CDU-Innenminister Dr. 
Manfred Kanther im November das Betätigungsverbot der PKK. 
„Dankeschön, Herr Kohl!“ hatte die türkische Tageszeitung Hürriyet daraufhin 
am 27. November 1993 getitelt und berichtet, dass Helmut Kohl und die 
damalige türkische Ministerpräsidentin Tansu Ciller „auf interessante Weise 
miteinander kommuniziert“ hätten, wobei man sich „mittels spezieller Kuriere 
auf dem Laufenden gehalten“ habe. „Kurier“ dieser konspirativen Aktivitäten 
ist der frühere Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutzes, Eckart 
Werthebach, gewesen. 

Ein Rechtfertigungsargument für das Verbot richtete sich gegen die 
behauptete Praxis der PKK, sich durch erpresste Spenden der kurdischen 
Bevölkerung in Deutschland zu finanzieren, was von ihr zurückgewiesen 
wurde. 

Ausgerechnet der seinerzeit als law-and-order-Mann verschrieene Kanther, 
ist im Jahre 2000 im Zusammenhang mit der Spendenaffäre der hessischen 
CDU beschuldigt worden, gegen das Parteispendengesetz verstoßen zu 
haben. Er hatte 1983 als Generalsekretär der CDU „Schwarzgelder“ in Höhe 
von 20,8 Millionen DM (10,6 Mio. Euro) heimlich in die Schweiz und nach 
Liechtenstein geschafft. Im September 2007 ist er wegen Untreue zu einer 
Geldstrafe von 54 000 Euro verurteilt worden und damit vorbestraft. 

Sehr viel besser war sein damaliger Chef, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, 
auch nicht: Obwohl er in seiner Amtszeit das Parteiengesetz unterzeichnet 
hat, in dem u. a. eine Publikationspflicht festgelegt worden war, sollte das für 
ihn nicht gelten. Für die CDU hatte er Großspenden (1,5 bis 2 Millionen DM) 
angenommen, sich aber strikt geweigert, deren Namen offenzulegen, weil er 
diesen sein „Ehrenwort“ gegeben habe. Das wiederum kostete ihn im Jahre 
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2000 den Ehrenvorsitz der CDU. Wer so großzügig gespendet hat, ist bis heute sein illegales Geheimnis. 

Und Tansu Qiller, damalige türkische Ministerpräsidentin und Mitglied der „Partei des rechten Weges“ (DYP)? 
Sie hatte schon lange die Kohl-Regierung gedrängt, die politischen Aktivitäten der kurdischen Bewegung in 
Deutschland zu verbieten. Der berüchtigte Autounfall von Susurluk im November 1996, der sich zu einem 
riesigen Skandal um den „Tiefen Staat“ in der Türkei ausweitete, rückte auch den Namen Ciller ins Zentrum 
des öffentlichen Interesses. Was zuvor Vermutung war, wurde durch den Unfall, in den dubiose Personen 
verwickelt gewesen sind, offenbar: Ihre Verstrickung in Strukturen von Mafia, Polizei und Staat. Brisantes 
Geheimmaterial ist hierbei ans Tageslicht gekommen, was zu Rücktritten geführt und eine Regierungskrise 
ausgelöst hatte. 

Eine honorige Gesellschaft also, die sich da aufgemacht hatte, die kurdische Bewegung zum Schweigen zu 
bringen, deren Aktivitäten und Anhängerinnen zu kriminalisieren, um in Ruhe ihre schmutzige Politik - 
Rüstungsgeschäfte, Vernichtung und Verleugnung, NATO-Militärstrategien - weiterführen zu können. 
Umwälzende Entwicklungen hat es in den vergangenen 19 Jahren gegeben: Die PKK, keineswegs zum 
Schweigen gebracht, hat grundlegende Veränderungsprozesse durchlaufen, die der kurdischen Gesellschaft 
neue Impulse gegeben hat, sich zu demokratisieren, eigene Lösungsprojekte umzusetzen. Der seit 1999 auf 
der Gefängnisinsel inhaftierte ehemalige PKK-Vorsitzende Abdullah Öcalan hat hierzu die Idee der 
„Demokratischen Autonomie“ entwickelt, deren Kernelement eine Verfassung sein soll, die dem kurdischen 
Volk und allen ethnischen Minderheiten die gleichen politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen 
Rechte einräumt wie der türkischen Bevölkerung. Die kurdische „Partei für Frieden und Demokratie“, BDP, 
hatte sich die Realisierung dieses dezentralen, föderalen Modells in einem zentral regierten Land zur Aufgabe 
gemacht. 

Doch genau dies wird seit Monaten von der AKP-Regierung mit allen polizeilichen, juristischen und 
militärischen Methoden bekämpft - mit entsetzlichen Folgen, wie in dieser Info-Ausgabe nachzulesen ist. 
Parallel zu dieser Entwicklung in der Türkei hat auch in Deutschland die strafrechtliche Verfolgung der 
kurdischen Bewegung und türkischen Linke durch die Anwendung des im Jahre 2002 eingeführten § 129b 
StGB eine neue Dimension erreicht. Auch in anderen EU-Ländern hat sich die Situation erheblich verschärft. 
Maßgeblich hierfür sind letztlich die US- und EU-lnteressen im Nahen und Mittleren Osten und in diesem 
Zusammenhang eine NATO-Strategie, durch die der Türkei eine neue Rolle zugestanden wird. 

Die Indizierung der PKK und diversen linken türkischen Organisationen auf der EU-Terrorliste dienen diesen 
neuen Zwecken und Zielen. 

Unsere Konferenz wird diese Themen aufgreifen: 

Eröffnet wird sie am Freitag, 20. April mit einem Vortrag von Dr. Nick Brauns, Historiker und Journalist über 
die aktuelle politische Situation in der Türkei/Kurdistan. 

Am Samstag, 21. April, referiert Rechtsanwältin Cornelia Ganten-Lange über die strafrechtliche Verfolgung 
von linken türkischen und kurdischen Aktivistinnen und Organisationen in Deutschland. 

Einen Überblick über die ausländerrechtliche Situation von politisch aktiven Migrantlnnen allgemein und 
Kurdinnen im Speziellen wird Rechtsanwältin und AzadT-Vorstandsmitglied Heike Geisweid geben. 

Am Nachmittag berichtet Ali Mitil vom „Solidaritätskomitee der Freiheitsgefangenen in Europa“ über die Lage 
der Gefangenen in den T-Typ-Gefängnissen der Türkei. 

Informationen zur Situation von Abdullah Öcalan auf der Gefängnisinsel Imrali gibt Rechtsanwalt und MAF- 
DAD-Vorstandsmitglied Mahmut §akar. 

Die Dipl.-Soziologin und Journalistin Nihal Bayram thematisiert die Repression gegen kurdische Medien. 

Der Samstag schließt ab mit dem Vortrag des LINKEN Bundestagsabgeordneten Andrej Hunko über die EU- 
Terrorliste, die institutioneile Kooperation Türkei und EU bei der politischen Verfolgung von linken türkischen 
und kurdischen Aktivistinnen. 

Am Sonntag, 22. April, wollen wir in verschiedenen Workshops versuchen, aus den Vorträgen der Konferenz 
praktische Schritte zu entwickeln. 

Organisiert und unterstützt wird die Konferenz von: 

Kampagne TATORT KURDISTAN, Rechtshilfefonds für Kurdinnen und Kurden AZADl e.V., Verein für 
Demokratie und Internationales Recht MAF-DAD e.V., Informationsstelle Kurdistan ISKU e.V., Verband der 
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Studierenden aus Kurdistan YXK, Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeit CIWAKA AZAD, Solidaritätskomitee 
der Freiheitsgefangenen in Europa, Menschenrechtsverein Türkei/Deutschland TÜDAY e.V. 

Die Veranstaltung findet statt im Naturfreundehaus in Köln-Kalk, Kapellenstr. 9a (Wegbeschreibung und 
Details unter www.naturfreundehaus-kalk.de) 

Kontakt und Anmeldung sowie flyer mit genauem Programmablauf unter: http://tatortkurdistan.blogsport.de/ 
Anmeldung: tatort_kurdistan@aktivix.org 
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Überwachung von AZADI durch den Verfassungsschutz war rechtswidrig 

Am 22. März entschied die erste Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin, dass die sich über 
zwei Jahre hinziehende nachrichtendienstliche Überwachung des Rechtshilfefonds AZADI e.V. 
durch das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) rechtswidrig war. 

Im Juli 2009 - fast zehn Jahre später - hatte das BfV den Verein darüber informiert, dass von 
Februar 1998 bis Juli 2000 der Postverkehr von AZADI kontrolliert worden und ab September 
1999 die Überwachung der Telefonkommunikation hinzugekommen sei. 

Das VG entschied nun, dass es bei der gesetzlichen Kontrolle der Überwachungsmaßnahmen 
durch das Bundesinnenministerium (BMI) und die parlamentarische G-10-Kommission 
gravierende Mängel gegeben habe. Im konkreten Fall war AZADI juristisch nur 
Nebenbetroffener, weil sich die eigentlichen Überwachungen gegen eine befreundete Person 
richteten, die seinerzeit einen Untermietvertrag im AZADI-Büro hatte. 

AZADI wendet sich in scharfer Form generell gegen die Überwachung linker Strukturen durch 
den Verfassungsschutz. Die nun nachträglich als illegal eingestuften Maßnahmen quasi als 
Nebenprodukt anderer Ermittlungen wiegen umso schwerer, da wir als Rechtshilfefonds 
naturgemäß rechtlich vertrauliche Gespräche und Briefverkehr mit den von uns unterstützten 
Personen führen. 

Mit dieser Entscheidung - so der von AZADI beauftragte Berliner Rechtsanwalt Sönke Hilbrans - 
sei das Verwaltungsgericht Berlin seiner eigenen Rechtsprechung von Anfang März im 
Zusammenhang mit Überwachungsmaßnahmen gegen angebliche Mitglieder der „militanten 
gruppe“ gefolgt. 

Bereits im März 2010 hatte der Bundesgerichtshof entschieden, dass die Überwachung von 
sechs Personen, einer Bio-Bäckerei sowie eines Anwaltsbüros aus strafrechtlicher Sicht 
rechtswidrig gewesen ist, was vom VG Berlin vor wenigen Wochen auch hinsichtlich des 
Verwaltungsrechts bestätigt wurde. Die Klagen richteten sich gegen das 
Bundesinnenministerium, das auf Antrag des BfV die Überwachung angeordnet hatte. Das 
Gericht war der Auffassung, dass diese Anträge den Eindruck von Textbausteinen vermittelten. 
Diese Sichtweise hatte das VG auch im Fall von AZADI vertreten und den 
Prozessbevollmächtigten des Bundesinnenministeriums hierüber im Laufe des Klageverfahrens 
in Kenntnis gesetzt. Erstaunlich, dass dies in der ganzen Zeit offensichtlich keinem einzigen 
Mitglied der G-10-Kommission des Bundestages aufgefallen ist. Ein starker Hinweis dafür, dass 
vermutlich solche Vorgänge unkontrolliert durchgewinkt werden bzw. im Interesse dieses Kreises 
liegen. Gerügt wurde ferner die ursprüngliche Weigerung des BfV, der anwaltlichen Vertretung 
von AZADl Akteneinsicht zu gewähren. Angegriffen wurde auch die daraufhin erfolgte 
Zurverfügungstellung der Unterlagen, weil diese wegen der massiven Schwärzungen eigentlich 
unbrauchbar waren. 


(Die G-10-Kommission entscheidet von Amts wegen als unabhängiges und an keine Weisungen 
gebundenes Organ über die Notwendigkeit und Zulässigkeit sämtlicher durch Nachrichtendienste 
des Bundes - Bundesnachrichtendienst, Bundesamt für Verfassungsschutz, Militärischer 
Abschirmdienst - durchgeführten Beschränkungsmaßnahmen im Bereich des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses nach Artikel 10 Grundgesetz. Die Kommission besteht aus vier Mitgliedern und 
müssen nicht dem Bundestag angehören. Derzeit sind dies: Dr. Hans de With (ehern. SPD-MdB), Erwin 
Marschewski (ehern. CDU-MdB), Dr. Max Stadler (FDP und Pari. Staatssekretär im Bundesjustizministerium 
sowie Ulrich Maurer (DIE LINKE). Mehr hierzu unter www.bundestaq.de) 


Rechtsmittel gegen den Beschluss des VG sind nicht zugelassen, doch scheint es gängige Praxis zu sein, 
dass das Bundesinnenministerium die Zulassung der Berufung beantragt. Vermutlich dürften die 
Erfolgschancen gering sein. 

Die schriftliche Fassung des Urteils liegt derzeit noch nicht vor. Wir werden weiter berichten. (AzadT) 
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Thüringer Landtagsabgeordnete wollen Verfassungsschutz versenken 

Die LINKEN-Fraktion in Thüringen hat einen Gesetzentwurf zur Abschaffung des 
Verfassungsschutzes in den Erfurter Landtag eingebracht, der ein Ende des 
Geheimdienstes bis zum 30. Juni 2013 vorsieht. Stattdessen soll ein „Zentrum zum Schutz 
der Demokratie und Grundrechte“ eingerichtet werden. Der Gesetzentwurf sei laut Martina 
Renner, MdL, keine Reaktion auf den Nazi-Terror der NSU, sondern stelle die Umsetzung 
des Wahlprogramms der LINKEN dar. Dass die Rechten ungestört haben morden 
können, habe erneut deutlich gezeigt, dass der VS ihre Frühwarnfunktion nicht wahrnehme. 
„Egal, was man herausfindet: Wenn wir am Ende feststellen müssen, dass der 
Verfassungsschutz nichts gewußt hat, ist diese Institution untauglich. Wenn er weggesehen 
hat, dann wäre das eine gefährliche Position. Wenn er beteiligt war, ist das möglicherweise 
strafrechtlich relevant“, stellt Renner fest. 

Auch die SPD hatte schon einmal ähnliche Vorstellungen. Der Erfurter Kreisverband brachte 
im Mai 2011 einen Antrag auf dem SPD-Landesparteitag ein, der jedoch keine Mehrheit 
gefunden hatte. 

(jw v. 19.3.2012/AzadT) 
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“[...] Denn Demokratie ist und bleibt eine Herrschaftsform; und Herrschaft braucht es 
nur dort, wo ein Staat Gegensätze zum Schaden großer Volksteile mit Rechtsgewalt 
reguliert.“ 

(Freerk Huisken, emer.Prof. für Politische Ökonomie und Publizist, 

Zitat aus der jungen weit v. 10./11.3.2012) 

Folgen der RTL-Besetzung 

Ende September 2011 besetzten 34 zum großen Teil jugendliche Personen die RTL- 
Zentrale in Köln-Deutz für mehrere Stunden. Ihr Ziel war es, auf die politische Situation der 
Kurdinnen und Kurden in der Türkei und insbesondere auf die Haftbedingungen des PKK- 
Vorsitzenden Abdullah Öcalan aufmerksam zu machen. Nach etwa sieben Stunden 
beendete die Polizei die Aktion und führte die Besetzerinnen aus dem Gebäude. Gegen 15 
Protestierende hat nun die Kölner Staatsanwaltschaft Anklage wegen Hausfriedensbruchs, 
versuchter Nötigung, Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte und Körperverletzung 
erstattet. Laut Oberstaatsanwalt Ulf Willuhn ist geplant, gegen weitere Beschuldigte Anklage 
zu erheben. 

(Kölnische Rundschau v. 29.2.2012/AzadT) 

OLG Frankfurt/M. spricht Vakuf M. Haftentschädigung zu 

Am 6. März wurde der 38jährige kurdische Aktivist Vakuf M. vom Staatsschutzsenat des 
Oberlandesgerichts (OLG) Frankfurt/M. wegen zweimaligen Verstoßes gegen das 
Vereinsgesetz zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr verurteilt. Weil er jedoch 
bereits zwei Jahre und drei Monate in Untersuchungshaft verbracht hatte, hat das Gericht 
ihm für die übersteigende Zeit eine Haftentschädigung in Höhe von 11 500 Euro 
zugesprochen, die jedoch mit den (nicht unerheblichen) Verfahrenskosten aufgerechnet 
wird. Seit Juli 2010 ist der Kurde auf freiem Fuß. Die Bundesanwaltschaft hatte eine 
Gefängnisstrafe von 14 Monaten gefordert und die Verteidigung auf Freispruch plädiert. 

Hintergrund: 

Vakuf M. war am 1. Dezember 2009 vom OLG Frankfurt/M. wegen mitgliedschaftlicher 
Beteiligung an einer inländischen kriminellen Vereinigung (§ 129 StGB) zu einer 
Freiheitsstrafe von zwei Jahren und 10 Monaten verurteilt worden. Das Gericht sah es als 
erwiesen an, dass sich der Kurde zwischen 2004 bis 2007 für die PKK als 
Gebietsverantwortlicher u. a. in Mainz, Nürnberg und Darmstadt politisch betätigt hatte. 
Gegen das Urteil war Revision eingelegt worden. 
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Der Bundesgerichtshof nahm dieses Verfahren zum Anlass für eine grundlegende 
Neuausrichtung der strafrechtlichen Verfolgung von politisch aktiven Kurdinnen und 
Kurden. War die bisherige Rechtsprechung davon ausgegangen, dass es sich bei dem so 
genannten „Funktionärskörper“ der PKK um eigenständige „inländische“ Vereinigung im 
Sinne des § 129 StGB handelt, wurden diese Maßstäbe neu ausgerichtet. Seit dem 28. 
Oktober 2010 nun werden politisch Aktive der kurdischen Bewegung nach dem im Jahre 
2002 eingeführten § 129b (Mitgliedschaft in einer ausländischen terroristischen 
Vereinigung) strafverfolgt. 

Die liberale Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger erteilte 
daraufhin die erste Einzelermächtigung und Vakuf M. sah sich nunmehr konfrontiert mit 
einer Anklage nach § 129b. So wurde am 23. August des vergangenen Jahres der 
Prozess gegen ihn eröffnet. Die beiden Verteidiger, Rechtsanwälte Berthold Fresenius 
und Sönke Hilbrans, machten in ihren Anträgen die Notwendigkeit deutlich, dass sich das 
Gericht mit den Flintergründen des türkisch-kurdischen Konflikts auseinanderzusetzen 
habe, in denen Fragen des (Kriegs)völkerrechts von zentraler Bedeutung sein müssten 
aufgrund der Tatsache, dass es sich hier um einen bewaffneten Konflikt handele. Weil 
jedoch das Interesse der Richter und Bundesanwaltschaft gering war, sich in diesem 
Prozess vertieft mit der komplexen Materie zu befassen, war man übereingekommen, den 
Vorwurf des § 129b fallen zu lassen. Schließlich hatte der Angeklagte seine Strafe 
verbüßt, der Haftbefehl war Monate zuvor aufgehoben worden und das Gericht hätte kein 
höheres Strafmaß gegen ihn aussprechen können. 

Mehr versprechen sich Justiz und Ermittler von den bevorstehenden 129b-Verfahren, u.a. 
gegen mutmaßliche Kader der PKK-Jugendorganisation. 

Zur Zeit befinden sich Mehmet A., Ridvan Ö. und Ali Ihsan K. wegen dieses Vorwurfs in 
Untersuchungshaft. Metin A. ist aufgrund eines Haftbefehls der BAW in der Schweiz in 
Auslieferungshaft. Vezir T. ist zwar ebenfalls nach § 129b angeklagt, doch wurde sein 
Haftbefehl wegen fehlender Fluchtgefahr am 13. Januar auf Intervention seines 
Verteidigers aufgehoben. 

(AzadT) 


Deutsche Geheimdienste überwachen immer mehr E-mails 

Im Jahr 2010 wurden von den deutschen Geheimdiensten 37 Millionen E-mails und 
Datenverbindungen überprüft. Ins Visier der Rasterfahndung kamen die Mitteilungen, 
wenn sie etwa eins von 2000 Schlagwörtern aus dem Bereich Terrorismus enthielten wie 
etwa "Bombe". Auffallend ist, dass sich die Zahl zum Vorjahr verfünffacht hat. 2009 waren 
lediglich 6,8 Millionen E-mails und Internetkommunikationen überprüft worden. Als im 
weitesten Sinne relevant erwies sich die Überwachung aber lediglich in 213 der 37 
Millionen Fälle. Zielgruppe der Ausspähung durch die Geheimdienste sind nach deren 
Angaben Terroristen, Waffenschieber und Schleuserbanden. Der sicherheitspolitische 
Experte der Linksfraktion, Jan Körte, forderte, die Bundesregierung müsse diese 
Entwicklung stoppen und eine Überprüfung aller Überwachungsgesetze und 
Eingriffsbefugnisse auf ihre Verhältnismäßigkeit vornehmen. 

(SZ 25.2.2012/Azadi) 


Vorratsdatenspeicherung: 

EU-Kommission setzt Bundesregierung unter Druck 

Die EU-Kommission droht Deutschland mit Sanktionen, weil sie die EU-Richtlinie aus dem 
Jahre 2006 zur Vorratsdatenspeicherung noch nicht in nationales Recht umgesetzt hat. 
Um „einen vertragsgemäßen Zustand“ herzustellen, setzt sie eine Frist von vier Wochen. 
Wird diese Forderung nicht erfüllt, droht die Kommission mit einer Klage vor dem 
Europäischen Gerichtshof in Luxemburg, das gegen Deutschland ein Zwangsgeld 
verhängen soll. Das musste vor zwei Jahren die schwedische Regierung zahlen, die sich 
geweigert hatte, das Gesetz in nationales Recht umzusetzen. 
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Im März 2010 hatte das Bundesverfassungsgericht das deutsche Gesetz zur 
Telekommunikationsüberwachung (TKÜ) als verfassungswidrig verworfen. Seitdem dürfen 
keine Daten ohne Anlass gespeichert werden. Bis heute streiten sich die Koalitionsparteien 
CDU/CSU und FDP über die Inhalte eines neuen Gesetzes. 

(Süddt.Ztg. v. 21.3.2012/AzadT) 


Ali Ihsan Kitay solidarisch mit hungerstreikenden Gefangenen in der Türkei 
Solidaritätsbündnis demonstriert vor JVA Hamburg-Holstenglacis 

Am 12. März trat der politische Gefangene Ali Ihsan Kitay im Untersuchungsgefängnis 
Hamburg-Holstenglacis in einen auf drei Tage befristeten Hungerstreik. Damit wollte er 
seine Solidarität mit den Hungerstreikenden in der Türkei zum Ausdruck bringen und die 
Forderungen nach einer Aufhebung der Isolationshaft von Abdullah Öcalan unterstützen, 
der seit 1999 auf der Gefängnisinsel Imrali inhaftiert ist. 

Ali Ihsan Kitay wurde am 12. Oktober 2011 in Hamburg verhaftet. Der 
Generalbundesanwalt beschuldigt ihn der Mitgliedschaft in einer ausländischen 
terroristischen Vereinigung (§ 129b StGB i.V.m. § 129a), in deren Rahmen er für die 
verbotene PKK tätig gewesen sei. 

Ferner protestierte er gegen seine eigenen Haftbedingungen; isoliert von anderen 
Gefangenen ist er auch von allen Gemeinschaftsveranstaltungen ausgeschlossen. 
Lediglich eine Stunde Hofgang am Tag erfolgt derzeit mit einem weiteren Inhaftierten. Der 
Kurde saß bereits mehr als 18 Jahre in der Türkei im Gefängnis und wurde dort mehrfach 
schwer gefoltert. 

Ein Hamburger Bündnis zeigte sich ebenfalls solidarisch mit den rund 8 000 politischen 
Gefangenen und über 5 000 U-Haftgefangenen in türkischen Gefängnissen sowie mit den 
inhaftierten Kurden in Deutschland, weshalb sie vor der JVA Hamburg-Holstenglacis 
demonstrierten. „Die Regierungen in Europa und insbesondere die BRD leisten mit 
Waffenlieferungen, sicherheitspolitischer Zusammenarbeit, einer aggressiven 
Kolonialpolitik zur Aufteilung des Mittleren Ostens und einer neuen europaweiten 
Repressionswelle ihren Beitrag zur Bekämpfung der kurdischen Bewegung. Die 
Inhaftierungen nach § 129b stehen in diesem Zusammenhang“, so das Bündnis in einem 
Beitrag der jw-Beilage zum 18. März. 

Die rund 400 Gefangenen der PKK haben inzwischen bei den Vereinten Nationen ihre 
Anerkennung als Kriegsgefangene beantragt. 


Aus Solidarität mit den Gefangenen in der Türkei befinden sich seit dem 1. März vor dem 
Gebäude des Antifolterkomitees der EU (CPT) in Straßburg auch 15 Kurden in einem 
unbefristeten Hungerstreik. 

(AzadT) 

Erfolgreicher Protest gegen Preisverleihung an türkischen 
Ministerpräsidenten 

Den vom Bochumer Medienunternehmer Sascha Hellen initiierte “Steiger-Award” hätte in 
diesem Jahr der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan für dessen angebliches 
Engagement für die Demokratisierung der Türkei am 17. März in Bochum entgegen 
nehmen sollen. Doch bekommen hat er ihn nicht. Denn: 

Migrantenverbände: Erdogan steht für Intoleranz und Unmenschlichkeit 

Massiver Protest der alevitischen Glaubensgemeinschaft, von kurdischen, armenischen, 
assyrischen und linken Organisationen und Verbände gegen die Verleihung eines 
Toleranzpreises ausgerechnet an Erdogan führte dazu, dass die Jury die Auszeichnung 
zurücknahm. Begründet wurde dies mit der Absage des Ministerpräsidenten, der den 
Absturz eines türkischen Helikopters in Afghanistan mit 17 Todesopfern zum Vorwand 
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nahm. Ali Dogan, Generalsekretär der Alevitischen Gemeinde Deutschlands, hatte die 
Preisverleihung an Erdogan im Vorfeld als „einen Schlag ins Gesicht aller Minderheiten 
in der Türkei“ bezeichnet, „die staatlich organisierter Intoleranz und Unmenschlichkeit 
ausgesetzt“ seien. 

Empört zeigten sich die Aleviten insbesondere von der jüngsten Entscheidung eines 
Gerichts in Ankara, wonach die Verfahren gegen Faschisten und Islamisten wegen 
„Verjährung“ eingestellt wurden. Diese waren 1993 an einem Pogrom in der Stadt Sivas 
beteiligt, bei dem 34 alevitische Künstler und Intellektuelle getötet worden sind. In einem 
Offenen Brief hatte auch der Zentralrat der Armenier in Deutschland die Rücknahme 
des Preises gefordert, weil Erdogan „für genau das Gegenteil von Toleranz und 
Menschlichkeit und für das Zusammenwachsen Europas“ stehe. Bis heute leugne die 
Türkei den Völkermord an 1,5 Millionen Armeniern im Osmanischen Reich. 


YEK-KOM: Erdogan ist ein Kriegsverbrecher und kein Demokrat 

Die Föderation der kurdischen Vereine, YEK-KOM, hatte alle „demokratischen Kräfte“ 
dazu aufgerufen, sich an den Protesten zu beteiligen, denn: „Erdogan ist ein 
Kriegsverbrecher und kein Demokrat.“ Sie verwies auf die rund 6 000 inhaftierten 
Politikerinnen aus legalen kurdischen Parteien, auf tausende Kinder und Jugendliche, 
die wegen Steinwürfen als „Terroristen“ zu langjährigen Haftstrafen verurteilt wurden und 
die über 100 Journalistinnen in Haft. „Erdogan setzt auf eine militärische Lösung,“ heißt 
es weiter in den Aufrufen. Davon zeugen Luftangriffe der türkischen Armee auf Ziele im 
Nordirak und massive Übergriffe auf die kurdische Zivilbevölkerung. Weiter erinnert YEK- 
KOM an die Strafanzeige gegen Ministerpräsident Erdogan und andere wegen 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die Rechtsanwältin Britta 
Eder und ihr Kollege Dr. Heinz-Jürgen Schneider im letzten Jahr bei der 
Bundesanwaltschaft (BAW) eingereicht hatte und von ihr inzwischen abgewehrt worden 
war. Die BAW wird aufgefordert, die Sache wieder aufzunehmen. Denn: „Für 
Kriegsverbrechen gibt es keine Immunität.“ 

Offen rassistische Hetze in Istanbul 

Bei einer Demonstration auf dem Taksim-Platz in Istanbul am 26. Februar waren 
rassistische Transparente mit folgender Aufschrift vorherrschend: „Ihr seid alle Armenier, 
ihr seid alle Bastarde“ oder „Wenn unsere Vorfahren einen Genozid verübt hätten, würde 
es heute auf der Welt keinen einzigen Armenier mehr geben“ oder „Wir werden das Land 
vom giftigen armenischen Blut säubern und es durch das erhabene Blut der Türken und 
Aserbaidschaner ersetzen“. Hintergrund dieser Demonstration war der die offen 
rassistische Hetze gegen ein geplantes Gesetz in Frankreich, das u.a. die Leugnung des 
Völkermords an den Armeniern unter Strafe stellen soll(te). (Der Verfassungsrat in Paris 
hat dieses Gesetz jedoch „vorerst“ wegen der Parlamentswahlen im Juni 
zurückgezogen). Als Redner trat hier auch der türkische Innenminister Idris Naim Sahin 
auf. „Die Terrororganisation, die Hrant Dink umgebracht hat, war auf dem Taksim-Platz“, 
erklärte der Vorsitzende der kurdischen BDP, Selahattin Demirtas. Der türkische 
Menschenrechtsverein IHD erstattete Anzeige. 

(Zusammenfassung aus div.Tageszeitungen/Pressemitteilungen/Erklärungen) 

Zum Internationalen Tag der politischen Gefangenen: 

Demokratie hinter Gittern 

Anlässlich des 18. März als „Internationaler Tag der politischen Gefangenen“ führte die 
Kampagne „Demokratie hinter Gittern“ Veranstaltungen in Frankfurt, Düsseldorf, 
Hamburg und Berlin durch. Dort berichtete die stellvertretende IHD-Vorsitzende Sevim 
Salihoglu über die Situation der über 6000 politischen Gefangenen in der Türkei. Die 
Zustände in den Gefängnissen seien geprägt von Überfüllung und Gewalt. Besonders 
gegenüber inhaftierten Kindern käme es immer wieder zu sexuellen Übergriffen. Laut 
Frau Salihoglu sollten die EU-Länder dafür sorgen, dass die Türkei zumindest die von ihr 
ratifizierten internationalen Rechtsabkommen einhält. 

(Azadi 19.3.2012) 
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Fethullah Gülen „Wolf im Schafspelz“ 

Proteste gegen unkritische Studie einer US-Soziologin 

Am 19. März protestierte in Berlin eine Gruppe Kurdinnen und Linke gegen die 
Buchvorstellung der US-Soziologin Helen Rose Ebaugh, die eine Forschungsarbeit 
über die Fethullah Gülen-Bewegung verfasst hat. Für die Kritikerinnen ist der in den 
USA lebende Imam ein „Wolf im Schafspelz“, dessen Aktivitäten von der 
Wissenschaftlerin viel zu positiv beschrieben sei. Gülen stehe für „Kriegstreiberei, 
Repression, Ausgrenzung und den Aufruf zu Massenmord in den kurdischen Provinzen 
der Türkei“, heißt es im Aufruf zu der Kundgebung gegen die Veranstaltung in der 
Bibliothek der Humboldt-Universität. „Reißen wir Fethullah Gülen und seiner Bewegung 
die Maske vom Gesicht,“ fordern der Verband der Studierenden aus Kurdistan, YXK, 
das Berliner Kurdistan Solidaritätskomitee sowie die Kampagne „Demokratie hinter 
Gittern“. Als Gegner einer Verhandlungslösung im türkisch-kurdischen Konflikt hatte 
Gülen im vergangenen Herbst in einer Videobotschaft zu folgendem aufgerufen: 
„Lokalisiert sie, umzingelt sie (...), zerschlagt ihre Einheiten, lasst Feuer auf ihre Häuser 
regnen, überzieht ihr Klagegeschrei mit noch mehr Wehgeschrei, schneidet ihnen die 
Wurzeln ab und macht ihrer Sache ein Ende!“ 

Veranstalter der Buchvorstellung war übrigens der Verein „Forum für Interkulturellen 
Dialog e.V.“, dessen Ehrenvorsitzender Gülen ist. 

(jw/Aufruf v.19.3.2012/AzadT) 

Zehntausende feierten in Bonn kurdisches NEWROZ 

Mehrere zehntausend Kurdinnen und Kurden und ihre Freundinnen haben am 24. März 
in Bonn das diesjährige von YEK-KOM organisierte Neujahrsfest NEWROZ gefeiert. 
Bei strahlender Sonne zogen zwei Demonstrationszüge durch mehr oder weniger 
bewohntes Gebiet am Rhein und endeten auf einem großen Platz, auf dem die 
Kundgebung mit Ansprachen und kulturellen Darbietungen stattfand. Wie die Jahre 
zuvor wurden die Forderungen nach Frieden, Demokratie und Freiheit bekräftigt, was 
vor dem Hintergrund des derzeit geführten Krieges gegen die kurdische Guerilla und 
die kurdische Zivilbevölkerung noch bedeutungsvoller ist. 

(AzadT) 


Mehr Transparenz bei „Deals“ in Strafprozessen 
BVerfG stärkt Rechte von Angeklagten 

Zum ersten Mal hat sich das Bundesverfassungsgericht mit dem sogenannten Deal in 
Strafprozessen befasst, bei dem es zwischen Gericht, Staatsanwaltschaft und 
Angeklagten zu Absprachen kommen kann. Nunmehr hat der 2. Senat des BVerfG 
beschlossen, die Rechte von Angeklagten zu stärken, indem „Deals“ künftig 
transparenter gehandhabt werden sollen. 

Im zugrundeliegenden Fall hatte ein Drogendealer gegen seine Verurteilung zu einer 
Haftstrafe durch das Amtsgericht Pirna Berufung eingelegt, obwohl er zuvor auf 
Rechtsmittel verzichtet hatte. Die Verurteilung beruhte auf einem „Rechtsgespräch“ 
zwischen den Beteiligten, das jedoch nicht als eindeutige „Verständigung“ vermerkt 
worden war. Deshalb wiesen sowohl das Land- als auch das Oberlandesgericht 
Dresden die Berufung ab. Das BVerfG ordnete nun eine erneute Prüfung an. Die 
Verfassungsrichter hatten insbesondere deshalb Zweifel, weil die Staatsanwältin in dem 
„Gespräch“ den Haftbefehl habe aufrechterhalten wollen, nach einem Geständnis des 
Angeklagten jedoch dessen Aufhebung beantragt hatte. Neu an der Karlsruher 
Entscheidung ist, dass Fehler in der vorgeschriebenen Protokollierung - einschließlich 
des Verzichts auf einen „Deal“ - nicht zu Ungunsten von Angeklagten gehen dürfen. Ist 
eine Klärung, ob eine Absprache vorlag, nicht mehr möglich, dann dürfen Angeklagte 
auch selbst Rechtsmittel einlegen, selbst wenn sie zuvor darauf verzichtet haben. 
Aktenzeichen: 2 BvR 1464/11 
(Süddt.Ztg. v. 21.3.2012/AzadT) 
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Italienische Flüchtlingsabwehr verstößt gegen Menschenrechte 
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Der Straßburger Gerichtshof hat entschieden, dass auch auf hoher See aufgegriffene 
Flüchtlinge nicht ohne Einzelfallprüfung abgeschoben werden dürfen. Grundlage der 
Entscheidung bildete der Fall von 200 Flüchtlingen, die im Mai 2009 von Lybien aus auf 
die italienische Insel Lampedusa übersetzen wollten. Etwa 30 Meilen vor ihrem Ziel 
wurden die erschöpften Personen von Schiffen des italienischen Grenzschutzes an 
Bord genommen. Entgegen den Angaben der Besatzung wurden sie aber nicht nach 
Italien, sondern zurück nach Tripolis verfrachtet zu einem Zeitpunkt, als Gaddafi auch 
im Westen noch hoch im Kurs stand. Die Straßburger Richter stellten nun fest, dass 
Italien gegen mehrere Artikel der Europäischen Menschenrechtskonvention verstoßen 
hat. So habe die Aktion das Verbot missachtet, dass niemand inhumaner Behandlung 
ausgesetzt werden darf, was bei Flüchtlingen in Libyen jedoch regelmäßig der Fall war. 
Sie wurden zumindest unter Gaddafi in teilweise von der EU mitfinanzierte Lager 
gesperrt; Menschenrechtsorganisationen haben Fälle von Folter dokumentiert. Zudem 
seien die Flüchtlinge nicht vor einer weiteren Abschiebung in ihre Heimatländer Somalia 
und Eritrea geschützt gewesen. Die Behörden hätten auch prüfen müssen, ob sich 
Schutzbedürftige an Bord befinden und darüber aufklären, dass die Möglichkeit einer 
Asylbeantragung besteht. Das Urteil stellt die gängige Praxis an den Außengrenzen der 
EU in Frage, wie sie unter anderem von der Grenzschutzagentur Frontex betrieben 
wird. 

(SZ 25.2.2012/Azadi) 

Bundesinnenminister will Türkei stärker in Flüchtlingsabwehr einbeziehen 

Im Vorfeld des Treffens der EU-Innenminister haben der deutsche und sechs seiner 
europäischen Amtskollegen den griechischen Grenzschutz als unzureichend kritisiert 
und gefordert, dass die Türkei stärker in die Flüchtlingsabwehr einbezogen werden 
müsse. Hiergegen protestiert die Flüchtlingsorganisation PRO ASYL und erklärt, dass 
es in der Türkei „überhaupt kein Schutzsystem“ gebe. Würden Flüchtlinge aus dem Irak 
oder Iran in die Türkei zurückgewiesen, drohten ihnen die Abschiebung in die 
Verfolgerstaaten. Das sei unverantwortlich. Bundesinnenminister Friedrich setze mit 
derlei Vorstößen auf „Populismus“. Flüchtlingsschutz und Menschenrechte seien für ihn 
irrelevant. 

(Pro Asyl v. 8.3.2012/AzadT) 
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Inhaftierter Kriegsdienstverweigerer Halil Savda braucht Solidarität 
Aufruf zum Widerstand gegen zunehmende Militarisierung 

Zum Thema „Anerkennung des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung“ endete Anfang 
März in Istanbul ein internationales Treffen von Vertreterinnen von War Resister’s 
International, dem Quaker United Nations Office, Amnesty International und Connection 
e.V. mit zahlreichen Vorschlägen. „Wir betonen, dass das Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung als Teil einer neuen Verfassung und als Recht für jeden 
Bürger anerkannt werden muss.“ Mit einer öffentlichen Kampagne, einem eigenen 
Gesetzentwurf und Lobbyarbeit soll weiter gegen die Militarisierung in der Türkei 
gestritten werden. „Seit vielen Jahren leidet die Türkei unter dem Krieg in Kurdistan. [...] 
Der einzige Weg, um den Krieg zu beenden, ist eine demokratische und friedliche 
Lösung der kurdischen Frage. Wir sehen den Militarismus als das entscheidende 
Hindernis für eine friedliche und freie Koexistenz,“ heißt es in einer Erklärung der 
Teilnehmerinnen. Hiergegen werden „Alle“ zum Widerstand aufgerufen. 

Wegen seiner öffentlichen Unterstützung von zwei Kriegsdienstverweigerern aus Israel 
war Halil Savda am 1. August 2006 wegen „Distanzierung des Volkes vom Militär“ zu 
fünf Monaten Haft verurteilt worden; das Urteil erging 2008, wurde im November 2010 
vom Berufungsgericht bestätigt und ihm im Februar 2011 zugestellt, weshalb ein 
Haftbefehl gegen ihn vorlag. 

Einen Tag vor dem Istanbuler Treffen ist der Kriegsdienstverweigerer Halil Savda 
festgenommen worden. Es liegen drei weitere Verfahren gegen ihn vor. „Die Türkei setzt 
die Verfolgung der Kriegsdienstverweigerer fort“, erklärte Rudi Friedrich von Connection. 
„Trotz zahlreicher Urteile und Empfehlungen internationaler Institutionen hält die 
türkische Regierung an ihrer Politik der harten Hand fest. Die Verweigerer brauchen für 
ihren Kampf für die Menschenrechte dringend weitere Unterstützung.“ 
Solidaritätsschreiben können geschickt werden: Halil Savda, Dogubeyazit Kapali 
Cesaevi, Dogubeyazit, Agri/Türkei. 

Oneline-Aktion: Protest- wie Solidaritätsschreiben über 
http://www.Connection-e.V.de/halilsavda-form 

(Saarländische Online-Zeitung v.2.3.2012/AzadT) 


Facebook verkauft seine Seele an den Teufel 

ln einem 17-seitigen Papier hat ein ehemaliger Angestellter der mit der Beaufsichtigung 
des Inhalts von Facebook-User beauftragten Firma „oDesk“ bislang geheim gehaltene 
Informationen über Bild- und Textinhalten zum Thema Türkei preisgegeben. Daraus geht 
u. a. hervor, dass die Moderatoren die Anweisung hätten, Inhalte entweder 
freizuschalten oder zu löschen oder an ein internes Überprüfungsteam weiterzuleiten. 
Laut Handbuch seien vier inhaltliche Kategorien weitergegeben worden: Leugnung des 
Holocaust mit Hassausdrücken, sämtliche Angriffe auf Kemal Atatürk, Karten von 
Kurdistan und Verbrennen der türkischen Flagge. Als ebenfalls inakzeptabel gelte 
„jegliche PKK-Unterstützung“ sowie alles mit Bezug auf die PKK, auch ohne Inhalt. 
Kommentar eines Users zum Grund für die Unterordnung von Facebook unter die 
türkische Zensurpolitik: „Facebook wollte in der Türkei nicht verboten sein. Deswegen 
hat Zuckerberg seine Seele an den Teufel verkauft und unterstützt nun die 
Unterdrückung von Kurden.“ 

(Dt.-Türk.Nachrichten v. 2.3.2012/AzadT) 
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Waffenland Türkei 


Saudi-Arabien ist laut Vereinigung türkischer Rüstungsexporteure mit einer Summe von 
44,6 Millionen Lira - etwa 19 Mill. Euro - der größte Abnehmer von Waffen und Munition 
und der größte Exportmarkt für die türkische Verteidigungsindustrie. Im vergangenen 
Jahr kaufte das Land insbesondere SS30-Raketen und Patronen. An zweiter und dritter 
Stelle folgen Bahrain und der Oman. Wie das Institut für Maschinen- und 
Chemieindustrie (MKEK) weiter meldete, exportiert es in 29 Länder und hat 2011 
Lieferverträge im Wert von knapp 240 Mill. Euro unterzeichnet. Auch sei der Verkauf von 
Waffen innerhalb der Türkei gestiegen. Immer mehr Frauen wünschten sich Waffen als 
Mitgift. 

MKEK ist ein staatliches Unternehmen und für die Herstellung sowie Bereitstellung 
jeglicher Waffen, Ausrüstung und Munition für die Armee zuständig. Es steht auf Platz 90 
der 500 größten türkischen Unternehmen. 

(Dt.-Türk.Nachrichten v. 5.3.2012/AzadT) 


EU-Minister will türkische Republik Zypern angliedern 

Unlängst hatte EU-Minister Egemen Bagis vorgeschlagen, die Türkische Republik Zypern 
an die Türkei anzugliedern. Der Kolumnist Cüneyt Özdemir erinnerte daran, dass die 
Türkei nicht vergessen dürfe, dass sie es nicht mehr mit einer Kolonie zu tun habe. 
Vielmehr sollte eine „ehrenvolle Lösung des Konflikts“ gesucht werden wie die Kurden 
dies auch wollten. „So wie die AKP im Bezug auf die Verfassung und das Kurden- 
Problem den Status Quo beibehalten möchte, so handelt sie auch in der Zypern-Frage 
entsprechend der nationalistischen Gewohnheiten, Ängste und Etikettierungen.“ 

(Dt.-Türk.Nachrichten v. 6.3.2012/AzadT) 

Zahl der inhaftierten Journalistinnen gestiegen 

Die Zahl der inhaftierten Journalisten ist mit der Verhaftung von Özlem Agus (DIHA) im 
Rahmen der „KCK-Operationen“ auf inzwischen 106 gestiegen. Frau Agus hatte die 
Folter und Vergewaltigung minderjähriger politischer Gefangener im Gefängnis von 
Pozanti bei Adana enthüllt. „Die Meldung hat in der Öffentlichkeit für große Wut gesorgt“, 
erklärte der Vorsitzende der Solidaritätsplattform inhaftierter Journalisten, Necati Abay. 
Insgesamt gehören mindestens 73 der 106 inhaftierten Journalistinnen der kurdischen 
Presse an. 

(DIHA/ISKU v„10.3.2012/AzadT) 

Treffen der Geheimdienstchefs der USA 
und Türkei bei Ministerpräsident Erdogan 

Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan hat am 14. März den CIA-Chef David Petraeus 
in Ankara empfangen, was zuvor nicht öffentlich angekündigt worden war. An dem etwa 
eineinhalbstündigen Gespräch nahmen auch der türkische Geheimdienstchef Hakan 
Fidan und US-Geheimdienstdirektor James Clapper teil. Die Beziehungen der 
Geheimdienste beider Länder, regionale Themen sowie die Bekämpfung der PKK seien 
bei dem Treffen erörtert worden. Ministerpräsident Erdogan habe in dem Gespräch 
gegenüber CIA-Chef Petraeus seine Bedenken zur Lage in Syrien zum Ausdruck 
gebracht. 

(Information der Generaldirektion für Presse und Information in Ankara v. 
15.3.2012/AzadT) 
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Weltfrauentag: Gründung der Frauen-Nachrichtenagentur JINHA 

Am 8. März, dem Internationalen Frauentag, wurde in Amed (türk. Diyarbakir) die 
Gründung der Frauen-Nachrichtenagentur „JINFIA“ bekanntgegeben. „JINFHA ist die erste 
Frauen-Nachrichtenagentur der Welt, die beabsichtigt, durch die Produktion von visuellen, 
schriftlichen und auditiven Nachrichten in den Sprachen Türkisch, Kurdisch und Englisch 
die Weltöffentlichkeit zu erreichen. Es werden die Perspektiven und Sprache der Frauen 
als Maßstab genommen.“ Nach eigenem Bekunden besteht das JINHA-Team 
ausschließlich aus Frauen. 

JIN bedeutet im Kurdischen sowohl Frau als auch Leben; HA ist die Abkürzung für 
„Haber“=Nachricht. Website: http://jinhaber.com/ 

(ISKU v. 14.3.2012) 

Newroz 2012: Massive Angriffe der Polizei 

Das diesjährige kurdische Neujahrsfest Newroz war von schweren Angriffen der türkischen 
Sicherheitskräfte auf die feiernde Bevölkerung geprägt. Dabei kamen neben 
Tränengasgranaten an vielen Orten auch Schusswaffen zum Einsatz. Ausgangspunkt 
waren provokative kurzfristige Verbote der Festaktivitäten durch die jeweiligen von Ankara 
eingesetzten Gouverneure. Erlaubt sein sollten lediglich Feiern am 21. März. 

In Diyarbakir waren bereits am frühen Morgen des 18. März alle Zugänge zum Festplatz 
von der Polizei abgesperrt worden. Mitten in Wohngebieten trieb die Polizei mit 
Gasgranaten Menschenansammlungen auseinander. Doch hunterttausende Einwohner 
überrannten die Polizeisperren und kamen so auf das Newroz-Gelände. »Der Klang eurer 
Herzen und euer Wunsch nach Freiheit sind die stärksten Lautsprecher«, erklärte der 
Bürgermeister von Diyarbakir-Sur, Abdullah Demirbas, nachdem die Polizei die 
Lautsprecheranlage auf dem Platz bereits am Vortag beschlagnahmt hatte. Auch in 
Istanbul griff am selben Tag die Polizei Tausende BDP-Anhänger und Mitglieder 
sozialistischer Parteien an. Dabei wurde Haci Zengin, Bezirksvorstandsmitglied der BDP, 
durch gezielten Beschuss mit einer Tränengasgranate an den Kopf getötet. Am darauf 
folgenden Tag beteiligten sich Tausende an seiner Beerdigung. 

In Batman wurde am 20. März bei Angriffen auf die Feierlichkeiten der 69-Jährige DTK- 
Vorsitzende, Ahmed Türk, der sich seit Jahrzehnten für die Aussöhnung von Türken und 
Kurden einsetzt, von Polizisten krankenhausreif geschlagen. Zuvor war er gezwungen 
gewesen, den Bus der BDP zu verlassen, weil Polizisten Tränengasgranaten in dessen 
Innenraum geschleudert hatten. Am selben Tag ist in Cizre die Bevölkerung mit Tränengas 
und scharfer Munition angegriffen worden. Ein Polizist, der laut Augenzeugen von einer 
verirrten Kugel aus den eigenen Reihen getroffen wurde, verstarb später im Krankenhaus. 
Nach den Auseinandersetzungen beschossen Panzerwagen und Polizei mit 
Maschinenpistolen das Gebäude der BDP. Bei der darauf folgenden Erstürmung 
zertrümmerten Polizisten dem örtlichen BDP-Vorsitzenden mit Gewehrkolben 
Wangenknochen und Kinn. Eine deutsche Menschenrechtsdelegation, die Cizre zwei Tage 
später besuchte, berichtete, dass das gesamte Bürogebäude innen zerstört sei und sich 
überall Einschusslöcher befänden. 

Die AKP-Regierung betrieb in diesem Jahr mit dem willkürlichen Verbot der alljährlichen 
Newrozfeiern eine bewusste Eskalation der Auseinandersetzung in Kurdistan. Millionen 
feiernder Kurdinnen und Kurden wurden mit Hubschraubern, Tränengas, Knüppeln und 
auch scharfen Waffen angegriffen. Neben einem Toten gab es unzählige Verletzte und 
Festnahmen. Offensichtlich soll die kurdische Bevölkerung mit allen Mitteln daran gehindert 
werden, ihre Forderungen nach Freiheit, Autonomie und einer friedlichen Lösung des 
Konflikts öffentlich zu bekunden. Den deutschen Nachrichtensendungen, die täglich Bilder 
unbekannter Herkunft ausstrahlen, wie in Syrien Assad sein eigenes Volk angreift, waren 
die für die Angriffe auf die kurdische Bevölkerung verantwortliche Regierung von Tayyip 
Erdogan in gewohnter Weise in deutschen Medien kaum eine Meldung wert. 

(jw/DIHA/ISKU, 19.,21.3.2012) 
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Die Revolutionären Streitkräfte Kolumbiens (FARC) haben angekündigt, alle noch in ihrer 
Gewalt befindlichen Soldaten und Offiziere freizulassen und künftig auf die 
Gefangennahme von Zivilisten zu verzichten. Die FARC selber wollen künftig „aus 
finanziellen Gründen“ auf Geiselnahmen verzichten. Man habe das im Jahr 2000 
verkündete »Gesetz 002« aufgehoben, heißt es in der Erklärung. Diesem Papier zufolge 
verlangte die Guerilla von jedem Unternehmen und jeder Person, das bzw. die über mehr 
als eine Million Dollar verfügt, eine Revolutionssteuer von zehn Prozent. Wer nicht zahlte, 
lief Gefahr, von den Guerilleros bis zur Begleichung der Schuld gefangen genommen zu 
werden. Kolumbiens Staatschef Juan Manuel Santos begrüßte die Ankündigung der 
FARC. Die Freilassung aller gefangenen Militärs sei ein »wichtiger und notwendiger 
Schritt«, reiche jedoch zur Aufnahme von Gesprächen noch nicht aus. 

(jw 28.2.2012/Azadi) 


USA fordern Verfolgung aller Bürgerkriegsverbrechen in Sri Lanka 

Der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen dringt auf die Aufklärung und Verfolgung 
aller Bürgerkriegsverbrechen in Sri Lanka. Das UN-Gremium beschloss auf Initiative der 
USA eine Resolution, in der die srilankische Regierung zur Achtung der Menschenrechte 
aufgefordert wird. In dem Konflikt zwischen der Armee und der tamilischen 
Rebellenorganisation LTTE (1983 bis 2009) sind 100 000 Menschen getötet worden. Das 
UN-Hochkommissariat für Menschenrechte soll den Prozess der Aufarbeitung der 
Gewalttaten überwachen. Mit viel Aufwand hat die Regierung Sri Lankas versucht, das zu 
verhindern. Sie ist der Meinung, dass die Zeit des Bürgerkriegs schon aufgearbeitet sei. 
Die USA hingegen betonen, dass Massenhinrichtungen ohne Verfahren, das 
Verschwindenlassen von Personen und Folter bislang nicht geahndet worden seien. 
Amnesty International wirft Sri Lanka vor, noch Hunderte mutmaßlicher Tamilen-Rebellen 
ohne Verfahren in Foltergefängnissen zu halten. 

(Süddt.Ztg. v. 23.3.2012/AzadT) 
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Brutales Polizeivorgehen in Münster 

Mit welcher Brutalität die Polizei gegen Antifaschistinnen vorgeht, die sich 
Naziaufmärschen in den Weg stellen, musste auch die Bundestagsabgeordnete der 
Linkspartei, Ingrid Remmers, Anfang März in Münster bei einer Gegendemonstration 
erfahren. Bei dem Versuch, deeskalierend auf Beamte einzuwirken, die einen jungen 
Antifaschisten misshandelten, wurde sie selbst geschlagen und festgenommen. 
Unbeschadet ihrer parlamentarischen Immunität, auf die sie die Polizei mehrfach 
hingewiesen hatte, wurde sie aufs Präsidium gebracht und musste sich dort vollständig 
entkleiden. 

Das antifaschistische Engagement von Bundes- und Landtagsabgeordneten der 
Linkspartei scheint den Strafverfolgungsbehörden ein besonderer Dorn im Auge zu sein. 
Im Zusammenhang mit den Demonstrationen gegen die alljährlichen Nazidemos 
anlässlich der Bombardierung Dresdens wurde auf Betreiben der Staatsanwaltschaft 
Dresden Abgeordneten des Bundestages und der Landtage von Thüringen, Sachsen und 
Hessen die Immunität aberkannt. 

Zu der rechtsextremen Kundgebung in Münster hatten sogenannte Freie 
Kameradschaften mobilisiert, aber nur 250-350 "Kameraden" waren der Einladung gefolgt. 
Gegen die fünf- bis siebentausend Gegendemonstrantlnnen ging die Polizei mit 
Schlagstöcken, Pfefferspray, Hunden und Pferden vor. Dabei wurde ein Demonstrant bei 
seiner Festnahme offenbar derart zusammengeschlagen, dass er mit Verdacht auf ein 
Schädel-Hirn-Trauma auf die Intensivstation eingeliefert werden musste. Zusätzlich brisant 
an dem Einsatz ist, dass mit Hubert Wimber ein grüner Polizeipräsident verantwortlich ist. 
(taz 4.3.2012/ Tagesspiegel 12.2.2012/Azadi) 
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Bücher zum Thema Neofaschismus von Freerk Huisken: 

Der demokratische Schoß ist fruchtbar - Das Elend der Kritik am (Neo-)Faschismus, VSA- 
Verlag Flamburg 2012, 12,80€ 

Brandstifter als Feuerwehr. Die Rechtsextremismus-Kampagne, 2001 
Mit Rolf Gutte: Alles bewältigt, nichts begriffen! Nationalsozialismus im Unterricht, 2006 
Markus Bernhardt: Das braune Netz. Naziterror - Hintergründe, Verharmloser, Förderer, 
PapyRossa-Verlag Köln 2012, 9,90 € 

Ehemaliger RAF-Spitzel in den USA verstorben 

Der ehemalige Spitzel des Berliner Verfassungsschutzes (VS) bei der RAF, Peter Urbach, 
ist einem Spiegel-Bericht zufolge im vergangenen Jahr in den USA verstorben. Seit seiner 
Enttarnung als V-Mann und seinem Verschwinden aus Westberlin im Frühjahr 1971 wurde 
über seinen Verbleib gerätselt und später gemutmaßt, dass er sich mit seiner Frau und 
seinen beiden Söhnen in die USA abgesetzt hat, wo er It. Spiegel als Rohrleger tätig 
gewesen sein soll. 

1967 hatte sich Urbach im Auftrag des VS das Vertrauen der linken Szene Westberlins 
erschlichen. Beim Sturm auf das Hochhaus des Axel-Springer-Verlags soll er als Agent 
Provocateur Molotowcocktails an die Demonstrierenden verteilt haben. Außerdem soll er 
den Sprengstoff für ein Attentat auf das jüdische Gemeindehaus in Berlin besorgt haben. 
Später ist er am Aufbau der RAF beteiligt gewesen und hat entscheidende Hinweise für eine 
Verhaftung von Andreas Baader gegeben. 

(jw v. 19.3.2012/AzadT) 

SIPRI-Bericht: Mordsmäßige Profite deutscher Waffenexporteure 

Das Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI veröffentlichte seinen jährlichen Bericht 
zum Rüstungstransfer. Danach lag zwischen 2007 und 2011 der Gesamtumsatz 
internationaler Rüstungsgeschäfte um 24 Prozent höher als in den fünf Jahren zuvor. Den 
Forschern zufolge ist die USA nach wie vor größter Waffenexporteur mit 30 Prozent aller 
Lieferungen im Jahre 2011, gefolgt von Russland mit einem Marktanteil von 24 Prozent. An 
dritter Stelle der Waffenexporte liegt Deutschland, das überdurchschnittlich vom 
Rüstungsboom profitiert hat. Deutsche Firmen standen für neun Prozent aller 
internationalen Waffenverkäufe. Lieferungen erfolgen auch an eine Reihe von Ländern des 
Nahen Ostens; umstritten ist der geplante Verkauf von 200 Leopard-Panzern an Saudi- 
Arabien. 41 Prozent der deutschen Exporte gingen SIPRI zufolge an europäische Staaten, 
wobei ausgerechnet Griechenland der größte Kunde gewesen ist. Zweitwichtigster Markt für 
deutsches Tötungsmaterial war Asien mit 27 Prozent. Im Vergleich zu den fünf 
zurückliegenden Jahren ist der deutsche Waffenexport um 37 Prozent gestiegen. 

(Süddt.Ztg. v. 20.3.2012/AzadT) 






I internationale 
Repressions¬ 
strategie gegen 
die kurdische 
Bewegung und die 
türkische Linke 



Konferenz 

„Internationale Repressionsstrategie gegen die 
kurdische Bewegung und die türkische Linke“ 

vom 20. bis 22. April 2012 

Ort: Naturfreundehaus Köln-Kalk e.V. 
Kapellenstrasse 9a, 51103 Köln 

Telefon: 0221 870 10 58 (mit AB) oder 971 37 943 
Mobil 01578 2 870 105 (ohne Mailbox) 

Email: nfhkoelnkalk@gmail.com 


y V ß 


14 








infodienst nr. 112 


April 2012 


ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 
Fax 0211/171 1453 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.R: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


Spendenkonto: 

GLS Gemeinschaftsbank eG 
mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 


Bericht über die Konferenz der Kampagne TATORT KURDISTAN 


Internationale Repressionsstrategie 
gegen die kurdische Bewegung und die 
türkische Linke 

vom 20. - 22. April 2012 in Köln 


D ie kurdische Befreiungsbewegung sieht sich als eine der wenigen 
säkularen emanzipatorischen Kräfte im Mittleren Osten zur Zeit 
den stärksten Angriffen der letzten Jahre ausgesetzt. Seit den 
Kommunalwahlen von 2009 wurden im Rahmen der sogenannten KCK- 
Verfahren über 6000 kurdische Politikerinnen, Journalistinnen, Gewerk- 
schafterlnnen und viele weitere Personengruppen inhaftiert. Alle, die den 
Kriegskurs der AKP-Regierung in der kurdischen Frage kritisieren, laufen 
in Gefahr, wegen angeblicher Unterstützung des Terrorismus angeklagt 
und inhaftiert zu werden. Diese Politik seitens der Türkei erfolgt in enger 
Abstimmung mit der EU und den USA. In Deutschland werden seit 2010 
kurdische Aktivistinnen erstmalig nach §12 9b (Mitgliedschaft in einer aus¬ 
ländischen terroristischen Vereinigung) angeklagt. Eine für den 26. Novem¬ 
ber 2011 in Berlin geplante Großdemonstration gegen das PKK-Verbot 
wurde untersagt. Zunehmend sind Personen, die sich in den kurdischen 
Vereinen engagieren, mit Abschiebungsandrohungen in die Türkei kon¬ 
frontiert. Auch die kurdischen Exilmedien stehen im Fokus der Angriffe, 
wie das de facto-Sendeverbot für den kurdischen Fernsehsender ROJ TV 
Anfang dieses Jahres gezeigt hat. Im Rahmen der Kampagne TATORT 
KURDISTAN wurde auf der Konferenz in Köln die internationale Repres¬ 
sionsstrategie gegen die kurdische Befreiungsbewegung und die türkische 
Fi nk e analysiert. Ausgerichtet wurde die Konferenz vom Rechtsh ilf efonds 
AZADI e.V.. 

Aktuelle Situation in der Türkei/Kurdistan 

Zum Auftakt am Freitag Abend referierte der Historiker und Journalist 
Dr. Nick Brauns über den Machtkampf zwischen der AKP und den 
Kemalisten seit der Regierungsübernahme von Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan im Jahre 2002. Die Kraftkonstellationen lassen sich ihm 
zufolge als Dreieck erfassen mit den Eckpunkten AKP, Kemalisten und 
der kurdischen Bewegung sowie türkischen Finken. Wurde die AKP 
anfangs in Deutschland aufgrund ihrer islamischen Wurzeln skeptisch 
betrachtet, gelang es Erdogan durch eine konsequent wirtschaftsliberale 
Politik, sich die Unterstützung der EU und USA zu sichern. Den Höhe¬ 
punkt erreichte der Machtkampf 2007 zwischen AKP und Kemalisten mit 
der Nominierung von Abdullah Gül als Staatspräsident. Das Militär 
drohte offen mit einem Putsch. Ende 2007 wurde dann ein Kompromiss 
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auf Kosten der kurdischen Bewegung geschlossen. 
Mit Billigung der U SA erfolgte Anfang 2008 der als 
„ZAP-Offensive“ bekannte Einmarsch der türki¬ 
schen Armee in von der PKK kontrollierte Gebiete 
im Nordirak, der aber als militärisches Desaster 
endete. Parallel entledigte sich die AKP mit den 
beginnenden ERGENEKON-Verfahren der nationa¬ 
listischen Hardliner unter den Kemalisten. Spätes¬ 
tens seit dem Rücktritt des gesamten Generalstabs 
2011 hat die AKP die Auseinandersetzung endgültig 
gewonnen. Um auch in den von der kurdischen 
„Partei für Frieden und Demokratie“ (BDP) domi¬ 
nierten kurdischen Gebiete an Einfluss zu gewinnen, 
startete die türkische Regierung nach den Kommu¬ 
nalwahlen 2009 die sogenannten KCK-Verfahren, in 
deren Folge aktuell über 6000 Personen aus dem 
Umfeld der BDP, aber auch Journalistinnen, 
Gewerkschafterlnnen, Menschenrechtlerinnen und 
Intellektuelle inhaftiert sind. Aktuell berichtete Dr. 
Braun von sich abzeichnenden Spannungen zwi¬ 
schen der Fetullah-Gülen-Bewegung l] und Teilen der 
AKP. Dass die AKP nach wie vor auch eine islami¬ 
tische Agenda betreibt, zeigt die vor kurzem ange¬ 
kündigte Bildungsreform, die den Besuch von 
Koran-Schulen forciert und wahrscheinlich zu Las¬ 
ten der Bildung junger Frauen geht. 

Strafrechtliche Verfolgung nach §129b 

Über die strafrechtliche Verfolgung von Kurdinnen 
und Kurden in Deutschland wegen ihrer politischen 
Betätigung berichtete die Hamburger Rechtsanwäl¬ 
tin Cornelia Ganten-Lange. Im Mittelpunkt standen 
die seit 2010 erstmals auch gegen Kurden ange¬ 
strengten Verfahren nach §129b StGB (Mitglied¬ 
schaft in einer ausländischen terroristischen Vereini¬ 
gung). Der Paragraph, bereits 2002 im Rahmen der 
Antiterrorgesetze ins Strafgesetzbuch aufgenommen, 
wurde bisher hauptsächlich gegen islamistische 


Kreise angewendet. Allerdings sind auch bereits Ver¬ 
fahren gegen Personen nach §129 b geführt worden, 
die von den Anklagebehörden der tamilischen LTTE 
oder der türkischen DHKP-C zugerechnet wurden. 
Bezeichnend für den §129b ist, dass er der einzige 
Strafrechtsparagraph ist, bei dem die Staatsanwalt¬ 
schaften eine Genehmigung des Bundesjustizminis¬ 
teriums einholen müssen, bevor sie Ermittlungen 
einleiten können. Diese Ermächtigung wurde im 
September 2011 generell für Ermittlungen und 
Anklagen gegen mutmaßliche führende Funktionäre 
der PKK erteilt. Gegen drei kurdische Personen lau¬ 
fen derzeit Pilotverfahren in Deutschland, eine wei¬ 
tere Person befindet sich in Auslieferungshaft in der 
Schweiz. Frau Ganten-Lange wies drauf hin, dass 
die Ermächtigung seitens des Justizministeriums 
jederzeit ausgeweitet werden kann, so dass jedes 
politische Engagement für die kurdische Frage in 
Deutschland von Kriminalisierung betroffen sein 
kann. Ein weiteres Problem der Verfahren nach 
§129b liegt darin, dass die zur Last gelegten Strafta¬ 
ten und damit die Beweismittel in der Türkei liegen. 
In den vorliegenden Strafverfahren werden die 
betroffenen Personen sowohl für Angriffe der kurdi¬ 
schen Volksverteidigungskräfte (HPG) auf militäri¬ 
sche Ziele als auch für Angriffe der sogenannten 
„Freiheitsfalken Kurdistans“ (TAK) auf Zivilisten 
verantwortlich gemacht. Letzteres dürfte in den 
anstehenden Prozessen besonders umstritten sein, 
weil die PKK jeden Zusammenhang mit den TAK 
von sich weist. Eine entscheidende Rolle wird in den 
Pilotverfahren auch spielen, ob die Aktionen der 
PKK durch das (Kriegs-)Völkerrecht gedeckt sind. 
Frau Ganten-Lange wies darauf hin, dass sich KCK- 
Verfahren in der Türkei und die §129b-Verfahren in 
Deutschland prinzipiell ähn li ch sind, da es sich bei 
beiden um Organisationsdelikte handelt, die keinen 
individuellen Straftatnachweis erfordern. 
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Ausländerrechtliche Schikanen gegen 
Kurdinnen und Kurden 

Über ausländerrechtliche Schikanen gegen Kurden 
berichtete Rechtsanwältin Heike Geisweid, Vor¬ 
standsmitglied bei AZADi und Vorsitzende von 
MAF-DAD. Im Rahmen der Antiterrorpakete von 
2002 wurden auch gravierende Gesetzesänderungen 
im Ausländerrecht beschlossen. Die Änderungen 
betreffen Ausweisungen, Asyl- und Einbürgerungs¬ 
verfahren. So führt die Mitgliedschaft in einer terro¬ 
ristischen Vereinigung auch nachträglich zu einer 
Asylaberkennung wegen „Unwürdigkeit“. Das führt 
in der Praxis dazu, dass vielen Kurdinnen und Kur¬ 
den in der BRD das Asylrecht aus genau den Grün¬ 
den aberkannt wird, wegen denen sie es oft viele 
Jahre zurück liegend zugesprochen bekommen hat¬ 
ten. Mit der Aberkennung des Asyls ist in der Regel 
ein Rückfall in die „Duldung“ verbunden, der 
untersten Stufe im Ausländerrecht. Bei Einbürge¬ 
rungsanträgen werden von den Ausländerämtern 
routinemäßig Auskünfte bei den Verfassungsschutz¬ 
ämtern angefordert, zu denen die Antragsteller dann 
Stellung nehmen müssen. Schon der Besuch von 
legalen kurdischen Veranstaltungen, Vereinen und 
Demonstrationen stellt ein Einbürgerungshindernis 
dar, wenn es nicht bereits lange zurück liegt und die 
Antragsteller sich ausdrücklich von ihrem früheren 
politischen Engagement „nachdrücklich“ distanzie¬ 
ren. Für unterstützende Anwältinnen und Anwälte 
ist es laut Frau Geisweid immer wieder erschre¬ 
ckend festzustellen, wie lückenlos und umfangreich 
die Überwachung von politisch aktiven Kurden 
durch den Verfassungsschutz und die polizeilichen 
Staatsschutzdezernate erfolgt. Ebenfalls hoch proble¬ 
matisch sind die von den Ausländerämtern durchge¬ 
führten Sicherheitsbefragungen, bei denen Auslän¬ 
derinnen über ihre Kontakte zu angeblich terroristi¬ 
schen Kreisen ausgeforscht wer¬ 
den. Vielen, die daran teilnehmen, 
sind die Fragen inhaltlich und 
sprachlich nicht verständlich, so 
dass es zu Falschangaben kommt, 
die dann laut Gesetz zur Auswei¬ 
sung führen können. 


gegen Gefangene noch aus der osmanischen Tradi¬ 
tion der Türkei herrühre. Zudem seien viele Mit¬ 
glieder der Spezialeinheiten, die Anfang der 1990er 
Jahre für die Ermordung von Oppositionellen ver¬ 
antwortlich waren, später im Strafvollzug eingesetzt 
worden. Die Zahl der Gefängnisinsassen ist unter 
der AKP-Regierung dramatisch von 59.000 auf 
134.000 gestiegen. Entsprechend stark ist die Über¬ 
belegung. So teilen sich beispielsweise 24 Menschen 
eine 8-Personenzelle, was dazu führt, dass in drei 
Schichten geschlafen werden muss. Auch die Folter¬ 
praxis, zu Beginn der AKP-Regierung in gewissem 
Maße zurückgegangen, hat in letzter Zeit wieder 
dramatisch zugenommen, wie nicht zuletzt die 
Misshandlungen gegen Kinder und Vergewaltigun¬ 
gen von Jugendlichen im Gefängnis von Pozanti 
gezeigt haben. Und Schwerkranke werden erst kurz 
vor ihrem Tod aus dem Gefängnis entlassen. Herr 
Mitil ging auch auf die Einführung der F-Typ 
Gefängnisse in der Türkei im Jahr 2000 ein. Bei 
dem über Monate andauernden Hungerstreik gegen 
die Isolationsgefängnisse kamen 28 Menschen ums 
Leben und über 600 trugen irreversible gesundheit¬ 
liche Schäden davon. Um den Widerstand zu bre¬ 
chen, stürmten türkische Sicherheitskräfte am 15. 
September 2000 unter dem zynischen Stichwort 
„Operation Rückkehr ins Leben“ die Gefängnisse 
mit unglaublicher Brutalität. Die Operation erfolgte 
mit stillschweigender Zustimmung der EU, die im 
Rahmen möglicher Beitrittsverhandlungen auf der 
Einführung des Gefängnissystems nach europäi¬ 
schem Vorbild bestanden hat. Um dieses System 
und die Isolation zu perfektionieren, werden aktuell 
in Ankara und Istanbul komplette Gefängnisstädte 
gebaut, auf deren Gelände sich - einem Campus 
gleich - auch Gerichtsgebäude und Krankenhäuser 
befinden. Herr Mitil schloss seinen Vortrag mit der 
Feststellung, dass sich die Repression nach dem 11. 



Situation in den türkischen 
Gefängnissen 

Ali Mitil vom „Solidaritätskomi¬ 
tee der Freiheitsgefangenen in 
Europa“ berichtete - leider auch 
aus langjähriger eigener Erfahrung 
- über die Zustände in den türki¬ 
schen Gefängnissen. Er wies 
darauf hin, dass die Brutalität 
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September 2001 unter der Führung der USA 
zusätzlich verschärft hat. Für die Abschaffung jegli¬ 
cher Rechtsstaatlichkeit stünden die illegalen CIA- 
Foltergefängnisse, Guantänamo und auch Imrali. 

Öcalan seit acht Monaten in Totalisolation 

Mahmut Sakar, der bis zu seiner 2005 erzwungenen 
Ausreise aus der Türkei Abdullah Öcalan als 
Rechtsanwalt vertreten hatte, berichtete über die 
Gefängnisinsel Imrali, wo seit 1999 Abdullah Öca¬ 
lan gefangen gehalten wird, der zuvor in einem 
internationalen Komplott verschiedener Geheim¬ 
dienste aus Kenia entführt worden war. Bis 2009 
war Öcalan der einzige Insasse dieses Gefängnis¬ 
komplexes, bewacht von 1000 Soldaten. 2009 wur¬ 
den dann auf Druck europäischer Institutionen fünf 
weitere PKK-Gefangene zu ihm auf die Insel ver¬ 
legt. 

Nach der Abschaffung der Todesstrafe in der 
Türkei wurde das Todesurteil gegen Herrn Öcalan 
in lebenslänglich ohne die Möglichkeit der vorzeiti¬ 
gen Haftentlassung umgewandelt. Über seine Haft¬ 
bedingungen entscheidet weder ein Gericht noch 
das Justizministerium, sondern ein gesetzlich nicht 
existentes Gremium, das direkt dem Nationalen 
Sicherheitsrat unterstellt ist. Seit Jahren werden die 
nach internationalem Recht verbrieften Besuche von 
Verwandten und Rechtsanwältinnen bei Abdullah 
Öcalan willkürlich behindert. Da Imrali für die 
Besucher nur mit einem eigens dafür vorgesehen 
Boot zu erreichen ist, wird dessen scheinbarer 
Defekt häufig als Begründung für die Absage der 
unerwünschten Besuche genommen. Nach den Par¬ 
lamentswahlen 2011 hat sich diese Situation extrem 
verschärft. Nunmehr befindet sich Herr Öcalan seit 
8 Monaten in Totalisolation, d.h. es gab weder Besu¬ 
che bei ihm noch irgendwelche Lebenszeichen. 
Stattdessen bereitet die AKP- 
Regierung ein Gesetz vor, das 
diese Situation rechtlich legitimie¬ 
ren soll und an das deutsche Kon¬ 
taktsperregesetz zu RAF-Zeiten 
erinnert. Sowohl in Straßburg als 
auch in den kurdischen Gefängnis¬ 
sen wurden deshalb kürzlich been¬ 
dete Hungerstreiks durchgeführt, 
um das europäische Antifolterko¬ 
mitee (CTP) und den Europarat 
auf ihre Verantwortung bezüglich 
der Haftsituation Öcalans hinzu¬ 
weisen. Herr Sakar ging auch auf 
die Verhaftungen nahezu des 
gesamten Anwältekollektivs zur 
Verteidigung Öcalans ein, das im 
Oktober 2011 dieses Jahres im 


Rahmen der KCK-Operationen erfolgte und welt¬ 
weit ohne Beispiel ist. 

Herr Sakar arbeitet heute als zweiter Vorsitzender 
des in Köln ansässigen Vereins für Demokratie und 
Internationales Recht (MAF-DAD = kurd. Abkür¬ 
zung für Recht und Gerechtigkeit). 

Verfolgung kurdischer Medien 

Während die EU-Staaten hin und wieder die Türkei 
wegen mangelnder Pressefreiheit kritisieren, reagie¬ 
ren sie bezüglich der in Europa erscheinenden kurdi¬ 
schen Medien als Handlanger der Türkei. Darauf 
wies Nihal Bayram, Journalistin bei der kurdischen 
Tageszeitung „Yeni Özgür Politika“ (Neue Freie Poli¬ 
tik), hin. Sie gab einen Überblick über die Gründung 
der ersten kurdischen Presseorgane Anfang des letz¬ 
ten Jahrhunderts, um den Kurdinnen und Kurden 
eine Stimme zu geben. In den 1990er Jahren wurden 
viele Mitarbeiterinnen bei den wenigen kurdischen 
Medien das Opfer extralegaler Hinrichtungen. Am 
spektakulärsten in Erinnerung bleibt der Sprengstoff¬ 
anschlag auf die Redaktionsgebäude der Tageszei¬ 
tung „Özgür Gündem“ 1994 in Istanbul und Ankara 
durch Agenten des so genannten „Tiefen Staates“. 
Auch aktuell stehen die Mitarbeiterinnen kurdischer 
Medien in der Türkei im Fokus von Regierung, Poli¬ 
zei und Justiz. Die meisten der im Rahmen der 
KCK-Verfahren sich in Haft befindenden Journalis¬ 
tinnen und Journalisten arbeiteten bei kurdischen 
Zeitungen oder Nachrichtenagenturen. Europa 
scheint da nicht hintanstehen zu wollen. So wurde 
die in Europa erscheinende Tageszeitung Özgür Poli¬ 
tika 2005 vom damaligen SPD-Bundesinnenminister 
Otto Schily (ehemaliger RAF-Anwalt und später 
Abgeordneter der Grünen) wegen angeblicher Pro¬ 
pagandatätigkeit für die PKK verboten, wenn auch 
das Verbot vom Bundesverwaltungsgericht einige 
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Wochen später wieder aufgehoben 
wurde. 

Erneut versuchte es die deutsche 
Regierung 2008 mit einem Verbot 
gegen den aus Dänemark sendenden 
kurdischen Fernsehsender ROJ TV. 

Wegen der allgemeinen medienrecht¬ 
lichen Bedeutung gaben die deut¬ 
schen Gerichte den Fall zum Euro¬ 
päischen Gerichtshof. Dieser ent¬ 
schied zweischneidig: Das Ausstrahlen eines Fern¬ 
sehsenders innerhalb der EU darf nur von dem für 
die Ausstrahlung verantwortlichen Fand, hier Däne¬ 
mark, untersagt werden. Allerdings stünde es 
Deutschland frei, die Arbeit von ROJ TV auf deut¬ 
schem Boden zu unterbinden und explizit auch die 
Ausstrahlung bei öffentlichen Veranstaltungen zu 
verbieten. „Erfolgreich“ war im Januar dieses Jahres 
letztendlich ein in Kopenhagen angestrengtes Ver¬ 
fahren gegen den Fernsehsender. Das Gericht verur¬ 
teilte ihn wegen angeblicher Propaganda für die 
PKK zu einer empfindlichen Geldstrafe, ohne 
jedoch die Sendelizenz aufzuheben. Das besorgte 
dann de facto eine Woche später der in Frankreich 
ansässige Satellitensender EUTEFSAT, indem er 
den Vertrag mit ROJ TV unter Verweis auf die im 
Kopenhagener Urteil festgeschriebenen terroristi¬ 
schen Aktivitäten kündigte. Das politische Vorspiel 
zur Schließung von ROJ TV fand bei der Wahl des 
damaligen dänischen Ministerpräsidenten Fogh 
Anders Rasmussen zum NATO-Generalsekretär 
2009 statt. Da die Wahl einstimmig erfolgen muss, 
weigerte sich die Türkei anfangs unter explizitem 
Verweis auf den aus Dänemark ausstrahlenden Sen¬ 
der, Rasmussen mitzutragen. Unter Vermittlung von 
U S-Präsident Obama wurden dann die faulen Kom¬ 
promisse geschmiedet, die Anfang dieses Jahres 
zum Aus für ROJ TV führten. Frau Bayram stellte 
sch li eßlich den neuen kurdischen Fernsehsender 
Nuce TV vor, der versucht, die Aufgaben von ROJ 
TV zu übernehmen. 

International koordinierte Repression 

Mit den politischen Hintergründen und Absprachen 
gegen die kurdische Bewegung auf europäischer 
Ebene befasste sich der Bundestagsabgeordnete der 
LINKSPARTEI, Andrej Hunko. Er berichtete zum 
Auftakt über seinen kürzlich zurückliegenden 
Besuch in der Türkei, wo es ihm gelang, drei Abge¬ 
ordnete des türkischen Parlaments im Gefängnis zu 
besuchen. Die von ihm besuchten Abgeordneten 
der Parteien BDP und CHP waren im Juni 2011 ins 
Parlament gewählt worden, sind aber bisher wider¬ 
rechtlich nicht aus dem Gefängnis entlassen worden, 
um ihre Arbeit aufnehmen zu kö nn en. Bei formellen 


Treffen zwischen deutschen und türkischen Abge¬ 
ordneten spielten die politischen Gefangenen in der 
Türkei keine Rolle, berichtete Herr Hunko aus sei¬ 
ner Erfahrung. Allenfalls tragen CDU-Abgeordnete 
Bedenken wegen Benachteiligungen von Christen in 
der Türkei vor. Das konsequente Thematisieren von 
Menschenrechten in der Türkei wird auch dadurch 
erschwert, dass CDU/CSU sich aus populistischen 
Gründen gegen den EU-Beitritt der Türkei ausspre¬ 
chen, was in der Türkei oft als Rassismus wahrge¬ 
nommen wird. Umgekehrt unterliegen SPD und 
Grüne der Versuchung, die Situation in der Türkei 
schön zu reden, um für ihre Position bezüglich des 
EU-Beitritts bei der Bevölkerung Gehör zu finden. 
Insgesamt haben sich die Kräfteverhältnisse in der 
EU in den letzten Jahren geändert. Die Lissabon- 
Verträge definieren Europa als neoliberales und 
imperiales Projekt. Die sich seit Jahren hinziehende 
Finanzkrise tut ihr übriges, dass Menschenrechts¬ 
verletzungen in der Türkei wenig Aufmerksamkeit 
erfahren. Auf EU-Ebene gibt es verschiedene Gre¬ 
mien und Institutionen, die sich unter Sicherheits¬ 
aspekten mit der kurdischen Frage befassen. Zum 
einen wurde der Belgier Gilles de Kerchove 2007 
zum Antiterrorismuskoordinator der EU ernannt 
und leitet regelmäßig Koordinationstreffen, bei 
denen auch Maßnahmen gegen die PKK bespro¬ 
chen werden. Zum anderen befasst sich EUROPOL 
mit Sicherheitsaspekten und unterhält umfangreiche 
Datensammlungen. Der immer wiederkehrende 
Vorwurf, die PKK finanziere sich durch Drogenhan¬ 
del, wird von EUROPOL allerdings explizit ver¬ 
neint. Das Gremium EUROJUST soll zukünftig zu 
einer Art europäischer Staatsanwaltschaft ausgebaut 
werden. An den regelmäßigen Treffen nehmen auch 
Vertreter der U SA und der Türkei teil. Herr Hunko 
kritisierte, dass generell die europäischen Agenturen 
wie etwa auch FRONTEX keiner parlamentari¬ 
schen Kontrolle unterworfen seien. Als Ausblick in 
die nahe Zukunft gab er die Einschätzung, dass sei¬ 
tens der EU kaum Druck auf die Türkei in Bezug 
auf Menschenrechtsverletzungen ausgeübt werde, 
solange sie als wichtigster Partner für einen poten¬ 
ziellen Krieg gegen Syrien und den Iran gebraucht 
würde. 
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Fazit 


Ergebnisse 

Dem Sonntag Vor¬ 
mittag war es Vorbe¬ 
halten, in zwei 
Workshops konkrete 
Ansätze zu entwi¬ 
ckeln, um die Ver¬ 
netzung und Öffent¬ 
lichkeitsarbeit gegen 
die staatliche 

Repression sowohl 
in Europa als auch 
der Türkei zu ver¬ 
bessern. Dazu wur¬ 
den folgende 

Beschlüsse gefasst: 
Das Solidaritätsko¬ 
mitee der Freiheits¬ 
gefangenen in 

Europa und der 
Menschenrechtsverein Türkei/ Deutschland 
(TÜDAY) schließen sich der Kampagne 
„Demokratie hinter Gittern“ (DHG) an und 
werden ihre Beiträge (Situation der F-Typ- 
Gefängnisse in der Türkei / Minimalforderun¬ 
gen der politischen Gefangenen etc.) auf der 
Website von DHG veröffentlichen. 

Anlässlich der bevorstehenden Prozesse gegen 
kurdische Aktivisten (möglicherweise im Früh¬ 
sommer), die nach § 129b StGB angeklagt sind, 
werden Erklärungen und Hintergrundinforma¬ 
tionen publiziert. Ferner soll zur Prozessbeob¬ 
achtung aufgerufen werden. 

Die an der Konferenz beteiligten Gruppen 
unterstützen (Aufruf/Teilnahme) eine voraus¬ 
sichtlich für 23. Juni von verschiedenen Initiati¬ 
ven und Gruppen in Karlsruhe geplante 
Demonstration gegen Repression und Antiter¬ 
ror-Gesetze . 

Am 23. November 2013 soll in Berlin eine 
Demonstration aus A nl ass des 20. Jahrestages 
des PKK-Betätigungsverbots durchgeführt wer¬ 
den (Gründung eines Vorbereitungskomitees). 

Um eine bessere und positivere mediale Prä¬ 
senz zum Themenkomplex Kurdistan/Tür¬ 
kei/Situation der Kurdinnen und Kurden in 
Europa, insbes. in Deutschland zu erreichen, 
sollen künftig mehr Kolumnen, Kommentare 
und Hintergrundbeiträge u. a. über die politi¬ 
schen Ziele und Vorstellungen der Kurdinnen 
und Kurden (wie der Modellentwurf einer 
Demokratischen Autonomie) verfasst werden. 


Auf der Konferenz wurde aufgezeigt, wie eng und 
koordiniert die Repression gegen die kurdische 
Befreiungsbewegung und türkische Finke internatio¬ 
nal erfolgt. Ohne die quantitativen Unterschiede der 
Verfolgung in der Türkei und Deutschland zu über¬ 
sehen, zeigen sich doch in den KCK- und §129b- 
Verfahren ähnliche Denkmuster. Demonstrations¬ 
und Medienverbote, Überwachung und Bespitze¬ 
lung sind in Europa und Kurdistan gleichermaßen 
auf der Tagesordnung. Während jedoch die Repres¬ 
sion in der Türkei auch durch die Beiträge der Kam¬ 
pagne „Demokratie hi nter Gittern“ in der deutschen 
Öffentlichkeit zunehmend kritisch hinterfragt wird, 
trifft die Kriminalisierung eines Teiles der kurdi¬ 
schen Bevölkerung in Deutschland als „Antiterror¬ 
kampf“ nach wie vor auf große Zustimmung der 
Gesellschaft. Dem gilt es durch die beschlossenen 
Aktivitäten entgegenzutreten. Erfreulich ist auch, 
dass durch die Konferenz der Grundstein für eine 
engere Kooperation zwischen der kurdischen Bewe¬ 
gung und Teilen der radikalen türkischen U nk en in 
Deutschland gelegt wurde. 

1 Fethullah Güten: Hierbei handelt es sich um einen seit langem in den 
USA lebenden ultranationalistisch-religiösen türkischen Imam, dessen 
„Bewegung“ (auch Hizmet-„Bewegung“ oder Cemaat genannt) inzwi¬ 
schen systematisch den Polizei-, Geheimdienst- und Justizapparat 
sowie auf der politischen Ebene die AKP unterwandert hat und als dritte 
Kraft in der Türkei bezeichnet wird. Zumindest in der Vergangenheit hat 
Gülen gute Kontakte zu den rechtsextremistischen „Grauen Wölfen“ 
gepflegt und diese finanziell unterstützt. Das milliardenschwere weit- 
und weitgespannte Netzwerk aus Bildungseinrichtungen, Privatschulen, 
Wirtschafts- und Medienkonzernen -z.B. die auflagenstarkste Tages¬ 
zeitung ZAMAN oder der Fernsehsender ATV - hat sich auch in Deutsch¬ 
land etabliert. So fungiert Fethullah Gülen als Ehrenvorsitzender des 
Berliner „Forums 
für interkulturellen 
Dialog“. In einem 
Interview des 
Gülen-Vereins 
Interkulturelles 
Dialogzentrum (Idiz 
e.V.) bezeichnete 
der Imam die von 
Kurdinnen und 
Kurden erhobenen 
Forderungen nach 
gleichen politi¬ 

schen und kultu¬ 
rellen Rechten wie 
der nach mutter¬ 
sprachlichem 
Unterricht als „res¬ 
pektlose Forderun¬ 
gen“. In einer 
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Video-Botschaft vom November letzten Jahres rief er zur quasi militäri¬ 
schen Vernichtung von als „Terroristen“ stigmatisierten Vertreterinnen 
der politischen Bewegung der Kurden auf: „Lokalisiert sie, umzingelt sie 
(...), zerschlagt ihre Einheiten, lasst Feuer auf ihre Häuser regnen, über¬ 
zieht ihr Klagegeschrei mit noch mehr Wehgeschrei, schneidet ihnen 
die Wurzeln ab und macht ihrer Sache ein Ende.“ Der Antidemokrat hat 
bereits die blutigen Militärputsche von 1971 und 1980 als „Rettung des 
Vaterlandes“ vor „Ungläubigen und Kommunisten“ gerechtfertigt. 
Zahlreiche Organisationen, Initiativen und Einzelpersonen haben im Vor¬ 
feld einer „deutsch-türkischen Kulturolympiade“ am 28. April in der 
Frankfurter Festhalle massive Kritik am Organisator dieser Mega-Veran¬ 


staltung, dem in Frankfurt/M. residierenden Verein für Bildungsberatung 
ACADEMY, geäußert, der dem Netzwerk der Gülen-Bewegung angehört. 
Friedman Eißler von der Evangelischen Zentralstelle für Weltanschau¬ 
ungsfragen in Berlin ist der Auffassung, dass sich hinter dem „säkula¬ 
ren Anstrich“ eine „religiöse Prägung“ verberge, „die erhebliche Fragen 
aufwirft“, insbesondere hinsichtlich der Frauenrechte und dem Verhält¬ 
nis von Staat und Islam. 

(Aus: Kl. Anfrage der Fraktion DIE LINKE (BT-Drs. 17/7241); jwv.21.2.12; 
FR v. 26.4.12; hr-online v. 20.4.12; Pressemitteilung der Kampagne 
„Demokratie hinter Gittern“ v. 19.4.12 u.a. - http://demokratiehintergit- 
tern.blogsport.de) 


iwa rua nwi 


Rechtsanwalt Pradel: Politikverbot gegen 
Muzaffer Ayata ist rechtswidrig 

Im Auftrag seines Mandanten hat der Verteidiger 
des kurdischen Politikers Muzaffer Ayata am 2. 
März beim Verwaltungsgericht (VG) Stuttgart bean¬ 
tragt, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs 
gegen die Verfügung der Stadt Stuttgart vom 10. 
Februar 2012 wieder herzustellen (§ 80 V VwGO). 
Diese hatte dem Kurden nicht nur eine politische 
Betätigung zugunsten der PKK sowie der von dieser 
„dominierten Organisationen“ verboten, sondern 
ihm auch untersagt, an öffentlichen politischen Ver¬ 
sammlungen und Demonstrationen teilzunehmen, 
politische Ämter zu übernehmen oder auszuüben, 
politische Reden zu halten, an Pressekonferenzen 
teilzunehmen oder Texte zu veröffentlichen. 

Die Stuttgarter Ausländerbehörde hatte ihre Ver¬ 
fügung damit begründet, dass der Betroffene die 
PKK unterstützt habe u. a. durch die Teilnahme an 
Veranstaltungen oder durch Interviews, die z.B. im 
„Kurdistan Report“ oder in der Tageszeitung „Yeni 
Özgür Politika“ (Neue Freie Politik) erschienen 
seien. Die sofortige Vollziehung dieser Verbotsverfü¬ 
gung war angeordnet worden. 

„Die Verfügung der Antragsgegnerin ist rechts¬ 
widrig, sie verletzt den Antragsteller in seinen Rech¬ 
ten“, heißt es im Widerspruch. Die ausgesprochenen 
Verbote und Untersagungen seien „unbestimmt“ 
und liefen „darauf hinaus, dass dem Antragsteller 
jegliche Meinungsäußerung und Teilnahme an Ver¬ 
anstaltungen untersagt“ werde. 

Es müsse festgestellt werden, dass durch die Ver¬ 
fügung das „Grundrecht“ von Muzaffer Ayata „auf 
freie Meinungsäußerung (Artikel 2 / Artikel 5 
Grundgesetz) eingeschränkt“ werde. Die Behörde 
habe sich auf die Voraussetzungen für das Verbot, 


den § 47 Abs. 1, Zeile 1 und 2 Aufenthaltsgesetzes 
(AufenthG), bezogen. Doch unabhängig davon, dass 
„fraglich“ sei, ob diese gesetzliche Regelung über¬ 
haupt „verfassungsgemäß“ sei, u.a. weil sie sich aus¬ 
schließlich gegen Ausländerinnen richte, habe die 
Stadt Stuttgart nicht dargelegt,“ wodurch die 
Voraussetzungen erfüllt sein sollen“. 

Die Antragsgegnerin habe behauptet, dass der 
kurdische Politiker an diversen Veranstaltungen teil¬ 
genommen und hierdurch die PKK bzw. deren 
Nachfolgeorganisationen, die terroristische Vereini¬ 
gungen seien, unterstützt habe. 

Rechtsanwalt Bernhard Pradel führt in seinem 
Widerspruch weiter aus: 

„Bei den Veranstaltungen, an denen der Antrag¬ 
steller teilgenommen haben soll, handelt es sich 
sämtlichst offensichtlich um, soweit diese genehmi¬ 
gungsbedürftig waren, genehmigte Veranstaltungen 
bzw. Veranstaltungen zugelassener Vereine oder 
Organisationen. Dass durch die Veranstaltungen 
bzw. durch die Organisationen oder Vereine, die 
Veranstalter waren und bei denen die Veranstaltun¬ 
gen stattfanden, die PKK unterstützt bzw. gefördert 
wird, ist von der Antragsgegnerin nicht dargetan, 
ebenso wenig, wodurch dies seitens des Antragstel¬ 
lers geschehen sein soll. Die verkürzte Angabe der 
Themen der Veranstaltungen bzw. zusammenge¬ 
fasste Inhalte von Redebeiträgen belegt die Voraus¬ 
setzungen des § 47 Abs. 1 S. 2 AufenthG nicht. 
Ebenso wenig ist ersichtlich, wodurch der Antrag¬ 
steller mit den Interviews eine verbotene Organisa¬ 
tion unterstützt oder gefördert haben soll. Bei den 
Interviews handelt es sich um Meinungsäußerungen 
des Antragstellers, die grundgesetzlich geschützt 
sind. 

Dass in der Türkei seit Jahrzehnten ein Konflikt 
zwischen der kurdischen Bevölkerung, die von türki- 
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sehen Regierungen und Militärmachthabern seit 
Jahrhunderten unterdrückt wird, existiert, ist Gegen¬ 
stand der Zeitgeschichte und wird auch von den 
deutschen Behörden zur Kenntnis genommen und 
seitens der EU und der deutschen Administration in 
den Fortschrittsberichten erwähnt und beanstandet. 
Dass die PKK in dem Kampf des kurdischen Volkes 
für ein Selbstbestimmungsrecht eine dominierende 
und prägende Rolle, insbesondere für das betroffene 
kurdische Volk spielt, ist zur Kenntnis zu nehmen 
und unbestritten.“ 

Diese Äußerungen über einen „zeitgeschichtli¬ 
chen Sachverhalt“ seien auf die grundgesetzlich 
gewährte Meinungsfreiheit geschützt. Die Stadt 
Stuttgart habe zudem behauptet, in ihr er Ermessens¬ 
entscheidung eine „Abwägung“ auch der Interessen 
von Muzaffer Ayata vorgenommen zu haben; bei 
der Verbotsverhängung habe das „öffentliche Inte¬ 
resse“ überwogen. 

Dieser Einschätzung widerspricht Rechtsanwalt 
Pradel: „Allein die Behauptung, Ermessen ausgeübt 
zu haben und zum Nachteil des Betroffenen ent¬ 
schieden zu haben, stellt keine Ermessensausübung 
dar.“ Hierfür seien vielmehr die „gesamten 
Umstände zu würdigen und abzuwägen“. Dies sei in 
der Verfügung jedoch nicht geschehen. 

Eine sofortige Vollziehung der Verbotsverfügung 
sei nur bei einer „eindeutigen Sachlage“ gerechtfer¬ 
tigt, weshalb Muzaffers Verteidiger beantragt hat, die 
Akten der Stuttgarter Behörde beizuziehen und 
Akteneinsicht zu gewähren. Danach werde er eine 
weitere Begründung abgeben. 

(Azadi) 

Europas gemeinsamer Kampf gegen die PKK 

Nachfolgend dokumentieren wir eine schriftliche 
Frage der Abgeordneten Ulla Jelpke vom 27. März 
mit der Antwort der Bundesregierung vom 3. April: 

„Was beinhalten die vom Ständigen Ausschuss 
für die operative Zusammenarbeit im Bereich der 
inneren Sicherheit (COSI) in der Sitzung vom 7. 
September 2010 bei der Zusammenstellung eines 
Arbeitsprogramms benannten „Aktionspapiere 
PKK“, und mit welchem Zeitplan wird dieser Pro¬ 
grammpunkt umgesetzt?“ 

Das Bundesinnenministerium: 

„Bei den in der schriftlichen Frage erwähnten 
„PKK-Aktionspapieren“ handelt es sich um ein 
Dokument des Rates der Europäischen Union vom 
13. Mai 2009 zur „stärkeren Bekämpfung der PKK 
in Europa“. Ein Zeitplan zur Umsetzung des Doku¬ 
ments liegt nicht vor. Ratsdokumente werden dem 
Deutschen Bundestag von der Bundesregierung 
nach Maßgabe des Gesetzes über die Zusammenar¬ 
beit von Bundesregierung in Angelegenheiten der 


Europäischen Union übersandt. Dabei sind beste¬ 
hende geheimschutzrechtliche Einstufungen und die 
daraus folgenden Schutzmaßnahmen zu beachten.“ 

Anklageerhebung nach § 129b StGB gegen 
Ridvan Ö. und Mehmet A. 

Prozess wird vor dem OLG Stuttgart stattfinden 

Gegen Ridvan Ö. und Mehmet A. hat die Bundes¬ 
anwaltschaft (BAW) Anklage nach § 129b Abs. 1 
i.Vm. § 129a Abs. 1 StGB (Mitgliedschaft in einer 
ausländischen terroristischen Vereinigung) vor dem 
Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts (OLG) 
Stuttgart erhoben. Beide sollen sich an einer Vereini¬ 
gung im Ausland beteiligt haben, deren Zwecke und 
Tätigkeit darauf gerichtet sind, Straftaten des Mor¬ 
des (§ 211 StGB) oder Totschlags (§ 212 StGB) zu 
begehen; Ridvan Ö. soll laut BAW zusätzlich der 
Nötigung „hinreichend verdächtig“ sein. 

Mehmet A. (28) sei von Oktober 2009 bis zu seiner 
Verhaftung im Juli 2011 als hochrangiger Kader der 
PKK-Jugendorganisation „Komalen Ciwan“ (KC) 
sowohl in Deutschland als auch in Frankreich tätig 
gewesen. Ridvan Ö. (29) wiederum habe als dessen 
Nachfolger bis zu seiner Festnahme im Juli 2011 an 
der Spitze der KC gestanden und sei ab August 2010 
für das Gebiet Stuttgart verantwortlich gewesen. Die 
Aufgabe beider Beschuldigten habe in der Rekrutie¬ 
rung von Jugendlichen für die PKK-Guerilla sowie 
der Beschaffung von Geld und Ausweisdokumenten 
für deren Reisen in den Nordirak bestanden. Ferner 
seien sie eingebunden gewesen in die „Propaganda- 
und Schulungsarbeit der Organisation“. 

Ridvan Ö. und Mehmet A. wurden beide am 17. 
Juli 2011 festgenommen - auf dem Flughafen in 
Düsseldorf und in Freiburg. Seitdem befinden sie 
sich in U-Haft in der JVA Rheinbach bzw. Karls¬ 
ruhe. 

Seit Frühsommer 2011 ist auch der kurdische 
Aktivist Metin A. in der Schweiz inhaftiert, dessen 
Auslieferung nach Deutschland die BAW beantragt 
hat. Er soll der „Vorgesetzte“ von Ridvan Ö. und 
Mehmet A. gewesen sein und sieht sich ebenfalls 
konfrontiert mit einer Anklage nach § 129b. Das 
Auslieferungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

Textidentisch beschreibt die BAW bei allen 
Beschuldigten den Sachverhalt der Anklageschrift: 

„Die Arbeiterpartei PKK strebt einen staatenähn¬ 
lichen Verbund der kurdischen Siedlungsgebiete in 
der Türkei, Syrien, Iran und Irak an. Sie verfügt 
über militärisch strukturierte Guerillaeinheiten, die 
vorwiegend im Südosten der Türkei Attentate auf 
türkische Polizisten und Soldaten verüben. Seit 2004 
begehen Terrorkommandos der PKK zudem 
Sprengstoff- und Brandanschläge in türkischen 
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Großstädten und Tourismuszentren im westlichen 
Teil des Landes, die in der Zivilbevölkerung zu Ver¬ 
letzten und Todesopfern führten. In Deutschland 
und anderen Ländern Westeuropas haben ihre Mit¬ 
glieder vor allem die Aufgabe, Finanzmittel für die 
Organisation zu beschaffen und Nachwuchs für den 
Guerillakampf zu rekrutieren.“ Im Falle von Ridvan 
Ö. und Mehmet A. heißt es ferner: „Die PKK ver¬ 
fügt auch in Europa über eine feste Organisations¬ 
struktur, in die unter anderem ihre Jugendorganisa¬ 
tion „Komalen Ciwan“ (KC) eingegliedert ist.“ 
Insbesondere scheint es der BAW darum zu 
gehen, den Beweis zu erbringen, dass die seit 2004 
existierenden „Freiheitsfalken Kurdistans“ (TAK) als 
Sondereinheit innerhalb der Volksverteidigungs¬ 
kräfte (HPG) gebildet worden seien, um in der Tür¬ 
kei Anschläge in Großstädten und Touristenzentren 
zu verüben. Demgegenüber haben sich die TAK, die 
insbesondere kurdische Jugendliche mobilisieren 
soll, immer wieder als eine von den HPG unabhän¬ 
gige Organisation dargestellt, weil sie diese als nicht 
stark genug empfinden. Auch die PKK hat sich 
mehrfach von der TAK und ihren Anschlägen dis¬ 
tanziert. Der Einschätzung der BAW zufolge soll es 
sich auf beiden Seiten hingegen mehr um eine tak¬ 
tisch motivierte Distanzierung handeln. 

Wann das Hauptverfahren gegen die beiden Aktivis¬ 
ten eröffnet wird, ist noch nicht bekannt. 

(Azadi) 

Vezir T.: Angeklagt auf freiem Fuß 

Der Haftbefehl gegen den am 8. Dezember 2011 in 
Hanau festgenommenen Vezir T., war am 13. Januar 
dieses Jahres nach einem Haftprüftermin aufgeho¬ 
ben worden, weil das Gericht der Auffassung des 
Verteidigers gefolgt ist, dass bei dem §129b-Beschul- 
digten keine Fluchtgefahr besteht. Der Kurde wurde 
bereits wegen seiner politischen Betätigung im Jahre 
2000 zu einer 18-monatigen Freiheitsstrafe verur¬ 
teilt. 

(Azadi) 

Ein weiterer Kurde befindet sich in Untersuchungs¬ 
haft in Hamburg. Auch Ali Ihsan K., der am 12. 
Oktober 2011 in Hamburg festgenommen wurde. 


wird Mitgliedschaft in einer „ausländischen terroris¬ 
tischen Vereinigung“ vorgeworfen. Er soll in der Zeit 
2007 - 2008 als mutmaßlicher PKK-Funktionär in 
Hamburg und für die nördliche Region verantwort¬ 
lich gewesen sein. 

Ali Ihsan K. war bereits mehr als 18 Jahre in der 
Türkei inhaftiert und dort mehrfach gefoltert. 

(Azadi) 

Hasan Mohammed A.: Inhaftiert in Lüneburg 

In der JVA Lüneburg ist Hasan Mohammed A. in 
Haft. Als angeblicher Leiter des PKK-Sektors Nord 
war er im Oktober 2010 in Hannover zunächst fest¬ 
genommen, jedoch wieder auf freien Fuß gesetzt 
worden. Als im Verlauf des Jahres 2011 bekannt 
wurde, dass ein § 129-Verfahren gegen ihn ergebnis¬ 
los verlaufen war, ist er dennoch im März dieses 
Jahres in Berlin festgenommen worden. 

Die BAW allerdings hat die Übernahme des Ver¬ 
fahrens abgelehnt, so dass Hasan Mohammed A. 
nun vor dem Landgericht (LG) Lüneburg wegen 
Rädelsführerschaft in einem verbotenen Verein (Ver¬ 
stoß Vereinsgesetz) angeklagt wird. Weil er über kei¬ 
nen Wohnsitz in der BRD verfügt und deswegen 
Fluchtgefahr drohe, wird die Haft aufrechterhalten. 
Derzeit liegt noch keine Anklageschrift vor. 

(Azadi) 

Misto B. und Serdar N.: Haftbefehle 
aufgehoben, Verfahren nicht 

Zwei Monate nach ihrer Festnahme/Verhaftung, 
sind am 16. April die Haftbefehle gegen Misto B. 
und Serdar N. aufgehoben worden und sie konnten 
die JVA Köln bzw. Wuppertal verlassen. Die 
Anklage wirft ihnen gemeinschaftlich versuchte 
Brandstiftung vor. Sie sollen anlässlich des Jahresta¬ 
ges der Verschleppung von Abdullah Öcalan am 15. 
Februar 1999 von Kenia in die Türkei versucht 
haben, durch den Einsatz von Molotowcocktails die 
Redaktionsräume der Tageszeitung „Zaman“ in 
Köln zu beschädigen. Eine Anklageschrift liegt der¬ 
zeit noch nicht vor. 

(Azadi) 


SOLIDARITÄT mit den Betroffenen 

der 129 a/b Verfahren! 


Spendet auf das Solikonto der Roten Hilfe! 


Rote Hilfe e.v. Spandankonto: 19 11 00 462 

Postfach 32 55 BLZ.i 440 lOO 46 Postbank Dortmund 

37022 Göttingen Stichworts Weg mit S 129 a/b 



www.rote-hilfe.de 


getroffen werden einige 
gemeint sind wir alle! 
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BAW lässt „mutmaßlichen ehemaligen Finanzchef der 
PKK in Europa“ festnehmen - 

Abdullah S. droht Anklage nach § 129b StGB 

Laut Mitteilung der Bundesanwaltschaft (BAW) 
wurde aufgrund eines Haftbefehls des Bundesge¬ 
richtshofs (BGH) der 45-jährige kurdische Aktivist 
Abdullah S. am 27. April in Köln festgenommen 
und dem Ermittlungsrichter des Amtsgerichts Köln 
vorgeführt. 

Abdullah S. wird vorgeworfen, von Juni 2003 bis 
Juni 2004 den PKK-Sektor Mitte geleitet und sich 
von Mai 2005 bis Juni 2007 in Nordirak aufgehalten 
zu haben. Danach soll er bis März 2010 mitverant¬ 
wortlich gewesen sein für das „Wirtschafts- und 
Finanzbüro“ der PKK in Europa. 

Die BAW beschuldigt ihn deshalb, sich als mut¬ 
maßliches Mitgliedschaft an der „ausländischen ter¬ 
roristischen Vereinigung PKK“ (§ 129b Abs. 1 i.V.m. 
§ 129a Abs. 1 StGB) beteiligt zu haben. 

(PMBAWv. 27.4.2012/Azadi) 


19. aktualisierte Auflage 

Bundesdeutsche 
Flüchtlingspolitik und ihre 
tödlichen Folgen/ 

1993 bis 2011 



Menschen flohen vor Verfolgung, Hunger und Elend. 
Sie fanden hier den Tod. 


Die Dokumentation umfaßt Todesfälle und Verletzun¬ 
gen bei Grenzüberquerungen; Selbsttötungen, Selbsttö¬ 
tungsversuche und Verletzungen von Flüchtlingen aus 
Angst und auf der Flucht vor Abschiebungen; Todesfälle 
und Verletzungen vor und während Abschiebungen, 
Mißhandlungen und Folter nach Abschiebungen. Die 
Zusammenstellung umfaßt auch Brände und Anschläge 
auf Flüchtlingssammellager und mehr. Die beschriebe¬ 
nen über 6000 Einzelgeschehnisse machen deutlich, daß 
die Chance, in der BRD Schutz und Sicherheit zu finden 
gegen Null läuft. 


Einzelfall-Dokumentation 

in zwei Heften (570 Seiten) 
www.ari-berlin.org 


Antirassistische Initiative e.V. - Dokumentationsstelle 
NewYorck im Bethanien - Südflügel 
Mariannenplatz 2 A - 10997 Berlin 
Fon 030-617 40 440 - Fax 030-617 40 101 
eMail: ari-berlin-dok@gmx.de 


Kurdinnen und Kurden protestieren auf 
Schiffen in Köln und Hamburg 

Am 15. April haben zehn Kurdinnen und Kurden in 
Köln auf einem Ausflugsschiff gegen die Menschen¬ 
rechtsverletzungen in der Türkei und die Totalisola¬ 
tion von Abdullah Öcalan protestiert. 

Einen ähnlichen Protest gab es am 19. April auf 
einer Fähre in Hamburg. 

Nach dem Ablegen des Ausflugdampfers in Köln 
sollen die Frauen und Männer, die über tickets ver¬ 
fügten, einige Transparente mit dem Bild von 
Abdullah Öcalan an den Seitenwänden des Sch if fes 
angebracht und den Kapitän in seinem Führerstand 
aufgefordert haben, ihnen das Verlesen eines Textes 
über Mikrofon möglich zu machen, was dieser abge¬ 
lehnt hatte. Die Protestierenden haben sich von der 
informierten Wasserschutzpolizei widerstandslos 
abführen lassen. Weder wurde körperliche Gewalt 
angewandt und erst recht waren die kurdischen 
Aktivistinnen unbewaffnet. 

Sie wurden ins Kölner Polizeipräsidium ver¬ 
bracht, ED-behandelt und am nächsten Tag entlas¬ 
sen. 

Möglicherweise müssen sie mit Ermittlungsver¬ 
fahren wegen Nötigung und Eingriffs in den Schiffs¬ 
verkehr rechnen. 

In Hamburg haben sich acht Männer und Frauen 
an der Protestaktion auf der Fähre, die mit etwa 60 
Fahrgästen besetzt war, beteiligt. Auch hier verliefen 
das Geschehen und die erhobenen Forderungen 
äh nli ch wie in Köln. Laut Wasserschutzpolizei haben 
sich die Kurden widerstandslos festnehmen lassen. 
Der Staatsschutz hat die Ermittlungen übernom¬ 
men. Laut diverser Zeitungsmeldungen sollen sich 
die Aktivistinnen wegen gefährlichen Eingriffs in 
den Schiffsverkehr verantworten müssen. 

„Wir hoffen auf Aufmerksamkeit für die Lage der Kurdin¬ 
nen und Kurden“ 

Die Protestierenden haben am 20. April eine Erklärung 
abgegeben, die wir nachfolgend leicht gekürzt doku¬ 
mentieren: 

„Wir haben auf dem Schiff im Hamburger Hafen 
eine friedliche Protestaktion durchgeführt. Das Ziel 
war unsere Solidarität mit den Hungerstreikenden in 
Straßburg und den mehr als 1000 kurdischen hun¬ 
gerstreikenden politischen Gefangenen in der Tür¬ 
kei. [...] Leider werden die schlimmen Menschen¬ 
rechtsverletzungen gegenüber den Kurdinnen und 
Kurden in der Türkei hier kaum wahrgenommen. 
Ungefähr 9000 Politikerinnen sind im Gefängnis, 
immer wieder werden Zivilisten getötet. Abdullah 
Öcalan kann seit 8 Monaten von niemand mehr 
besucht werden. Er ist total isoliert. Wir fordern 
seine Freilassung und Frieden in Kurdistan. 
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Unser Protest auf dem Schiff war eine Form 
zivilen Ungehorsams. Wir haben ein Schiff ausge¬ 
sucht, weil die Besuche von Anwälten und Ver¬ 
wandten bei Abdullah Öcalan immer wieder ver¬ 
hindert werden und das unter dem Vorwand, dass 
zuviel Wind wäre oder das Schiff kaputt sei, mit 
dem die Besucher auf die Gefängnisinsel Imrali 
wollen. 

Wir wollten niemanden in irgendeiner Form 
Gewalt antun oder Schaden zufügen. Wir bedau¬ 
ern, wie besorgt Mütter und Kinder ausgesehen 
haben. Das hat uns sehr traurig gemacht. Das hat 
uns aber auch an die Situation der kurdischen Kin¬ 
der erinnert. Sie werden oft im Alter von zehn Jah¬ 
ren ins Gefängnis gesteckt, weil sie an Demonstra¬ 
tionen teilnehmen. Vielleicht können die Mütter 
und Kinder ja verstehen, warum wir diese Aktion 
gemacht haben, wenn sie wissen, dass die kurdi¬ 
schen Kinder in den Gefängnissen häufig misshan¬ 
delt und vergewaltigt werden; 2300 Kinder sind 
dort gerade inhaftiert. 

Wir hoffen, mit dieser Aktion in Europa auf 
positive Weise Aufmerksamkeit auf die schwere 
Situation zu lenken, in der sich die kurdische Bevöl¬ 
kerung befindet. Auch die Öffentlichkeit und die 
Politiker in Deutschland haben aufgrund der vielfäl¬ 
tigen politischen und gesellschaftlichen Verflechtun¬ 
gen mit der Türkei eine Verantwortung für die Lage 
der Kurdinnen und Kurden.“ 

Hungerstreik in Straßburg beendet 

Am 1. März begannen 15 kurdische Aktivistinnen 
einen Hungerstreik in der St. Maurice-Kirche in 
Straßburg: „Wir haben diesen Hungerstreik gestar¬ 
tet, um den Europarat, das Antifolterkomitee des 
Europarats (CPT) und andere europäische Institu¬ 


tionen wachzurütteln, die ihre Augen gegenüber 
den politischen und humanistischen Forderungen 
der Kurdinnen, der verschärften Situation unseres 
Vorsitzenden Öcalan, den Verhaftungswellen und 
dem Versuch, einen Krieg gegen eine Person zu 
wagen, verschlossen halten.“ 

Nach 52 Tagen haben die kurdischen Akti¬ 
vistinnen ihren Hungerstreik in Straßburg beendet. 
Sie wollten mit ihrem Protest die europäische 
Öffentlichkeit auf die Unterdrückung der Kurden in 
der Türkei aufmerksam machen und auf die seit 
acht Monaten anhaltende Totalisolation des auf der 
Gefängnisinsel inhaftierten PKK-Vorsitzenden Ab¬ 
dullah Öcalan. Zentrales Anliegen der Streikenden 
war die Aufforderung an das CPT, den PKK-Vörsit- 
zenden auf Imrali aufzusuchen. Zuvor hatten 
bereits die rund 1500 politischen Gefangenen aus 
der PKK, die sich teilweise bereits seit Mitte Feb¬ 
ruar im Hungerstreik befanden, beendet. Für diese 
Entscheidung ausschlaggebend waren sowohl die 
Reaktionen der Bevölkerung als auch ein Aufruf 
der „Gemeinschaft der Gesellschaften Kurdistans“, 
KCK, gewesen, in dem auf Äußerungen von Öca¬ 
lan hingewiesen wurde, wonach es möglichst auch 
in Widerstandsaktionen zu keinen Todesfällen kom¬ 
men solle. Ziel sei es vielmehr, die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit für die politischen Belange zu 
erreichen. Die KCK kritisierte auch die inaktive 
Haltung des Europarates sowie des CPT, durch die 
die kurdenfeindliche Politik der türkischen Regie¬ 
rung gestärkt würde. 

Zehn Tage zuvor hatte Thorbjörn Jagland, 
Generalsekretär des Europarates, eine erste Stel¬ 
lungnahme zu den Forderungen der Hungerstrei¬ 
kenden in Straßburg und der Türkei abgegeben. 
Die Institutionen des Europäischen Rates könnten 
„ihrer Arbeit“ jedoch nur „effektiv nachgehen, 
wenn auf sie kein äußerer Einfluss oder Druck“ 
ausgeübt würde. Er rief die Hungerstreikenden 
dazu auf, ihre Aktion zu beenden, weil sie damit 
„ihr Leben in Gefahr bringen und weil ihr Streik 
kontraproduktiv darauf wirkt, was der Europarat 
diesbezüglich tun“ könne. 

(ANF/ISKU/jw v. I4.,15.,23.4.2012/Azadi) 

Grenzenlos antirassistisch 

Vom 13. bis 22. Juli findet in Köln ein No Border- 
Camp statt, das durch ein offenes Netzwerk antiras¬ 
sistisch bewegter Gruppen und Aktivistinnen 
organisiert wird. 

Zur Vorbereitung treffen sich alle an dem Camp 
Interessierten am 2. Juni, 19.oo Uhr, im Autono¬ 
men Zentrum Köln-Kalk 

(http://az-koeln.org/ailec_event/bundesweites-treffen-no-border- 

camp-koeIndusseldoif-2012) 
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REPRESSION 


Vordergründig scheint die nachfolgende Meldung eine 
rein spanische Angelegenheit, doch lassen die geplanten 
Verstöße unserer Meinung nach erahnen, wie europäi¬ 
sche Regierungen gedenken, oppositionelles Engage¬ 
ment in dem Maße in den Dunstkreis von Terrorismus 
zu bringen, je entschlossener sich die Menschen gegen 
ihre neoliberale Politik zur Wehr setzen. 

Spanische Angstmacher vor dem System 

Anfang April erklärte der spanische Innenminister 
Jorge Fernändes Diaz gegenüber der bürgerlichen 
Tageszeitung La Vanguardia, dass das Kabinett noch 
vor dem Sommer eine Gesetzesänderung beschlie¬ 
ßen werde, nach der die Beteiligung an gewaltsamen 
Demonstrationen mit Terrorismus gleichgesetzt und 
hierfür die Mindeststrafe auf zwei Jahre angehoben 
werden soll. Außerdem soll die Polizei festgenom¬ 
mene Verdächtige in Untersuchungshaft nehmen 
können. „Schwere Verstöße gegen die öffentliche 
Ordnung“ würden dann unter den Straftatbestand 
der „Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung“ 
fallen. Solche Verstöße wären schon das „Eindrin¬ 
gen“ auf einen öffentlichen Platz oder würde als 
„Behinderung“ gewertet werden, selbst dann, wenn 
es hierbei nicht zu gewaltsamen Auseinandersetzun¬ 
gen kommt. Auch die Verbreitung von Aufrufen zu 
„gewalttätigen Veranstaltungen“ im Internet oder 
sozialen Netzwerken soll unter den Straftatbestand 
fallen. 

Pablo Santolaya von der Universität Alcalä de 
Henares äußerte zu den Plänen, dass Aufrufe zur 
Gewalt bereits geahndet würden, doch die Verbrei¬ 
tung eines Demoaufrufs unter Strafe zu stellen, 
richte sich nicht nur gegen die Magna Charta Spa¬ 
niens, sondern auch gegen internationale Menschen¬ 
rechtsabkommen. 


Diaz‘ Kollege in der katalanischen Regionalregie¬ 
rung, Felip Puig, befürwortet diese drastischen Straf- 
rechtsverschärfüngen mit den Worten: „Es geht 
nicht darum, dass mehr Leute ins Gefängnis kom¬ 
men, sondern darum, dass sie mehr Angst vor dem 
System haben und nicht so dreist sind.“ 

Die Vorhaben der beiden Minister richten sich 
aber nicht primär gegen gewaltsame Demonstratio¬ 
nen, sondern sollen insbesondere auf gewaltfreie 
Aktionsformen angewendet werden. So sind wäh¬ 
rend eines Generalstreiks am 29. März landesweit 
mehr als 100 Menschen festgenommen worden. 
Zwei Studenten, die sich als Streikposten beteiligt 
hatten, befinden sich immer noch in Haft. Begrün¬ 
dung: so könnte deren erneute Beteiligung an Pro¬ 
testen gegen das für Mai geplante Gipfeltreffen der 
Europäischen Zentralbank in Barcelona verhindert 
werden. Außerdem sind am 17. April drei Gewerk¬ 
schafter von Zivilgardisten festgenommen worden, 
weil sie als Mitglieder einer „organisierten Bande“ 
am Generalstreik teilgenommen hätten. 

Rechtsanwalt Diego de las Barreras von der 
Rechtsabteilung des Gewerkschaftsbundes CGT: 
„Es ist neu und gravierend, passiven Widerstand zur 
Straftat zu erklären, denn bisher tauchte dieser im 
Strafgesetzbuch nicht auf.“ Der Vorwurf der Mit¬ 
gliedschaft in einer kriminellen Vereinigung sei bis¬ 
her nur in schweren Fällen von Drogenhandel oder 
Terrorismus angewandt worden. 

Spanien hat in Westeuropa den höchsten Anteil 
an Gefangenen und die durchschnittliche Haftdauer, 
die sich seit 1996 von neun auf 18 Monate verdop¬ 
pelt hat, gehört zu den längsten Europas. 

(jw v. 20.4.2012/Azadi) 


GERICHTSURTEILE 


VG Dresden: 

Extremismusklausel ist rechtswidrig 

Laut einem Urteil des Verwaltungsgerichts Dresden 
vom 25. April ist die sogenannte Extremismusklau¬ 
sel zur Gewährung von Fördergeldern für Vereine, 
die von der Bundesfamilienministerin Kristina 
Schröder eingeführt worden war, rechtswidrig, weil 
sie in weiten Teilen unzureichend bestimmt sei. 


Gegen die Bestimmung hat das Alternative Kultur- 
und Bildungszentrum Pirna (Akubiz) gegen den 
Landkreis Sächsische Schweiz/Osterzgebirge 
geklagt, der für die Auszahlung von Fördergeldern 
des Bundes zuständig ist. Der Verein hatte sich 
geweigert, die Klausel zur Demokratietreue als 
Bedingung für den Erhalt des Geldes zu unterschrei¬ 
ben. 

(jw v. 26.4.2012/Azadi) 
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VG Düsseldorf: Musik und Tanz dient identi¬ 
tätsstiftender Selbstvergewisserung 

Polizeipräsidium hätte Kulturfestival als öffentliche Ver¬ 
sammlung werten müssen 

Die 18. Kammer des Verwaltungsgerichts (VG) 
Düsseldorf hat in ihrer Sitzung vom 4. April ent¬ 
schieden, dass das von der Föderation kurdischer 
Vereine in Deutschland, YEK-KOM, für den 10. 
September 2011 angemeldete Internationale Kurdi¬ 
sche Kulturfestival, das seit 20 Jahren jährlich statt- 
findet, eine Versammlung im Sinne des Versamm¬ 
lungsgesetzes gewesen wäre. Das Polizeipräsidium 
Düsseldorf hatte mit der Begründung, dass es sich 
bei dem Festival „grundsätzlich“ um eine Veranstal¬ 
tung und nicht um eine öffentliche Versammlung 
unter freiem Himmel handele, erklärt, dass das Fes¬ 
tival aus „Sicherheitsgründen“ nicht in Düsseldorf 
stattfinden könne. Es müsse als „sonstige Veranstal¬ 
tung“ gewertet werden und für die sei eine Sonder¬ 
nutzungserlaubnis erforderlich. YEK-KOM solle 
sich an den Düsseldorfer Oberbürgermeister wen¬ 
den. 

Die Föderation hat jedoch am 19. August Klage 
erhoben. Ihr Verteidiger legte dar, dass die angemel¬ 
dete Versammlung das Erfordernis „einer örtlichen 
Zusammenkunft mehrerer Personenr gemeinschaft¬ 
lichen, auf die Teilhabe an der öffentlichen Mei¬ 
nungsbildung gerichteten Erörterung oder Kundge¬ 
bung“ im Sinne der höchstrichterlichen Rechtspre¬ 
chung erfülle. 

Der Polizeipräsident hat am 22. März beantragt, 
die Klage abzuweisen. Er wolle bei seiner Auffas¬ 
sung bleiben, dass das Kulturfest keine Versamm¬ 
lung hätte sein sollen. 

In ihrer 9-seitigen Entscheidung führt die Kam¬ 
mer u. a. aus: Das Polizeipräsidium „ist von vornhe¬ 
rein von einer ,gemischten 4 Veranstaltung ausgegan¬ 
gen, ohne der Frage nachzugehen, ob nicht auch die 
Musik- und Tanzdarbietungen über ihren unterhal¬ 
tenden Charakter hinaus einen Bezug auf die öffent¬ 
liche Meinungsbildung im Zusammenhang mit dem 
türkisch-kurdischen Konflikt aufweisen. Demgegen¬ 
über weist der Kläger darauf hin, dass bereits die 
Aufführung kurdischer Musik und Folklore sowie 
der Gebrauch der kurdischen Sprache für sich gese¬ 
hen als politische Statements angesehen werden 
müssen. Dies trifft nach Ansicht des Gerichts 
zumindest dann zu, wenn die kulturelle Selbstdar¬ 
stellung durch Tanz und Gesang - wie hier - in 
einen sich aus dem Motto der Veranstaltung und 
den beabsichtigten Redebeiträgen ergebenden Kon¬ 
text eingebettet ist, in dem es primär um die politi¬ 
sche Forderung nach kurdischer Autonomie geht. 
Musik und Tanz kommt dann eine identitätsstif¬ 
tende, der kulturellen Selbstvergewisserung die¬ 



nende Funktion zu. Anders als etwa bei einem for¬ 
malen 4 Popkonzert werden die Besucher hier nicht 
nur als Musikfreunde, sondern als politisch Gleich¬ 
gesinnte empfunden, mit denen man sich trifft, um 
sich durch demonstrative Zurschaustellung der kur¬ 
dischen Kultur - und damit des kurdischen Volks¬ 
tums - in der gemeinsamen Überzeugung zu bestär¬ 
ken.“ 

Ein weiteres Indiz dafür, dass das Festival als 
Versammlung zu werten sei, ergebe sich laut VG 
auch eindeutig aus dem Motto „Freiheit für Abdul¬ 
lah Öcalan - Frieden in Kurdistan/Für die demo¬ 
kratische Selbstverwaltung in Kurdistan“. Außerdem 
erschließe sich aus der Argumentation des Polizei¬ 
präsidiums nicht, „aus welchem Grund Grußbot¬ 
schaften von vornherein nicht auf die Teilhabe an 
der öffentlichen Meinungsbildung zielen können“. 
Auch für die Vermutung des Beklagten, dass das 
politische Anliegen der Veranstaltung nur vorge¬ 
schoben sei, um in den Genuss der Versammlungs¬ 
freiheit zu gelangen, fehle Jeder Anhaltspunkt“. 

Weil YEK-KOM - so ihr Verteidiger Frank 
Jasenski - das Kulturfestival aufgrund der Düssel¬ 
dorfer Absage nach Köln hat verlegen müssen, seien 
der Föderation „natürlich finanzielle Nachteile ent¬ 
standen, so dass die Frage im Raum steht, ob nicht 
eventuell Schadensersatzansprüche geltend gemacht 
werden.“ 

Das Urteil des Verwaltungsgerichts Düsseldorf ist 
noch nicht rechtskräftig. 

Aktenzeichen: 18 K 4955/11 

(Azadi) 
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ZUR SACHE: TÜRKEI 


Anhörung der Linksfraktion zur Menschen¬ 
rechtssituation in der Türkei 

Gäste fürchten Entwicklung des Landes zum Polizeistaat 

Unter dem Titel „Quo vadis, Türkei - Menschen¬ 
rechte und Demokratie oder imperiale Großmacht¬ 
politik?“ führte die LINKSFRAKTION am 30. 
März eine Anhörung im Bundestag durch und hatte 
hierzu Gewerkschaftsvertreter und Parlamentsabge¬ 
ordnete aus der Türkei eingeladen. „Die AKP- 
Regierung hat Kurden, Gewerkschaften und Men¬ 
schenrechtsaktivisten den Krieg erklärt“, warnte der 
sozialistische Abgeordnete Levent Tüzel mit Blick 
auf Tausende politischer Gefangener. 

„Die Türkei hat sich zu einem Polizeistaat gewan¬ 
delt. Der Traum von einer Demokratisierung des 
Landes unter der AKP-Regierung ist ausgeträumt“, 
stellte der Vorsitzende der Lebensmittelarbeiterge¬ 
werkschaft TEK GIDA IS, Mustafa Türkei, fest und 
warf dem NATO-Mitglied Türkei vor, die imperialis¬ 
tischen Pläne des Westens für den Nahen Osten 
umzusetzen. Selahattin Demirtas, Vorsitzender der 
im Parlament vertretenen prokurdischen Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP), Selahattin Demir¬ 
tas, machte die westlichen Regierungen mitverant¬ 
wortlich für die Unterdrückung der Kurden und 
bezog sich hierbei u.a. auch auf den Fall des kurdi¬ 
schen Politikers Muzaffer Ayata, der in Deutschland 
massiver Repression ausgesetzt sei. 

„In der Türkei musst du Türke, Sunnit und 
Mann sein, um keine Probleme zu bekommen“, 
äußerte der Vorsitzende der alevitischen Haci-Bek- 
tas-Vereinigung, Ercan Gecmez. 

('jw v. 2.4.2012/Azadi) 

32 Jahre nach dem Militärputsch: Anführer 
Evren und Sahinkaya vor Gericht 

NATO unterstützte Staatsstreich gegen 
Arbeiterinnenbewegung und Linke 

Am 4. April begann vor dem 12. Hohen Strafge¬ 
richtshof in Ankara der Prozess gegen die letzten 
noch lebenden Verantwortlichen des Militärputsches 
vom 12. September 1980: den damaligen Chef der 
Junta und späteren Staatspräsidenten Kenan Evren 
(94) sowie den Ex-Luftwaffenchef Tahsin Sahinkaya 
(86). Ihnen droht lebenslängliche Haft wegen Auflö¬ 
sung der verfassungsmäßigen Ordnung. 

Dass die beiden Putschanführer nun vor einem 
Zivilgericht stehen, ist durch eine Verfassungsreform 
möglich geworden, über die die AKP-Regierung in 


einem Referendum zum 30. Jahrestag des Putsches 
hat abstimmen lassen. 

Der Staatsstreich in der Türkei als Frontstaat zur 
Sowjetunion war von der NATO-Geheimtruppe 
GLADIO unterstützt worden und ausschließlich 
gegen die radikale Arbeiterinnenbewegung und 
linke Organisationen gerichtet. 650 000 Oppositio¬ 
nelle wurden verhaftet, 230 000 von Militärgerichten 
verurteilt, Hunderte hingerichtet, zu Tode gefoltert 
oder bei militärischen Operationen liquidiert. 

Es folgte das Verbot sämtlicher Parteien. 

Rund 500 Organisationen, Einzelpersonen und 
Institutionen treten heute in dem Prozess als Neben¬ 
kläger auf, darunter die AKP-Regierung, die sich in 
ihrer explizit gewerkschafts- und kurdenfeindlichen 
Haltung auf die immer noch gültige Putschistenver¬ 
fassung bezieht und ausgerechnet die faschistischen 
Grauen Wölfe - Teil der damaligen GLADIO- 
Truppe - wollen dabei sein, die für den Tod von 
Tausenden Linken verantwortlich zu machen sind 
und aus denen sich das spätere „Amt für spezielle 
Kriegsführung“ rekrutierte, was dem Generalstabs¬ 
chef Kenen Evren direkt unterstand und Teil der tür¬ 
kischen GLADIO-Struktur war. 

Aber auch der Gewerkschaftsbund DISK, die pro¬ 
kurdische Partei für Frieden und Demokratie BDP 
sowie Mitglieder der marxistischen Bewegung Revo¬ 
lutionärer Weg DEV-SOL. 

(jw v. 5.Z6.4.2 012/Azadi) 

Staatsanwaltschaft fordert 55 Jahre Haft für 
einen 17-Jährigen 

Gegen den 17-jährigen Ferhat E. fordert die Staats¬ 
anwaltschaft eine Haftstrafe von 55 Jahren, weil er 
an drei verschiedenen Aktionen teilgenommen und 
hierbei sechs Straftaten begangen haben soll. Die 
Vorwürfe lauten auf „Propaganda für die Organisa¬ 
tion“, „Beschädigung öffentlichen Eigentums“ sowie 
„Teilnahme mit Waffen oder waffenähnlichen 
Gegenständen an Demonstrationen“. Der einzige 
Beweis gegen den Jugendlichen, der seit vier Mona¬ 
ten in U-Haft ist, bilden eine anonyme Zeugenaus¬ 
sage sowie die Aussagen von Polizeikräften. Ferner 
wird Ferhat E. insgesamt für die -verbotene - 
Demonstration verantwortlich gemacht, obwohl er 
sich erwiesenermaßen nicht in der Stadt aufgehalten 
hat. 

(ANF/ISKUv. 8.4.2012/Azadi) 
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Ragip Zarakoglu aus der Haft entlassen - 
dennoch als „Terrorhelfer“ angeklagt 

Gleichzeitig weitere Aktivisten und Medienvertreter fest¬ 
genommen 

Ragip Zarakoglu, Verleger und Menschenrechtsakti¬ 
vist, ist am 10. April aus der Haft entlassen worden. 
Dennoch bleibt er in dem so genannten KCK-Pro- 
zess angeklagt, in dem ihm vorgeworfen wird, Mit¬ 
glied und „Unterstützer einer terroristischen Organi¬ 
sation“ zu sein - gemeint ist hier die verbotene 
PKK. Ende Oktober war Zarakoglu gemeinsam mit 
Dutzenden kurdischer Aktivisten, u. a. auch der 
Politologin Büsra Ersanli, festgenommen worden. 
Am 2. Juli soll das Hauptverfahren gegen ihn und 
die anderen Angeklagten im Hochsicherheitsgefäng¬ 
nis von Silivri bei Istanbul erö ff net werden. 

Zarakoglu und Ersanli sind zu „Terrorhelfern“ 
erklärt worden, weil sie an der politischen Akademie 
der kurdischen „Partei für Frieden und Demokra¬ 
tie“, BDP, die mit 36 Sitzen im türkischen Parlament 
vertreten sind, Vorträge gehalten hatten. „Alles hier 
entwickelt sich zunehmend kafkaesk“, hatte Zarako¬ 
glu in einem Brief aus dem Gefängnis geschrieben. 
Im Falle einer Verurteilung drohen ihm 15 Jahre 
Haft und für Büsra Ersanli, die sich weiterhin in 
Haft befindet, sind gar 22 Jahre gefordert. 

Die Festnahmen lösten sowohl in der Türkei als 
auch in EU-Ländern großen Protest aus. 

Dessen ungeachtet, sind am 10. April erneut 14 
Mitglieder sozialistischer und kurdischer Organisa¬ 
tionen und Medienvertreter wegen ihrer Teilnahme 
am verbotenen kurdischen Neujahrsfest NEWROZ 
festgenommen worden. 

(Süddt.Ztg./jw v. 11., 12.4.2012/Azadi) 


Ankaras Machtexpansion im Einklang mit 
westlicher Hegemonialpolitik 

Schaffung einer Pufferzone auf syrischem Gebiet geplant 

Die militärischen Vorkehrungen für ein Eingreifen 
der Türkei in den syrischen Bürgerkrieg zugunsten 
der Aufständischen sind Medienberichten zufolge so 
gut wie abgeschlossen. [...] Ankara geht es vor 
allem darum, sich der Zustimmung aus den westli¬ 
chen Hauptstädten, vor allem aus Washington, zu 
versichern. [...] Die türkischen Kriegsplaner berufen 
sich dabei auf Abmachungen, die Ankara mit 
Damaskus noch im Zeichen der Partnerschaft 
getroffen hat. So auch auf einen Vertrag aus dem 
Jahre 1998, in dem sich Syrien verpflichtet, auf sei¬ 
nen Territorien keine Aktionen zuzulassen, welche 
die Sicherheit der Türkei gefährden konnten. 
Gemeint waren Aktivitäten der kurdischen PKK. 
Nun fühlt sich die Türkei durch den syrischen Bür¬ 
gerkrieg, den sie selbst maßgeblich angeheizt hat, 
„bedroht“. [...] Damit agiert Ankara wieder hu Ein¬ 
klang mit der westlichen Hegemonialpolitik. [...] 
Mit der Überrumpelung des Arabischen Frühlings 1 
durch den westlichen Interventionismus entstand 
indes eine Situation, in der die Türkei ihre Machtex¬ 
pansion erneut in strategischer Allianz mit den 
Westmächten durchzusetzen versucht. [...] Gedacht 
ist an die Schaffung einer Pufferzone auf syrischem 
Gebiet. Das nötige Know how, ungebeten in Nach¬ 
barländer einzudringen, hat sich die türkische 
Armee bei zahlreichen Überfällen auf irakisches Ter¬ 
ritorium längst erworben. Damals ging es um die 
Bekämpfung eines Aufstandes, nun um seine Unter¬ 
stützung.“ 

(aus dem Kommentar „Türkei vor Einmarsch in Syrien - Der Mann 
am Bosporus““ von Werner Pirker, jw v. 12.4.2012/Azadi) 
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76 Jahre Freiheitsstrafe für sieben Mitglieder 
der Friedensgruppe 

Gegen sieben Mitglieder der Friedensgruppe, die im 
Oktober 2009 von den Kandil-Bergen des Nordirak 
und dem Flüchtlings-Camp in Maxmur in die Tür¬ 
kei eingereist waren, wurde nun vom 4. Strafgericht 
von Diyarbakir eine insgesamt 76-jährige Haftstrafe 
verhängt. Die Friedensgruppen haben damals den 
Nordirak verlassen, um zu testen, wie ernst es 


Ministerpräsident Tayyip Erdogan mit seiner propa¬ 
gierten Lösung der kurdischen Frage sei. Blieben die 
Gruppenmitglieder zunächst unbehelligt, änderte 
sich die Situation, als zehntausende Kurdinnen und 
Kurden sie triumphal empfingen. Umgehend starte¬ 
ten Politik und Medien eine massive Hetzkampagne, 
in deren Verlauf es zu Pogromen gegen Kurdinnen 
und Kurden gekommen ist. 

(ANF/ISKUv. 24.4.2012/Azadi) 


INTERNATIONAL 


Lösung des spanisch-französischen Konflikts 
um das Baskenland braucht europäisches 
Engagement 

Der Freundeskreis Baskenland im Europäischen 
Parlament hatte für den 29. März zu einer Veranstal¬ 
tung in Brüssel eingeladen, in der es um die Frage 
gegangen ist, wie eine dauerhafte Lösung des Kon¬ 
flikts zwischen dem Baskenland und Spanien sowie 
Frankreich erreicht werden könnte. Hauptredner 
war Jonathan Powell, der zu Zeiten des britischen 
Premierministers Tony Blair dessen Büroleiter gewe¬ 
sen ist. Er gehört gemeinsam mit anderen Persön¬ 
lichkeiten zu den Unterzeichnern der „Erklärung 
von Aiete“, die auf einer baskischen Friedenskonfe¬ 
renz vom Oktober 2011 beschlossen worden war. Er 
plädierte dafür, den in dieser Erklärung festgelegten 
Zeitplan auch umzusetzen. Alle Beteiligten müssten 
sich in dieser Frage engagieren. Powell wollte mit 


dieser Forderung seine Erfahrungen im nordirischen 
Friedensprozess einbringen und führte an die spani¬ 
sche Regierung gerichtet u.a. aus: „Sie können einen 
Konflikt nicht wegwünschen, und Sie können ihn 
nicht durch polizeiliche Mittel aus der Welt schaf¬ 
fen.“ Es könne nicht darum gehen, inhaltliche Diffe¬ 
renzen zwischen ehemaligen Feinden auszuräumen: 
„We agreed to disagree“. Es müsse das Ziel sein, die 
Konflikte mit demokratischen und friedlichen Mit¬ 
teln zu lösen. Dringend nötig sei es, über die Folgen 
der Auseinandersetzungen zu verhandeln und eine 
Lösung für die Gefangenen zu finden. Für die Opfer 
seien Anerkennung und Versöhnung unabdingbar. 

Die rund 100 Teilnehmerinnen im Petra-Kelly- 
Saal des Europäischen Parlaments stimmten darin 
überein, dass ein Engagement der europäischen 
Institutionen erforderlich sei, um diesen innereuro¬ 
päischen Konflikt dauerhaft zu lösen. 

('jw v. 2.4.2012/Azadi 
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„Es ist eine Aufbruchstimmung im Land erkennbar, eine machtvolle 
Bewegung zwischen privatistischer Politikabstinenz und autoritärer Politik. 
Sie hat sich nicht überall durchgesetzt. Aber die Bereitschaft, gegen die 
Herrschaft der Finanzmärkte, die Denkblockaden der Marktgläubigen und die 
autoritäre Willkür der Behörden zu revolutionieren, ist groß.“ 

(Dr. Heiner Geißler) 
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Regierung plant verschärftes Steuerrecht gegen 
unliebsame Vereine 

Kritiker befürchten politische Willkür und lehnen 
Gesetzentwurf ab 


„Im Februar 2012 fand die Eröffnungsfeier des Vereins in den 

Räumlichkeiten des Hauses der Jugend statt. Auf den Fotos der 
Veranstaltung, die bspw. auf der Internetseite Firatnews.com veröffentlicht 
wurden [...], sind u.a. Plakate / Banner zu erkennen, die auf eine 
Unterstützung der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) schließen lassen. Zudem 
handelt es sich bei einigen Mitgliedern des Vereinsvorstandes um 
mutmaßliche Sympathisanten und Unterstützer der PKK. [...] Laut eigenem 
Bekunden in den jeweils durchgeführten Asylverfahren fanden 

Unterstützungsleistungen zugunsten der PKK und ihrer Untergliederungen 
statt. Weil es sich bei der PKK „nach Gemeinschaftsrecht um eine 
terroristische Vereinigung“ handele, komme das Finanzamt zu der 
„ Rechtsvermutunq “, dass bei dem Verein die Ausschlusskriterien für die 
Anerkennung eines gemeinnützigen Status gegeben seien. 

Dies teilte die Behörde Ende April dem kurdischen Verein CANDA 

KURDISTAN in Osnabrück mit, der zuvor die Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit beantragt hatte. Der Verein hatte hierzu seine Satzung 
vorgelegt, die vom Finanzamt als formale Voraussetzung für die 

Gemeinnützigkeit explizit anerkannt worden war, allerdings mit der 
Einschränkung, dass es sich bei dem Verein nicht um eine „extremistische 
Organisation“ handeln dürfe (§ 51 Abs. 3 der Abgabenordnung). 

Dem Verein wird Gelegenheit gegeben, „die Vermutung durch geeignete 
Mittel zu widerlegen“. 

Während sie im vorgenannten Fall von vornherein infrage gestellt wird, 
wurde und wird anderen (nicht nur) kurdischen Vereinen die 
Gemeinnützigkeit aufgrund der im Jahre 2009 in die Abgabenordnung 
aufgenommene „Extremismus“-Klausel entzogen, um deren materielle Basis 
zu zerstören und Existenz zu gefährden und sie auf diesem Wege politisch 
zu isolieren. 

Betroffen ist auch AZADI. Das Finanzamt Düsseldorf hat dem Verein im 
September 2010 aus formalen Gründen (offiziell mit Bezug auf § 53 
Abgabenordnung) die Gemeinnützigkeit aberkannt. Inoffiziell ist diese 
Maßnahme jedoch eindeutig auf politische Gründe und die Zusammenarbeit 
bestimmter Finanzbehörden mit dem Verfassungsschutz zurückzuführen. Mit 
dieser Thematik befasst sich auch DIE ROTE HILFE ZEITUNG, Ausgabe 
2 / 2012 . 

Am 21. Mai berichtet die tageszeitung (taz) ausführlich über einen Entwurf 
des Jahressteuergesetzes 2013, wonach Organisationen, die im 
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Verfassungsschutz genannt werden, automatisch die Gemeinnützigkeit entzogen werden soll. Hierbei soll der 
Eintrag in einem der 17 Berichte von Bund und Ländern genügen. Gestrichen wurde in dieser Vorlage ein 
kleines, aber folgenreiches Wort, nämlich „widerlegbar“. Das bedeutet in der Konsequenz, dass künftig 
betroffene Vereine und Organisationen keine Möglichkeit mehr haben, Gegenbeweise zu erbringen. Sie 
können dann nur noch gegen die Listung im Verfassungsschutzbericht klagen, nicht aber vor Finanzgerichten 
gegen die Entziehung der Gemeinnützigkeit. Auch die Finanzämter haben in ihren Entscheidungen keinerlei 
Spielraum mehr. 

Für diese Verschärfung (mit)verantwortlich ist laut taz der damalige Finanzminister Peer Steinbrück (SPD), der 
im Jahre 2008 eine solche Klausel - gedacht als Symbol gegen Rechtsextremismus - vorgeschlagen hatte. 
Der Finanzausschuss stimmte einem entsprechenden Antrag von CDU/CSU und SPD zu, die Neuregelung 
wurde in § 51 der Abgabenordnung aufgenommen und trat Anfang 2009 in Kraft. 

„Diese Regelung öffnet die Tür für politische Willkür“, kommentiert Wolfgang Neskovic, Abgeordneter der 
LINKSFRAKTION und deren Justiziar, das Vorhaben der Bundesregierung. Missliebigen politischen 
Vereinigungen könne „über die Nennung im Verfassungsschutzbericht“ dann der „finanzielle Boden entzogen“ 
werden. Wolfgang Wieland (GRÜNE) meint: „Das ist eine ganz schlechte Idee.“ Der Extremismusexperte der 
SPD-Fraktion, Sönke Rix, kritisiert, dass der Verfassungsschutzbericht, „der ja nur ein informeller Bericht der 
Regierung ist, zu einem Entscheidungsinstrument der Finanzämter“ werde und der Bundesverband Deutscher 
Stiftungen: „Wir sehen das als Versuch, die Möglichkeit einzuengen, sich gegen Fehler und Willkür der 
Behörden zu wehren. 

Eine Sprecherin des Bundesfinanzministeriums rechtfertigt den Entwurf: „Wir wollen nur, dass sachnahe 
Richter entscheiden.“ (taz v. 21.5.2012/AzadT) 
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“Solidarität ist keine altmodische Gefühlsduselei, platonische Angelegenheit oder 
Gesinnungsakrobatik, sondern die menschliche Pflicht, denen beizustehen, die in Not sind. ” 

(Dr. Heiner Geißler) 

Reaktionen auf Petition von YEK-KOM an Bundestag und Landesparlamente 
Bundesinnenministerium bringt alle Adressaten auf Linie 

Im September des vergangenen Jahres hatte die Föderation kurdischer Vereine in 
Deutschland, YEK-KOM, eine 10 Forderungen umfassende Petition mit dem Titel 
„Anerkennung der kurdischen Identität“ an den Bundestag und an die Landesparlamente 
gerichtet. Es geht hierin um die Anerkennung als eigenständige Migrantengruppe, die 
Aufhebung des PKK-Verbots und ein Ende der Repressionsmaßnahmen, die Förderung von 
Beratungs- und Betreuungsprojekten sowie die Herausgabe von Infomaterialien in kurdischer 
Sprache, die Ausweitung des Unterrichts in Kurdisch, die Zulassung kurdischer Namen, 
Gleichbehandlung der Kurdinnen bei fremdsprachigen Rundfunksendungen, Anerkennung des 
Newroz-Festes als Feiertag für Schülerinnen und Schüler, die Aufnahme aller kurdischen 
Vertretungen in entsprechenden Gremien der Länder und Kommunen, Förderung der 
Selbsthilfe sowie eine Initiative der Länder im Bundesrat, die Abschiebepolitik gegenüber 
Kurdinnen und Kurden zu beenden sowie die Praxis von Asylwiderrufen aufzuheben. 

Diese Petition wurde von zahlreichen kurdischen und anderen Organisationen unterstützt. 

In einem Rundschreiben vom 28. Februar 2012 an alle Innenministerien/Senatsverwaltungen, 
das Bundesamt für Verfassungsschutz und das Bundeskriminalamt sah sich das 
Bundesinnenministerium (BMI) veranlasst, alle Adressaten der Petition auf eine einheitliche 
Linie zu bringen. In seiner Stellungnahme fokussiert das BMI allerdings nur auf die Forderung 
nach Aufhebung des PKK-Verbots, weil es glaubt, dass die Petenten „im Ergebnis“ nur dies 
„begehren“. Es bezieht sich hierbei auf eine ähnliche bereits „vor geraumer Zeit“ eingereichte 
Petition (hierzu sei angemerkt: Aus Anlass des 14. Jahrestages des PKK-Betätigungsverbots 
hat AZADl gemeinsam mit YEK-KOM im November 2007 eine solche Initiative ergriffen und bis 
heute keine Stellungnahme des Petitionsausschusses des Bundestages erhalten.) 

Sodann führt ein Oberamtsrat (OAR) aus dem Referat Öffentliche Sicherheit aus, warum am 
Fortbestand des PKK-Verbots festgehalten werde. Wir zitieren:„Tatsächlich unterliegt die YEK- 
KOM der unmittelbaren Weisung durch die in Deutschland verbotene PKK-Europaführung und 
ist dieser gegenüber tributpflichtig.“ Sie verfüge nicht über einen „unabhängigen 
Willensbildungsprozess“, was sich z.B. in „seit Jahren von der YEK-KOM ausgerichteten PKK- 
Großveranstaltungen (Kurdisches Kulturfestival)“ ausdrücke oder auch durch die 
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„bevorstehende Newroz-Veranstaltung in Bonn am 24.3.2012“, die auf einer „entsprechenden 
Weisung der PKK-Europaführung“ beruhe. Damit würden die Petitionen „nicht einen pluralen 
kurdischen Willensbildungsprozess“ wiederspiegeln. Vielmehr seien sie Ausdruck des „für die 
PKK typischen angemaßten Alleinvertretungsanspruchs als Interessenvertreterin aller Kurden“. 

Ferner versuche die PKK „seit drei Jahrzehnten, ihren in der Türkei mit terroristischen Mitteln 
geführten Konflikt zeitgleich in Westeuropa präsent zu halten“. Und wörtlich: Seit geraumer Zeit 
schlägt sich dies mit einer wachsenden Zahl militanter Aktionen (Brandanschläge, Besetzungen 
von Medien und Parteigeschäftsstellen, gewalttätig verlaufende Demonstrationen) erneut auch 
in Deutschland nieder.“ So „unterminiere“ die PKK „anhaltend das friedliche Zusammenleben 
hunderttausender Kurden und Türken in Deutschland“. 

Der Beamte kommt zum Schluss: „Die PKK bleibt damit ein destruktiver Faktor für die hiesige 
innere Sicherheit, dem auch unter Ausschöpfung aller vereinsrechtlichen Möglichkeiten 
entgegenzutreten ist.“ 

Und in der Tat: In den Stellungnahmen einiger bislang vorliegenden Bundesländer spiegelt sich 
mit mehr oder weniger eigenen Formulierungen die Haltung des Bundesinnenministeriums klar 
wieder. 

Bezogen auf die Abschiebepolitik sowie der Asylwiderrufe wird darauf hingewiesen, dass es 
keine besondere Abschiebepolitik gegenüber Kurdinnen und Kurden gebe und „kurdisch“ keine 
Staatsangehörigkeit sei, sondern eine Volkszugehörigkeit. Über Asylwiderrufe würde das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) entscheiden und seien deshalb keine 
Ländersache. Einige Länderverwaltungen führen an, dass die Frage der Zulassung kurdischer 
Namen bereits dem Elternwunsch entsprechend in das Personenstandsregister des 
Standesamtes eingetragen würden. 

Ferner gebe es einige Flyer und Infos in kurdischer Sprache. Bezogen auf 
Muttersprachenunterricht in Kurdisch teilt ein Bundesland mit, dass im vor- und schulischen 
Bereich vorrangig auf die wichtigere Förderung von „Deutsch als Zweitsprache“ gesetzt werde. 
Zur Anerkennung des Newroz-Festes verweist das Land auf einen Erlass des 
Bildungsministeriums, wonach Schülerinnen und Schüler u. a. auf Antrag für die „Teilnahme an 
kirchlich organisierten religiösen Freizeiten“ bis zu fünf Tage im Schuljahr beurlaubt werden 
können. 

(AzadT) 

Kleine Anfrage der LINKSFRAKTION zur Haftsituation von Ali Ihsan K. 


Der Generalbundesanwalt (GBA) hat in seiner Pressemitteilung vom 31. Mai angekündigt, 
dass die Bundesanwaltschaft vor dem Staatsschutzsenat des Hanseatischen 
Oberlandesgerichts in Hamburg Anklage gegen Ali Ihsan K. erhoben hat. 

Im Zusammenhang mit dem seit Oktober 2011 in Hamburg in U-Haft befindlichen kurdischen 
Aktivisten Ali Ihsan K., hat die Bürgerschafts-Abgeordnete der Fraktion DIE LINKE, Christiane 
Schneider, eine Kleine Anfrage zur „Isolation in der Untersuchungshaftanstalt“ an den Senat 
gestellt, die von diesem am 8. Mai beantwortet wurde. 


Danach gefragt, bestätigt der Senat, dass der Einschluss von Herrn K. „23 Stunden am Tag“ dauert, was aber 
nicht bedeute, dass er sich „auch die ganze Zeit in seinem Haftraum befindet“. Denn: die Zeit könne 
unterbrochen werden, „durch Besuche, Rechtsanwaltskontakte, Arztvorstellungen, den Einkauf, 
Gruppenaktivitäten und Gespräche mit der Vollzugsabteilungsleitung“. Außerdem nehme der Gefangene an 
einem Deutsch-Kurs „wöchentlich für die Dauer von 2 Stunden und 15 Minuten“ teil. Darüber hinaus finde 
täglich eine Stationsfreistunde statt, an der sich Herr K. seit Haftbeginn beteilige. 

Nach einem Telefonat zwischen dem Vollzugsleiter und dem Anwalt des Kurden sei er ferner in die „Warteliste 
für die Tischtennisgruppe eingetragen“. 

Auf die Frage, ob das vom Ermittlungsrichter am Bundesgerichtshof (BGH) verantwortete Haftstatut für Ali 
Ihsan K. die Absonderung sowie Verweigerung der Teilnahme an Gemeinschaftsveranstaltungen vorgesehen 
habe, antwortete der Senat wie folgt: 

„Das Haftstatut des Herrn K. vom 13. Oktober 2011 sah seine Absonderung von allen Mitgefangenen vor. Der 
ergänzende Beschluss des BGH von 6. Dezember 2011 gestattete die Teilnahme an gemeinschaftlichen 
Veranstaltungen sowie die Teilnahme an einem Deutschkurs. [...]“ 

(Drucksachen-Nr. 20/4040) 
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Der 47-Jährige wurde am 12. Oktober 2011 in Hamburg festgenommen. Ihm wird Mitgliedschaft in einer 
„ausländischen terroristischen“ Vereinigung (hier: PKK) vorgeworfen, weshalb er nach § 129b 
i.V.m. § 129a StGB angeklagt ist. (AzadT) 


Mutmaßliche Europa-Verantwortliche der DHKP-C angeklagt 

Am 18. April hat die Bundesanwaltschaft gegen Gülaferit Ü. Anklage nach § 129b Abs. 1 
i.V.m. § 129a StGB) vor dem Staatsschutzsenat des Kammergerichts in Berlin erhoben. Sie 
wirft ihr vor, Mitglied in der „ausländischen terroristischen Vereinigung Revolutionäre 
Volksbefreiungspartei/-front (DHKP-C)“ gewesen zu sein und diese von August 2002 bis 
August 2008 in Europa geleitet zu haben. Insbesondere sei sie laut BAW verantwortlich 
gewesen für Spenden- und Beitragssammlungen, kommerzielle Veranstaltungen sowie den 
Verkauf parteieigenen Propagandamaterials für die „terroristischen Aktivitäten der DHKP-C in 
der Türkei“. Unter ihrer Leitung habe die Organisation „mehr als 1 Million Euro“ eingenommen. 
Ferner habe sich die 38-Jährige daran beteiligt, „Kuriere für die Übermittlung von Nachrichten 
und den Transport von Waffen in die Türkei zu rekrutieren“. Hierbei habe sie an der Fälschung 
von Ausweispapieren „zur Schleusung von Organisationsmitgliedern“ mitgewirkt. Ab August 
2008 soll sich der BAW zufolge die Angeschuldigte bis zu ihrer Festnahme am 7. Juli 2011 in 
Thessaloniki in Griechenland aufgehalten haben. Am 21. Oktober ist sie an die deutschen 
Strafverfolgungsbehörden überstellt worden und befindet sich seitdem in Untersuchungshaft. 
Die Begründung der BAW zur Strafverfolgung nach § 129b lautet: „Die Revolutionäre 
Volksbefreiungspartei/-front“ (DHKP-C) ist eine linksextremistische ausländische terroristische 
Vereinigung, die sich zum Ziel gesetzt hat, das verfassungsgemäße Regierungssystem in der 
Türkei durch einen revolutionären Umsturz zu beseitigen und durch ein kommunistisches 
Regime marxistisch-leninistischer Prägung zu ersetzen. Seit ihrer Gründung im Jahre 1994 
hat die DHKP-C in der Türkei zahlreiche Tötungsdelikte begangen sowie eine Vielzahl von 
Brand- und Sprengstoffanschlägen verübt. Seit dem Jahre 2001 hat sie dabei wiederholt 
Selbstmordattentäter eingesetzt. Die DHKP-C verfügt auch in Europa über feste 
Organisationsstrukturen, über die sie Gelder sowie Waffen und sonstige militärische 
Ausrüstung für ihre terroristischen Aktivitäten beschafft. Zudem nutzt die DHKP-C Europa als 
sicheren Rückzugsraum für ihre Mitglieder.“ 

(PM Generalbundesanwalt v. 9.5.2012) 

Neue Staatsfeinde braucht das Land 

Wenn dem Staat die Feindbilder auszugehen drohen, mit denen sich ständig weitere 
Einschränkungen demokratischer Grundrechte durchsetzen lassen, können auch faschistische 
Provokationen schon mal hilfreich sein. In den letzten Wochen wurden nun die Salafisten zum 
Staatsfeind Nr. 1 hochgejubelt. Hintergrund waren die Auseinandersetzungen zwischen 
Salafisten und der rechtsradikalen Organisation "Po NRW", bei denen in Bonn am 5. Mai zwei 
Polizisten schwer verletzt wurden. Als eine Reaktion forderte Niedersachsens Innenminister 
Schünemann die Beschränkung der Meinungsfreiheit für radikale Salafisten. Das 
Bundesverfassungsgericht müsse prüfen, "ob das Grundrecht auf freie Meinungsäußerungen 
von Hasspredigern, die aggressiv-kämpferisch gegen die deutsche Verfassung Vorgehen, 
eingeschränkt werden kann". Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich drohte mit 
Vereinsverboten und der CDU-Bundestagsabgeordnete Hans-Peter Uhl machte gar den 
„originellen“ Vorschlag, Salafisten die deutsche Staatsangehörigkeit, so sie über eine solche verfügen, zu 
entziehen. 

„Interessanter ist es, über die Probleme der Deutschen mit den Moslems zu sprechen und über die 
Gefahren, die von ihnen ausgehen. Neun Migranten, die unbemerkt von Nazi-Terroristen ermordet 
worden sind, lassen sich diesbezüglich leider nicht mehr zur Rede stellen“, schrieb Christian 
Bommarius u.a. in seinem Kommentar in der Frankfurter Rundschau vom 10. Mai. 

Dem Gangsta-Rapper Denis Cuspert will er gar durch Grundrechtsverwirkung nach Artikel 18 des 
Grundgesetzes den Mund verbieten. Vielleicht etwas viel Ehre für den Sänger, denn eine solche 
Aberkennung kann nur durch ein Verfahren beim Bundesverfassungsgericht erfolgen. Nicht zur 
Disposition stehen in Deutschland nach wie vor die Grundrechte der Faschisten. So bestätigten im 
Vorfeld der Auseinandersetzungen die Gerichte Anhängern von "Pro NRW" das Recht, sich vor 
Moscheen zu versammeln und dort die für Muslime emotional sehr aufgeladenen abwertenden 
Mohammed-Karikaturen zu zeigen. Man kann sich vorstellen, wie die selben Gerichte bei 
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vergleichbaren geplanten Aktionen vor jüdischen Synagogen entschieden hätten. 
Zahlreiche Erfahrungen der kurdischen Bevölkerung und nicht zuletzt die 
Demonstrationsverbote gegen die Occupy-Bewegung in Frankfurt scheinen zu zeigen, 
dass Meinungs- und Versammlungsfreiheit in Deutschland uneingeschränkt erstmal 
nur für Nazis gelten. 

(jwv. 7..14.5./FR v. 10.5./FAZ v. 26.5.2012/AzadT) 

Blockupy Frankfurt 

Wie wenig sich der sogenannte Rechtsstaat an seine eigenen Gesetze hält, wenn es 
um die Niederschlagung sozialer Proteste geht, zeigen die Ereignisse um die Aktionen 
von Blockupy-Frankfurt vom 16. Bis 19. Mai. Von einem breiten Bündnis war geplant, 
aus Protest gegen die neoliberale Politik der EU im Zusammenhang mit der 
Finanzkrise den Betrieb im Finanzzentrum Frankfurt zumindest zeitweise zum Erliegen 
zu bringen. Entgegen ihrem sonst betont weltoffenen Image verbot die Stadt Frankfurt 
und die zuständigen Behörden in nie da gewesener Weise pauschal sämtliche 
Demonstrationen und Veranstaltungen im besagten Zeitraum. Dieses Verbot wurde 
auch durch die Verwaltungsgerichte bestätigt auf der Grundlage einer an den Plaaren 
herbeigezogenen Gefahrenprognose der Frankfurter Polizei. Angeblich planten 2000 
Gewalttäter, die Stadt in Schutt und Asche zu legen. Auch das angerufene 
Bundesverfassungsgericht sah sich formal nicht in der Lage, die von der Stadt 
vorgebrachten Sicherheitsbedenken in der Kürze zu überprüfen, und setzte lediglich 
das Versammlungsrecht für die am Samstag geplante Großdemonstration wieder in 
Kraft. So spielten dann drei Tage lang 7.000 Polizisten mit den Aktivistinnen, die sich 
durch die Verbote nicht abschrecken ließen, Katz und Maus. Während die 
Demonstrierenden bunt und friedlich agierten, ging die Polizei zum Teil mit großer 
Brutalität vor. So wurde eine 17-jährige Schülerin aus dem Jugendvorstand von ver.di 
NRW-Süd laut Interview in der jungen Welt von mindestens vier Beamten mit 
Schlagstöcken zusammengeschlagen und noch getreten, als sie bereits am Boden lag. 
Insgesamt wurden während der vier Tage mehr als 1400 Menschen in Gewahrsam 
genommen. 

Auch im Umfeld der Veranstaltung beging die Polizei kontinuierlich Rechtsbrüche. 
Busse mit Anreisenden aus Berlin und Plamburg wurden gestoppt und gegen die 
Insassen Aufenthaltsverbote in Frankfurt für den gesamten Zeitraum - also auch 
während der genehmigten Demonstration am Samstag - ausgesprochen. Dass diese 
konkreten 400 Verbote von den Verwaltungsgerichten für unrechtmäßig erklärt 
wurden, hinderte die Polizei nicht, mit dieser Praxis während der gesamten 
Aktionstage in anderen Fällen fortzufahren. 

Trotz der Provokationen der Polizei kam es an keinem der Aktionstage - auch nicht am Samstag 
auf der Großdemonstration mit 30.000 Teilnehmenden - zu Ausschreitungen seitens der 
Demonstrantlnnen. Lahmgelegt hatte sich die Stadt selbst, indem sich Geschäfte und Banken 
verbarrikadierten und zum Teil den Mitarbeiterinnen frei gaben. Auch völlig Unbeteiligte wurden von 
der Polizei nicht an ihren Arbeitsplatz oder zum Kindergarten gelassen, wenn diese im 
"Gefahrenbezirk" lagen. Insgesamt lesen sich die Vorgänge in Frankfurt wie eine Strickanleitung zur 
Aushebelung des Demonstrationsrechts: Man erstelle seitens der Polizei eine völlig überzogene 
Gefahrenprognose, hauptsächlich basierend auf "Gewaltaufrufen" im "Internet" (eine solche website 
hat auch die Polizei schnell erstellt) und vertraulichen Informationen durch den Verfassungsschutz. 
Dann muss in der Presse nur noch möglichst viel Hysterie geschürt und seitens der Polizei den 
eigentlich unabhängigen Verwaltungsrichtern gedroht werden, "sie persönlich dafür verantwortlich 
zu machen, wenn Schäden entstehen". Schon ist das Verbot perfekt. Wenn dann entgegen den 
Prognosen alles friedlich bleibt, wird das dem staunenden Publikum als Erfolg mit genau jenen 
abschreckenden rechtswidrigen Maßnahmen verkauft - wie vom hessischen Innenminister Boris 
Rhein dokumentiert. Als Fazit kann man sich nur Stephan Kranich von der Anti-Nazi-Koordination in 
Frankfurt anschließen: "Wenn wir keine Gerichte mehr haben, die sich der Polizei entgegenstellen, 
haben wir polizeistaatliche Methoden zu erwarten." 
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(jw v. 18.,22.5.2012/AzadT) 
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LINKEN-Abgeordnete Hunko und Körte: Demokratische Kontrolle der 
Geheimdienste de facto nicht gegeben 

„Das Ausmaß der elektronischen Überwachung durch die deutschen Geheimdienste ist 
vermutlich viel größer als bislang angenommen. Es ist zudem unklar, wie sichergestellt wird, 
dass die Geheimdienste sich tatsächlich auf die Überwachung einer,erlaubten' Quote von 20 
Prozent der digitalen Kommunikation beschränken: Denn die vier Provider sind gegenüber 
dem Bundesnachrichtendienst zur vollständigen Übergabe aller Daten verpflichtet“, 
kommentieren die Abgeordneten der Linksfraktion, Jan Körte und Andrej Hunko die Antwort 
der Bundesregierung auf ihre Kleine Anfrage „Strategische Fernmeldeaufklärung durch 
Geheimdienste des Bundes. 

Hunko kritisiert außerdem, dass „wesentliche Aspekte in der Geheimschutzstelle des 
Bundestages hinterlegt“ und somit der „öffentlichen Diskussion entzogen“ werde. 
„Abgeordnete dürfen die geheim gehaltenen Informationen nicht durch Netzaktivisten, 
Bürgerrechtler oder Anwälte bewerten lassen.“ 

Jan Körte, Mitglied des Fraktionsvorstandes, fügt hinzu: „Die Antwort der Bundesregierung 
schürt weiteres Misstrauen zur Verwendung sicherer Kommunikationstechniken: Je nach Art 
und Qualität der Verschlüsselung seien Behörden in der Lage, Verfahren wie SSH oder PGP 
zu entschlüsseln und auszuwerten.“ Nicht beantwortet habe die Bundesregierung die Frage 
nach den Kriterien, wonach die 16 400 Suchwörter ausgewählt worden seien. 
„Demokratische Kontrolle sieht anders aus“, stellt Körte fest. 

Download der Antwort: http://www.andrei-hunko.de/start/download/doc download/225- 
strateqische-fernmeldeaufklaerunq-durch-qeheimdienste-des-bundes 

(Pressemitteilung Andrej Hunko und Jan Körte v. 24.5.2012) 
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YEK-KOM klagt erfolgreich gegen Düsseldorfer Polizeipräsidenten 
Verwaltungsgericht: Verfügung gegen kurdisches Festival war 
rechtswidrig 

Die in der mündlichen Verhandlung am 4. April 2012 von der 18. Kammer des 
Verwaltungsgerichts (VG) Düsseldorf getroffene Feststellung, wonach das von der 
Föderation kurdischer Vereine in Deutschland, YEK-KOM, im vergangenen Jahr in 
Düsseldorf angemeldete Internationale Kurdische Festival als Versammlung im Sinne des 
Versammlungsgesetzes hätte behandelt werden müssen, hat seitdem 15. Mai Rechtskraft. 

Im August 2011 hatte die Föderation beim Polizeipräsidenten die Durchführung des Festivals 
in Düsseldorf als Veranstaltung im Sinne einer Versammlung angemeldet. Daraufhin hatte 
die Behörde mitgeteilt, dass es sich ihrer Auffassung nach hier um eine „öffentliche 
Vergnügungsveranstaltung“ mit Musik und Tanz handele, die nicht vom Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit (Art. 8 Grundgesetz) gedeckt sei. Deshalb könne das Festival nicht in 
Düsseldorf stattfinden. Gegen diese Entscheidung hatte YEK-KOM geklagt. Aktenzeichen: 
18 K 4955/11 (s. hierzu auch ausführliche Darstellung in der April-Ausgabe des Azadi- 
infos Nr. 112) 

Der Prozessvertreter von YEK-KOM, Rechtsanwalt Frank Jasenski, wird nun die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen gegen das Polizeipräsidium prüfen, weil 
die Föderation wegen der Entscheidung des Polizeipräsidiums nach Alternativen suchen 
musste. Das Festival fand dann im RheinEnergie-Stadion in Köln statt, was mit einem 
erheblichen finanziellen Aufwand verbunden war. 

(AzadT) 
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“Noch nie stand die Menschheit so existenziell vor der Gefahr des eigenen Untergangs wie 
heute. Doch es gibt Hoffnung. Die Menschen schlucken nicht mehr jede Zumutung, sie 
protestieren, begehren auf, lassen sich nicht mehr von der Politik, von medialen 
Hofberichterstattern des Finanzkapitals oder klerikalen Fundamentalisten für dumm 
verkaufen. Sie wagen es, sich ihres eigenen Verstandes zu bedienen. “ 

(Dr. Heiner Geißler) 


DKP fordert Freilassung der politischen Gefangenen in der Türkei, 
Aufhebung der Totalisolation von Abdullah Öcalan und Ende deutscher 
Waffenexporte 

Am 30. April veranstalteten die DKP gemeinsam mit der kurdischen Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) in München eine Feier zum 1. Mai. Kerem Schamberger führte hierzu u.a. 
aus, dass es eine Selbstverständlichkeit sei, dass dieser Tag „als ein Zeichen der 
internationalen Solidarität mit dem Freiheitskampf des kurdischen Volkes und dem Kampf um 
Demokratie und Fortschritt in der Türkei und im Nahen Osten“ zu gelten habe. Dies sei 
„besonders in dieser Zeit wichtig, in der die Repression gegen das kurdische Volk seitens des 
türkischen Staates massiv“ zunehme und „10 000 Kurdinnen und Kurden, aber auch 
fortschrittliche linke Türkinnen und Türken, in den Gefängnissen der Türkei sitzen“. Sie 
forderte „hier und heute die Freilassung der politischen Gefangenen in der Türkei, aber auch 
hier in Deutschland den Stopp der Verfolgung der kurdischen Bewegung“. Ferner rief sie zum 
Ende der „andauernden vollständigen Isolation des Repräsentanten des kurdischen Volkes, 
Abdullah Öcalan“, auf und forderte ein Ende deutscher Waffenexporte an die Türkei: „Wie ich 
selbst vor ein paar Wochen sehen konnte, werden diese Waffen und Panzer deutscher 
Bauart im Kampf gegen das kurdische Volk massiv eingesetzt.“ 

(jw v.2.5.2012/Azad?) 

Konzert für alle politischen Gefangenen: 

Kein Gedanke soll hinter Gittern verriegelt bleiben 

Am 17. Mai fand in Frankfurt/M. ein Benefizkonzert „im Namen von Ragip Zarakolu für alle 
politischen Gefangenen“ statt. Die Vereine „Völkermordgegner“ und „Günes-Theater“ haben 
diese Veranstaltung durchgeführt, um auf die Situation der politischen Gefangenen in der 
Türkei, die aufgrund ihrer Überzeugung, Meinungsäußerung und politischen Aktivitäten 
inhaftiert sind, aufmerksam zu machen. Wie der Verein der Völkermordgegner in der 
Ankündigung zu dem Konzert schreiben, war Ragip Zarakolu, Verleger, Schriftsteller und 
Vorsitzender des Verlegerverbandes, im Zuge der Massenverhaftungen gegen die KCK 
(Union der Gemeinschaften Kurdistans) neben vielen anderen Intellektuellen und 
Politikerjnnen legaler kurdischer Parteien wie der BDP als vermeintlicher PKK-Sympathisant 
festgenommen und nach fast fünfmonatiger Haft entlassen, aber nicht freigesprochen 
worden. Sein Sohn Deniz als auch die Professorin Büsra Ersanli sowie viele andere sind 
weiterhin in den Gefängnissen der Türkei in Geiselhaft. 

Bekannte Musikerlnnen spielten „gegen Willkür und Rachejustiz des türkischen Staates“; der 
Erlös des Konzertes wird den politischen Gefangenen zukommen. 

(PM Ali Ertem, Vorsitzender des Vereins der Völkermordgegner v. 13.5.2012) 

Stumpfes Schwert „Völkerstrafgesetzbuch“ ? 

Diskussionen zu Anspruch und Wirklichkeit der Umsetzung 

Zum Thema „Zehn Jahre Völkerstrafgesetzbuch in Deutschland“ fanden am 15. Mai im 
Berliner Abgeordnetenhaus zwei Podiumsdiskussionen statt, auf der die „deutsche und 
internationale Perspektive aus Sicht von Wissenschaft, Praktikern und 
Menschenrechtsorganisationen“ aufgezeigt werden sollten. Fragen danach, worin die seltene 
Anwendung des Gesetzes begründet liegt, wo sich Deutschland in der weltweiten 
strafrechtlichen Aufarbeitung von Menschheitsverbrechen verordnet, welche Erwartungen 
internationale Menschenrechtsorganisationen an Deutschland haben oder wo mögliche 
Defizite zwischen Anspruch und Wirklichkeit in der Umsetzung des Völkerstrafgesetzbuches 
liegen, standen im Fokus der Diskussionen. Podiumsteilnehmerjnnen waren die Professoren 
Jeßberger, Werle, Schomburg sowie Professorin Dr. Beate Rudolf und im zweiten Teil in 
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ausschließlich englischer Sprache Lotte Leicht von Amnesty International Brüssel, Michael Ratner aus New 
York und Reed Brody aus Brüssel - beide von Human Rights Watch - sowie Wolfgang Kaleck aus Berlin, 
Mitbegründer von ECCHR. 

In der Vorankündigung zur Veranstaltung heißt es in dem in Berlin ansässigen „European Center for 
Constitutional and Human Rights“ e.V. (ECCHR) u.a.: „Zehn Jahre sind seit Inkrafttreten des 
Völkerstrafgesetzbuches vergangen. Seit einer Dekade gibt es damit ein deutsches Gesetz, nach dem 
schwerste Menschenrechtsverletzungen weltweit in Deutschland strafrechtlich verfolgt werden können. 
Angewandt wurde das Völkerstrafgesetzbuch in der Praxis bislang hingegen kaum.“ 

Veranstaltet wurden die Diskussionen von ECCHR (Kontakt: info(g)ecchr.eu) , Amnesty International und 
Human Rights Watch (HRW). 

Aktuelles Beispiel ist die Strafanzeige gegen Ministerpräsident Tayyip Erdogan und hochrangige Militärs 
wegen Kriegsverbrechen der Türkei, die von der Hamburger Rechtsanwältin Britta Eder und ihrem Kollegen 
Dr. Heinz-Jürgen Schneider im vergangenen Jahr bei der Bundesanwaltschaft (BAW) eingereicht worden ist. 
Relativ rasch haben die Bundesanwälte den Anzeigeerstatterlnnen mitgeteilt, dass sie nicht beabsichtige, 
Ermittlungen aufzunehmen. „Offenbar wurden lediglich Vorwände gesucht, eine Verfolgung ablehnen zu 
können. Gleichzeitig entbehrt die Begründung in großen Teilen jeder juristischen und tatsächlichen 
Grundlage“, heißt es u.a. in einer gemeinsamen Stellungnahme der Juristen und MAF-DAD, dem Verein für 
Demokratie und Internationales Recht. 

(Die Strafanzeige ist unter dem Titel „Kriegsverbrechen der Türkei“ auch als Buch im Pahl-Rugenstein-Verlag, 
Bonn, erschienen; ISBN 978-3-89144-501-3) 

(AzadT) 
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“Unsere ökologischen Probleme, die Armut von drei Milliarden Menschen, 
Trinkwassernotstand, Flüchtlingsdramen - alle diese Probleme könnten wir, was auch das 
Millenniumsziel der Vereinten Nationen bis zum Jahre 2015 ist, in den Griff bekommen, 
wenn die immensen Geldmengen, die vorhanden sind, nicht in falschen Händen wären. 72 
Millionen Kinder weltweit können keine Schule besuchen, 800 Millionen Menschen sind 
Analphabeten, davon zwei Drittel Frauen, 25 Millionen HlV-lnfizierte in Afrika sind ohne 

medizinische Versorgung. “ 
(Dr. Heiner Geißler) 

Protestkundgebung von Flüchtlingen vor dem Bundesamt für Migration 

Gegen den Abschiebewahn hatten Flüchtlinge zu Protesten vor dem Bundesamt für 
Migration in Nürnberg am 4. Mai aufgerufen. „Es gibt eigentlich kaum noch rechtliche 
Grundlagen für Menschen, die in Deutschland Asyl suchen. Mit unserem Protest wollen wir 
bewirken, dass sich die Mitarbeiter bewusst werden, was sie tun und welches Leid sie bei 
Betroffenen verursachen“, erklärt Thomas Ndindah, Aktivist der Flüchtlingsorganisation „The 
Voice“. Die Mitarbeiter würden inzwischen „meist alles zum Nachteil der Betroffenen 
auslegen, weshalb es zu der dürftigen Anzahl von nur zwei Prozent anerkannter 
Asylbewerber“ komme. So würden beispielsweise Frauen, die Beschneidung oder sexuellen 
Missbrauch erlitten hätten, „ohne Rücksicht auf ihre seelische Verfassung befragt“. Wenn sie 
aus Scham nicht darüber sprechen könnten oder Einzelheiten verschwiegen, werde „daraus 
oft ein Ablehnungsgrund abgeleitet“. Aus jahrelanger Erfahrung könne gesagt werden, „dass 
Entscheider des Bundesamtes Asylanträge negativ manipuliert haben“. 

(jw, 4.5.2012/AzadT) 
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USA lieferten Aufklärungsdaten für das Massaker in Uludere 


Ein kürzlich im Wall Street Journal erschienener Artikel liefert neue Hintergründe über das 
Uludere-Massaker und die türkisch-US-amerikanische Zusammenarbeit. Am 28. Dezember 
2011 bombardierte die türkische Luftwaffe in der Provinz Sirnak an der Grenze zum Irak 
eine Gruppe von Schmugglern, die sie angeblich für kurdische Guerilla-Mitglieder hielt. 34 
Menschen kamen bei dem Angriff ums Leben. Laut Wall Street Journal war die Gruppe von 
einer US-Drohne des Typs Predator entdeckt und die Aufklärungsbilder an die türkische 
Armee weitergegeben worden. Die türkischen Stellen forderten die Amerikaner wiederum 
auf, die Drohne ohne weitere Aufklärung aus dem Gebiet zu bringen und begannen mit der 
Bombardierung. Das türkische Militär wird seit 2007 mit Informationen von US-Drohnen 
versorgt. Im US-Kongress hat darüber eine Debatte begonnen, in welchem Ausmaß die 
USA Verbündete an den Aufklärungsdaten von Drohnen teilhaben lassen oder gar selbst 
mit dieser Technologie ausrüsten soll. In diesem Zusammenhang wurden der Türkei 
mangelnde Standards bei der Beurteilung der Aufklärungsdaten vorgeworfen, um den Tod 
von Zivilisten zu vermeiden. Im Kongress stehen sich unterschiedliche Lager gegenüber: 
Während sich die eine Seite für eine restriktive Weitergabe der Drohnentechnologie 
einsetzt, steht für die andere Seite eine möglichst enge militärische Kooperation mit der 
Türkei im Vordergrund. 

Am Rande des NATO-Gipfels in Chicago war die direkte Lieferung von US-Drohen an die 
Türkei ein Thema bei Gesprächen zwischen dem türkischen Staatspräsidenten Gül und US- 
Präsident Barak Obama. Dieser wies darauf hin, dass für solche Lieferungen die 
Zustimmung des Kongresses notwendig sei. Ebenso wurde im Verlauf des NATO-Gipfels 
verkündet, dass die erste Stufe des geplanten Raketenabfangsystems der NATO in Betrieb 
genommen wurde. Ein in der Türkei stationiertes Frühwarnradarsystem wurde mit 
Abfangraketen auf einem amerikanischen Kreuzer im Mittelmeer vernetzt und unter das 
Kommando eines Nato-Gefechtsstandes in Ramstein (Rheinland-Pfalz) gestellt. 

(Wall Street Journal v. 16.5.2012/Welt Online v. 18.5.2012/AzadT) 


Gezielt gegen fortschrittliches Demokratiemodell: 

„Kurdistan Islam-Partei“ will sich etablieren 

Einer Meldung der Deutsch Türkischen Nachrichten zufolge soll ab Oktober eine neue 
kurdische Partei, die sich selbst als islamistisch bezeichnet, ihre Aktivitäten entwickeln. „Wir 
wollen alles tun, was notwendig ist, um eine Einheit entstehen zu lassen, die den Islam und 
den Dialog beinhaltet. Wir haben keine institutioneilen Bindungen mit der Hisbollah. Ich 
glaube aber, dass wir Sympathien von Leuten der AKP, der HAS, der SP, der BDP und der 
Hisbollah-Gemeinschaft ernten werden“, wird der Rechtsanwalt Sidki Zilan zitiert, der sich 
gegenüber der türkischen Tageszeitung „Hürriyet“ über seine neue „Kurdistan Islam Partei“ 
geäußert hatte. Zur Klientel des prominentesten Vertreters dieser neuen Gruppierung 
sollen in der Vergangenheit schon Mitglieder der militanten sunnitischen Hisbollah gehört 
haben. Beschlossen sei, so Zilan, die Etablierung einer konservativen, islamisch 
orientierten Partei, weil es hierfür in Kurdistan einen Bedarf gebe. Mit ihr werde „sowohl die 
islamische Lösung als auch die der Kurden und Kurdistan unterstützt“. Diyarbakir (kurd.: 
Amed) solle Parteisitz sein. Weil es in Kurdistan jedoch nicht nur Kurden gebe, wolle man 
sich „Kurdistan“ und nicht „kurdisch“. Sodann beklagt der Jurist, dass der türkische Staat 
„mit Problemen der Gewalt und der öffentlichen Sicherheit, die von der PKK ausgehen, 
geplagt“ sei. 

(Dt.-Türk.Nachr. v. 8.5.2012/AzadT) 
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FSLN-Mitbegründer Tomäs Borge beigesetzt 

Präsident Daniel Ortega erinnert an einstigen Kampfgefährten 

Am 2. Mai ist in Managua, der Hauptstadt Nicaraguas, der einstige Mitbegründer der 
Sandinistischen Befreiungsfront (FSLN) und spätere Innenminister, Tomäs Borge, 
beigesetzt worden, der zwei Tage zuvor verstorben ist. „Ich bin mir sicher, dass Tomäs 
voller Freude diese Jugend, dieses Volk, diese Arbeiter, dieses Nicaragua sieht, das wir 
christlich, sozialistisch und solidarisch aufbauen,“ sagte sein einstiger Kampfgefährte und 
heutiger Präsident Daniel Ortega mit erhobener Faust vor Tausenden Menschen, die sich 
zur Trauerzeremonie auf der Plaza de la Revolucion eingefunden hatten. Schon als sehr 
junger Mann habe Borge die Gefängnisse der Somoza-Diktatur erleiden müssen. Ortega 
erinnerte an den langen Kampf der Sandinisten bis zum Sieg der Revolution am 19. Juli 
1979 und an Borges enge Verbundenheit mit dem kubanischen Präsidenten Fidel Castro. 
Wenige Tage nach einer Lungenoperation am Karfreitag habe sich Borges 
Gesundheitszustand derart verschlechtert, dass er künstlich beatmet werden musste. 
Schließlich habe man ihn - so Ortega in seiner Ansprache - schlafen lassen, „bis er am 
Montag abend um 20.20 Uhr verstarb“. Jetzt werde er seinem Wunsch entsprechend im 
Mausoleum am Platz der Revolution neben dem FSLN-Gründer Carlos Fonseca ruhen, 
dem Platz, auf dem er am Tag des Sieges 1979 gestanden habe. 

Borge wurde am 13. August 1930 in Matagalpa geboren. Er war ab 1956 inhaftiert, konnte 
drei Jahre später nach Costa Rica fliehen und beteiligte sich zwei Jahre später an der 
Gründung der FSLN. Nach dem Sturz der Somoza-Diktatur wurde er Innenminister, das er 
bis zur Abwahl der Sandinisten 1990 ausgeübt hatte. Nach deren Rückkehr an die 
Regierung im Jahre 2006 ist er zum Botschafter Nicaraguas in Peru ernannt worden. 
Tomäs Borge hat mehrere Bücher über die Geschichte der nicaraguanischen Revolution 
und die Ideologie der Sandinisten verfasst. 

(jw, 4.5.2012/AzadT) 

Spanische Regierung weiter auf Repressionskurs 
Baskische Linke setzt mit Bündnispolitik dagegen 

Am 3. Mai begann vor dem spanischen Sondergericht Audiencia Nacional in Madrid ein 
weiterer Massenprozess gegen baskische politische Aktivisten. Für jeden der 13 Basken 
fordert die Anklage eine Freiheitsstrafe zwischen sieben und neun Jahren. Sie wollten im 
März 2009 für die Liste „Demokratie für 3 Millionen (D3M)“ zur Regionalwahl der 
Baskischen Autonomen Gemeinschaft (CAV) als Kandidaten antreten, die ein Ende der 
Repression und eine demokratische Lösung des Konflikts einforderte. Damals waren alle 
Parteien der baskischen Linke verboten. Die Staatsanwaltschaft beschuldigt die 
Angeklagten nun der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung, weil die Gründung 
der Liste D3M von der ETA angeordnet worden sei. Aus dem von den Behörden 
vorgelegten Material ergaben sich laut einem Bericht der jungen weit jedoch keinerlei 
strafbare Inhalte. 

Weil die baskische Linke mit der Koalition BILDU und AMAIUR seit letztem Jahr längst 
wieder in den Gemeinden und im spanischen Parlament vertreten ist, erscheint der Prozess 
absurd. Zwei Abgeordnete von AMAIUR begleiteten die Angeklagten zur Verhandlung. Die 
Internationale Kommission zur Verifizierung des Waffenstillstands von ETA (CIV) hat direkte 
Kontakte mit der Organisation und ist zu der Überzeugung gelangt, dass diese zu 
Gesprächen über ihre Entwaffnung und eine Demilitarisierung des Baskenlandes bereit sei. 
Allerdings müsse auch die hohe Polizeidichte im Baskenland reduziert werden. Bislang 
jedoch hat die spanische Regierung jede Kontakte zur Kommission verweigert: Seine 
Polizei sei „ausreichend, eine Auflösung der terroristischen Organisation zu bewirken“. 
Erwartet wird hingegen, dass aus Anlass der nächsten Regionalwahlen im Frühjahr 2013 
die baskische Linke als stärkste Partei und Wahlgewinnerin hervorgehen und ihr zu zehn 
Jahren Haft verurteilter Sprecher, Arnaldo Otegi, Ministerpräsident werden könnte. 

Ende April haben sich fünf linke baskische Parteien zu einer „strategischen Allianz für 
nationalen Aufbau und soziale Veränderung“ zusammengeschlossen. 

Aus Solidarität mit den 13 Angeklagten von D3M sind rund 10 000 Menschen auf die Straße 
gegangen; die nächste Demonstration ist für den 19. Mai vorgesehen. 

(jw v. 9.5.2012/AzadT) 
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Demonstrationsfreiheit ja, aber bitte nur in Damaskus 

Während die westlichen Staaten nicht müde werden, für Länder wie Syrien, die Ukraine 
und Russland ein uneingeschränktes Demonstrationsrecht einzufordern, empfinden sie 
dieses Grundrecht in ihrem eigenen Hoheitsbereich zunehmend als störend. In Kanada 
etwa will die Regierung jetzt die Versammlungsfreiheit per Notstandsgesetz mit dem 
Namen "Loi 78" einschränken. Hintergrund sind die seit drei Monaten andauernden Streiks 
und Proteste Zehntausender Studierender in der Provinz Quebec gegen eine geplante 
Erhöhung der Studiengebühren. Diese Proteste versucht Quebecs Premier Jean Charest 
mit brutaler Gewalt zu unterdrücken. Nacht für Nacht setzt die Polizei Schlagstöcke, 
Schockgranaten und Tränengas ein. Durch stundenlange Einkesselungen und 
Massenfestnahmen soll der Widerstand gebrochen werden, bislang jedoch ohne Erfolg. 
Zwei Protestierende verloren durch die Tränengaseinsätze bereits ihr Augenlicht. Kanada 
liegt somit im weltweiten Trend, die Folgen der Finanzkrise auf breite Schichten der 
Bevölkerung abzuwälzen. Wer dagegen protestiert - ob friedlich oder militant - sieht den 
Polizeiknüppel, egal ob in Frankfurt, Madrid oder Quebec, (taz v. 25.5.2012/AzadT) 


„Aristoteles sagt, Politik sei nichts anderes als das Bemühen, das geordnete 
Zusammenleben der Menschen zu ermöglichen. Die Politik hat sich selbst entmachtet, 
sich zum Erfüllungsgehilfen des Finanzkapitals gemacht. In ihrem neoliberalen 
Privatisierungs- und Deregulierungswahn hat sie die Kontrolle über die Finanzindustrie 
aus der Hand gegeben, den Spekulanten und dem Großkapital einen roten Teppich 
ausgerollt. Für die Sorgen und Nöte der Menschen haben viele kein Verständnis mehr, 

von Empathie ganz zu schweigen.“ 
(Dr. Heiner Geißler) 

Jutta Ditfurth: LINKSPARTEI ist „kleine sozialdemokratische Partei“ 

Veränderungen nur durch soziale Gegenmacht möglich 

„Ich glaube, dass in kapitalistischen Zentren wie Deutschland der verengte Blick auf 
parlamentarische Optionen sowieso ein falscher ist. In diesen Zentren kann eine Linke nie 
eine parlamentarische Mehrheit kriegen. Emanzipatorische Veränderungen gibt es nur 
durch soziale Gegenmacht, durch kluge Systemopposition. Manchmal gibt es Parteien, die 
den Druck aufnehmen,“ antwortete Jutta Ditfurth, bis 1991 Grünen-Mitglied und heute 
ÖkoLinx-Aktivistin auf die Frage der Frankfurter Rundschau, ob der „Marsch durch die 
Institutionen zwangsläufig immer weiter rechts“ ende? Für sie ist die Linkspartei heute „nur 
eine kleine sozialdemokratische Partei“, die ihre „immensen Möglichkeiten nicht genutzt“ 
habe und sich stattdessen in dieser Gesellschaft „mit dem Anpassungsprozess der 
Grünen ergeben“ hätte. 

Anlass des Interviews waren die verlorenen Landtagswahlen der LINKSPARTEI und 
deren personale Auseinandersetzungen. (Auszug aus dem Gespräch der FR v. 
16.5.2012/AzadT) 

Ehemaliger Planungschef des Kanzleramts sinniert über staatliche 
Ausgrenzungsmethoden gegenüber der LINKSPARTEI 

„Ich habe mich mal in die Lage jener versetzt, die dafür sorgen wollen, dass in 
Deutschland die linke Hälfte der Gesellschaft nie wieder politisch wirksam wird. Wenn man 
genug Geld hat, kann man das planen: Da werden zum Beispiel PR-Agenturen und 
Kontakte zu Medien eingesetzt, um die öffentliche Meinung zu steuern. Oder es werden 
zusätzlich andere Instrumente bis hin zu Geheimdiensten eingesetzt, um in das Innere 
von Parteien < und orgamsationen/aruppen/vereine, azad!) einzuwirken Dieses Phänomen beobachte ich 

bei den Grünen und der SPD seit langem. Jetzt hat es auch die Linkspartei erfasst. Man 
braucht kein Verschwörungstheoretiker zu sein, um das, was hier abgeht, aus Sicht der 
Herrschenden für logisch zu halten.“ Dies sagt Albrecht Müller, Wahlkampfleiter der SPD 
unter Kanzler Willy Brandt und Helmut Schmidt, in einem Interview mit der jungen weit 
über die ideologischen und machtpolitischen Auseinandersetzungen innerhalb der 
Linkspartei. 

(jw v. 24.5.2012/Azadi) 
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Reinhard Pohl vom Magazin-Verlag hat drei Hefte „Rund ums Mittelmeer“ herausgegeben. 
Heft 29 zum Thema „Libyen“, 48 Seiten zum Preis von 2,- €: Der Autor erinnert an den 
„Aufstand im Frühjahr 2011, die „Bombardierung zum Sturz der Regierung“ und die 
Haltung der BRD damals und heute. 

Heft 81 zum Thema „Türkei“, 48 Seiten zum Preis von 2,- €: Reinhard Pohl befasst sich in 
dieser Broschüre mit dem Anwerbeabkommen mit der Türkei vor 50 Jahren, dem 
Assoziierungsabkommen von 1961 und den EU-Beitrittsverhandlungen. 

Heft 82 zum Thema „Mittelmeer - nasse Grenze, nasses Grab“, 48 Seiten zum Preis von 
2,- €: Hier schreibt der Autor über die Gründe, warum Tausende Menschen versuchen, 
über das Mittelmeer nach Europa zu fliehen und viele von ihnen dabei ihr Leben verlieren. 
Der zweite Schwerpunkt ist die Darstellung der Abwehrmaßnahmen der EU und 
Deutschlands, die für den Tod dieser Menschen verantwortlich sind. 

Zu beziehen sind die Hefte (drei Ex. für 5 Euro inkl. Versand; Einzelhefte 2 € + Porto): 
Magazin-Verlag, Schweffelstr. 6, 24118 Kiel; www.brd-dritte-welt.de 

Vorstellung des alternativen Verfassungsschutzberichts 2012 
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Im Schlosshotel zu Karlsruhe wurde am 21. Mai der von acht Bürgerrechtsorganisationen 
herausgegebene „Grundrechte-Report 2012“ von Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD), 
frühere Bundesjustizministerin, der Öffentlichkeit vorgestellt. Herausgeber und 
Redakteure, aber auch Betroffene aus den im Buch beschriebenen Fällen von 
Grundrechtsverletzungen waren ebenfalls anwesend. 

In der Vorankündigung der Internationalen Liga für Menschenrechte heißt es u.a.: „Der 
alternative Verfassungsschutzbericht nennt aktuelle Missstände beim Namen. Der Report 
dokumentiert mit der Expertise und aus der praktischen Erfahrung der herausgebenden 
Organisationen die Lage der Bürger- und Menschenrechte in Deutschland. Ein 
Schwerpunkt des aktuellen Berichts ist die Freiheit im Netz und das Recht auf 
informationeile Selbstbestimmung. Berichtet wird auch über Eingriffe in zahlreiche andere 
Grundrechte.“ So befasst sich u. a. Rechtsanwalt Martin Heiming in der Rubrik „Alle Macht 
geht vom Volke aus (Artikel 20 II)“ mit dem Thema „§ 129b: Neue Terroristen braucht das 
Land“ und Till Müller-Heidelberg thematisiert die „Unbelehrbarkeit des 
Verfassungsschutzes“. 

Der „Grundrechtereport 2012 zur Lage der Bürger- und Menschenrechte in Deutschland“ 
ist im Fischer Taschenbuch Verlag erschienen, umfasst 234 Seiten und kostet 10,99 €. 
(Internat.Liga f.MR v. 13.5.2012/azadT) 

„Geheime Informanten“ jetzt als eBook neu aufgelegt 

Rolf Gössner erhielt „Kölner Karls-Preis für engagierte Literatur und 

Publizistik“ 


Mit einem aktualisierten Prolog versehen, ist das 2003 erschienene Buch „Geheime 
Informanten“ von Dr. Rolf Gössner, Jurist, Publizist und Vize-Präsident der Internationalen 
Liga für Menschenrechte, neu - ausschließlich als eBook - aufgelegt worden. Hier 
dokumentiert der Autor die „langjährige Symbiose zwischen Verfassungsfeinden und 
Verfassungsschützern und legt ein brisantes Dossier der kriminellen Karrieren zahlreicher 
V-Männer vor.“ Das nachzulesen, ist gerade vor dem Hintergrund der Ende 2011 erfolgten 
Aufdeckung der Neonazi-Morde der sog. Zwickauer Zelle von besonderer Bedeutung. 
Vieles von dem wäre bereits mit der Erstauflage ersichtlich und nachlesbar gewesen und 
hätte damals schon mit Entsetzen zur Kenntnis genommen werden können. „Das vielleicht Erschreckendste, 
was ich bei den Recherchen zu meinem Buch erfahren musste, ist, dass der Verfassungsschutz seine 
kriminell gewordenen V-Leute oft genug deckt, systematisch gegen polizeiliche Ermittlungen abschirmt, um 
sie weiter abschöpfen zu können, anstatt sie unverzüglich abzuschalten“, stellt Gössner fest. Ferner wendet er 
sich strikt gegen die sogenannte Extremismusdoktrin, derzufolge Antifaschisten mit Neonazis gleichgesetzt 
werden. „Es besteht die Gefahr, dass der Rechtsruck, den wir in Deutschland nicht erst seit gestern zu 
verzeichnen haben, auf staatlicher Ebene mit weiteren autoritären .Lösungen 1 verstärkt und gefestigt wird,“ 
warnt der Jurist, dem am 15. Mai von der Neuen Rheinischen Zeitung (NRhZ) der „Kölner Karls-Preis für 
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engagierte Literatur und Publizistik“ verliehen worden ist. Hierzu gratuliert AZADl Rolf 
Gössner, der selbst 38 Jahre lang vom Verfassungsschutz observiert und bespitzelt 
worden ist. 

Als eBook bei neobooks.com 

(jw v. 14.5./ Information der Verlagsgruppe Droemer Knaur, München v. 15.5.2012 / 
AzadT) 

Amnesty International legt Jahresbericht 2012 vor 

Mit ihrem am 24. Mai in Berlin vorgestellten Jahresbericht 2012, wirft Amnesty 
International (AI) den Staaten der EU nicht „nur“ deren Abschiebepraxis vor, sondern 
auch zunehmende „Defizite bei der Förderung von Menschenrechten in den Ländern 
selbst“: „Ihre innenpolitischen Maßnahmen waren für die anhaltende Wirtschaftskrise 
verantwortlich und leisteten einer zunehmenden sozialen Ungleichheit Vorschub“, heißt 
es hierzu. „Die Statistiken belegen die zunehmend ungleiche Verteilung von Einkommen 
und Vermögen, was beweist, dass die Regierungen ihre Verpflichtung nicht erfüllen, die 
wirtschaftlichen und sozialen Rechte umzusetzen.“ Mit Blick auf Deutschland zeigt sich 
AI besorgt über den Einsatz exzessiver Gewalt gegen Demonstranten in Stuttgart im 
September 2010: „Ermittlungen gegen Polizeibeamte wegen Vorwürfen über 
Misshandlungen führten nicht immer zu einem Ergebnis.“ Weiter sieht sich die 
Menschenrechtsorganisation durch „verschiedene staatliche Maßnahmen zur 
Terrorbekämpfung“ beunruhigt und kritisiert, dass die Bundesregierung nach wie vor mit 
Ländern zusammenarbeite und Informationen austausche, „die dafür berüchtigt sind, 
Folter anzuwenden“, (jw v. 24.5.2012/AzadT) 

Aktuell seien auch Rechtsbrüche im Zusammenhang mit den Protesten der Occupy- 
Bewegung in Frankfurt/M. genannt, auf die Rechtsanwalt Peer Stolle - während der 
Aktionen ehrenamtlich für das Legal Team tätig - in einem Gespräch mit dem Neuen 
Deutschland aufmerksam gemacht hat. So seien durch die Polizei mehrfach 
Aufenthaltsverbote verhängt worden, obwohl das Verwaltungsgericht Frankfurt/M. diese 
aufgehoben hat. „Das war den Polizeibeamten vor Ort vollkommen egal.“ Außerdem 
seien „viele Angereiste in Gewahrsam genommen und teilweise in weit entfernte 
Gefangenensammelstellen nach Gießen oder Marburg gebracht“ worden. Es habe sich 
„erst in den späten Abendstunden“ dort ein Richter eingefunden: „Die Vorfälle zeigen, 
dass die Polizei zu jedem Rechtsbruch bereit ist, um das Demonstrationsrecht 
durchzusetzen,“ so Stolle in seinem Resümee. 

(ND, 19./20.5.2012/AzadT) 

Dr. Heiner Geißler fordert in seinem Buch zu neuem Mut des 
Verstandes auf 

„Ich spreche von einer Vernunft, die sich ethische Maßstäbe setzt, eine Vernunft des 
Herzens. Die Achtung der Menschenwürde muss Grundlage allen politischen Handelns 
sein. Das größte Problem heute ist das Chaos in der Weltwirtschaft. Es gibt keine 
Gesetze, keine Regeln, keine sozialen Übereinkünfte mehr. Es setzt sich das Recht des 
Stärkeren durch.“ Dies sagt Dr. Heiner Geißler u. a. in einem Interview mit dem Neuen 
Deutschland vom 19./20. Mai, in dem der Redakteur Karlen Vesper den studierten 
Philosophen, Juristen, Politiker und das ATTAC-Mitglied zu seinem neuen Buch befragt, 
das Antworten geben soll auf die Frage, warum das Vertrauen der Menschen in die 
Politik verloren gegangen ist. 

Dr. Heiner Geißler: „Sapere aude! Warum wir eine neue Aufklärung brauchen“, Ullstein 
Verlag 2012, 157 Seiten, geb., 16,99 €) 


*Alle Zitate in diesem Infodienst entstammen dem Interview, dass das ND mit Dr. 
Geißler geführt hat. 
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AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
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die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 
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und Repression gegen 
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ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 
Fax 0211/171 1453 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.R: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


Spendenkonto: 

GLS Gemeinschaftsbank eG 
mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 


Der qualvolle Marsch eines Kurden 
durch die deutschen 
(Un-)Rechtsinstanzen 

Bleiberecht für llhami Han! 

V ollständig abgewiesen hat die 24. Kammer des Bayerischen Ver¬ 
waltungsgerichts München in der mündlichen Verhandlung vom 3. 
Mai die Klage des Kurden llhami Han gegen das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge, das seine Flüchtlingsanerkennung widerrufen 
hatte. 

„Die Einwanderer, zumeist Kriegs- und Armutsflüchtlinge gehen durch die 
Hölle, um vom Heimatland bis auf europäischen Boden zu gelangen. 
Doch damit endet die Qual leider nicht. Hier angekommen, geht es erst 
einmal weiter mit den täglichen Schikanen der Behörden und der Angst, 
jederzeit abgeschoben zu werden“, schreibt Serhildan Jiyane am 21. Juni 
unter http://www.diekurden.de/news/nordkurdistan/stoppt-die-abschiebung- 
von-ilhami-han 

Flucht nach Deutschland 

Der 31-Jährige war im Januar 2005 nach Deutschland eingereist und 
stellte einen Asylantrag, der vom Bundesamt bereits im Juli abgelehnt 
worden war, weil er nicht habe belegen können, auf dem Luftweg einge¬ 
reist zu sein. Und sollte er bei der PKK-Guerilla gewesen sein, würde er 
im Fall einer Abschiebung unter das „Gesetz zur Wiedereingliederung in 
die Gesellschaft“ fallen. Auch wegen seines Kurdischseins habe er keiner¬ 
lei Verfolgung zu befürchten. Ebenso könne er wegen seiner psychischen 
Erkrankung und einer Epilepsie nicht mit einem Abschiebehindernis nach 
dem Aufenthaltsgesetz rechnen. Am 20. Juli 2006 hat das Verwaltungsge¬ 
richt (VG) München gegenteilig entschieden und llhami Han wegen dro¬ 
hender massiver politischer Verfolgungsmaßnahmen in der Türkei eine 
Anerkennung nach § 60 AufenthG zugesprochen. 

„Um gegen die Unterdrückung der kurdischen Bevölkerung insbeson¬ 
dere in den 1990-er Jahren Widerstand zu leisten, schloss sich llhami Han 
als 17-jähriger Jugendlicher der Guerilla der kurdischen Befreiungsbewe¬ 
gung PKK an“, so Jiyane. 

Odyssee durch die Instanzen 

Doch dann verfügte die Münchener Ausländerbehörde am 1. April 
2009 die Ausweisung von llhami Han, u.a. mit Verweis auf Mitteilungen 
des Bayerischen Landesamtes für Verfassungsschutz, wonach der Kurde 
seit 2007 „kommissarischer Gebietsverantwortlicher“ für das PKK/KON- 
GRA-GEL-Gebiet München sei und er an einem Kongress der CDK in 
Italien sowie an verschiedenen Kundgebungen teilgenommen habe. 
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Zudem habe er in Kontakt gestanden mit Personen, 
gegen die wegen Mitgliedschaft in einer „kriminellen 
Vereinigung“ (§ 129 StGB) ermittelt würde. Daraus 
müsse geschlussfolgert werden, dass Dhami Han der 
PKK bzw. dem KONGRA-GEL angehöre und 
diese unterstütze. Gegen diese Verfügung wurde vor 
dem VG München Klage erhoben, am 28. Septem¬ 
ber 2009 leitete das Bundesamt ein Widerrufsverfah¬ 
ren ein und mit Urteil vom 12. April 2010 verpflich¬ 
tete das Gericht den Kurden zum Umzug in eine 
Gemeinschaftsunterkunft. Eine Zulassung zur Beru¬ 
fung wurde vom Bayerischen Verwaltungsgerichts¬ 
hof am 1. Februar 2011 abgelehnt. 

„Zusätzlich gefährdet ist Ilhani im Fall seiner 
Abschiebung, weil der bayerische Verfassungsschutz 
ihn als PKK-Funktionär verdächtigt. Wegen der 
Zusammenarbeit der Geheimdienste ist das mit 
Sicherheit auch dem türkischen Staat bekannt,“ 
fürchtet die Autorin Serhildan Jiyane. 

Mit Bescheid vom 24. Mai 2011 verfügte das 
Bundesamt den Widerruf der Flüchtlingseigenschaft 
und legte fest, dass Abschiebungsverbote nicht vor¬ 
liegen. Begründet wurde dies damit, dass laut Aus¬ 
kunft der deutschen Botschaft in Ankara vom 5. 
Mai 2011 die gegen Ilhami Han eingeleiteten straf¬ 
rechtlichen Ermittlungen „aus Mangel an Beweisen“ 
eingestellt worden seien. Nachforschungen bei den 
türkischen Strafverfolgungsbehörden hätten erge¬ 
ben, dass keine „strafrechtlich relevanten Vorgänge“ 
gegen den Kurden registriert seien; ebenso läge kein 
Fahndungsersuchen vor. Auch die Verfahren gegen 
seine Eltern seien aus Mangel an Beweisen einge¬ 
stellt worden. Fediglich gegen die Mutter gebe es ein 
Verfahren wegen „Propaganda für eine terroristische 
Organisation“. 

Gegen den Bundesamtsbescheid wurde wieder 
geklagt und beantragt, dass die Behörde im Falle 
von Ilhami Han Abschiebungsverbote (nach § 60 II 
- VII AufenthG) feststellt. 

Sein Verteidiger machte u. a. geltend, dass sein 
Mandant „kein schweres politisches oder nichtpoliti¬ 
sches Verbrechen und kein Verbrechen des politi¬ 
schen Terrorismus begangen habe“ und die staatsan¬ 
waltlichen Ermittlungsverfahren gegen ihn eingestellt 
wurden, weil sich ein Anfangsverdacht nicht erhärtet 
hatte. Eine Funktion als „kommissarischer Gebiets¬ 
verantwortlicher“ des KONGRA-GEF könne nicht 
ausreichen, „um einen Asylausschluss zu rechtferti¬ 
gen“. 

Seinem Mandanten drohe bei Rückkehr in die 
Türkei wegen seiner früheren Mitgliedschaft in der 
PKK sehr wohl „politische Verfolgung und die 
Gefahr der Folter sowie unmenschlicher oder 
erniedrigende Behandlung“. Die politische Situation 
dort habe sich „gerade nicht erheblich und nachhal¬ 
tig geändert“. Vielmehr habe die türkische Regie¬ 



rung seit 2011 „ein hartes Vorgehen und einen ver¬ 
schärften Kampf gegen die PKK und gegen jene, die 
sich nicht vom Terror distanzieren würden, ange¬ 
kündigt“. 

Ein weiterer wichtiger Grund, seinem Mandan¬ 
ten einen sicheren Aufenthaltsstatus zu geben, sei 
dessen körperliche und schwere psychische Erkran¬ 
kung. Er leide unter Epilepsie, einer posttraumati¬ 
schen Belastungsstörung und sei aufgrund seiner 
derzeitigen Lebensbedingungen suizidgefährdet. 
Weil sich sein Gesundheitszustand im Falle einer 
Abschiebung in die Türkei wesentlich verschlech¬ 
tern würde, sind zwei amtsärztliche Gesundheits¬ 
zeugnisse aus dem Jahre 2009 vorgelegt worden. 

„Jeden Tag muss sich Ilhami in München bei der 
Polizei melden - eine Schikane, um ihm keinen 
geregelten Alltag zu ermöglichen. Er leidet durch die 
Kriegserlebnisse unter einer posttraumatischen 
Belastungsstörung und ist selbstmordgefährdet,“ 
heißt es in dem Text von Serhildan Jiyane. 

Am 3. Mai 2012 folgte die mündliche Verhand¬ 
lung vor dem Bayer. Verwaltungsgericht, das die 
Klage von Ilhami Han abgewiesen hat. In seiner 20- 
seitigen schriftlichen Begründung griffen die Richter 
auf die „empirischen Erkenntnisse“ des Lagebe¬ 
richts des Auswärtigen Amtes zur Türkei vom April 
2011 zurück sowie auf die „wegen Verjährung“ des 
dort eingestellten Ermittlungsverfahrens gegen den 
Kurden und auf die Information der türkischen 
Behörden, dass nach ihm nicht gefahndet werde. 
Deshalb handele es sich bei Ilhami Han nicht um 
einen „vorverfolgten Ausländer“. 

Jedoch: „Seit 2011 ermittelt die Türkei offenbar 
erneut gegen Ilhami. Die Polizei erkundigt sich bei 
seiner Mutter nach ihm. Ein Freund, mit dem 
Ilhami gemeinsam bei der Guerilla war und den 
Bulgarien an die Türkei ausgeliefert hatte, wurde in 
seinem angeblich eingestellten Ermittlungsverfahren 
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zu lebenslanger Haft verurteilt“, so Serhildan Jiyane 
weiter. 

In einem Flugblatt der Initiative „Bleiberecht für 
Ilhami Han“ heißt es zur tatsächlichen Lage in der 
Türkei u.a.: „In Wahrheit laufen alle, die in der Tür¬ 
kei den Kriegskurs der Regierung in der kurdischen 
Frage kritisieren, Gefahr, wegen angeblicher Unter¬ 
stützung des Terrorismus inhaftiert und angeklagt zu 
werden: Allein seit 2009 mehr als 6 500 kurdische 
Politikerinnen, Parlamentsabgeordnete, Bürger¬ 
meisterinnen, Journalistinnen, Menschenrechtsak¬ 
tivistinnen. Gewalt und Misshandlungen gegen 
politische Häftlinge sind in den Gefängnissen der 
Türkei weiter an der Tagesordnung,“ 

Verfolgung von Ilhami Han angeblich „nicht beachtlich 
wahrscheinlich“ 

Gericht sieht Ursache seiner posttraumatischen Erkran¬ 
kung nicht in der Türkei 

Das Gericht argumentierte weiter, dass dem Aus¬ 
wärtige Amt in den letzten Jahren „selbst bei expo¬ 
nierten Mitgliedern und früheren Persönlichkeiten 
terroristischer Organisationen“ keine „menschen¬ 
rechtswidrige Behandlung durch staatliche Stellen 
bekannt geworden“ sei. So sei für Ilhami Han im 
Falle einer Rückkehr in die Türkei eine konkrete 
Gefahr für Leib und Leben „nicht beachtlich wahr¬ 
scheinlich“. 

Auch hinsichtlich der Erkrankungen des Kurden 
sah das Gericht „kein Abschiebungsverbot“, weil: 
„Die Gefahr, dass sich die Erkrankung eines Auslän¬ 
ders aufgrund der Verhältnisse im Abschiebezielstaat 


verschlimmert, ist dabei in der Regel als individuelle 
Gefahr einzustufen“, im Falle von Ilhami Han 
jedoch nicht „ersichtlich“. Zynisch wird angefügt: 
„Allerdings sind die im Zusammenhang mit einem 
erzwungenen Umzug des Klägers in eine Gemein¬ 
schaftsunterkunft außerhalb Münchens beschriebe¬ 
nen Gefahren bis hin zum Suizid gerade nach den 
vorgelegten amtsärztlichen Stellungnahmen nicht 
spezifisch auf die Situation in der Türkei bezogen; 
vielmehr bestehen diese Gefahren für den Kläger 
ebenso bei einem Umzug innerhalb der Bundesre¬ 
publik Deutschland. Im Falle einer Abschiebung in 
die Türkei würde sich die Gefahr nicht aus den spe¬ 
zifischen Verhältnissen in der Türkei ergeben, son¬ 
dern bereits aus dem Vorgang der Abschiebung - 
also des erzwungenen Verlassens des Wohnortes des 
Klägers.“ Es handele sich somit um eine „inlandsbe¬ 
zogene Gefahrenlage“, die von der Ausländerbe¬ 
hörde „im Zusammenhang mit konkreten Abschie¬ 
bungsmaßnahmen“ geprüft werden müsse. Zudem 
könnten solche Krankheitsbilder „in der Türkei 
nicht wesentlich schlechter behandelt werden kön¬ 
nen als in der Bundesrepublik Deutschland.“ 

Mobilisieren für ein Bleiberecht von Ilhami Han 

„Ilhamis letzte Chance ist jetzt die [inzwischen ein¬ 
gereichte] Zulassung zur Berufung gegen das Urteil 
des Bayerischen Verwaltungsgerichts - und eine 
öffentliche Mobilisierung gegen seine Abschiebung,“ 
heißt es am Schluss des Beitrags. 

(Azadi) 
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Anklage wegen Parolenrufens 

Weil Michael K. anlässlich einer Demonstration am 
20. März zu den diesjährigen Newrozfeiern über 
Lautsprecher u. a. „Die PKK ist das Volk und das 
Volk ist hier“ gerufen haben soll, deshalb seine Per¬ 
sonalien von der Polizei aufgenommen wurden und 
er anschließend die gleiche Parole in türkischer 
Sprache wiederholt habe, wird er nun von der 
Staatsanwaltschaft Berlin angeklagt. Er wird 
beschuldigt, durch diese Parole in der Öffentlichkeit 
eine Propagandawirkung für eine verbotene Vereini¬ 
gung hervorgerufen und deswegen gegen das Ver¬ 
einsgesetz verstoßen zu haben. 

Das Verfahren wird voraussichtlich vor der 
Staatsschutzkammer des Landgerichts Berlin statt¬ 
finden. 

(Azadi) 

Beschluss der Grünen Jugend Niedersach¬ 
sens: Ende der Verbotspraxis gegen Kurdin¬ 
nen und Kurden - Solidarität mit der kurdi¬ 
schen Freiheitsbewegung 

Unter dem Motto „Für ein Ende von Menschen¬ 
rechtsverletzungen und Kriminalisierung ! - Solida¬ 
rität mit der kurdischen Freiheitsbewegung“ fordert 
die Grüne Jugend Niedersachsens mit Beschluss 
vom 28. Mai u. a. die Aufhebung des PKK-Verbots, 
„damit ein friedliches pro-kurdisches Engagement 
auf demokratischem Wege möglich ist“. Des weite¬ 
ren wird die EU dazu aufgefordert, ,jegliche Waf¬ 
fenexporte in die Türkei zu unterlassen und ihre 
Beziehungen zu nutzen, um die Repression und 
Gewalt gegen die Kurd_innen zu beenden.“ 

Seit einem Jahr eskaliere der Kurdistan-Konflikt 
erneut. „Vonseiten des türkischen Staates werden 
Kurd_innen aus der Luft angegriffen und getötet“ 
und in den „westlichen Medien“ sei über diesen 
Krieg „kaum zu lesen“: „Informationen dazu sind 
nur schwerlich zu beschaffen und besonders über 
die deutsche Beteiligung an diesem Krieg sind nur 
wenige Aussagen zu finden“. 

Den politisch Verantwortlichen in Deutschland 
werfen sie vor, dass „unter dem Konstrukt des Ter¬ 
rorismus jede_r, 

der_die sich pro-kur¬ 
disch äußert, in eine 
radikale und menschen¬ 
feindliche Schublade 
gesteckt“ werde, 

„anstatt sich mit den 
Forderungen nach einer 
Identitätsanerkennung 
und einem Ende der 
Unterdrückung zu 
beschäftigen“. 


Weil durch das Verbot Jegliches politische Enga¬ 
gement erstickt, kriminalisiert“ und die Kurd_innen 
„in die Illegalität gedrängt“ werde, müsse diese Dis¬ 
kriminierung beendet werden. 

Die GRÜNE JUGEND Niedersachsen solidari¬ 
siere sich „mit der friedlichen, zivilgesellschaftlichen 
und basisdemokratischen kurdischen Freiheitsbewe¬ 
gung“. Die Türkei „als übermächtiger Akteur“ sehe 
man in der Pflicht, „ihre Gewalt gegen die kurdische 
Bevölkerung einzustellen, um „auf diesem Weg auch 
dem gewaltbereiten Teil der PKK den Anlass zur 
Gewalt“ zu nehmen. 

(www.gj-nds.de / Azadi) 

Dänemark will wegen ROJ TV das Rundfunk¬ 
recht ändern 

Im Januar dieses Jahres war der kurdische Fernseh¬ 
sender ROJ TV von einem Kopenhagener Gericht 
wegen angeblicher Propaganda für die PKK zu einer 
Geldstrafe von ca. 690 000 Euro verurteilt worden, 
durfte aber formal weiter ausstrahlen. Dies will 
Dänemark nun durch Gesetzesänderung verhindern, 
wie dänische Beamte vor türkischen Journalisten 
anlässlich einer Pressekonferenz zum Beginn der 
dänischen EU-Präsidentschaft erläuterten. Es sei laut 
den dänischen Behörden Änderungen des Rund- 
ftmkrechts geplant, um Sanktionsmöglichkeiten 
gegen Medien bereit zu stellen, die in Verbindung 
mit terroristischen Organisationen stünden. Unbe¬ 
stätigten Angaben zufolge soll das neue Gesetz im 
Oktober in Kraft treten. Auch wenn die Beamten 
betonten, mit dem Gesetz generell Medien mit Ver¬ 
bindungen zu Terrororganisationen davon abhalten 
zu wollen, in Dänemark aktiv zu werden, spricht 
doch vieles für eine „Lex ROJ TV“. Der Fernseh¬ 
sender selbst musste seine Übertragungen einstel¬ 
len, nachdem der französische Satellitenbetreiber 
EUTELSAT aufgrund des Kopenhagener Urteils die 
Verträge gekündigt hatte. Informationen aus dem 
Mittleren Osten aus kurdischer Sicht liefert nun das 
Programm NÜCE TV. 

(Zaman v. 9.6.2012/Azadi) 
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Linksabgeordneter Andrej Hunko: Keine wei¬ 
tere Kompetenzausweitung für EUROPOL 

Datensammlung „Dolphin“ primär gegen 
emanzipatorische Bewegungen 

„Seit vier Jahren erfassen das Bundeskriminalamt 
und der Inlandsgeheimdienst ein vermeintlich 
,gewaltbereites linksextremistisches Spektrum in 
Europa 1 . Polizeien und Dienste arbeiten mit der frag¬ 
würdigen Kategorie ,Euroanarchismus 1 . Hier entsteht 
eine heimliche politische Datensammlung, die über¬ 
dies den historischen Begriff des Anarchismus in den 
Schmutz zieht“, erklärt Andrej Hunko, Bundestags¬ 
abgeordneter der LINKSPARTEI zu den Antworten 
der Bundesregierung auf seine Kleine Anfrage zur 
„Kriminalisierung von internationalem li nk en Akti¬ 
vismus und Anarchismus durch EUROPOL“. 
Anlass hierzu war eine zweitätige Konferenz, zu der 
sich Ende April die Mitglieder der Datensammlung 
„Dolphin“ bei Europol in Den Haag getroffen hat¬ 
ten. Diese so genannte „Analyse-Arbeitsdatei 11 wird 
von 20 EU-Mitgliedstaaten, der Schweiz, Australien 
und Norwegen „gefüttert“. Weitere Themen des 
Treffens waren der Widerstand gegen Hochge¬ 
schwindigkeitszüge und Aktivitäten des „No Border- 
Netzwerks“. „In der Datensammlung Dolphin spei¬ 
cherte die Polizeiagentur EUROPOL bislang ledig¬ 
lich Informationen zu ,Terrorismus 1 . Ausweislich der 
Antwort der Bundesregierung interessieren sich die 
Mitglieder von Dolphin aber auch für linken Wider¬ 
stand, der dort als ,Extremismus 1 geführt wird. Die 
Zweckbestimmung der Datei wurde deshalb 2010 
geändert.“ 

Außerdem diene die Datensammlung - so 
Hunko „ ähnlich wie der deutsche § 129 der Schnüf¬ 
felei in politischen Zusammenhängen“. Deshalb ver¬ 
wundere es nicht, wenn die Bundesregierung selbst 
zugeben müsse, dass die Datensammlung in keinem 
Ermittlungsverfah¬ 
ren ,eine wesentli¬ 
che Rolle gespielt 1 
11 habe. Vorrangig 
richte sich das 
Interesse von 
EUROPOL 
„gegen emanzipa- 
tive Bewegungen“. 

Der Parlamenta¬ 


Bundesregierung dazu auf, „die Lieferung entspre¬ 
chender Informationen an Europol zu unterlassen“. 
Er stehe der geplanten Kompetenzerweiterung für 
EUROPOL „weiterhin kritisch gegenüber“. 

Die Antwort der BReg: hppt://www.andrej- 
hunko.de/start/download/doc_download/223-krimi- 
nalisierung-von-internationalem-linken-aktivismus- 
und-anarchismus-durch-europol 

(Pressemitteilung A.Hunko v.l.6.2012) 

Andrej Hunko: Bundesregierung schweigt 
zum Arsenal digitaler Schnüffelwerkzeuge 

„Ich muss nun davon ausgehen, dass das Auslesen 
von Mobiltelefonen von deutschen Behörden prakti¬ 
ziert wird. Bezüglich des alarmierenden Schweigens 
zu dieser Technik habe ich jetzt eine Beschwerde 
beim Bundesinnenministerium eingelegt“, stellt 
Andrej Hunko, Mitglied der Fraktion DIE LINKE, 
in seiner Pressemitteilung vom 6. Juni fest. Er hatte 
die Bundesregierung nach der „Technik“ erkundigt, 
„mithilfe derer bei Bundesbehörden Daten von 
Mobiltelefonen ausgelesen werden kann: Anruflis¬ 
ten, Fotos, Videos, SMS-Nachrichten, emails, Social 
Networking-Daten oder auch persönliche Dateien“. 
Unter anderem hatten die Tageszeitung (taz) und der 
Blog netzpolitik.org darüber berichtet, dass diese 
Praxis in Großbritannien oder den USA längst 
üblich sei. Antworten zu den von Hunko gestellten 
Fragen ist die Bundesregierung schuldig geblieben. 
„Mir ist nicht ersichtlich, weshalb die Nutzung die¬ 
ser forensischen Werkzeuge dem Geheimschutz 
unterliegen soll. [...] Die Nichtantwort reiht sich 
stattdessen ein in eine Praxis, das Arsenal digitaler 
Schnüffelwerkzeuge bei Polizeien und Geheimdiens¬ 
ten weiter zu verheimlichen: Auch frühere Fragen 
zu WLAN-Catchern, Stillen SMS, Trojanern oder 
IM SI-Catchern wurden mir nur teilweise beantwor¬ 
tet“. Weiter schreibt der Abgeordnete, der auch Mit- 



rier hält die Aus¬ 
forschung von 
grenzüberschrei¬ 
tendem linken 
Aktivismus für 
„unakzeptabel 11 
und fordert die 
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glied der Parlamentarischen Versammlung des Euro¬ 
parates ist, dass diese „Heimlichtuerei“ für ein 
„wachsendes Misstrauen gegenüber der Regierung 
und ihren Polizeien und Geheimdiensten“ sorge: 
„Viele Menschen fühlen sich bespitzelt und über¬ 
wacht - offensichtlich zu Recht.“ E-Mail-Adresse: 
andrej .hunko@wk.bundestag.de 

(PMAndrejHunko v. 6.6.2012/Azadi) 

Polizeigewalt gegen Antifaschistjnnen 


Der Jahresbericht wurde 6. Juni von Innense¬ 
nator Frank Henkel (CDU) und der Präsidentin des 
VS-Landesamtes, Claudia Schmid, der Öffentlich¬ 
keit vorgestellt. 

(jw v. 7.6.2012/Azadi) 

Einsatz von Drohnen in deutschem Luftraum 
schon Alltag 

Rheinmetall arbeitet an einem „Kamikaze“-Fluggerät 


Ein aus dem Ruder gelaufener Polizeieinsatz gegen 
Demonstrant_innen, die am 2. Juni in Hamburg 
einen Neonaziaufmarsch verhindern wollten, soll 
nun laut Rainer Wendt, Chef der Deutschen Polizei¬ 
gewerkschaft (DPolG), eine weitere Aufrüstung der 
Polizei begründen. Mit der aus der Luft gegriffenen 
Behauptung, „linke Chaoten“ würden nicht mal 
mehr davor zurück schrecken, Polizisten zu töten, 
fordert er den Einsatz von Gummigeschossen gegen 
Demonstrierende. Tatsächlich war die Eskalation 
von der Polizei betrieben worden, indem sie massiv 
gegen friedliche Sitzblockaden mit Reiterstaffeln, 
Wasserwerfern und Pfefferspray vorgegangen war. 
Auch wurden ca. 500 Demonstrant_innen im Stadt¬ 
teil Barmbek-Süd über Stunden von der Polizei ein¬ 
gekesselt. Die an den Protesten beteiligen Grünen 
forderten eine Untersuchung der Geschehnisse in 
der Hamburger Bürgerschaft. 

(jw v. 6.6.1012/Azadi) 

VS Berlin zählte 970 nichtgewaltbereitelinks- 
extreme ROTE HILFE-BerlinerJnnen und 1100 
aktionsorientiertegewaltbereitelinksextreme 
Unholde 

Der Berliner Verfassungsschutz stellt in seinem Jah¬ 
resbericht 2011 u. a. fest, dass der leichte Anstieg im 
Bereich „nicht-gewaltbereite Linksextremisten“ auf 
die zunehmende Mitgliederzahl der ROTEN 
HILFE zurückzuführen sei - „wie im Vorjahr“. 
Konkret gemeint sind damit 970 Berliner 
Bürgerinnen - 110 mehr als 2010. Die Zahl der 
„aktionsorientierten, auch gewaltbereiten Linksextre¬ 
misten“ hingegen liege unverändert bei 1100. Hier¬ 
bei haben die im Geheimen Wirkenden „fließende 
Übergänge zwischen politischen Motiven und rei¬ 
nem Rowdytum“ analysiert, die jedoch „eine Zuord¬ 
nung nicht immer mit letzter Sicherheit erfolgen las¬ 
sen“. Als eine wirkliche „Gefahr für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung“ sehe der VS aber in 
dem „Versuch der linksextremistischen Szene, 
soziale Bewegungen für ihre Zwecke zu instrumen¬ 
talisieren“. Dann aber doch nicht so schlimm, denn 
bisher seien die Aktivisten an ihrem „revolutionären 
Habitus“ gescheitert. 


Meldungen der Wochenzeitung Der Freitag zufolge 
ist laut einem unveröffentlichten Bericht des Bun¬ 
desinnenministeriums der Einsatz von Drohnen im 
deutschen Luftraum längst Alltag. Danach werden 
die unbemannten Flugzeuge sowohl von der Bun¬ 
despolizei als auch in einzelnen Bundesländern ein¬ 
gesetzt. In den vergangenen zwei Jahren seien 500 
Drohneneinsätze beantragt und zumeist auch geneh¬ 
migt worden. In dem Bericht heißt es, dass die 
Beobachtung von Personen durch Polizei und Mili¬ 
tär zulässig sei. Der Bundestag hatte Ende Januar 
das Luftfahrtgesetz geändert und dadurch den Luft¬ 
raum für Drohnen geöffnet. Dem Bericht zufolge 
verwende die Bundespolizei derzeit vier Drohnen 
der Typen „Aladin“ und „Fancopter“ für Aufklä¬ 
rung und Überwachung, zum Aufspüren von Hanf¬ 
feldern und zur Kontrolle von Gleisanlagen, so Der 
Freitag. 

Thüringen setze bereits Kleinhubschrauber zur 
„gezielten Personensuche“ ein und die Bundeswehr 
wolle künftig in unbemannte Flugzeuge investieren, 
die mit Kameras und Waffen ausgestattet sind. 

Derzeit soll der Düsseldorfer Rüstungskonzern 
Rheinmetall an einem „Kamikaze“-Fluggerät arbei¬ 
ten, welches sich aus großer Höhe auf Ziele stürzen 
und sich beim Einschlag selbst zerstören soll. 

(jw v. 7.6.2012/Azadi) 

Antimil-Gruppe verübt Brandanschlag auf 
Versorgungszentrum der Bundeswehr in 
Hannover: „Krieg beginnt, wo die Bundes¬ 
wehr Kriege vorbereitet“ - 

Niedersachsens Innenminister lobt „Friedensmissionen“ 
der Soldaten 

Uwe Schünemann (CDU), niedersächsischer Innen¬ 
minister, hat den Brandanschlag auf die Bundeswehr 
in Hannover verurteilt, bei dem 13 Bundeswehrfahr¬ 
zeuge ausgebrannt wurden. „Die Linksextremisten 
bekämpfen eine Institution, die Vertrauen in der 
Bevölkerung genießt.“ Die Soldaten würden sich in 
oft lebensgefährlichen Missionen „für Frieden und 
Freiheit“ (!) einsetzen und wer das „mit gewaltsa- 
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men Mitteln“ diskreditiere, stelle sich „außerhalb der 
Gesellschaft“. 

Eine antimilitaristische Gruppe hatte sich zu dem 
Anschlag am Morgen des 6. Juni bekannt. In einem 
Schreiben, das der junge welt-Redaktion zugegangen 
war, heißt es u.a.: „Krieg ist zum zentralen Ord¬ 
nungsinstrument zur Sicherung der kapitaüstischen 
Weltwirtschaft geworden. Der ,Krieg gegen den Ter¬ 
ror 1 sollte die Menschen auf den permanenten glo¬ 
balen Krieg einstimmen. Er dient der Aufrechterhal¬ 
tung des ungehinderten Transports von Rohstoffen 
und Waren. Er dient sowohl der Zerschlagung öko¬ 
nomisch nicht verwertbarer Strukturen als auch der 
Stabilisierung 1 staatlicher Strukturen in Regionen, 
die von Bürgerkriegen und unkontrollierten Flücht¬ 
lingsströmen bedroht sind.“ Weil Deutschland auch 
„mit seinen Rüstungsexporten auf vielfache militäri¬ 
sche Eskalation“ setze, sei auf dem Gelände des 
„Versorgungszentrums der Bundeswehr am Alter 
Flughafen in Hannover-Vahrenheide Feuer gelegt“ 
worden, „um den Fuhrpark abzufackeln 11 . Auch sei 
davon auszugehen, dass eine Armee, „die zur globa¬ 
len Aufstandsbekämpfüng ausgebildet 11 werde, nicht 
davor zurückschrecke, diese „ebenfalls gegen i nn ere 
Feinde“ einzusetzen. Die Gruppe hält es für wichtig, 


mit dieser Aktion „ein klares Zeichen für eine konti¬ 
nuierliche und weiterführende antimilitaristische 
Politik und Praxis zu setzen.“ 

Die israelische Aktivistin Sahar Vardi, Teilnehmerin 
an einer dreitägigen internationalen Fachtagung 
„Gegen die Militarisierung der Jugend“ erläuterte in 
einer Pressemitteilung u.a.: „Die Militarisierung der 
Jugend und die Normalisierung des Militärs sowie 
Waffen für Kinder und Jugendliche sind nicht nur 
ein Mittel zur Werbung für die Rekrutierung 
Jugendlicher, sondern haben auch einen Einfluss auf 
die Gesellschaft als Ganzes, indem sie unter Jugend¬ 
lichen Gewalt propagieren und den Einsatz von 
Waffen idolisieren.“ Ein Thema war auch die ver¬ 
stärkte Präsenz des Militärs an Schulen, gegen die es 
laut DFG-VK-Geschäftsführer Monty Schädel „in 
Deutschland zahlreiche Kampagnen“ gebe und des¬ 
halb eine „gemeinsame Analyse und der Austausch 
unserer Erfahrungen“ wichtig sei. Der Kongress, der 
am 8. Juni begann, wurde organisiert von der War 
Resisters 1 International in Kooperation mit der 
Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte Kriegs¬ 
dienstverweigerer (DFG-VK) sowie der Bertha-von- 
Suttner-Stiftung. 

(jw/Süddt.Ztg. v. 8..9./10.2012/Azadi) 


iou* rzu£ nwi 


VG Bremen: Verdachtsunabhängige Befragun¬ 
gen binationaler Ehepaare rechtswidrig 

Rolf Gössner fordert sofortiges Ende der Ausforschungs¬ 
praxis 

Wie die LINKE-Fraktion in der Bremischen Bür¬ 
gerschaft mitteilt, hat das Verwaltungsgericht (VG) 
Bremen Ende Mai in einer Eilentscheidung die ver¬ 
dachtsunabhängige Befragung von binationalen Ehe¬ 
paaren mithilfe eines Fragebogens (116 teils intime 
Fragen zum Privatleben) für unzulässig erklärt. 

Hintergrund war die Praxis der Ausländerbe¬ 
hörde, durch eine getrennte Befragung der Ehepart¬ 
ner auf Widersprüche zu stoßen, um auf eine angeb¬ 
liche ,Scheinehe 1 schließen zu können. Diese 
Methode hat das VG als rechtswidrig eingestuft, weil 
sie nicht gesetzlich geregelt sei und eine wirksame 
Einwilligung der Betroffenen nicht Vorgelegen habe. 

„Es ist ein Skandal, dass in der Freien Hansestadt 
Bremen ein solch inquisitorisch anmutender und 
geheim gehaltener Fragenkatalog bereits seit länge¬ 
rem zur verdachtslosen Ausforschung in Gebrauch 
ist. Solche Praktiken sind grundrechtswidrig und ein 


Angriff auf den Kernbereich privater Lebensgestal¬ 
tung 11 , kommentiert Rolf Gössner, parteiloser Vertre¬ 
ter der Fraktion DIE LINKE in der Innendeputa¬ 
tion, den Vorgang. So enthalte der Fragebogen - als 
Verschlusssache - Nur für den Dienstgebrauch 1 - 
detaillierte Fragen zum „Kennenlernen und täglichen 
Miteinander, zu Rollenverteilung und persönlichen 
Vorlieben, zu Wohnung, Arbeit, Familie und Freun¬ 
den, Religionsausübung und weiteren persönlichen 
Themen, die bis hinein in das Schlafzimmer der 
Eheleute reichen“. Das Gericht habe auch die Auf¬ 
fassung vertreten, dass hier keineswegs von einer 
Freiwilligkeit der Befragung die Rede sein könne, 
weil die betroffenen Eheleute unter massivem Druck 
gestanden hätten und davon hätten ausgehen müs¬ 
sen, keine andere Wahl zu haben, um eine Aufent¬ 
haltserlaubnis zu erhalten. Punktuelle Kontrollen 
oder Überprüfungen seien nur bei einem konkreten 
Anfangsverdacht einer ,Scheinehe 1 zulässig. 

(PM Fraktion DIE LINKE in der Brem.Bürgerschaft v. 

4.6.2012/Azadi) 


zu seite 1 


7 


GERICHTSURTEILE REPRESSION 





Religiös begründete Beschneidung von Jun¬ 
gen ist Körperverletzung 

Das Landgericht Köln hat mit Urteil vom 26. Juni 
entschieden, dass die Beschneidung von Jungen aus 
religiösen Gründen künftig strafbar ist, weil sie als 
Körperverletzung einzustufen sei, auch wenn die 
Eltern ihre Einwilligung zu dem Eingriff gegeben 
haben. Die Richter waren der Auffassung, dass das 
Recht eines Kindes auf körperliche Unversehrtheit 
und auf Selbstbestimmung den Vorrang hat vor dem 
Recht der Eltern auf eine religiöse Erziehung. Eine 
Beschneidung stehe diesem Wohl des Kindes entge¬ 
gen. Dieses Urteil könnte Einfluss haben auf die 
künftige Rechtsprechung. 

Hintergrund des Verfahrens war der Fall eines 
vierjährigen Jungen, der am 4. November 2010 in 


einer Kölner Arztpraxis auf Bitten seiner muslimi¬ 
schen Eltern beschnitten worden war. Weil er zwei 
Tage danach stark blutete, suchte die Mutter die 
Notaufnahme der Uniklinik auf. Die Staatsanwalt¬ 
schaft erhob daraufhin Anklage gegen den Arzt. In 
seinem Urteil vom September 2011 stellte das Amts¬ 
gericht Köln fest, dass es sich hier um eine religiös 
und traditionell motivierte Handlungsweise handele, 
obwohl der Eingriff eine Körperverletzung gewesen 
sei. Der angeklagte Arzt wurde freigesprochen und 
die Staatsanwaltschaft legte Berufung gegen das 
Urteil ein. 

Seit Jahren ist die Beschneidung, die im islami¬ 
schen und jüdischen Glauben verbreitet ist, unter 
deutschen Medizinern und Juristen umstritten. 
Aktenzeichen: 151 Nsl69/ll 

(diverse Agentur- und Zeitungsmeldimgen vom 26., 27.6.2012/Azadi) 



Kundgebung: Freiheit für Ali Ihsan Kitay! 

BAW erhebt Anklage nach § 129b StGB 

Unter dem Motto „Freiheit für Ali Ihsan Kitay ! - 
Unsere Solidarität gegen ihre Repression ! Gegen 
die Kriminalisierung linker Bewegungen“ fand am 9. 
Juni in Hamburg eine Kundgebung vor dem Unter¬ 
suchungsgefängnis Holstenglacis statt. 

Mit dieser Aktion wollten die Demonstrierenden 
auf den politischen kurdischen Gefangenen Ali 
Ihsan Kitay aufmerksam machen, der sich seit dem 
12. Oktober 2011 in Untersuchungshaft befindet. 
Wie das Solidaritätskomitee in seiner Ankündigung 
u. a. schreibt, saß Kitay bereits 20 Jahre in türki¬ 
schen Gefängnissen und wurde dort mehrfach 
schwer gefoltert. „Auch hier in Hamburg wird Ali 
Ihsan Kitay in Isolationshaft gefangen gehalten. Kon¬ 
krete Straftaten oder Anschläge in der BRD werden 
ihm nicht vorgeworfen. Die Bewertung der PKK als 
terroristische Vereinigung im Ausland 4 ist der Gene¬ 
ralbundesanwaltschaft Grund genug für seine Inhaf¬ 
tierung.“ Hintergrund der Verfolgung kurdischer 
Aktivistinnen nach § 129b StGB seien „wirtschaftli¬ 
che und strategische Ziele der regierenden Elite der 
Bundesrepublik“, weil Kurdistan als „wichtige Ener¬ 
giedrehscheibe im Nahen und Mittleren Osten“ 
gelte. Da seien die Forderungen der kurdischen 
Bevölkerung nach Demokratisierung und Selbstbe¬ 
stimmung „schlicht störend“. Das türkische Militär 


verübe derzeit „Kriegsverbrechen“ und mehr als 
6500 linke Politikeri nn en und Aktivistinnen seien 
in den letzten drei Jahren inhaftiert worden. 

„Mit der Kriminalisierung der Kurd_innen und 
Demonstrationsverboten hier sowie Rüstungsexpor¬ 
ten, Kreditbürgschaften und der NATO-Zusammen¬ 
arbeit arbeiten die Regierenden der BRD und der 
Türkei Hand in Hand gegen Menschenrechte und 
lin ke Bewegungen.“ 

Bundesanwaltschaft klagt an 

Die Bundesanwaltschaft (BAW) hat am 14. Mai vor 
dem Staatsschutz des Hanseatischen Oberlandesge¬ 
richts (OLG) Anklage gegen Ali Ihsan Kitay erho¬ 
ben. Ihm wird Mitgliedschaft in der „ausländischen 
terroristischen Vereinigung“ PKK vorgeworfen. Er 
soll von Mai 2007 bis September 2008 „hauptamtli¬ 
cher Kader“ für die Organisation tätig gewesen sein 
und habe zunächst das „Gebiet Hamburg“ und spä¬ 
ter die „Region Hamburg“ mit den Gebieten Kiel, 
Bremen und Oldenburg geleitet haben. Insbeson¬ 
dere sei er für „Spenden- und Beitragssammlungen 
der PKK“ verantwortlich gewesen und habe dafür 
gesorgt, dass „genügend PKK-Anhängern aus sei¬ 
nem Zuständigkeitsbereich an Veranstaltungen und 
Demonstrationen der Organisation teilnahmen“. 

(Azadi) 
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8. Internationales Frauen-Festival: 

„Wir wollen unsere Freiheit - NEIN zu Femini- 
zid und Genozid“ 

Trotz des schlechten Wetters kamen am 16. Juni 
Tausende Frauen zum 8. Internationalen ZILAN- 
Frauenfestival nach Gelsenkirchen, das von CENI 
e.V., dem kurdischen Frauenfriedensbüro, organi¬ 
siert worden war. In dem Aufruf hieß es u.a.: „Das 
Festival ist eine Veranstaltung, bei der sich in 
Europa lebende Frauen und Frauen aus Kurdistan 
kulturell, sozial, ideologisch, künstlerisch und poli¬ 
tisch begegnen. [...] In diesem Jahr stehen die 
Angriffe auf das soziale, kulturelle und politische 
Leben von Frauen in Kurdistan im Fokus des Festi¬ 
vals sowie der Widerstand und die Alternativen, die 
Frauen in diesen Bereichen entwickelt haben. Über¬ 
all, wo sie leben, sagen sie NEIN zu Feminizid und 
Genozid.“ 

NEIN zu den „Tötungen von Frauen, zur Ver- 
leugnungs- und Vernichtungspolitik, Vertreibung, 
Armut, sexualisierter Gewalt und Vergewaltigung, 
Folter an Kindern in den Gefängnissen und zu 
Angriffen auf das Selbstbestimmungsrecht über 
unseren Körper“. 

(aus CENI-info Nr 10) 



Ab 25. Juni: Rund um die Uhr für Abdullah 
Öcalan’s Freiheit 

Ab dem 25. Juni wird rund um die Uhr bis zur Frei¬ 
heit von Abdullah Öcalan eine ständige Mahnwache 
vor dem Europarat in Straßburg beginnen. Dies 
kündigte die neu gegründete „Initiative Freiheit für 
Abdullah Öcalan“ in einer Presseerklärung mit. Mit 
dieser Aktion soll Druck auf den Europarat ausge¬ 
übt werden, damit sich dieser aktiv für die Freiheit 
von Abdullah Öcalan einsetzt. 

Bei der Initiative handelt es sich um ein Bündnis 
u. a. aus hunderten kurdischen, türkischen und assy¬ 
rischen Schriftstellerinnen, Politikerinnen, Presse¬ 
vertreterinnen. Sie entstand nach dem Hunger¬ 
streik von 15 Aktiven, der nach 52 Tagen am 21. 
April beendet worden ist. Sie und die zahlreichen 
Teilnehmenden an einem Protestmarsch von Genf 
nach Straßburg, der bei eisigen Temperaturen vom 
1. bis 18. Februar stattfand, beschlossen die Grün¬ 
dung der Initiative. 

(ANF/ISKUv. 22.6.2012) 

Halim Dener ist nicht vergessen 

Am 29. Juni fand zum Gedenken an den von einem 
bewaffneten Zivilpolizisten erschossenen 16-jährigen 
HALIM DENER eine Kundgebung in Hannover 
statt. 


Der kurdische Jugendliche, der in der Nacht zum 
29. Juni 1994 Plakate mit dem Aufdruck der verbo¬ 
tenen „Nationalen Befreiungsfront Kurdistans“ 
(ERNK) verklebte, war hierbei von Zivilpolizisten 
überrascht und durch einen Schuss in den Rücken 
getötet worden. Der Prozess gegen den Polizeibeam¬ 
ten Klaus T. wegen „fahrlässiger Tötung“ endete für 
ihn am 27. Juni 1996 mit einem Freispruch, weil 
ihm bei dem Gerangel die Waffe aus dem Halfter 
gefallen und sich hierbei ein Schuss gelöst haben 
soll. Dieses Urteil stieß auf massive Kritik von Bür¬ 
ger- und Menschenrechtsorganisationen wie 
Amnesty International. Dies alles geschah vor dem 
Hintergrund des eskalierenden Krieges in der Türkei 
gegen die kurdische Bevölkerung. Die Situation war 
geprägt von Tausenden zerstörter Dörfer, vertriebe¬ 
nen Bewohnerinnen, getötem Vieh, verbrannten 
Feldern und Wäldern, Massenverhaftungen, Folte¬ 
rungen und politischer Verfolgung. Halim Dener sah 
sich gezwungen, seine Heimat zu verlassen, nach 
Deutschland zu fliehen und um politisches Asyl zu 
ersuchen. 

Während Deutschland Anfang der 1990er Jahre 
die türkische Armee mit umfangreichen Waffenge¬ 
schenken aus NVA-Beständen ausstattete, führte 
eine unglaubliche politische und mediale Hetzkam¬ 
pagne gegen die PKK im November 1993 zu deren 
Betätigungsverbot. 
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13. - 22. Juli: Köln/Düsseldorf grenzenlos 

Vom 13. bis zum 22. Juli wird in Köln ein „No Bor- 
der Camp“ stattfinden, organisiert von einem offe¬ 
nen bundesweit agierenden Netzwerk antirassistisch 
bewegter Gruppen und Aktivistinnen. 

„Ein Fokus des Camps wird auf dem Düsseldor¬ 
fer Flughafen liegen, der zu einem wichtigen 
Abschiebeflughafen avanciert: Fast alle Sammelab¬ 
schiebungen, die von der europäischen Grenz¬ 
schutzagentur FRONTEX organisiert werden, lau¬ 
fen i nz wischen über Düsseldorf international. 

Wegen der verschiedenen Elemente und Folgen 
rassistischer Politik in Deutschland und der EU wer¬ 
den Menschen auch aus anderen europäischen Fän- 
dern zum Protest nach Köln kommen. Es solle nicht 
nur theoretisiert werden, sondern durch „vielfältige 
Protestformen in Köln und Düsseldorf“ die Öffent¬ 
lichkeit auf die Themen aufmerksam gemacht wer¬ 
den. Das diesjährige No Border Camp stehe „in der 
Tradition einer Reihe von Camps, die seit den 
1990er Jahren Rassismus an und innerhalb von 
Staatsgrenzen aufzeigen.“ 

Für Rückfragen: media-nbc@riseup oder telefo¬ 
nisch unter 0152 - 23992030 oder 0174 - 5890330 

Infos zum Camp: http://noborder.antira.info/de/ 
(Pressegruppe des Camps v.4.6.2012) 


Und heute, 18 Jahre nach dem Tod von Halim 
Dener, stehen die Zeichen in der Türkei wieder auf 
Sturm, die Aussichten auf eine Fösung des türkisch¬ 
kurdischen Konfliktes sind trüb. Die politisch Ver¬ 
antwortlichen in Deutschland schweigen hierzu wie 
gehabt, exportieren weiterhin Waffen an das NATO- 
Partnerland und Außenminister Guido Westerwelle 
zeigt sich beeindruckt von den Kämpfen um Demo¬ 
kratie und Freiheit in Fibyen, Ägypten oder Syrien. 

„Diese von innen- und außenpolitischen Interes¬ 
sen geleitete Politik darf nicht weiter auf dem 
Rücken der kurdischen Bevölkerung ausgetragen 
werden, die hierfür einen sehr hohen Preis gezahlt 
hat. Keines der vielen Opfer dieser Politik darf ver¬ 
gessen werden“, heißt es in dem Aufruf der Kampa¬ 
gne TATORT KURDISTAN zur Gedenk-Kundge- 
bung am 29. Juni in Hannover. 

(Azadi) 


30. Juni: Mazlum Dogan-Jugendfestival 

Der Verband der Studierenden aus Kurdistan, YXK, 
lädt ein zum Mazlum Dogan-Jugendfestival, das am 
Samstag, dem 30. Juni in Bonn-Mehlem, Sportpark 
Pennenberg, Mallwitzstraße, stattfand . Es ist alljähr¬ 
lich Mazlum Dogan gewidmet, der bereits 1982, den 
Anfangsjahren des kurdischen Freiheitskampfes, 
sein Feben verlor. 
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Neue Verschärfungen im Ausländerrecht 
geplant 

Bereits im letzten Azadi-Info hatten wir darauf hin¬ 
gewiesen, dass der Staat in den Salafisten ein neues 
Feindbild gefunden hat, um in der Bevölkerung ein 
latentes Bedrohungsgefühl aufrecht zu erhalten. 
Dies hat sich nun bewahrheitet. Medienwirksam 
wurden am 14. Juni 100 Objekte mit salafistischem 
Hintergrund durchsucht. 850 Polizeibeamte waren 
im Einsatz. Und wie selbstverständlich kommt von 
Innenminister Friedrich die Ankündigung, das Aus¬ 
länderrecht verschärfen zu wollen. Es gäbe dazu 
bereits konkrete Pläne, um „Hassprediger“ leichter 
abschieben zu können, so Friedrich. „Künftig sollte 
dies schon dann möglich sein, wenn jemand Inhalte 
verbreitet, die sich gegen die freiheitlich-demokrati¬ 
sche Grundordnung richten oder die einer Radika¬ 
lisierung beziehungsweise Anwerbung zum Terro¬ 
rismus Vorschub leisten“. Zudem soll auch das 
Sozialrecht verbogen werden, um den neu gefünde- 
nen Feind effektiv bekämpfen zu können. „Man 
sollte über alle Sanktionen nachdenken, die unser 
Sozialstaat hergibt“, sagte der CSU-Politiker auf die 
Frage, ob Hasspredigern wie Abou-Nagie Sozial¬ 
leistungen wie Hartz IV und Kindergeld gekürzt 
werden sollten. Es ist davon auszugehen, dass sich 
die geplanten Gesetzesverschärfungen natürlich 
nicht explizit gegen Salafisten richten, sondern auf 
alle „extremistischen ausländischen“ Gruppierun¬ 
gen Anwendung finden werden. Hauptbetroffen 
sind dann, das zeigt die Erfahrung, wieder Kurdin¬ 
nen und Kurden in Deutschland. 

(taz/Süddt.Ztg. v. 9.bzw. 15.6.2012/Azadi) 

20. Juni: Mündliche Verhandlung zum Asyl¬ 
bewerberleistungsgesetz 

Flüchtlingsorganisationen bezweifeln dessen Verfas¬ 
sungsmäßigkeit 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in der 
mündlichen Verhandlung am 20. Juni - dem Inter¬ 
nationalen Tag des Flüchtüngs - über die Verfas¬ 
sungsmäßigkeit des Asylbewerberleistungsgesetzes 
(AsylbFG) beraten. 

PRO ASYF, die Fandesflüchtlingsräte und 
Campact führten in einer gemeinsamen Pressemit¬ 
teilung vom 18. Juni u.a. aus: „Seit Jahren protestie¬ 
ren Flüchtlinge gegen ihre Unterbringung in Sam¬ 
mellagern, die Versorgung mit Essenspaketen oder 
-gutscheinen und die medizinische Mangelversor¬ 
gung, die aus dem im November 1993 in Kraft 
getretenen Asylbewerberleistungsgesetz resultieren. 
Flüchtlinge, die diese Feistungen in bar ausbezahlt 
bekommen, erhalten Feistungen, die um 40 Prozent 
unter Hartz IV-Niveau liegen. Die Höhe der Feis¬ 


tungen wurde 1993 willkürlich festgesetzt und seit¬ 
dem nie angehoben, obwohl die Preise mittlerweile 
um 35 Prozent gestiegen sind.“ 

Das Fandessozialgericht Nordrhein-Westfalen 
war zu dem Ergebnis gekommen, dass das 
AsylbFG verfassungswidrig sei, weil die Höhe der 
staatlichen Sozialleistungen transparent, nachvoll¬ 
ziehbar und bedarfsdeckend sein müssten, was 
beim AsylbFG nicht der Fall sei. Deshalb hatte das 
NRW-Gericht den Vorgang zur Prüfüng dem 
BVerfG vorgelegt. 

PRO ASYF, Flüchtlingsräte und Campact for¬ 
dern die „sofortige Abschaffung des diskriminieren¬ 
den Asylbewerberleistungsgesetzes“. Flüchtlinge in 
Deutschland müssten „endlich menschenwürdig 
behandelt“ werden. 

Am 20. Juni veranstalteten diese Organisationen 
unter dem Motto „Das Asylbewerberleistungsge¬ 
setz ist beschämend und erniedrigend“ in Karlsruhe 
gegen die Politik der Bundesregierung. 

(Pro Asyl u.a. v,18.,20.6.2012/Azadi) 

Ende der Kettenduldungen in Bremen - 
Generelle Lösung überfällig 

„Den zumutbaren Zeitraum der Bemühungen um 
einen Pass auf drei Monate zu reduzieren, erscheint 
mir ein gangbarer Weg“, erklärt Rolf Gössner, par¬ 
teiloses Mitglied für DIE FINKE in der Innende¬ 
putation der Bremischen Bürgerschaft. Es geht hier 
um eine Initiative des Innenressorts, geduldeten 
Menschen länger Zeit zu geben, sich Ausweisersatz¬ 
papiere ausstellen zu lassen, weil sie keinen Pass 
haben. Diese Entscheidung werde die Möglichkeit 
eröffnen, dass aus den unzumutbaren Kettendul¬ 
dungen ein regulärer Aufenthaltsstatus wird, erklärt 
die Vorsitzende und innenpolitische Sprecherin der 
Finksfraktion, Kristina Vogt. „Über 50 Prozent der 
Menschen, die in Bremen mit einer Duldung leben 
müssen, haben keinen Pass.“ Bislang habe die Aus¬ 
länderbehörde zumeist ihre Billigung verweigert, so 
dass Betroffene in der Regel keine Ausweisersatzpa¬ 
piere erhielten und von einem dauerhaften Aufent¬ 
haltstitel ausgeschlossen blieben. Die jüngste Ent¬ 
scheidung der Innendeputation gebe nun Anlass zu 
der Hoffnung, „dass Duldungen beendet werden 
und in Aufenthalte übergehen“. Rolf Gössner for¬ 
dert ergänzend eine „generelle Fösung“, die längst 
„überfällig“ sei. 

(PMFraktion DIE LINKE Bremen v. 21.6.2012) 

Visa-Freiheit für Türkei ab 2015 

Die EU hat offizielle Gespräche mit der Türkei auf¬ 
genommen, um türkischen Staatsbürgern die Ein¬ 
reise in die EU ohne Visa zu ermöglichen. Als Ziel 
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wird das Jahr 2015 genannt. Bislang hatte sich 
hauptsächlich Deutschland gegen dieses von der 
Türkei seit Jahren vorgetragene Kernanliegen 
gewehrt aus Furcht vor illegaler Einwanderung. 
Dass diese Bedenken nun weniger wiegen, ist nicht 
zuletzt dem starken wirtschaftlichen Wachstum in 
der Türkei in den letzten Jahren zu verdanken. 
Allerdings wird auch dieser zu begrüßende Fort¬ 
schritt weitgehend auf dem Rücken von Flüchtlin¬ 
gen ausgetragen. Die Türkei wird im Gegenzug stär¬ 
ker mit der EU-Flüchtlingsabwehr-Institution 
FRONTEX zusammen arbeiten. Der Weg über die 
Türkei nach Griechenland ist für Flüchtlinge eine 
der letzten Möglichkeiten, in die EU zu gelangen, 
und wird entsprechend frequentiert. Die Zustände in 
den griechischen Flüchtlingslagern gelten als men¬ 
schenunwürdig. Die anderen EU Staaten weigern 


sich allerdings unter Verweis auf das Dublin II 
Abkommen, in Griechenland angekommene Flücht¬ 
linge aufzunehmen. Schon seit Jahren wird die Tür¬ 
kei von der EU gedrängt, ein Flüchtlingsrücknahme¬ 
abkommen auszuhandeln, um die über die grie¬ 
chisch-türkische Grenze eingereisten Flüchtlinge 
wieder in die Türkei schicken zu können. Ein sol¬ 
ches Abkommen tritt nun in greifbare Nähe. Ob in 
der Türkei selbst dann ein effektiver Flüchtlings¬ 
schutz gewährleistet ist, muss stark bezweifelt wer¬ 
den, befinden sich dort z. Zt. ca. 7.000 politische 
Gefangene in den Gefängnissen. Wie in früheren 
Fällen - etwa dem Abkommen mit Fibyen unter 
Gaddafi - handelt die EU hier nach dem Motto 
„Aus den Augen, aus dem Sinn“. 

(taz v. 22.6.2012/Azadi) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


Menschenrechtsverletzungen 

Die Menschenrechtsstiftung TIHV veröffentlichte 
einen Bericht über Menschenrechtsverletzungen in 
der Türkei. Danach sind in den ersten fünf Monaten 
des Jahres 2012 drei Personen getötet, 179 verletzt, 
2.275 Personen festgenommen und 562 inhaftiert 
worden. 

(ANF/ISKU v. 6.6.2012) 

Studierende in Haft - wie Erdern Savda und 
Rezzan Zugurli 

Derzeit be fin den sich in türkischen Gefängnissen 
mehr als 1 500 Oberschüler_innen, 600 Studierende, 
wovon etwa 500 der Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie, BDP, angehören. 

So auch Erdern Savda (23), Student des Elektro¬ 
ingenieurwesens und Rezzan Zugurli (22), die seit 
einem Jahr an der Diele-Universität in Diyarbakir 
studierte und in einem Frauenhaus mitarbeitete. Sie 
wurde ohne Angabe von Gründen verhaftet, als sie 
ihre Schwester im BDP-Parteigebäude bei ihrer 
Mutter abgeben wollte. Später wurde ihr mitgeteilt, 
dass sie wegen der Teilnahme an einer Pressekonfe¬ 
renz am „Tag gegen Gewalt an Frauen“ verhaftet 
worden sei, ferner wegen ihrer Beteiligung an der 
Beerdigung einer Bekannten und weil sie an der 1. 
Mai-Kundgebung teilgenommen habe. 

Erdern Savda wurde am 28. April verhaftet, weil 
er am Newroz-Fest teilgenommen hat und wegen 
seiner Arbeit beim Studierendenverband. Außerdem 
ist ihm vorgehalten worden, dass sein Bruder ihm 


am Newroz-Tag telefonisch gesagt habe „Pass auf 
dich auf“. Faut Staatsanwalt sei dies als triftiger Tat¬ 
verdacht zu werten, denn warum hätte sein Bruder 
eine solche Bemerkung machen sollen, wenn Savda 
keine Straftat begehen wolle. 

Aus dieser Situation heraus hat sich die Initiative 
„Solidarität mit den inhaftierten Studierenden“ 
gegründet, die das Ziel verfolgt, die sich noch in 
Freiheit befindlichen Studierenden zu vereinen, um 
sich mit den gefangen genommenen Studierenden 
zu solidarisieren. Sie will juristische Unterstützung 
leisten, Prozesse begleiten, Gefangenenbesuche 
organisieren und die Öffentlichkeit über die Situa¬ 
tion der Inhaftierten i nf ormieren. 

In den frühen Morgenstunden des 6. Juni nahm 
die Polizei in Istanbul, Ankara, Amed und Merdin 
90 Studierende fest - größtenteils Studentinnen und 
Studenten der Medizin sowie Gewerkschaftsmitglie¬ 
der. Insgesamt wurden in den letzten drei Monaten 
insgesamt 340 Studierende festgenommen. 

(Nücev. 8.6.2012/Azadi) 

Türkei erkennt zyprische EU-Präsidentschaft 
nicht an 

Am 1. Juli übernimmt Zypern die EU-Ratspräsi- 
dentschaft, was den türkischen Außenminister 
Ahmet Davutoglu in einer gemeinsamen Pressekon¬ 
ferenz mit der EU-Chefdiplomatin Catherine 
Ashton nicht daran hinderte zu erklären, dass die 
Türkei nicht bereit sei, die zyprische Präsidentschaft 
anzuerkennen: „Kein Ministerium und keine Orga- 
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nisation der türkischen Republik wird sich an Akti¬ 
vitäten beteiligen, bei denen Südzypern den Vorsitz 
hat.“ Ashton kommentierte das Bekenntnis mit der 
Fortsetzung der EU-Beziehungen und politischen 
Kontakte wie bisher. 

Seit 1974 ist die Insel in einen griechisch-sprachigen 
Süden und einen türkisch-sprachigen Norden geteilt. 
Nur der Südteil ist Mitglied der EU. 

(Süddt.Ztg. v. 8.6.2012/Azadi) 

Prokurdische Tageszeitung Özgür Gündem 
feiert 20. Geburtstag 

Redakteur Bayram Balci: Wir haben stets das geschrie¬ 
ben, was andere verschweigen 

„Im vergangenen Jahr sahen wir den Augenblick 
gekommen, unsere Zeitung wieder so wie früher zu 
nennen. Doch im November 2011 wurde unser 
Hauptbüro von der Polizei durchsucht, 40 unserer 
Mitarbeiter wurden festgenommen. Momentan sind 
97 Journalisten in der Türkei im Gefängnis, darunter 
zehn Mitarbeiter unseres Blatts,“ sagt Bayram Balci, 
Redakteur der linken prokurdischen Tageszeitung 
Özgür Gündem (Freie Tagesordnung) in einem 
Gespräch mit der jungen weit über den 20. Geburts¬ 
tag der Zeitung. „Insgesamt sind in den vergangenen 
20 Jahren 76 unserer Mitarbeiter umgebracht wor¬ 
den. Im September 1992 wurde unser damals ältes¬ 
ter Mitarbeiter, der kurdische Schriftsteller Musa 
Anter, im Alter von 72 Jahren ermordet. Er wurde 
von der Konterguerilla vom Hotel abgeholt und auf 
der Straße erschossen.“ Außerdem erinnerte Bay¬ 
ram Balci an den Befehl der damaligen Ministerprä¬ 
sidentin Tansu Ciller, als im Dezember 1994 die 
Redaktionen der Zeitung in Istanbul und Ankara in 
die Luft gesprengt wurden. „Ich werde das nie ver¬ 
gessen. Es ist uns an diesem Tag dennoch gelungen, 
eine Ausgabe mit der Schlagzeile Dieses Feuer wird 


euch auch verbrennen! herauszubringen.“ Auf die 
Frage, ob es nicht schwierig sei, neue Mitarbeiter zu 
finden, antwortet Balci: „Nachdem die Polizei ver¬ 
gangenes Jahr unsere Büros überfallen und unsere 
Mitarbeiter verhaftet hatte, kamen viele Freiwillige 
zu uns. Doch da ihnen die Ausbildung fehlt, ist es 
natürlich schwer, eine professionelle Zeitung zu 
machen. Aber von Anfang an haben wir das 
geschrieben, was die anderen verschweigen - und 
das hat dazu geführt, dass die Leser uns folgen.“ 
Nachdem die Justiz im März dieses Jahres die 
Zeitung verboten hat, wurde diese Maßnahme von 
vielen Medienvertretern offen kritisiert, so dass die 
Regierung das Verbot hat aufheben müssen. Doch 
solle bald ein neues Gesetz verabschiedet werden, 
das auf Zensur hinausläuft: „Vielleicht wird die 
Gündem dann nicht mehr verboten, aber täglich 
,aufgeräumt‘,“ so der Journahst. 

(jw v. 19.6.2012/Azadi) 

Gefangene protestieren gegen qualvolle 
Bedingungen in türkischen Gefängnissen 

MdB Andrej Hunko am 4. Juli in Urfa 

In mehreren Gefängnissen im Südosten der Türkei 
haben Gefangene gegen die unerträglichen Haft- 
und Lebensbedingungen protestiert und teilweise 
ihre Matratzen angezündet. So kamen in Urfa 13 
Gefangene im Alter von 20 bis 25 Jahren ums 
Leben; mehr als 40 wurden verletzt. Das Gefängnis 
dort ist mit mehr als tausend Häftlingen dreifach 
überbelegt. Bei einem zweiten Brand im Jugendtrakt 
wurden 48 Personen verletzt. In Urfa werden in Zel¬ 
len, die eigentlich für zehn Gefangene vorgesehen 
sind, bis zu 30 Personen qualvoll hineingezwungen. 
Weil es nicht genügend Betten gegeben hat, mussten 
die Menschen in drei Schichten schlafen. Wasser 
wurde lediglich viermal täglich für je eine Stunde zur 
Verfügung gesteht. 

Die große Hitze von derzeit 
40 bis 45 Grad Celsius, fehlende 
Klimaanlagen, der Kampf um 
jeweils einen Ventilator und der 
damit verbundene außerordentli¬ 
che Stress waren den Medien 
zufolge Auslöser für die Proteste 
der Gefangenen. Während Justiz¬ 
minister Sadullah Ergin behaup¬ 
tete, das tödliche Feuer sei wegen 
eines Streits um den Ventilator 
ausgebrochen, weisen Berichte 
von Rechtsanwälten darauf hin, 
dass der Protest die Folge einer 
offenen Revolte wegen der seit 
langer Zeit bestehenden Haftzu- 
stände gewesen sei. „Es kann 
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nicht sein, dass der Staat die Schuld am Tod der 
Menschen in Urfa bei den Gefangenen sucht, die 
aus Verzweiflung keinen anderen Ausweg aus diesen 
Haftbedingungen gefunden haben, als sich selbst 
umzubringen. Deshalb rufen wir die revolutionäre 
und demokratische Öffentlichkeit dazu auf, gegen 
diese Zustände zu protestieren“, schreibt das Solida¬ 
ritätskomitee für die Freiheit aller Gefangenen - 
Europa. 

Brände gab es auch in den Strafanstalten der 
Städte Adana, Osmaniye und Gaziantep. Gleichzei¬ 
tig protestierten die Gefangenen auch gegen das 
Wachpersonal. Ministerpräsident Tayyip Erdogan 
meinte, dass diese Vorgänge „mit dem Terrorismus 
Zusammenhängen“ und spielte hiermit auf die kurdi¬ 
sche Herkunft zahlreicher Häftlinge an. 

Nach offiziellen Angaben ist in der 10-jährigen 
AKP-Regierungszeit die Zahl der Häftlinge von 
rund 69 000 auf 132 000 gestiegen; Platz gibt es aber 
nur für 125 000. Laut der Tageszeitung Hürriyet 
Daily News sollen deshalb noch in diesem Jahr 22 
neue Gefängnisse eröffnet werden. Das Justizminis¬ 
terium will bis zum Jahre 2017 dann 215 000 Perso¬ 
nen regulär unterbringen können. 

Kritiker_innen sind jedoch der Auffassung, dass 
die überlange Untersuchungshaft abgeschafft wer¬ 
den müsse; etwa 78 000 Gefangene befänden sich 
derzeit ohne Urteil in den türkischen Knästen, viele 
schon seit Jahren. „Die Errichtung von neuen 
Gefängnissen ist keine Lösung. Denn das bedeutet 
nur, dass die Festnahmen und Inhaftierungen weiter¬ 
gehen werden“, befürchtet Rechtsanwältin Gülizar 
Tuncer. 

„Statt der sozialen Ausgrenzung eines Teils der 
Bevölkerung und der Kriminalisierung jeglicher 
Opposition, wären reale Schritte zur Demokratisie¬ 
rung der Türkei, ein Friedensdialog der kurdischen 
Frage und die Anerkennung der Rechte sämtlicher 
religiöser und ethnischer Bevölkerungsgruppen not¬ 
wendig. Zudem ist es ein unerträglicher Zustand, 
dass in den Gefängnissen gefoltert und vergewaltigt 
wird - und Wärter systematisch in Techniken dazu 
ausgebildet werden“, erklärt MdB Heidrun Dittrich. 


Ihr Kollege Andrej Hunko kündigt an: „Ich 
werde am 4. Juli nach Urfa fahren, um mit 
mir eigenen Augen ein Bild der Zustände in 
dem Gefängnis machen zu können und mit 
dort inhaftierten Mandatsträgern zu spre¬ 
chen.“ 

(Gemeinsame PM von LINKENMdBs u.a./Solidaritäts¬ 
komitee fiir die Freiheit aller Gefangenen - Europa/FR v. 

20.,23.6.2012/Azadi) 

Polizeiaktionen gegen Gewerkschaft 
KESK und 58 festgenommene Mitglie¬ 
der 

Razzien gegen linke Presse und Medien 

Am Morgen des 25. Juni wurde die Zentrale der 
Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes, KESK, in 
Ankara im Rahmen der sogenannten KCK-Opera¬ 
tionen durchsucht und 58 Personen festgenommen, 
darunter auch Lami Ozgen, Generalsekretär der 
KESK. Ebenfalls durchsucht wurden die Gebäude 
der KESK sowie der Gewerkschaft Egitim-Sen in 
Mersin. 

Am darauffolgenden Tag fanden in Istanbul Raz¬ 
zien bei der Nachrichtenagentur ETHA und der 
Wöchenzeitung ATILIM statt. Der 9. Strafgerichts¬ 
hof Istanbul begründete die Polizeiaktionen damit, 
dass es sich bei diesen Medien um Presseorgane der 
Marxistisch-Leni nis tischen Kommunistischen Partei 
(MLKP) handele. 

In einer ausführlichen Erklärung von KESK 
heißt es zu den Durchsuchungen u. a.: „Mit willkür¬ 
lichen Verhaftungen in der gesamten Türkei versucht 
man, uns einzukreisen. Am 25. Juni wurden bei der 
,Operation Dämmerlicht 4 insgesamt 58 unserer lei¬ 
tenden Mitglieder festgenommen. Zudem wurden 
bei 14 unserer Mitglieder Razzien in ihren Wohnun¬ 
gen und Arbeitsplätzen durchgeführt. [...] Die AKP 
ist entschlossen, alles und jeden festzunehmen, der 
für die Freiheit, Demokratie und den Frieden 
Widerstand leistet. [...] Die Eigenschaften, die alle 
unsere festgenommenen Freunde teilen, sind, dass 
sie sich seit Jahren mit Entschlossenheit am Kampf 
für die Rechte der Arbeiterinnen im öffentlichen 
Dienst engagieren und dass sie alle Kurdj nn en sind. 
Die Tatsache, dass allein innerhalb eines Jahres 
bereits 26 unserer Mitglieder festgenommen wur¬ 
den, beweist, dass die Unterdrückungspolitik gegen¬ 
über der KESK System angenommen hat. [...] 

Wir werden unseren Weg fortführen, unserer his¬ 
torischen und gesellschaftlichen Verantwortung 
gerecht werden. Wir werden niemals von unserer 
Forderung nach einer gerechten und freiheitlichen 
Türkei, in der Frieden herrscht, abrücken.“ 

(etha.com.tr/ANF/kesk.org.tr/ISKU v. 25., 26.6.2012/Azadi) 
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KURDISTAN 


Türkische Armee setzt Phosphor-Bomben ein 

Wie die Pressestelle der Volksverteidigungskräfte 
(HPG) mitteilte, hat die türkische Armee bei einem 
Luftangriff auf den Gabar-Berg im Taurus-Gebirge 
die international geächteten Phosphor-Bomben ein¬ 
gesetzt. Die Angriffe dauerten zwei Tage. Durch den 


Granaten- und Mörserbeschuss sei es außerdem zu 
Waldbränden gekommen. 

Betroffen sei auch das Gebiet um Roboski, wo 
am 28. Dezember 2011 bei einem Luftangriff 34 
Zivilisten von der türkischen Armee ermordet wur¬ 
den. 

(ANF/ISKUv. 22.6.2012) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


BRAVO: Heiner Geißler empört sich über 
Berlins Militärsymbole 

Nach Auffassung des 82-jährigen ATTAC-Mitglieds 
Dr. Heiner Geißler ist die Siegessäule in Berlin „ein 
Symbol für Nationalismus und Militarismus“ und 
passe nicht mehr in die Zeit. „Das ist wilhelmini¬ 
scher Kitsch. Die Siegessäule ist das dümmste 
Denkmal, das in Deutschland herumsteht und es ist 
doch lächerlich, dass wir heute blutrünstige Szenen 
mitten in Berlin als Denkmal hinstellen und feiern. 
Diese Gedankenlosigkeit ist bemerkenswert.“ Des¬ 
wegen hat er sich in der ZDF-Kultursendung 
Aspekte für die Sprengung der Säule (erbaut 1865 
bis 1873) ausgesprochen. Sie wurde geschaffen als 
Symbol für drei Kriege Preußens gegen Dänemark 
(1864), Österreich (1866) und Frankreich (1870/71). 
„Wenn Sie Ironie für bare Münze nehmen. Aber 
hinter jeder Ironie steht ein ernster Gedanke,“ sagte 
Geißler dazu. Ähnlich klar äußerte er sich auch zu 
dem geplanten Wiederaufbau des Hohenzollern- 
Schlosses: „Ich halte das für rausgeschmissenes 
Geld.“ 



(ND v. 19.6.2012/Azadi) 

Neue Partei DIE RECHTE gegründet 

Christian Worch soll Vorsitzender sein 

Offenbar hat sich an Pfingstsonntag in Hamburg - 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit - die neue 
rechte Partei, DIE RECHTE, gegründet. Zum Bun¬ 
desvorsitzenden soll der hinlänglich bekannte Neo¬ 
nazi Christian Worch gewählt worden sein und 
einige wichtige Mitglieder der aufgelösten „Deut¬ 
schen Volksunion“ (DVU) entstammen. So sind 
offenbar die früheren DVU-Funktionäre Ingeborg 
Lobocki und Martin Ziegler im Gründungsvorstand 
der neuen Partei. Man habe sich für den nichtöf¬ 
fentlichen Gründungsparteitag entschieden, „um 
Störungen oder aber Subversion aus politisch rech¬ 
ten Kreisen“ zu vermeiden, heißt es vielsagend in 
einer Mitteilung auf der Webseite des früheren 
DVU-Landesverbandes Niedersachsen. 

(ND v. 8.6.2012/Azadi) 



UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 

Im ersten Halbjahr 2012 hat AZADI über 14 Unterstützungsanträge entschieden und insgesamt 4.047,63 € 
bewilligt. Bei den Fällen handelte sich um die Übernahme von Zeitungsabos und Büchersendungen für 
Gefangene, mehrere (teilweise eingestellte) Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz, 
ein Klageverfahren wegen des Verbots der politischen Betätigung eines ehemaligen Gefangenen, eines Ver¬ 
fahrens wegen Hausfriedensbruchs, eines wegen der Protestaktion in den Räumen von RTL. 


zu Seite 1 


15 





infodienst nr. 115 
juli 2012 



ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per E- 
Mail. Auf Anfrage wird er gegen Kopier¬ 
und Portokosten 
auch per Post verschickt. 

Gefangene erhalten den infodienst 
kostenlos. 

Herausgeber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, die 
in Deutschland im Zuge ihrer politischen 
Betätigung für das 

Selbstbestimmungsrecht des kurdischen 
Volkes mit Strafverfolgung bedroht 
werden. Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung und 
Repression gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte werden Sie 
Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- u. Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8 30 2908 

E-M all :azadii®t-online de 
Internet: ..'VAv.nadir.org/azadi 

V. i.S. d. P.:Monika Morres 
Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BIZ: 430 60967 
Kto-Nr. :8035 782 600 


Aus dem Inhalt: 

1-3 Aktuell 
4-6 Repression 

6 Gerichtsurteile 

7 Asyl- u. Migrationspolitik/ 
Aktionen/Veranstaltungen/ 

7-9 AktionenA/eranstaltungen/ 
9-11 Zur Sache: Türkei 

12- 13 Syrien 

13- 14 Internationales 

14 Deutschland Spezial 
15- Unterstützungsfälle 



VG Stuttgart bezweifelt Rechtmäßigkeit 
des politischen Betätigungsverbots 
gegen den Journalisten Muzaffer Ayata 

„Im Zusammenhang mit dem gegen den kurdischen Politiker und 
Journalisten Muzaffer Ayata verhängten politischen Betätigungsverbot „zu 
Gunsten der PKK“, hat das Verwaltungsgericht (VG) Stuttgart mit Beschluss 
vom 5. Juli die aufschiebende Wirkung seines Widerspruchs gegen die 
Verfügung der Stadt Stuttgart vom 10. Februar 2012 (Androhung eines 
Zwangsgeldes) wieder hergestellt bzw. angeordnet. Über den Widerspruch 
selbst ist derzeit noch nicht entschieden. Es bleibt zudem abzuwarten, ob die 
Stadt Stuttgart gegen den Beschluss noch Beschwerde zum 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg einlegt. 

Gewichtige Zweifel 

Die Richter der 11. Kammer des VG Stuttgart hegten in ihrer 
Urteilsbegründung „gewichtige Zweifel an der Rechtmäßigkeit des 
angefochtenen Bescheides“ des Stuttgarter Ordnungsamtes. Dieses hatte 
ein umfassendes politisches Betätigungsverbot gegen Muzaffer Ayata 
verfügt, weil aufgrund seiner fortgesetzten politischen Aktivitäten eine 
Distanzierung zur PKK nicht festzustellen sei. Üm dies zu belegen, hat die 
Behörde akribisch aufgelistet, wann, wo und zu welchen Themen er in 
welchen Medien aufgetreten sei, Vorträge gehalten und Beiträge 
veröffentlicht habe. So soll er u. a. in einem Interview mit dem zweimonatlich 
erscheinenden „Kurdistan Report“ Stellung genommen haben zur aktuellen 
politischen Situation in der Türkei und zu den Haftbedingungen von Abdullah 
Öcalan. Dazu das Ordnungsamt: „Auch zur heutigen politischen Situation 
nahmen Sie Stellung, vermieden hier jedoch bis auf einen Satz eine 
Erwähnung der PKK, sondern sprachen immer von ,die Kurden' bzw. dem 
.kurdischen Volk'. Dies dürfte nach Einschätzung des Landesamts für 
Verfassungsschutz taktisch motiviert sein.“ 

Nach Meinung der Stuttgarter Ausländerbehörde liege in diesem Fall „ein 
besonderes öffentliches Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit vor, das 
über das Interesse hinausgeht, das das politische Betätigungsverbot selbst 
rechtfertigt“. Dies gelte es, „in Anbetracht der von Ihnen und Ihrer politischen 
Betätigung ausgehenden schweren Gefahr zum wirksamen Schutz der 
bedrohten und gefährdeten öffentlichen Sicherheit und Ordnung im 
Bundesgebiet und den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland in vollem Umfang zu verhindern“. 


Keine Belege für PKK-Unterstützung 

Das VG Stuttgart war dagegen der Auffassung, dass dem Adressaten eines 
Bescheides ersichtlich sein müsse, was von ihm gefordert werde. Außerdem 
müsse der Verwaltungsakt über eine „geeignete Grundlage für Maßnahmen 
zur zwangsweisen Durchsetzung“ verfügen. In beiden Fällen seien Zweifel 
angebracht. 

„Die von der Antragsgegnerin [...] aufgeführten politischen Betätigungen des 
Antragstellers lassen jedoch nicht in jedem Einzelfall erkennen, dass es sich 
hierbei um eine politische Betätigung zugunsten der PKK oder einer von 
dieser dominierten Organisationen gehandelt hat“, so die Richter. So gebe 
es mit Blick auf die Teilnahme von Muzaffer Ayata an einer 
Solidaritätsveranstaltung für die Eröffnung eines kurdischen Vereins in 
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Straßburg in der Behördenakte „keinerlei Belege, dass es sich bei dieser Veranstaltung um eine 
Unterstützungshandlung für die PKK gehandelt haben könnte“. Zu dem gleichen Ergebnis kam die Kammer 
auch hinsichtlich einer Rede, die der kurdische Politiker im Juni 2010 auf einer Veranstaltung in Rüsselsheim 
zu dem Massaker an den Kurden in Dersim von 1937 gehalten hatte. 

Substanzlose Vorwürfe 

Keine Belege fanden die Richter auch bezüglich einer Rede von Muzaffer Ayata anlässlich des 10jährigen 
Bestehens des „Kurdischen Kulturvereins e.V.“ in Ludwigsburg im Juni 2010. Ferner sei „offen“, woraus die 
Stuttgarter Behörde geschlossen habe, „dass gerade dieser Verein der PKK nahesteht“. Auch das in der 
Ausgabe Nr. 156 des „Kurdistan Report“ vom Juli/August 2011 mit ihm geführte Interview, sei als Beispiel für 
seine politische Betätigung zugunsten der PKK „ungeeignet“. Die von ihm hierin geschilderten Ausführungen 
und Fakten zur Türkei deckten sich „weitgehend mit den Erkenntnissen, die die Kammer aufgrund jahrelanger 
Zuständigkeit für Asylfälle aus der Türkei den verschiedensten Auskünften und Stellungnahmen zur Situation 
in der Türkei“ habe gewinnen können. 

Einen weiteren von der Stadt Stuttgart angeführten „Beleg“ für eine angeblich die PKK unterstützende 
politische Betätigung wies das Gericht ebenfalls zurück. Muzaffer Ayata hatte in einem Interview mit der 
prokurdischen Tageszeitung Yeni Özgür Politika Deutschland vorgeworfen, Kurden als Terroristen zu 
stigmatisieren. Stattdessen solle die Bundesregierung einen Beitrag leisten zur Lösung der kurdischen Frage. 
Herr Ayata habe hier „lediglich in Form einer Meinungsäußerung zum Ausdruck gebracht, dass ihm persönlich 
in Deutschland Unrecht widerfahren sei“ - so die Richter in ihrer Begründung. 

Ermessensentscheidung der Stadt Stuttgart fehlerhaft 

Das Fazit des VG: „Darüber hinaus bestehen Zweifel, ob die Antragsgegnerin ihrer Ermessensentscheidung 
einen zutreffenden Sachverhalt zugrunde gelegt hat. [...] Es spricht vieles dafür, dass das von der 
Antragsgegnerin ausgeübte Ermessen fehlerhaft ist.“ 

Die Voraussetzungen für Vollstreckungsmaßnahmen (Androhung eines Zwangsgelds in Höhe von 
1 000 Euro im Falle einer Zuwiderhandlung) sieht das Gericht mithin für nicht mehr gegeben. 

Der kurdische Exilpolitiker ist im April 2008 nach § 129 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren und 6 
Monaten verurteilt worden. Nach seiner Entlassung ist ihm auferlegt worden, sich täglich bei der Polizei zu 
melden und das Stadtgebiet von Stuttgart nicht zu verlassen^ 

Näheres zu Muzaffer Ayata ist nachzulesen in den AZADI-Infos Nr. 65 vom April 2008 und Nr. 110 vom 
Februar dieses Jahres (herunterzuladen von unserer Internetseite). 

(AzadT) 

BAW ließ kurdischen Jugendlichen in Paris festnehmen 
Sedat K. von französischen Behörden an die BRD überstellt 


Am 25. Juli wurde der 21-jährige kurdische Jugendliche Sedat K. von Frankreich an die BRD überstellt. Die 
französischen Behörden hatten ihn aufgrund eines entsprechenden Ersuchens der Bundesanwaltschaft 
(BAW) am 10. Juli in der Nähe von Paris festnehmen lassen. Er wird der Mitgliedschaft in einer 
„ausländischen terroristischen Vereinigung“ verdächtigt und soll laut Generalbundesanwalt von Ende Oktober 
2009 bis März 2011 erst in Berlin und später in der Schweiz als „hochrangiger Kader“ der Jugendorganisation 
„Komalen Ciwan“ tätig gewesen sein. Ihm wird vorgeworfen, Spenden gesammelt und Propagandamaterial 
verbreitet zu haben. Zudem soll er „und andere“ Ende 2010 an einem „Jugend-Neujahrscamp“ in der Eifel 
teilgenommen haben, im März 2011 in den Irak ausgereist und Ende 2011 nach Europa zurückgekehrt sein. 
Am 26. Juli sei er aufgrund der Anordnung des Ermittlungsrichters verhaftet und in Untersuchungshaft 
genommen worden. Das Landeskriminalamt (LKA) Berlin ist mit den weiteren kriminalpolizeilichen 
Ermittlungen beauftragt worden. 

(PM des GBA v. 27.7.2012/AzadT) 

16. Juli: Dresdener Behörden schieben 27jährigen Kurden Idris A. in die Türkei ab 
Menschenrechtsaktivistjnnen blockierten Eingang der JVA 

Idris A. (27) wurde - nach drei gescheiterten Versuchen - am 16. Juli mit einem kleinen Charterflugzeug von 
Dresden nach Istanbul abgeschoben. Der Kurde war Ende 2009 in die Bundesrepublik eingereist und hatte 
um Asyl ersucht, das im April 2011 als „offensichtlich unbegründet“ abgelehnt und am 10. Mai rechtskräftig 
wurde. Idris A. hatte in der Türkei in kurdischen Organisationen bzw. Parteien wie der im Dezember 2009 
verbotenen „Demokratiepartei“ (DTP) aktiv mitgearbeitet und unterstützt. Dies habe ihm einen Eintrag ins 
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Datenbanksystem der türkischen Polizei als angeblicher PKK-Sympathisant gebracht, weshalb er wiederholt 
in Gewahrsam genommen worden war. Bei einem dieser Vorfälle sei ihm ein Zahn ausgeschlagen worden. 
Eine Beschwerde beim Landgericht Dresden gegen die Abschiebehaft wurde zurückgewiesen und eine 
Abschiebung in die Türkei mit einer Chartermaschine für den 3. Juli angekündigt. Ebenfalls wurde ein Antrag 
auf einstweilige Verfügung beim Verwaltungsgericht sowie eine Klage beim Oberverwaltungsgericht 
abgewiesen. 

Idris A. kam in Abschiebehaft in die JVA Dresden. Ein erster Abschiebeversuch am 8. Mai scheiterte, weil sich 
der Kurde in den Räumen der Polizeidirektion selbst verletzte, woraufhin die Bundespolizei eine Übernahme 
wegen Gefährdung der Flugsicherheit ablehnte. 

Bei dem Versuch am 22. Mai sei Herr A. nach eigenen Aussagen an Händen und Füßen gefesselt und unter 
einem großen Schutzhelm zum Flughafen gebracht worden. Vor dem Betreten des Flugzeugs habe er 
geschrien und sich gewehrt. Daraufhin habe der Flugkapitän eine Mitnahme abgelehnt. An der Gegenwehr 
bzw. der Drohung, sich selbst zu verletzen, scheiterte auch der Versuch am 3. Juli. 

Die Sicherungshaft wurde bis zum 27. Juli verlängert. Um die endgültige Abschiebung durchführen zu können, 
haben die Behörden eine kleine Chartermaschine gebucht inklusive einer Sicherheits- und ärztlichen 
Begleitung. Wieder und wieder hat Idris A. seine Angst vor zu erwartenden Repressalien oder Schlimmerem in 
der Türkei zum Ausdruck gebracht. 

Die Christliche Abschiebungshaft-Kontaktgruppe Dresden schrieb den Sächsischen Ausländerbeauftragten an 
und bat darum, im Falle des Kurden die Härtefallkommission einzuschalten. Das Vorhaben, ein 
psychologisches Gutachten erstellen zu lassen, scheiterte an mangelndem Personal, der Urlaubssituation und 
letztlich der Einschätzung der Befragten, dass dies wohl keine Aussicht auf Erfolg haben werde. 

Wie bereits sein in Deutschland lebender Bruder versicherte, habe Idris bereits vor seiner Inhaftierung in der 
JVA Dresden Suizidgedanken geäußert. Er wolle sich von einer Brücke stürzen. Nur der Hinweis auf seine 
Mutter habe ihn von diesem Schritt abgehalten. 

Sämtliche engagierten Initiativen von Dresdener Gruppen und Einzelpersonen sowie juristischen Mittel durch 
den Rechtsanwalt zur Verhinderung der Abschiebung des Kurden blieben erfolglos. 

Rund 80 Aktivistinnen vom Netzwerk Asyl, Migration, Flucht Dresden (NAMF) und andere protestierten am 
frühen Morgen des 16. Juli vor der JVA Dresden. Sie blockierten das Eingangstor und ließen Fahrzeuge 
weder hinein- noch hinausfahren - Krankenwagen ausgenommen. Sowohl ein Mitglied des Sächsischen 
Flüchtlingsrates als auch eine Journalistin der Sächsischen Zeitung waren als Beobachterjn anwesend. Die 
Protestgruppe machte gegenüber der Polizei deutlich, dass für sie im Zweifelsfalle die Gesundheit und das 
Leben eines gefährdeten Menschen Vorrang habe vor der Staatsräson. Dafür wollten sie einstehen und sich 
im wörtlichen und übertragenen Sinne einsetzen. Gewalt würden sie keinesfalls anwenden. Klar sei, dass es 
sich bei einer Sitzblockade nicht um Gewalt handele. 

Dem hinzugekommenen Anwalt von Herrn Idris A., der seinen Mandanten besuchen wollte, ist vom Personal 
der Zutritt zur JVA verwehrt worden. 

Inzwischen hatte die Polizei einen Ring um die Blockiererjnnen gebildet und ein Teilnehmer nach der dritten 
Aufforderung, die Blockade an einen anderen Platz zu verlegen, seine Funktion als Versammlungsleiter 
niedergelegt. Die zumeist jugendlichen Protestierenden riefen Parolen wie „Nazis morden, der Staat schiebt 
ab. Das ist das gleiche Rassistenpack!“, „Bleiberecht für alle - jetzt, sofort“ oder „Feuer und Flamme den 
Abschiebungsbehörden - Solidarität muss praktisch werden“ und „Kein Mensch ist illegal, Abschiebung 
stoppen“. 

Sodann wurden die Blockiererjnnen weggetragen, aber weiterhin in einem Polizeikessel festgehalten. 

Gegen 10.00 Uhr öffnete sich das Tor und drei Polizeitransportfahrzeuge fuhren mit Blaulicht davon; 
vermutlich war in einem der Fahrzeuge auch Idris A. 

Die Polizei kündigte an, im Anschluss von allen Eingeschlossenen die Personalien aufnehmen und Lichtbilder 
anfertigen zu wollen. Wer sich weigerte, wurde teils rüde behandelt. 

Nach der Personalienfeststellung sind die Demoteilnehmenden des Platzes verwiesen worden; ob für sie 
strafrechtliche Konsequenzen aus der Aktion folgen, bleibt abzuwarten. Währenddessen erhielten sie die 
Nachricht, dass das Verwaltungsgericht Dresden den Eilantrag auf Aussetzung der Abschiebung von Idris A. 
abgewiesen hat. 

Stefan Stein vom Netzwerk gegenüber DNN-online zum Polizeieinsatz: „Repression scheint das einzige Mittel 
zu sein, um gegen friedliche Demonstranten vorzugehen.“ Es sei eine menschenverachtende Abschiebepraxis 
deutlich geworden, die sowohl moralischen als auch menschlichen Standards nicht gerecht würden. 
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Am 16. Juli um 11.07 Uhr startete die gecharterte Cessna mit Idris A. in die Türkei, wo er nach Auskunft eines 
dort lebenden Bruders in Ankara vor Gericht gestellt worden sei. 

Wir werden weiter berichten, sobald uns neue Informationen vorliegen. 

(Christi.Abschiebungshaft-Kontaktgruppe - Dresden/verschiedene Medienberichte/AzadT) 


Wolfgang Kaleck zum 10. Jahrestag des Internationalen Strafgerichtshof: 
„Ich wünschte mir auch eine Strafverfolgung der westlichen 
Kriegsverbrechen... “ 

Aus Anlass des 10. Jahrestages des Bestehens des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH), 
führte das ND ein Gespräch über Chancen und Grenzen der Ahndung von Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen mit dem Berliner Rechtsanwalt 
Wolfgang Kaleck, Generalsekretär des European Center for Constitutional and Human Rights 
(ECCHR). 

Dass es den IStGH gebe, sei zwar „ein Schritt in die richtige Richtung“, doch reagiere die 
internationale Strafjustiz „stets zu spät“ auf Menschenrechtsverletzungen. Zu der Frage, warum 
derzeit vornehmlich Verbrechen in Afrika geahndet werden, sagt Kaleck, dass dies mit der 
„Konstruktion des Gerichtshofes und den Entscheidungen des UN-Sicherheitsrates“ 
Zusammenhänge. „Ich wünschte mir auch eine Strafverfolgung der westlichen 
Kriegsverbrechen, zum Beispiel von US-Militärs nach dem 11. September 2001 in Irak oder 
Afghanistan wie auch den von Israel begangenen.“ 

Das ECCHR hatte Anzeige gegen den ehemaligen US-Verteidigungsminister und 
maßgeblichen Initiator des Irak-Krieges, Donald Rumsfeld, und den CIA-Chef George Tenet 
bei der Bundesanwaltschaft in Karlsruhe erstattet. Die Frage, ob sich damit nicht der IStGH 
befassen müsse, beantwortet Wolfgang Kaleck so: „Der IStGH wird nur dann aktiv, wenn der 
UN-Sicherheitsrat das Verfahren nach Den Haag verweist. Und da die USA Veto-Macht sind, 
wird es nie zu einer positiven Entscheidung kommen. Allerdings hätten europäische Staaten 
die Möglichkeit, in Guantänamo, in Abu-Ghoraib und sonstwo begangene Kriegsverbrechen 
der USA zu ahnden. Deshalb haben wir in Deutschland, Frankreich und in Spanien versucht, 
eine Strafverfolgung zu initiieren.“ In Spanien laufe noch ein Verfahren „gegen die 
Verantwortlichen für Folter in Guantänamo“. 

In Deutschland müsse die „konservative Strafjustiz“ davon überzeugt werden, gegen die USA 
einzuschreiten. Dies erfordere einen „länger dauernden rechtlichen Kampf“. Er könne die 
Haltung vieler Linke nicht teilen, dass dies hier aussichtslos sei. Er hingegen sei „optimistisch“, 
dass Kooperation mit „lokalen sozialen Bewegungen, mit NGOs und Instanzen in betroffenen 
Ländern wie auch außerhalb dieser eine Aufarbeitung und Ahndung von 
Völkerrechtsverbrechen gelingen“ könne. 

„Wir werden weiter am Ball bleiben, um die deutsche Justiz zu bewegen, auch in politisch nicht 
genehmen Fällen zu ermitteln.“ 

Wolfgang Kaleck ist Autor des Buches „Mit zweierlei Maß. Der Westen und das 
Völkerstrafrecht“, Wagenbach-Verlag, 142 S., 15,90 €. 

(ND v. 2.7.2012/Azadi) 

Berlin: Prozesseröffnung gegen Gülaferit Ü. nach Anti-Terror-Paragraf 
129b StGB 

Am 19. Juli wurde vor dem Kammergericht in Berlin der Prozess gegen Güaferit Ü. eröffnet. 
Die Bundesanwaltschaft beschuldigt sie der Mitgliedschaft ihn einer ausländischen 
terroristischen Vereinigung (§ 129b StGB), in diesem Fall der in den 1970er Jahren in der 
Türkei gegründeten marxistischen „Revolutionären Volksbefreiungspartei/-front“, DHKP-C, die 
sowohl dort als auch in Deutschland verboten ist. Die 42-Jährige soll die Organisation in 
Europa von 2002 - 2008 geleitet haben; eine Beteiligung an Straftaten wird ihr jedoch weder 
in der Türkei noch in Europa vorgeworfen. „Die Angeschuldigte war vor allem dafür zuständig, 
durch Spenden- und Beitragssammlung, kommerzielle Veranstaltungen und den Verkauf 
/ parteieigenen Propagandamaterials Geld für die terroristischen Aktivitäten der DHKP-C in der 

Türkei zu beschaffen“, so die BAW. Außerdem soll sie Kuriere zur Nachrichtenübermittlung und 
zum Waffenschmuggel rekrutiert haben und Ausweispapiere zur Schleusung von Organisationsmitgliedern 
verfälscht haben. Doch schon das Sammeln von Spenden für politische Gefangene oder der Verkauf von 
Zeitschriften wird als „Terrorismus“ gebrandmarkt. 
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Gülaferit Ü. hat sich am ersten Prozesstag nicht zur Anklage geäußert. Sie befand sich hinter Panzerglas; die 
Sicherheitskontrollen waren verstärkt worden. 

Vor Prozessbeginn hatte ein Initiativkreis aus verschiedenen politischen Gruppen eine 


/-V 

Kundgebung vor dem Gerichtsgebäude organisiert, Unsals Freilassung gefordert sowie die 
Abschaffung der §§ 129a/b als „Instrument der Gesinnungsjustiz“. In Redebeiträgen wurden die 
erschwerten Haftbedingungen kritisiert. So werde ihre Post zensiert und der Kontakt zu 
türkischen Mitgefangenen unterbunden. Das Kammergericht hat Verhandlungstermine bis Ende 
November festgesetzt. 

Gülaferit Ü. wurde im Oktober 2011 aus Griechenland nach Deutschland überstellt und befindet 
sich seitdem in U-Haft im Frauengefängnis Berlin-Lichtenberg. 

(jw/taz v.18., 20.7.2012/AzadT) 

Linksaktivistin Basak Sahin Duman droht Auslieferung in die Türkei 
Bündnis protestiert vor kroatischen Botschaften und fordert ihre 
Freilassung 
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Am 29. Mai wurde die türkische Staatsangehörige Basak Sahin Duman, die seit 2006 mit ihrem 
Ehemann in Deutschland lebt, am Flughafen von Zagreb aufgrund eines Internationalen 
Haftbefehls der türkischen Justiz verhaftet; seitdem befindet sie sich in kroatischer 
Auslieferungshaft. Die türkischen Behörden beschuldigen sie der „Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Organisation“ und einer angeblich gegen sie verhängten Haftstrafe von sieben 
Jahren. Sie soll sich als Medizinstudentin in linken Initiativen engagiert und an einer 
Demonstration teilgenommen haben. Gegen 24 Teilnehmende an dieser Aktion sind 
langjährige Freiheitsstrafen verhängt worden. Manche sind in türkischen Gefängnissen 
inhaftiert, andere nach Europa geflohen. Basak Sahin Duman erhielt in Deutschland eine 
Asylanerkennung. „Sie darf nicht in das Land ausgeliefert werden, in dem demokratische 
Grundrechte ausgehebelt und Oppositionelle sowie demokratische Basisbewegungen gezielt 
verfolgt und unterdrückt werden,“ heißt es in einem Aufruf, den viele Migranten- und 
Menschenrechtsorganisationen unterzeichnet haben. Die Urteile seien Vorwand für die 
türkische Justiz, um die „Sozialistische Plattform der Unterdrückten“ (ESP) als Teil der 
verbotenen kommunistischen Partei MLKP darstellen und kriminalisieren zu können. In 
mehreren europäischen Städten haben Protestaktionen vor kroatischen Botschaften 
stattgefunden, so auch in Kroatien. 

Eine Betreuung von Duman sei wegen ihrer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit nur bedingt 
möglich, erklärte das Auswärtige Amt auf Nachfrage. 

(ND v. 20.7.2012/AzadT) 

OLG Düsseldorf entscheidet in Revisionsverfahren von Nurhan E. 

Am 19. Juli endete vor dem Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf die Revisionsverhandlung von 
Nurhan E. Sie war vom 5. Strafsenat wegen Mitgliedschaft und Rädelsführerschaft in einer 
ausländischen terroristischen Vereinigung (§ 129b StGB) zu sieben Jahren und 9 Monaten 
verurteilt worden. Gegen dieses Urteil hatte sie Revision eingelegt. Der Bundesgerichtshof 
(BGH) hatte entschieden, dass die Verurteilung wegen des Tatbestandes zwar nicht 
anfechtbar, aber hinsichtlich der Rädelsführerschaft an das OLG zurückzuverweisen sei. Der 
für das Revisionsverfahren zuständige OLG-Senat nahm diesen Tatbestand zurück, doch für 
das Strafmaß hatte diese Entscheidung keine große Auswirkung. Das neue Urteil lautet auf 
sechs Jahre und 9 Monate. Die Verteidiger, Barbara Möller und Fritz von Beesten, hatten 
Freispruch gefordert. 

(Annette Hauschild, blogs.taz.de v. 21.7.2012) 


Robin Wood: VS soll sich aus den Finanzen von NGOs heraushalten 
Linksjugend: Extremismusklausel 2.0 durch die Hintertür 

„Viele finden es aus demokratietheoretischer Sicht problematisch, wenn ein 
Inlandsgeheimdienst ohne jede Anhörung zivilgesellschaftliche Organisationen von ihren 
Geldquellen abschneiden kann. Egal, ob Gerichte später feststellen, dass der 
Verfassungsschutz falsch lag,“ äußert Daniel Häfner von der Umweltschutzorganisation Robin 
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Wood gegenüber ND. Es gebe bereits 72 Vereine, die den von Robin Wood initiierten Offenen 
Brief gegen die geplanten Änderungen des Jahressteuergesetzes unterzeichnet hätten. Auf 
die Frage, ob es bereits Reaktionen aus der Politik gebe, erwähnt Häfner, dass „alle drei 
Oppositionsparteien“ das Vorhaben als „sehr kritisch“ betrachten. Auch in der FDP wüchsen 
die Zweifel. Die Frage, ob es Chancen gebe, das Vorhaben zu kippen, beantwortet das Robin 
Wood-Vorstandsmitglied so: „Ich würde sagen, ja. Auch weil der gesellschaftliche Druck 
immer größer wird. [...] Der Verfassungsschutz soll sich aus den Finanzen von 
Nichtregierungsorganisationen einfach raus halten.“ 

Im Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Jahressteuergesetz 2013 ist vorgesehen, dass 
künftig Vereine automatisch ihre Gemeinnützigkeit verlieren, wenn sie in einem der 
insgesamt 17 Verfassungsschutzberichten als „extremistisch“ erwähnt werden. Bereits 2009 
wurde in § 51 Abs. 3 der Abgabenordnung eine ähnliche Formulierung aufgenommen, die für 
etliche Vereine die Aberkennung der Gemeinnützigkeit zur Folge hatte, wogegen sie sich 
jedoch rechtlich wehren konnten. Dies ist in dem neuen Gesetzwurf explizit ausgeschlossen. 
Auch die Finanzämter hätten keinerlei Ermessensspielräume mehr. Zurzeit befindet sich die 
Vorlage in den damit befassten Bundestagsausschüssen. Barbara Höll von der Linksfraktion 
spricht mit Blick auf die Einstufung durch den Verfassungsschutz von einer „stark politischen 
Willkür“. 


Vereine können zwar gegen die Nennung in einem VS-Bericht vor dem 
Bundesverwaltungsgericht klagen, doch können bis zu einer Entscheidung viele Jahre 
vergehen. „Selbst wenn die Vereine schließlich recht bekommen, sind sie dann wahrscheinlich 
pleite“, fürchtet Daniel Häfner. Bis zu einem Gerichtsbeschluss nämlich dürfen die Vereine 
keine Spenden entgegennehmen und auch die Körperschaftssteuer wird ihnen in der Zeit 
nicht erlassen. Anne Geschonneck, Landessprecherin der Linksjugend [,solid] in Sachsen- 
Anhalt, drückt es deutlich aus: Mit der Abänderung werde versucht, „eine Extremismusklausel 
2.0 durch das Hintertürchen einzuführen“. 

(ND v. 23.7.2012/AzadT) 

Bundesverfassungsgericht: Asylbewerberleistungsgesetz 
verfassungswidrig 

Menschenwürdigeres Existenzminimum für Asylsuchende gefordert 

Das Bundesverfassungsgericht erklärte am 18. Juli das 1993 eingeführte 
Asylbewerberleistungsgesetz für verfassungswidrig, weil der Bedarf für Asylsuchende nie 
realitätsgerecht ermittelt, die Höhe der Geldleistungen seitdem nicht erhöht und das vom 
Grundgesetz geforderte menschenwürdige Existenzminimum evident verfehlt worden sei. Der 
Gesetzgeber wird nun verpflichtet, unverzüglich eine verfassungsgerechte Neuregelung zu 
treffen, die sich am Hartz IV-Niveau zu orientieren habe. Bis zu einer solchen neuen Regelung 
ordnete das Gericht höhere Geldleistungen an: Allein lebende erwachsene Asylsuchende 
erhalten nun 336 Euro statt bisher 224, ein Kind zwischen 15 und 18 Jahren 260 statt vorher 
200 Euro. Ein Streitpunkt liegt allerdings darin, dass die Karlsruher Richter weiterhin 
Sachleistungen wie Essenspakete und Lebensmittelkarten billigen. Aber auch Bundesländer 
wie Bayern, die vorwiegend Sachleistungen gewähren, müssen erwachsenen 
Asylbewerberjnnen ab sofort monatlich 130 Euro auszahlen. Einen Anspruch auf 
rückwirkende Zahlung vom 1. Januar 2011 sollen jedoch nur Asylsuchende, Geduldete oder 
Menschen, die sich aus humanitären Gründen vorübergehend in Deutschland aufhalten, 
bekommen, die bisher lediglich einen vorläufigen Bescheid erhalten haben. 

Um die zu erwartenden Kosten einzusparen, sprach sich der Bundestagsabgeordnete der 
CSU, Hans-Peter Uhl, dafür aus, dass Asylsuchende „vorzeitiger oder frühzeitiger wieder 
ausgewiesen oder zur Not auch abgeschoben“ werden müssten. Während sich der FDP- 
Innenexperte Hartfried Wolf dafür aussprach, auch die Sachleistungen zur Disposition zu 
stellen, plädierte der CDU-Fraktionsvize Günter Krings für deren Beibehaltung. Daniela Kolbe 
(SPD): „Es widerspricht meinem Verständnis von einem selbstbestimmten und 
menschenwürdigen Leben, staatlich verordnete Essenspakete oder Versorgungsgutscheine 
austeilen zu lassen.“ Die baden-württembergische LINKE erklärte, es gebe die Sachleistungen 
nur, „um Menschen davon abzuschrecken, ihr verfassungsmäßiges Grundrecht auf Asyl 
wahrzunehmen“. 

(diverse Tageszeitungen v.19. und 20.7.2012/AzadT) 
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Bundesratsinitiative: Schluss mit dem Flughafenasylverfahren 

SPD, Linke und Grüne im Brandenburger Landtag wollen in einer Bundesratsinitiative das 
geplante Asylgewahrsam am künftigen Großflughafen in Berlin-Schönefeld verhindern und 
generell Schnellverfahren an Flughäfen abschaffen. Asylsuchende sollen danach im 
Landesinnern die Möglichkeit erhalten, ihre Asylanträge mit allen Rechtsmitteln, 
Beratungsangeboten vorzutragen, ohne inhaftiert zu werden. Der geplante Gefängnisbau soll 
über 30 Plätze verfügen. Der Sprecher des Innenministers, Geert Piorkowski bezifferte die 
monatlichen Mietkosten des Gefängnisgebäudes auf 11 000 Euro; hinzu kämen Kosten für 
Heizung und Reinigung. Bis zur Eröffnung des Großflughafens seien Personalkosten nicht 
eingeplant. „Der Bundesinnenminister hat deutlich gemacht, er brauche das Verfahren in 
Schönefeld, umn für europäische Diskussionen zur Verschärfung des Asylrechts Fakten zu 
schaffen“, so Cornelia Behm, Bundestagsabgeordnete der Grünen. „Da muss aus der Region 
ein deutlich anderes Signal kommen“, sagte sie weiter und forderte den Berliner Senat auf, 
die Bundesratsinitiative gegen das „europaweit einmalige Flughafenasylverfahren“ zu 
unterstützen. 

(ND v. 5.7.2012/AzadT) 

EU-Vorhaben: Asylbewerber innen sollen nach neun Monaten eine 
Arbeit aufnehmen dürfen - Bundesregierung verhinderte günstigere 
Regelung 

Eine neue Richtlinie der EU soll festlegen, dass Asylbewerberjnnen in der gesamten Union 
nach einem Aufenthalt von maximal neun Monaten arbeiten dürfen. Bislang konnten die 
(deutschen) Behörden laut Asylverfahrensgesetz die Aufnahme einer Arbeit erst nach zwölf 
Monaten erlauben. Einen formalen Beschluss der EU-Minister wird es voraussichtlich nach 
der Sommerpause geben, doch muss zuvor das EU-Parlament dieser Neuregelung 
zustimmen. Die EU-Kommission hatte ursprünglich eine Frist von nur sechs Monaten 
vorgeschlagen, was die Bundesregierung mit der Begründung abgelehnt hatte, dass 
hierdurch mehr Flüchtlinge angezogen würden. 

Offiziellen Zahlen zufolge beziehen in der BRD ca. 130 000 Asylbewerberjnnen und 
geduldete „Ausländerjnnen“ Leistungen nach dem Asylbewerbergesetz, von denen lediglich 
3,7 Prozent eine Arbeit hatten. Hiervon wiederum arbeitete nur ein Drittel in Vollzeit, obwohl 
die meisten seit vielen Jahren in Deutschland leben. 

Beibehalten werden soll allerdings auch in der neuen EU-Richtlinie die sogenannte 
Vorrangprüfung. Das heißt, dass Asylsuchende mit nicht festem Aufenthaltsstatus erst dann 
eine Arbeitsstelle antreten dürfen, wenn kein/e Deutsche/r oder EU-AusländerJn gefunden 
worden ist. Häufig haben Flüchtlinge zwar eine Ausbildung oder Studienabschluss, doch 
entweder wird dies hier nicht anerkannt oder die Anforderungen sind zu unterschiedlich. Weil 
dies jedoch sehr langwierig und teuer ist, können sich Flüchtlinge ein solches 
Anerkennungsverfahren nicht leisten. 

(Süddt.Ztg. v. 25.7.2012/AzadT) 


Erfolgreiches No Border Camp Köln/Düsseldorf 

Nach der Auftaktaktion des No Border Camps Köln/Düsseldorf am 15. Juli in Düsseldorf, 
wurde drei Tage später am Düsseldorfer Flughafen eine Kundgebung gegen massenhaft von 
dort vorgenommene Sammelabschiebungen durchgeführt, auf der Ivana (20) über die 
ständige Gefahr ihrer Abschiebung in den Kosovo, insbesondere seit dem 
Rückübernahmeabkommen von 2009, gesprochen hat: „Ihr lasst uns nicht Teil dieser 
Gesellschaft werden, sondern presst uns weiterhin in eure rassistischen, antiziganistischen 
Bilder, die ihr seit Jahrhunderten konstruiert und tradiert. Täglich bin ich damit konfrontiert, 
aufgrund meines äußeren Erscheinungsbildes rassistischen Kontrollen ausgesetzt zu werden 
und laufe immer Gefahr, ohne Grund aufs Revier mitgenommen zu werden. Als junger 
Mensch wird mir in diesem Land jede Perspektive genommen.“ 

Am 19. Juli fand eine Protestaktion vor der Ausländerbehörde in Köln-Kalk statt, die die 
Öffentlichkeit mit den Forderungen nach Zugang zu Arbeit, Bildung, Wohnungsmarkt und 
Krankenversorgung als Bestandteile der elementaren Menschenrechte aufmerksam machen 
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sollte. Im Rahmen der Aktion „Geld ist nur ein Fetisch“ war das No Border Camp in der Kölner 
Innenstadt. Vom Turm des Doms regnete es Geldscheine und in zahlreichen Rede- und 
Musikbeiträgen wurden die Folgen des Krisen-Kapitalismus thematisiert, der die Ursache für 
Flucht und zunehmenden Rassismus darstellt. 

Das Kölner Netzwerk „kein Mensch ist illegal“, Mitorganisator des Camps, organisierte am 20. 
Juli einen „antirassistischen Spaziergang durch die Kölner Innenstadt“, mit dem die 
„Bezugspunkte rassistischer bzw. diskriminierender Praxis“ gezeigt wurden, aber auch die 
Stellen, die Unterstützung für Migrantjnnen und Geflüchtete anbieten. 

Die Frage „Warum starb Ousman Sey?“ war der Anlass für eine vom Antifa-Bündnis und dem 
Transnationalen Aktionsbündnis organisierte Demonstration in Dortmund, an der sich das No 
Border Camp beteiligte. Ousman Sey starb am 7. Juli 2012 in Polizeigewahrsam, nachdem er 
zuvor zweimal vergeblich einen Krankenwagen gerufen hatte. Der 28jährige Campteilnehmer 
Ron: „Wir fordern eine Untersuchung und eine Aufarbeitung des Fehlverhaltens der Polizei 
und des Rettungsdienstes. Wir 

fragen, wie es sein kann, dass ein Mensch, der offensichtlich ärztliche Hilfe benötigt, in 
Handschellen in Polizeigewahrsam genommen wird.“ 

Am 20. Juli wurde außerdem die Landesgeschäftsstelle der Grünen in Düsseldorf besetzt. Die 
Besetzerjnnen wollten so ihre Solidarität mit Geflüchteten zum Ausdruck bringen, die seit 
März von Würzburg ausgehend einen generellen Abschiebestopp, die Abschaffung der 
Residenzpflicht und die Auflösung der Sammellager fordern. Außerdem wurden die Grünen 
aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass Flüchtlinge am Rheinufer ein Zelt zum Schlafen 
und Aufenthalt aufbauen können. Dies ist von der Polizei untersagt worden; lediglich ein 
Pavillon für den Tag wurde genehmigt. 

Während des einwöchigen Camps auf den Poller Wiesen in Köln hat es immer wieder 
Drangsalierungen durch Polizei und Behörden gegeben. Dennoch und trotz des teilweise sehr 
schlechten Wetters, nahmen viele Geflüchtete und Interessierte an den Aktivitäten teil, und 
die Organisatorjnnen des Camps werteten dies als Erfolg. 

(diverse Pressemitteilungen des Camps und Medienberichte) 

Peter Grottian: „Es muss den Herrschenden weh tun“ 

Breites Bündnis plant Kampagne gegen den Waffenhandel 

Ein Bündnis aus über 50 Organisationen bereitet für den Spätsommer unter dem Motto 
„Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel ! Den Opfern eine Stimme - den Tätern Name 
und Gesicht“ eine bundesweite Kampagne gegen deutsche Rüstungsexporte vor. Im Zentrum 
der Proteste steht der geplante Export von Kampfpanzern Leopard 2 an Saudi-Arabien. Laut 
einer EMNID-Umfrage sind 70 bis 80 Prozent der Deutschen gegen diese Lieferung. Nach 
Auffassung des emeritierten Politologie-Professors Peter Grottian komme es jetzt darauf an, 
diese Ablehnung mit Mitteln des zivilen Ungehorsams mit Leben zu füllen. So ist für die letzte 
Augustwoche ein Projekt geplant, bei dem eine Bildmontage mit Kanzlerin Merkel als 
Panzerkommandantin per Laserstrahl an öffentliche Gebäude projiziert wird, Motto: „Legt 
Merkel und die Leos an die Kette.“ Weiter soll es Aktionen am Firmensitz des 
Panzerherstellers Krauss Maffei-Wegmann in Kassel geben. Vorgesehen sind zudem 
Proteste am Bodensee, wo zahlreiche Rüstungsfirmen ihren Sitz haben - sowohl auf der 
deutschen als auch der schweizerischen Seite. „Kriegswaffen und sonstige Rüstungsgüter 
werden grundsätzlich nicht exportiert. Das Nähere regelt das Rüstungsexportgesetz,“ so soll 
es laut Monty Schädel von der Deutschen Friedensgesellschaft/Vereinigte Kriegsdienstgegner 
(DFG/VK) künftig auf Wunsch der Organisatoren in Artikel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes 
heißen. 

(jw v.14,/15.7.2012) 


Freiheit für Ali Ihsan Kitay ! 

Infoveranstaltung zum Prozessauftakt 

Am 1. August findet im Centro Sociale in Hamburg eine Veranstaltung über den 
bevorstehenden Prozess (Eröffnung 13. August) gegen den kurdischen politischen 
Gefangenen Ali Ihsan Kitay statt. Seine Verteidigerin, Rechtsanwältin Cornelia Ganten-Lange, 
wird über die Hintergründe dieses Verfahrens informieren. Ferner nehmen die Journalistin 
Meral Cicek sowie Vertreterinnen des Ali-Ihsan-Solibündnisses teil. 


8 






V 

E 

R 

A 

N 

S 

T 

A 

L 

T 

U 

N 

G 

E 

N 

/ 

Z 

u 

r 


Ali Ihsan Kitay wurde am 12. Oktober 2011 verhaftet und befindet sich seither in U-Haft. Die 
Anklage beschuldigt ihn der Mitgliedschaft in einer ausländischen „terroristischen“ Vereinigung 
(§ 129b StGB). Danach soll er von 2007 - 2008 „hauptamtlicher Kader“ der PKK im Gebiet 
bzw. der Region Hamburg und in dieser Funktion „insbesondere“ für „Spenden- und 
Beitragssammlungen“ verantwortlich gewesen sein. Außerdem habe er dafür gesorgt, dass 
„genügend PKK-Anhänger aus seinem Zuständigkeitsbereich an Veranstaltungen und 
Demonstrationen“ teilnehmen. 

Die Veranstaltung beginnt um 19.oo Uhr. http://freealiihsan.tk 

Prozesstermine: Oberlandesgericht (OLG), Sievekingplatz 2: 13.8., 14.8., 21., 25.8., 31.8., 
jeweils Beginn um 9.oo Uhr. Vor Prozessbeginn am 13.8. wird ab 8.oo Uhr eine 
Kundgebung stattfinden. 

Wie nagelt man einen Pudding an die Wand? 

Jahrestagung des Grundrechtekomitees thematisiert Rolle des 
Verfassungsschutzes 

„Dass der Feind vorzugsweise links stand, daran wurde seit den 50er Jahren schon kein 
Zweifel gelassen. Kritisches Denken und freier Meinungsaustausch standen unter Verdacht, 
die ,freiheitliche demokratische Grundordnung“ zu gefährden, Bürger wurden als potenzielle 
Feinde ausgespäht. Was .extremistisch“ ist, wird vom Verfassungsschutz definiert. [...] Statt 
Lösung sozialer Probleme und Förderung freier Diskussion standen Repression und Verbot 
von Beginn der BRD an im Zentrum.“ Deshalb befasst sich die Jahrestagung 2012 des 
Komitees für Grundrechte und Demokratie e.V. mit der Frage „Wer schützt (und gefährdet) die 
streitbare Demokratie - am Exempel Verfassungsschutz?“ 

Am ersten Tag werden Vorträge zur Ausweitung der Kompetenzen des VS, zum Erstarken der 
NPD, zur Rolle des VS in § 129a-Strafverfahren und zur Unkontrollierbarkeit des Dienstes 
gehalten und in zwei Arbeitsgruppen intensiver diskutiert werden. 

Am zweiten Tag spricht Wolf-Dieter Narr über die Unvereinbarkeit des strukturell 
undemokratischen VS mit Menschenrechten und Demokratie. Den Abschluss der 
Jahrestagung bildet die Lenin’sche Frage „Was tun?“ und welche Möglichkeiten auf dem Weg 
zur Abschaffung des VS gangbar sein können. 

Die Tagung findet statt vom 

22. bis 23. September in Köln in der Alten Feuerwache (Nähe Ebertplatz) 

und beginnt am 22.9. um 11.oo Uhr. Die Tagungskosten betragen 20,- €. Anmeldungen 
möglichst bis 1. September an Komitee für Grundrechte und Demokratie, Aquinostr. 7-11, 
50670 Köln, per Fax 0221 - 9726931, oder Email: info(a)qrundrechtekomitee.de 
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„Der Mensch wird frei geboren, und überall liegt er in Ketten.“ 

(aus “Gesellschaftsvertrag” von Jean-Jaques Rousseau, französ. Philosoph 1712 - 1778) 


205 Menschen wegen angeblicher KCK-Unterstützung vor Gericht 

Seit dem 2. Juli stehen 205 Oppositionelle vor dem Hochsicherheitsgericht, das sich 60 km 
von Istanbul entfernt auf dem Gelände des Gefängnisses in Silivri befindet und in dem 
vorwiegend politische Verfahren verhandelt werden. Bei den Angeklagten handelt es sich 
überwiegend um Aktive oder Anhängerjnnen der prokurdischen Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) und um die Politologin Prof. Büsra Ersanli. Ihr wird vorgeworfen, im KCK- 
Auftrag eine Akademie gegründet zu haben. Der Verleger Ragip Zarakoglu, der vor einem 
halben Jahr aufgrund des internationalen Protestes aus der U-Haft entlassen wurde, war wie 
die anderen von der Staatsanwaltschaft beschuldigt worden, Verbindungen zur „Union der 
Gemeinschaften Kurdistans“ (KCK) unterhalten zu haben, die der türkische Staat der Struktur 
der PKK zuordnet. Er hatte bei Eröffnung der Akademie eine Rede gehalten. 

Während laut BDP derzeit über 7 000 Personen von diesen Anschuldigungen betroffen sind, 
bestreitet das Justizministerium diese Zahl und nennt seinerseits 1 500 Personen, die unter 
KCK-Anklage stehen. 

„Ez li virim“, antwortet der erste von Richter Ali Alcik zur Personenfeststellung aufgerufene 
Angeklagte und meint damit auf Kurdisch „Ich bin hier“. Weil er in einer anderen als türkischen 
Sprache geredet habe, wird ihm auf richterliche Anweisung das Mikrofon abgestellt. Protest 
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von Rechtsanwalt Mehmet Emin Aktar. Der Journalist Oral Calislar, einst selbst inhaftiert, 
ironisiert: „Vor 30 Jahren haben wir auch so gesessen. Was hat sich geändert?“ Die Anwälte 
fordern einen Dolmetscher für Kurdisch: die Angeklagten müssten das Recht haben, sich in 
ihrer Sprache zu verteidigen. Das Gericht lehnt ab, unter Protest verlassen die Verteidiger den 
Sitzungssaal. 

„Die demokratischen Rechte der Kurden zu erkämpfen, ist nicht nur eine Aufgabe der Kurden, 
sondern der ganzen Türkei, denn niemand wird frei sein, solange die Kurden unfrei sind,“ 
sagte der sozialistische Parlamentsabgeordnete und frühere Guerillaaktivist Ertugrul Kürkcü 
auf einer Kundgebung, die vor dem Gerichtsgebäude abgehalten wurde. 

(ND/jwv. 4.7.2012/AzadT) 

AKP-Regierung will Sondergerichtsbarkeit für Terrorverfahren ändern 
und unter neuem Namen fortsetzen / Furcht vor zunehmendem Einfluss 
der „Gülen-Bewegung“ 

Unter anderem Namen soll in der Türkei das Anti-Terror-Gesetz geändert werden. 
Insbesondere geht es um die 2005 eingeführte Sondergerichtsbarkeit für Terrorverfahren. Auf 
Druck der Opposition hat die AKP-Regierung im Zusammenhang mit einem Gesetzpaket zur 
Justizreform die Abschaffung dieser Sondergesetze beschlossen. Nach Auffassung der 
Opposition jedoch soll die Sonderjustiz unter einem anderen Namen beibehalten werden. 
Derzeit sind in der Türkei rund 6 000 Beschuldigte wegen behaupteter „Terrordelikten“ in 
Untersuchungshaft; hiervon über 4000 Kurden, denen vorgeworfen wird, einen zivilen Arm der 
PKK-Guerilla aufgebaut zu haben. Der in Istanbul begonnene Prozess gegen angebliche 
PKK-Anhänger, die nach den Antiterrorgesetzen von polizeilichen Sondereinheiten verhaftet 
worden waren, sind nun vor einem Sondergericht angeklagt. 

Jahrelang hat Ministerpräsident Tayyip Erdogan die Sondereinheiten gegen „Putschisten und 
Terroristen“ eingesetzt, bis sich das System auch gegen die AKP richtete: Der ehemalige 
Generalstabschef liker Basbug wurde verhaftet und Sonderstaatsanwälte wollten den Chef 
des Geheimdienstes MIT, Hakan Fidan, festnehmen, weil er in Erdogans Auftrag in Oslo mit 
PKK-Vertretern über einen Waffenstillstand verhandeln sollte. Das erregte den Zorn des 
Regierungschefs, der fortan den „Staat im Staate“ brandmarkte. Hinzu kommt, dass sich die 
AKP vor der zunehmenden Macht der islamistischen „Gülen-Bewegung“ fürchtet, mit der sie 
lange Zeit zusammenarbeitet hat. Inzwischen sind zahlreiche Mitglieder dieser Bewegung im 
Polizei- und Justizapparat fest etabliert - so auch in der Sondergerichtsbarkeit. Deshalb plant 
die Erdogan-Regierung deren Auflösung. 

Allerdings sollen ähnliche Gerichte für Terrorverfahren auf dezentraler Ebene eingeführt 
werden. 

Die Opposition klagt derzeit dagegen, dass die laufenden Prozesse weiterhin vor 
Sondergerichten stattfinden. 

(taz v. 5.7.2012/AzadT) 

Ermordung von Orhan Pamuk geplant 
Inhaftierter beschuldigt ehemaligen Polizeispitzel 


Yasin Hayal, wegen seiner Verwicklung in den Mord an dem armenisch-stämmigen Journalisten Hrant Dink im 
Jahre 2007 zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilter Rechtsextremist, äußerte gegenüber der Zeitung 
Taraf, dass es Pläne gegeben habe, auch den Schriftsteller und Literaturpreisträger Orhan Pamuk zu töten. 
Nur wegen der internationalen Welle der Empörung nach dem Anschlag auf Dink sei der Plan aufgegeben 
worden. 

Hayal beschuldigte einen ehemaligen Polizeispitzel, die Ermordung von Orhan Pamuk vorbereitet zu haben. 
(NDv. 5.7.2012/Azadi) 


Gouverneur verbietet Demonstration zur Freilassung von Abdullah Öcalan 
BDP-Vorsitzender Demirtas: Wir beugen uns nicht dem Faschismus der AKP 

Eine von der kurdischen „Partei für Frieden und Demokratie“ (BDP) in Diyarbakir für den 14. Juli geplante 
Demonstration für die Freilassung von Abdullah Öcalan wurde vom zuständigen Gouverneur untersagt. Etwa 
10 000 Sicherheitskräfte waren für die Umsetzung des Verbots zusammengezogen worden. Die Bevölkerung 
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versammelte sich zu dezentralen Demos in den Stadtvierteln und wurde von der Polizei mit Gasgranaten, 
Wasserwerfern und Knüppeln angegriffen. Die Parlamentarierin Pervin Buldan wurde dabei ebenso schwer 
verletzt wie zwei weitere BDP-Abgeordnete und der Oberbürgermeister von Diyarbakir, Osman Baydemir, die 
im Krankenhaus behandelt werden mussten. Trotz aller Angriffe und über 60 Festnahmen konnte ein 
Sitzstreik am Sümer-Park durchgeführt werden. Der BDP-Vorsitzende Selahattin Demirtas erklärte: „Es ist 
heute deutlich geworden, dass dieses Volk sich dem Faschismus der AKP nicht gebeugt hat und nicht beugen 
wird.“ 

(jwv. 16.7.2012/ AzadT) 

Öcalans Verteidiger innen wegen angeblicher PKK-Unterstützung vor Gericht 
Europäische Juristinnen und Juristen fordern Freilassung aller politischen 
Gefangenen und Einstellung der Verfahren 

Fast 50 Anwälte des seit Februar 1999 in Isolationshaft gehaltenen PKK-Vorsitzenden Abdullah Öcalan 
stehen seit dem 16. Juli vor Gericht. Die Anklage verdächtigt die Verteidigerjnnen, die verbotene PKK 
unterstützt zu haben. So sollen sie bei ihren Besuchen auf der Gefängnisinsel Imrali bei Istanbul Mitteilungen 
von Herrn Öcalan entgegengenommen und anschließend verbreitet haben. Die Anklage fordert Haftstrafen 
von bis zu 22 Jahren. 

In ihrer Pressemitteilung vom 30. Juni protestiert die Europäische Vereinigung von Juristinnen und Juristen für 
Demokratie und Menschenrechte in der Welt (EJDM) gegen die fortgesetzte Arrestierung der Anwältinnen und 
Anwälte von Herrn Öcalan sowie der etwa 8 000 Politikerjnnen, Gewerkschafterjnnen, Journalistinnen und 
Journalisten, Künstlerinnen, Studierenden und Menschenrechtsaktivistinnen und -aktivisten, die in der Türkei 
seit 2009 Opfer von Massenverhaftungen geworden sind. Die Vereinigung kündigt an, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten die Prozesse zu beobachten. Sie fordert die Freilassung aller politischen Gefangenen in der 
Türkei, einschließlich von Abdullah Öcalan, die Einstellung aller politisch motivierter Verfahren, insbesondere 
die Prozesse gegen die Abgeordnete Leyla Zana, den IHD-Vizepräsidenten Muharrem Erbey und den 
Vorsitzenden der Gewerkschaft KESK, Lami Özgen. Ferner fordern die europäischen Juristinnen und Juristen 
die Streichung der gesetzlichen Grundlagen für derartige Verfahren in der türkischen Verfassung und im 
Strafrecht sowie eine Rehabilitierung und Entschädigung der Opfer dieser strafrechtlichen Verfolgung. 
Außerdem soll eine internationale unabhängige Untersuchung herausfinden, wer die verantwortlich ist für die 
massenhaften Festnahmen und die Verletzung fundamentaler Menschenrechte. Email: 
thomas.schmidt(a>eldh.eu ; website: www.eldh.eu 
(Erklärung der EJDM/ND v. 30.6.,17.7.2012) 

Kampagne: Keine Lieferung von Drohnen an die Türkei ! 

Kurdisch-amerikanische Organisationen und verschiedene Persönlichkeiten haben eine Kampagne gegen den 
weiteren Verkauf militärischer Drohnen an die Türkei gestartet und damit begonnen, emails an die 
Abgeordneten des US-Kongresses zu schicken. Während eines NATO-Treffens im Mai hatte Staatspräsident 
Abdullah Gül dem US-Präsidenten entsprechende Angebote unterbreitet, woraufhin dieser erklärt habe, sich 
für einen Verkauf einsetzen und den Kongress hiervon überzeugen zu wollen. 

Erst im Dezember 2011 sind im Grenzgebiet zu Südkurdistan (Nordirak) 34 zumeist kurdische Jugendliche 
aus dem Dorf RoboskT durch einen gezielten Drohnenangriff (des Typs Predator) der türkischen Luftwaffe 
getötet worden; sie war durch Geheimdienstinformationen der USA auf die Gruppe der Grenzhändler mit ihren 
Maultieren aufmerksam gemacht worden. 

(ANF/ISKU v. 19.7.2012/AzadT) 

Gericht in Diyarbakir verbietet kurdische Namen von Grünanlagen 

Während Ministerpräsident Tayyip Erdogan noch 2009 eine “demokratische Öffnung” gegenüber der 
kurdischen Bevölkerung angekündigt hatte, hat das Verwaltungsgericht Diyarbakir nun verboten, einem 
Kulturzentrum und 19 Parks in dieser Stadt kurdische Namen zu geben: Hiervon betroffen ist z.B. das 
Kulturzentrum, das nach dem 1984 verstorbenen kurdischen Dichter Cegerxwin benannt worden ist, 
desweiteren der Asiti Park (Friedenspark), Yek Gulan Park (1. Mai-Park) oder auch der Jiyanan Azad Park 
(Park der freien Frauen). Das Gericht befand, es handele sich bei den Namen um eine andere als die 
türkische Sprache. Verurteilt wurde zudem die Verwendung der Buchstaben X, Q und W, die es im 
kurdischen, nicht aber im türkischen Alphabet gibt. 

Scharfer Protest regte sich ferner gegen das verhängte Namensverbot für den „Kongress für eine 
demokratische Gesellschaft“, ein Dachverband kurdischer Vereinigungen und Kommunen. 

(jwv. 25.7.2012/AzadT) 
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„Stille“ Treffen in Berlin über Zukunft Syriens 
US-Strippenzieher im Hintergrund 

Laut “eigener Recherche” berichtet MESOP darüber, dass seit Januar 2012 in Berlin “in aller 
Stille“ eine intensive Planung für die erwartete Neustrukturierung und Entwicklung in Syrien” 
stattgefunden habe, an der „ca. 40 namhafte Mitglieder der syrischen Opposition“ 
teilgenommen hätten. Darunter hätten sich „auch vier Vertreter syrisch-kurdischer Parteien, 
zwei davon aus der Bundesrepublik Deutschland“ befunden. Gastgeber war MESOP zufolge 
die Stiftung Wissenschaft und Politik und Financier dieser „Dauer Meetings“ das US-State 
Department. Geleitet habe das Projekt mit dem Titel „The Day After / Supporting a Democratic 
Transition in Syria“ der Vertreter vom US-lnstitute for Peace (USIP), Steven Heydemann. Es sei 
bei diesen Treffen insbesondere um das „telly spotting“ gegangen, die Suche nach geeigneten 
Personen für eine Regierung nach Assad. An den offenbar „stillen“ Verhandlungen seien neben 
dem State Department das Außenministerium der Schweiz sowie holländische und 
norwegische NGOs beteiligt gewesen. 

Die Ergebnisse der Treffen seien „direkt“ mit Hilfe des State Departments an die Arabische 
Liga, die „Freunde Syriens“ sowie an Kofi Annan und an die syrische Opposition weiter 
vermittelt worden. 

(MESOP v. 22.7.2012/AzadT) 

Kurden in Westkurdistan sehen Phase des revolutionären Sieges 
gekommen 

Gemeinsame Zukunft aller Völker Syriens angestrebt 


Die Volksräte für eine Demokratische Gesellschaft in Westkurdistan (TEV-DEM) veröffentlichte 
eine Erklärung zur aktuellen Entwicklung und einer von Damaskus unabhängigen Kontrolle der 
Kurden in einigen Städten Westkurdistans (Nordsyrien). Darin heißt es u. a.: 

„Wir befinden uns in einer historischen Phase, in der in Westkurdistan und in Syrien die Völker 
für eine demokratische und freie Zukunft kämpfen. [...] Es ist die Phase des revolutionären 
Sieges. Aber wir müssen auch sehr vorsichtig sein und dürfen nicht die Kontrolle über den 
Widerstand verlieren. Denn die Gegner werden auch keine Möglichkeit ungenutzt lassen, um 
Provokationen vom Zaun zu reißen. Wir werden dem entgegentreten, indem wir die 
demokratische Organisierung des Volkes weiter intensivieren. [...] 

Wir rufen das kurdische Volk in den Metropolen Syriens dazu auf, ihre Organisierung im Sinne der Linie 
.Demokratisch Autonomes Westkurdistan - Demokratisches Syrien 1 weiter zu stärken. [...] 

Wir rufen auch die in Kurdistan lebenden Araber, Armenier, Assyrer und Chaldäer dazu auf, ihre 
Selbstorganisierung voranzutreiben und sich mit ihren Farben am demokratischen Widerstand der Völker 
Westkurdistans zu beteiligen. Wir treten für eine gemeinsame Zukunft aller Völker Syriens in einem 
demokratischen Syrien ein.“ 

Der Vorsitzende der kurdischen Partei für Demokratische Einheit (PYD) erklärte, dass die kurdische Seite zu 
niemandem eine Feindschaft hege. Die Verteidigungskomitees des Volkes hätten in der Stadt KobanT alle 
staatlichen Institutionen eingenommen, wobei es zu keinerlei gewalttätigen Auseinandersetzungen gekommen 
sei. Die „Freie Syrische Armee“ habe in den von Kurden bewohnten Städten bislang nicht Fuß fassen können. 
PYD, TEV-DEM und die dritte kurdische Kraft, der Nationalrat, haben sich auf eine Zusammenarbeit 
verständigt. Mit friedlichen Mitteln wollen sie ein Ende der Regierung Assads erreichen. 

(ANF/ISKU/Roj News Agency v. 19., 22.7.2012/AzadT) 


Jan van Aken: Bundesregierung liefert Waffen in fast jedes Land der Welt 
G 3-Gewehre in den Händen der Aufständischen in Syrien / Türkei produziert in 
Lizenz 

„Eine detaillierte Vorschrift über die Art der Kennzeichnung von Kriegswaffen ist wegen der Verschiedenheit 
der betroffenen Kriegswaffen aus Sicht der Bundesregierung kaum praktikabel“, antwortete das 
Wirtschaftsministerium auf eine Nachfrage von Journalisten des ARD-Magazins „Kontraste“. Der 
Abgeordnete der Linksfraktion, Jan van Aken empört sich darüber, dass die Regierung immer wieder „fast 
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jede Waffe in fast jedes Land der Welt liefern“ lasse, „egal, ob an Menschenrechtsverletzer oder 
in Kriegsgebiete“. Die Behauptung, es gebe strenge Exportkontrollen, so der ehemalige UN- 
Waffeninspektor, sei „scheinheilig“. Bundeskanzlerin Merkel und Außenminister Westerwelle 
sollten „sich schämen, das Wort Abrüstung auch nur noch in den Mund zu nehmen“. 

Während in den Rüstungsexportberichten der Bundesregierung erst rückwirkend über 
Waffenlieferungen reportiert wird, ist zumindest der Export von Kleinwaffen vorab im Bericht der 
UNO nachzulesen. Danach hat Deutschland im Jahre 2011 ohne Skrupel an die Regime in 
Indonesien, die Vereinigten Arabischen Emirate und nach Saudi-Arabien (1233 
Maschinenpistolen und 4213 Sturmgewehre) geliefert. Die Bundesregierung ist entgegen ihren 
Beteuerungen nicht in der Lage, dafür zu garantieren, dass die Waffen nicht im Innern 
eingesetzt werden oder in Kriegsgebieten wie Syrien, auftauchen. Dass dies so ist, belegen 
Videos aus Syrien, in denen zumindest deutsche G 3-Sturmgewehre in Händen von 
Aufständischen zu sehen sind. Diese Waffen werden in Lizenz in der Türkei hergestellt. Auch 
die „neutrale“ Schweiz musste jüngst zur Kenntnis nehmen, dass Kämpfer der so genannten 
Freien Syrischen Armee auch Handgranaten des schweizerischen Rüstungskonzerns RUAG 
werfen, die offenbar aus Lieferungen an die Vereinigten Arabischen Emirate stammen. 

(ND v. 23.7.2012/AzadT) 

Scholl-Latour: Umsturz in Syrien wird von außen betrieben 
Christen droht Gefahr nach Machtergreifung durch Salafisten 

„Viele Hunde sind des Hasen Tod. Der Umsturz und Fall des Regimes erfolgen nicht von innen 
her. Er wird systematisch von außen betrieben,“ erklärt Peter Scholl-Latour in einem Interview 
mit dem Internetportal der Münchener Tageszeitung „Merkur“ zur Lage im Nahen Osten. Auf die 
Frage, was die Christen zu befürchten hätten, sagt der Publizist u.a.: „Das ist im Fall Syrien der 
eigentliche Skandal. Der Westen kümmert sich nicht im geringsten um das Schicksal der 
syrischen Christen - immerhin zehn Prozent der Bevölkerung. Den Christen wird es nach einer 
Machtergreifung durch die Salafisten ebenso ergehen wie einst den Christen im Irak, von denen 
die Hälfte bereits geflohen ist. Bei aller Kritik darf man nicht vergessen, dass das Assad-Regime 
das einzige säkulare im gesamten Orient war. Es gab in Syrien sogar einen christlichen 
General, der erst kürzlich umgebracht worden ist.“ Wer hinter den Aufständischen in Syrien 
steht, erklärt Scholl-Latour: „Saudi-Arabien, Katar, die Türkei und natürlich die USA. Nicht zu 
vergessen die Europäer, die ebenfalls kräftig mitmischen. Sie sind vor allem verbal immer in 
vorderster Front zu finden. [...] Sanktionen sind wenig sinnvoll, weil sie in erster Linie die armen 
Bevölkerungsteile treffen. Und nicht die führenden Schichten.“ 

Die Frage danach, warum gerade die USA soviel Interesse an einem Sturz Assads habe, 
beantwortet er so: „Der eigentliche Zweck dieses Umsturzes - und deshalb sind auch die 
Amerikaner so intensiv beteiligt - ist das Verhindern einer Achse. Unterbunden werden soll, 
dass der Iran über den Irak [...] und über die Alewiten in Syrien, die ebenfalls Teheran 
nahestehen, die bereits enge Verbindung zur Hisbollah im Libanon ausbaut. Dort ist sie im 
Süden die stärkste und landesweit die kontrollierende Kraft. Sie ist so stark, dass sie im Jahre 
2006 sogar die Israelis Zurückschlagen konnte.“ 

(merkur online/jw v. 24.7.2012/AzadT) 


UN-Konferenz zur Begrenzung des internationalen Waffentransfers 

Ziel einer am 2. Juli eröffneten UN-Konferenz in New York soll die Begrenzung des weltweiten 
Waffenhandels sein und die Unterzeichnung eines internationalen Abkommens. Das Deutsche 
Rote Kreuz (DRK) hofft auf ein Verbot von Waffenlieferungen, „wenn zu erwarten ist, dass der 
Empfänger von Waffen vorhat, Kriegsverbrechen damit zu begehen“. Es sei Aufgabe der 
exportierenden Staaten zu prüfen, ob das Risiko von Völkerrechtsverletzungen vorliegt. 
Amnesty International (AI) fordert die Verknüpfung von globalem Waffenhandel mit einem 
rechtlich verbindlichen Vertrag zur Einhaltung der Menschenrechte. Nach Expertenschätzungen 
gibt es weltweit allein 900 Millionen Handfeuerwaffen. Den Vereinten Nationen zufolge sterben 
jährlich 200 000 bis 400 000 Menschen durch Waffen. Auf 300 000 Milliarden Dollar beziffert 
sich der globale Handel, wobei allein auf die USA über 30 Prozent fallen. Deutschland ist zum 
drittgrößten Rüstungsexporteur „aufgestiegen“. Das DRK hält es für erforderlich, in einen neuen 
Vertrag auch den Handel mit Munition aufzunehmen und kritisiert, dass die USA dies mit 
Verweis auf die Schusswaffenrechte ihrer Bürger verhindert. China und andere Staaten lehnen 
eine Erfassung von Waffenelementen, die in den Empfängerländern zusammengebaut werden, 
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ab. Dennoch sieht Al-Generalsekretär Wolfgang Grenz durchaus Chancen für ein 
umfassendes Abkommen, weil es immerhin von einer Mehrheit der 193 UN-Mitglieder 
unterstützt werde. 

Einen historischen Durchbruch hat die UN-Konferenz nun doch nicht gebracht. Insbesondere 
am Widerstand der USA, Russland und China scheiterte in letzter Minute ein völkerrechtlich 
verbindliches Abkommen, (dapd v. 30.7.2012) 

(ND 2.,3.7.2012/AzadT) 

Tod von Arafat durch radioaktives Gift? 

Knapp acht Jahre nach dem Tod von Yasser Arafat, kam eine vom Nachrichtensender Al- 
Dschasira in Auftrag gegebene Untersuchung zu dem Schluss, dass der 
Palästinenserpräsident möglicherweise durch radioaktives Gift ums Leben gekommen sei. 
Kleidungsstücke und andere Gegenstände, die Arafat in den Tagen vor seinem Tod getragen 
hatte, sind von einem auf Strahlenschutz im medizinischen Bereich spezialisierten Institut in 
Lausanne/Schweiz untersucht worden. Dieses stellte erhöhte Werte des radioaktiven Stoffes 
Polonium 210 fest, mit dem im Jahre 2006 auch der russische Ex-Geheimdienstagent 
Alexander Litwinenko in London getötet worden war. Arafats Witwe Suha hat sich damit 
einverstanden erklärt, einer Exhumierung von Arafats Leiche zuzustimmen, die das Institut für 
erforderlich hält, um zu einer abschließenden Beurteilung zu gelangen. Ein Sprecher des 
derzeitigen Präsidenten Mahmud Abbas sagte, dass es keine religiöse oder politischen 
Gründe geben könne, den Tod von Yasser Arafat vollständig aufzuklären. 

Der frühere PLO-Führer war im November 2004 im Alter von 75 Jahren in einem Krankenhaus 
in Clamart/Frankreich gestorben. 

(ND v. 5.7.2012/AzadT) 

Abschreckungsurteile wegen Proteste zum G 8-Gipfel 2001 in Genua 

Der Kassationsgerichtshof in Rom hat gegen vier Teilnehmer an der Demonstration zum G8- 
Gipfel 2001 in Genua hohe Strafen verhängt. Ein Angeklagter muss für 14 Jahre in Haft, drei 
weitere erhielten Strafen zwischen zehn und zwölfeinhalb Jahren wegen Beteiligung an den 
Unruhen, bei denen auf Seiten der Protestierenden auch Carlo Giuliani von der Polizei 
erschossen worden war. Die Verurteilungen erfolgten aufgrund eines Paragrafen gegen 
„Verwüstung und Plünderung“, der aus der Mussolini-Zeit stammt und Haftstrafen bis zu 15 
Jahren vorsieht. Eine Berufung gegen die Urteile sind nicht möglich. Die linke italienische 
Tageszeitung „II Manifesto“ wies darauf hin, dass selbst schwere Mafia-Verbrechen geringer 
bestraft würden. Wie die taz ausführt, toppt die italienische Klassenjustiz selbst noch die 
Türkei, wo die bloße Teilnahme an unerwünschten Demos in der Regel mit maximal sieben 
Jahren Haft bestraft wird. Sozialproteste gegen die angeblich der Eurokrise geschuldeten 
neoliberalen Umstrukturierungen vor allem in Südeuropa sollen durch Polizei und Justiz 
konsequent unterbunden und kriminalisiert werden. 

(taz v. 6.,15.7.2012/AzadT) 

„Wanted“ 

Zentrum für Politische Schönheit will Waffenhändler in Haft sehen 

„Wir dürfen nicht länger dazu aufrufen, die Eigentümer des Panzerkonzerns Krauss- 
Maffei/Wegmann, der illegal und höchst kriminell 800 Panzer nach Saudi-Arabien exportieren 
will, in Haft zu bringen. Saudi-Arabien ist eine der schlimmsten Diktaturen der Erde. Die 38 
Besitzer des Unternehmens, das dieses Regime mit Panzern beliefert, verstoßen gegen das 
Kriegswaffenkontrollgesetz. Dafür gehören sie ins Gefängnis. Wir sammeln derzeit Spenden 
für einen juristischen Gegenschlag. Danach legen wir offen, was wir gegen sie in der Hand 
haben.“ Dies erklärt Philipp Ruch in einem Gespräch mit der jungen weit. Er ist Gründer und 
Aktivist der Künstlergruppe „Zentrum für Politische Schönheit“, die im Mai in einer viel 
beachteten öffentlichen Kampagne eine Belohnung von 25 000 Euro für sachdienliche 
Hinweise über illegale Machenschaften des Krauss-Maffei/Wegmann-Konzerns ausgerufen 
hatte. Gegen dieses Projekt ließ der größte Eigentümer, Rüdiger von Braunbehrens, der 
Anteile im Wert von über 90 Millionen Euro hält, eine Unterlassungserklärung erwirken. Der 
„Altlinke“ Braunbehrens hat laut Philipp Ruch während der 1968er-Studentenbewegung „noch 
gegen den Vietnam-Krieg protestiert“. Gegenüber dem ND sagte der Zentrumsgründer auf die 
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Frage, wie er seine Kampagne fortsetzen wolle: „Es kann nicht angehen, dass reiche Waffenhändler uns 
verklagen. Wir brauchen dringend Spenden für den juristischen Gegenschlag. Die können eingezahlt werden 
auf ein Konto der 

GLS-Bank, Kontoinhaber: Initiative für die Verteidigung der Menschlichkeit e.V., 

Konto-Nr. 1115471800, BLZ: 430 60 967; www.25000-euro.de 

(ND/jwv.23.,24.7.2012/AzadT) 
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Wofür brauchten wir eure Mitgliedsbeiträge, Zuwendungen und 
Spenden? 

Im Juli hat AZADl über sieben Anträge entschieden und insgesamt einen Betrag von 2 . 464,37 € 
bewilligt. Bei den Fällen handelte es sich um (teilweise eingestellte) Verfahren wegen 
Widerstands, Besetzungsaktionen, Verstoßes gegen das Vereinsgesetz, Klage gegen Auflagen 
einer Demonstration (Öcalan-Fahnen) und Beschwerdeverfahren im Zusammenhang mit einem 
politischen Betätigungsverbot (Verwaltungsgericht). 
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§ 129 b-Prozess gegen den kurdischen 
Aktivisten Ali Ihsan Kitay vor dem OLG in 
Hamburg eröffnet 

A m Montag den 13. August begann vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) in Hamburg das Verfahren gegen den kurdischen Politiker 
und Aktivisten Ali Ihsan Kitay. Es handelt sich um eines von drei 
Pilotverfahren. 

Seit dem 12. Oktober 2011 befindet sich Ali Ihsan Kitay in Hamburg 
wegen des Vorwurfs der „Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereini¬ 
gung“ gemäß § 129b Strafgesetzbuch (StGB) in Untersuchungshaft. Kon¬ 
krete Straftaten oder Anschläge in Deutschland werden ihm nicht vorge¬ 
worfen. Zur Last gelegt wird i hm wie weiteren Kurden, leitende Funktio¬ 
nen innerhalb verschiedener PKK- Strukturen eingenommen zu haben. 

Ihm wird vorgeworfen, sich von Mai 2007 bis Mitte September 2008 in 
Hamburg, Kiel, Bremen, Oldenburg und an weiteren Orten in der Bun¬ 
desrepublik Deutschland sowie im Nord-Irak als Mitglied an einer „terro¬ 
ristischen Vereinigung im Ausland“ beteiligt zu haben. In diesem Rahmen 
soll er als Kader der PKK und der CDK ab Mai 2007 das Gebiet Ham¬ 
burg und ab Juni 2007 zusätzlich die Region Hamburg geleitet und die 
Organisation durch Spendensammlungen und Durchführung von 
Demonstrationen „die öffentliche Meinung zugunsten der PKK“ beein¬ 
flusst und unterstützt haben. 

Vor Prozessbeginn fand vor dem Gerichtsgebäude eine Solidaritäts¬ 
kundgebung statt, an der etwa 100 Menschen teilnahmen. Sie forderten die 
Freilassung von Ali Ihsan Kitay und aller anderen Inhaftierten nach § 129b. 

Anträge der Verteidigung - vertagt und abgelehnt 

Kitays Verteidigerin Cornelia Ganten-Lange und ihr Kollege Carsten Geri- 
cke stellten zwei Anträge: 

Einmal forderten sie die Einstellung des Verfahrens, weil das Gericht 
anderenfalls beurteilen müsse, ob der Kampf der PKK als Terrorismus 
oder als Freiheitskampf zu bewerten sei. Sie stellten insbesondere die 
Rechtmäßigkeit der Ermächtigungserteilung des Bundesjustizministeriums 
(BMJ) zur Strafverfolgung gemäß § 129b StGB in Frage. Diese Entschei¬ 
dung sei deshalb als „krasser Ermessensausfall“ zu bezeichnen, weil alle 
menschenrechtlichen und Aspekte des Völkerrechts außer Acht gelassen 
worden seien. Als Entscheidungsgrundlage habe dem BMJ lediglich die 
völlig einseitige Sichtweise der BAW gedient. Weder sei auf den geschicht¬ 
lichen Hintergrund des türkisch-kurdischen Konflikts eingegangen noch 
auf die gesellschaftliche Realität in der Türkei und die Kontinuität staatli¬ 
cher Gewaltakte gegen die kurdische Bevölkerung. Vollkommen ausge- 
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blendet seien bis in die Gegenwart fortgesetzte 
schwerste Menschenrechtsverletzungen und Kriegs¬ 
verbrechen. 

Rechtsanwalt Carsten Gericke veranschaulichte 
anhand einer Vielzahl von Beispielen die Dimension 
dieser staatlichen Gewalt. 

Das Gericht vertagte die Entscheidung über die¬ 
sen Antrag auf einen „angemessenen Zeitpunkt“. 

Zu diesem Aspekt hatte Cornelia Ganten-Lange 
vor Prozesseröffnung gegenüber dem Soli-Bündnis 
erklärt: 

„Sehenden Auges und politisch gewollt führt 
§ 129 b StGB damit zur Politisierung und Instrumen¬ 
talisierung der Strafjustiz - ein Novum deutscher 
Rechtsgeschichte. Es wird damit der Regierung ein 
breiter Spielraum gegeben, die strafrechtliche Verfol¬ 
gung nach strategischen und außenpolitischen Inte¬ 
ressen zu steuern. In der strafrechtlichen Literatur 
wird dies auch durchaus kritisch gesehen. Die Liby¬ 
sche Nationale Befreiungsfront oder auch die Freie 
Syrische Armee werden trotz der von ihnen einge¬ 
setzten Waffengewalt nicht als terroristische Vereini¬ 
gung 4 zur Begehung von Mord und Totschlag einge- 
stuft, sondern seitens der Bundesregierung als legi¬ 
time bewaffnete Organisationen angesprochen und 
unterstützt.“ 

In ihrem zweiten Antrag kritisierte die Verteidi¬ 
gung eine unzureichende Akteneinsicht und 
bezeichnete dieses Vorgehen als massiven Verstoß 
gegen die Grundsätze der „Waffengleichheit“ und 
gegen ein faires Verfahren. Zurückgehalten habe die 
BAW im wesentlichen Akten des Bundeskriminal¬ 
amtes (BKA) hinsichtlich der Befragung von Zeu¬ 
gen, weshalb der Prozess bis zur Nachreichung der 
Akten ausgesetzt werden müsse. „Die BAW hält mit 
Absicht Erkenntni s se und Akten zurück, um diese, 
wenn es ihr passt, aus dem Hut zu zaubern“, so 
Rechtsanwalt Gericke. 

Ohne nachvollziehbare Begründung wurde dieser 
Antrag vom Gericht abgelehnt. 


20 Jahre in türkischen Gefängnissen 

Ali Ihsan Kitay: Internationale 
Persönlichkeiten müssen sich 
stärker für Konfliktlösung ein- 
setzen 

Am Nachmittag gab Ali Ihsan Kitay 
eine politische Erklärung ab. 

Er schilderte eindrücklich die 
Realität in den kurdischen Provinzen 
der Türkei und sagte u. a.: „Jeder 
Mensch ist ein soziales Wesen, das 
durch seine Bezüge zu anderen Men¬ 
schen lebt und er hat das Recht, sich 
in solchen Beziehungen zu finden. 
Dieser Findungsprozess spielt sich insbesondere in 
der Jugend ab. Je weiter entfernt eine Gesellschaft 
von sozialen Idealen ist, um so schwieriger ist dieser 
Prozess.“ Er skizzierte die Schwierigkeiten der 
Betroffenen in Ländern wie der Türkei, sich als Per¬ 
sönlichkeit zu entwickeln, wenn sie ständig mit 
Gewalt bedroht und durch staatliche Kräfte unter¬ 
drückt werden. Diese Erfahrungen habe er selbst seit 
seiner Kindheit machen müssen. Zahlreiche Famili¬ 
enmitglieder seien gefoltert und ermordet worden. 
Als Jugendlicher habe er sich deshalb positionieren 
müssen und sich nach langem i nn erlichen Dialog für 
den Widerstand entschieden. Anderenfalls sei nur 
der Weg der Unterordnung unter die staatliche 
Gewalt und damit die Wahrscheinlichkeit, zerbro¬ 
chen zu werden, geblieben. Sein Entschluss, sich der 
PKK anzuschließen, sei ihm insbesondere wegen sei¬ 
ner engen Beziehung zur Mutter schwer gefallen. 

Insgesamt habe er nach mehrmaligen Verhaftun¬ 
gen 20 Jahre in türkischen Gefängnissen verbringen 
müssen und vielfach schwere Folterungen durchlit¬ 
ten. „Es fällt mir nicht leicht, über diese Erlebnisse 
zu sprechen oder zu schreiben. Immer wieder kom¬ 
men mir dann die Bilder ins Gedächtnis, wenn das 
Unterbewusstsein erst mal geweckt ist. Ich wurde 
über Tage mit verbundenen Augen gefoltert, wurde 
getreten und mit Gegenständen und Fäusten 
geschlagen, neben meinem Kopf wurden Schusswaf¬ 
fen abgefeuert, meine Hoden gequetscht. Ich wurde 
an den Füßen aufgehängt und mit Druckwasser¬ 
schläuchen und Elektroschocks gefoltert. Mehrfach 
hat man mir den Tod angedroht. [...] 

Man kann zwar die Praktiken beschreiben, aber 
was das mit einem Menschen macht, das kann man 
mit Worten nicht fassen. Nur meine Hoffnung und 
meine Überzeugung, dass ich für den Frieden und 
die Gerechtigkeit kämpfe, haben mich am Leben 
gehalten.“ 

Zu keinem Zeitpunkt hat Ali Ihsan Kitay eine 
Aussage gemacht. Weil er nach seiner letzten Haft- 
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entlassung erneut und systematisch bedroht und 
immer wieder in Gewahrsam genommen worden 
war, sei er nach Deutschland geflohen, wo er als 
politischer Flüchtling anerkannt worden sei. „Kein 
Mensch verlässt freiwillig seine Familie und 
Freunde. Diejenigen, die man liebt, in der Fleimat 
zurückzulassen, ist sehr schwer. Wenn man aber 
ständig bedroht wird, gibt es keinen anderen Aus¬ 
weg,“ so der 47-Jährige. 

Es sei der türkische Staat, der „mit einer Spirale 
der Gewalt eine Lösung des Konflikts unmöglich“ 
mache. „Jeder Mensch in den kurdischen Provinzen 
des Landes muss sich zu dem Konflikt positionie¬ 
ren. Vielen bleibt nur der Weg in die Berge oder ins 
Exil. Die internationalen Persön li chkeiten müssen 
sich viel stärker dafür einsetzen, dass die Politik der 
Gewalt des türkischen Staates ändert, sonst wird das 
Dilemma - das endlose Sterben und Leiden - wei¬ 
ter fortgesetzt.“ Seit Anfang des Jahres 2000 strebe 
die kurdische Bewegung die Demokratische Auto¬ 
nomie als Gesellschaftsmodell an. „Das bedeutet 
das gleichberechtigte Zusammenleben sämtlicher 
Bevölkerungs- und Religionsgruppen innerhalb der 
Grenzen der Staaten Türkei, Irak, Iran und Syrien 
und eine Demokratisierung der jeweiligen Gesell¬ 
schaften,“ erklärte Ali Ihsan Kitay. 

Haftbedingungen in Deutschland 

Der Aktivist der kurdischen Bewegung saß ohne 
rechtliche Grundlage seit seiner Lestnahme am 12. 
Oktober 2011 bis Juni 2012 in Isolationshaft; auf¬ 
grund von Beschwerden seiner Verteidiger/in ist er 
i nz wischen im Normalvollzug. Die Gespräche mit 
Besucherinnen und Besuchern finden hinter einer 


Trennscheibe im Beisein von Beamten des Landes¬ 
kriminalamtes (LKA) statt und werden film isch auf¬ 
gezeichnet. Die Post einschließlich der Verteidiger¬ 
post wird überwacht. Aufgrund der Dunkelheit sei¬ 
ner Zelle hat Ali Ihsan Kitay mittlerweile Sehstörun¬ 
gen. 

Neue Verfolgungsstrategie gegen kurdische 
Bewegung 

Der Bundesgerichtshof (BGH) entschied am 28. 
Oktober 2010, dass zukünftig der Paragraph 129b 
des Strafgesetzbuches - »Mitgliedschaft in einer kri¬ 
minellen oder terroristischen Vereinigung im Aus¬ 
land« - auch gegen die PKK und deren Nachfolge¬ 
organisationen angewandt werden soll. Als eine sol¬ 
che Nachfolgeorganisation ist nach Ansicht der 
Bundesanwaltschaft (BAW) auch die KCK 
(Gemeinschaft der Gesellschaften Kurdistans) zu 
betrachten. Bisher erfolgten Verurteilungen gegen 
Kurdinnen und Kurden nach § 129 StGB (Mitglied¬ 
schaft in einer kriminellen Vereinigung) oder nach 
dem Vereinsgesetz. § 129 b StGB ermöglicht nun¬ 
mehr der Exekutive, maßgeblichen Einfluss auf die 
Strafverfolgung zu nehmen. 

In dem jetzigen wie den folgenden Verfahren 
wird es also darum gehen, ob der Kampf gegen lang 
anhaltendes Unrecht und um ein Selbstbestim¬ 
mungsrecht legitim und völkerrechtlich zulässig und 
gerechtfertigt ist. Dies wird bezüglich der PKK, im 
Gegensatz zu den o.g. libyschen oder syrischen 
Organisationen, aus rein strategischen Gründen sei¬ 
tens des Bundesjustizministeriums (BMJ) und des 
BGH verneint. 

Hintergrund 

Seit 2007 hat die türkische Regierung die Repres¬ 
sion gegen die kurdische Bewegung in der Türkei 
auf allen Ebenen verstärkt. Folter und extralegale 
Hinrichtungen gegen Zivilpersonen haben beson¬ 
ders in den letzten drei Jahren zugenommen (1555 
angezeigte Fälle von Folter im Jahr 2011); fast jeden 
Tag finden Militäroperationen in der Türkei und 
sogar völkerrechtswidrig im Nordirak statt. Seit den 
Kommunalwahlen 2009 ließ die Regierungspartei 
AKP mehr als 8000 kurdische Politikerinnen und 
Aktivistinnen im Rahmen der „KCK Verfahren“ 
inhaftieren. Darunter 6 Parlamentarierinnen der 
pro-kurdischen Demokratischen Friedenspartei 
BDP, 33 Bürgermeisterinnen, über 1000 Frauenakti¬ 
vistinnen und mehr als 100 Journalistinnen. Gleich¬ 
zeitig kam es zu Massakern an der Zivilbevölkerung: 
Im Jahr 2010 wurden bei Hakkari Gecitli 9 Men¬ 
schen bei einem Anschlag von Sondereinheiten des 
Militärs getötet - 2011 starben bei einem in vollem 
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Bewusstsein auf Zivilisten durchgeführten Bombar¬ 
dement 34 Menschen in Uludere/Roboski. Weitere 
Kriegsverbrechen seitens der türkischen Armee aus 
der Zeit zwischen 2002 und 2011, brachten im 
November 2011 Angehörige von Opfern und 
Anwältlnnen in der Bundesrepublik, gemäß Völker¬ 
strafgesetzbuch in einer Anzeige gegen Ministerprä¬ 
sident Erdogan und die letzten drei Generalstabs¬ 
chefs vor Gericht. 

Bis 2011 hatte es zwar Gespräche von Regie¬ 
rungsvertretern mit Vertreterinnen der PKK in Oslo 
und mit Abdullah Öcalan auf der Gefängnisinsel 
Imrali (der eine Roadmap für den Frieden vorgelegt 
hatte) mit konkreten Ergebnissen gegeben. Diese 
wurden jedoch abgebrochen. Die AKP-Regierung 
wollte letztlich nicht hinnehmen, dass sie die Kon¬ 
trolle über die kurdischen Provinzen des Landes auf 
politischem Weg nicht erlangen kann. Die kurdische 
Bewegung ist dort sehr gut in der Bevölkerung ver¬ 
ankert. Mit dem Konzept der Demokratischen 
Autonomie wurden große Teile der Menschen poli¬ 
tisiert und von der BDP in die Gestaltung der 
Gesellschaft einbezogen. Seit 2007, als der AKP 
bewusst wurde, dass diese Entwicklung nicht mehr 
umkehrbar ist, begann sie schrittweise mit der 
gewalttätigen Eskalation des Konflikts. 

Der politische Hintergrund der Kriminalisierung 
mehrerer Kurdinnen gemäß § 129 b in der Bundes¬ 
republik ist deutlich. Es geht im gesamten Mittleren 
Osten um den Zugang zu Öl und Gasressourcen 
und die Absicherung der Transportwege. Die Türkei 
- mit der zweitgrößten NATO-Armee - wird als 
Bündnispartner und zukünftige Energiedrehscheibe 
gesehen, die islamisch-autoritäre AKP-Regierung 
unter Erdogan als demokratisch orientiert verklärt 
und als bestes Rollenmodell für die gesamte Region 
definiert. Emanzipatorische und vor allem gut orga¬ 
nisierte basisdemokratische Kräfte, die in der Bevöl¬ 
kerung verankert sind, wie die kurdische Bewegung 
und die PKK, sollen in einer strategisch wichtigen 
Region gerade im Hinblick auf die neokoloniale 
Neuaufteilung des Mittleren Ostens offenbar nicht 
geduldet werden. Weil die Bundesregierung eine 
hauptsächlich auf Profit orientierte Außen- und 
Sicherheitspolitik betreibt, wird auch in der Bundes¬ 
republik erneut mit erweiterter Repression gegen 
kurdische Aktivistinnen und Aktivisten vorgegan¬ 
gen. In diesem Rahmen wird der kurdischen Bewe¬ 
gung und der kurdischen Bevölkerung das Wider¬ 
standsrecht - gegen lang anhaltendes Unrecht, 
dokumentierte permanente Menschenrechtsverlet¬ 
zungen und den staatlichen Versuch der Vernichtung 
selbstbestimmter Kultur - aberkannt. Obwohl die 
PKK seit mehr als 10 Jahren auf einen Friedenspro¬ 
zess orientiert, wird ihr Widerstand im Gegensatz zu 
den o.g. Beispielen aus rein geostrategischen Moti¬ 
ven als terroristisch definiert. 


Weitere § 129b-Verfahren: 

13. September: Prozesseröffnung gegen Mehmet A. und 
Ridvan Ö. 

Neben Ah Ihsan Kitay sind weitere Kurden von Ver¬ 
fahren nach § 129 b StGB betroffen und angeklagt, 
so Mehmet A. und Ridvan Ö., deren Prozess am 13. Sep¬ 
tember vor dem Oberlandesgericht in Stuttgart-Stamm- 
heim eröffnet wird. Auch der hu April dieses Jahres 
festgenommene Abdullah S. befindet sich in U-Haft 
und soll vor dem OLG Düsseldorf angeklagt wer¬ 
den. Gegen Vezir T. läuft ebenfalls ein Verfahren 
nach § 129 b StGB. Er wurde aus persönlichen 
Gründen haftverschont. Metin A. befindet sich auf¬ 
grund eines Haftbefehls der Bundesrepublik 
Deutschland in der Schweiz in Auslieferungshaft. 
Sedat K. wurde aufgrund eines Festnahmeersuchens 
der Bundesanwaltschaft am 25. Juli von Frankreich 
nach Deutschland überstellt, wo ihm ebenfalls ein 
Verfahren nach § 129 b StGB droht. 

(PM Bündnis Freiheit für Ali Ihsan Kitay/Azadi v. 
10.8.2012/jw v. 11.8./Prozessbericht des Bündnisses 
v. 14.8.2012) 

Weitere Informationen: www.freealiihsan.tk 
Über die Hintergründe der § 129b-Prozesse sowie die 
Forderungen der kurdischen Bevölkerung und Bewe¬ 
gung ist unter dem Titel „Azadiyan Azadi! Freiheit oder 
Freiheit“ eine Broschüre erschienen, zu beziehen bei der 
Informationsstelle Kurdistan (ISKU), Stahltwiete 10, 
22761 Hamburg / email: free-ali-ihsan@riseup.net oder 
herunterzuladen unter: 

http://freiheitfueraliihsan.noblogs.org/files/2012/08/aliih 

san.broschuere.pdf 

Erläuterungen: 

PKK: Arbeiterpartei Kurdistans, gegründet 1978; Betäti¬ 
gungsverbot in der BRD: November 1993 
ERNK: Nationale Befreiungsfront Kurdistans, 1985 gegrün¬ 
det, ausschließlich politisch arbeitende Organisation der 
PKK in Europa, fiel 1993 ebenfalls unter das Verbot 
CDK: Kurdische Demokratische Gesellschaft, seit 2004 als 
Nachfolgerin der ERNK gegründet 
HPG: Volksverteidigungskräfte, im Jahre 2000 als Guerilla¬ 
verband gebildet 

KADEK: Kongress für Freiheit und Demokratie Kurdistans, 
2002 hervorgegangen aus der PKK 
K0NGRA-GEL: Volkskongress, 2003 hervorgegangen aus 
dem Kadek 

TAK: Freiheitsfalken Kurdistans, seit 2004, werden von den 
Strafverfolgungsbehörden trotz gegenteiligen Verlautbarun¬ 
gen der beiden Organisationen der PKK zugeordnet. 

KKK: Gemeinschaft der Kommunen Kurdistans, 2005 
gegründet 

KC: Gemeinschaft der Jugend, seit 2005 

KCK: Vereinigte Gemeinschaften Kurdistans, seit 2007 
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Prozess gegen Gülaferit Ünsal wegen 
mutmaßlicher DHKP-C-Mitgliedschaft 

Seit Ende Juli steht die türkische Kurdin Gülaferit 
Ünsal in Berlin-Moabit vor Gericht. Die Bundesan¬ 
waltschaft wirft ihr vor, Mitglied der Volksbefrei- 
ungspartei/front (DHKP-C) gewesen zu sein und 
zwischen 2002 und 2008 das Europa-Büro geleitet 
zu haben. Die Betätigung der Organisation ist in der 
Türkei und in Deutschland verboten und darüber 
hinaus auf der UN- und EU-Liste „terroristischer“ 
Vereinigungen gelistet - wie die tamilische LTTE 
oder die kurdische PKK. Laut Anklage sei die 
DHKP-C eine linksradikale Organisation, die den 
Umsturz der Türkei anstrebe, um ein kommunisti¬ 
sches Regime zu errichten. Die Aktivistin soll an der 
Beschaffung von Finanzmitteln für den bewaffneten 
Kampf beteiligt gewesen sein, weshalb die 42-Jährige 
mit einer Anklage nach § 129b StGB konfrontiert ist. 

Die Anklage gegen die 42-Jährige richtet sich 
nach dem § 129b StGB. Sie lebte seit 2008 in Thes¬ 
saloniki/Griechenland und wurde dort auf Antrag 
der Bundesanwaltschaft festgenommen und nach 
Deutschland überstellt. Seitdem befindet sie sich in 
Berlin in U-Haft. 

Am 3. August, dem dritten Verhandlungstag, hat 
ein Beamter des Bundeskriminalamtes (BKA) - ein 
Verbindungsmann zur griechischen Polizei - ausge¬ 
sagt, dass Ünsal als Waffenhändlerin durch einen 
anonymen A nr uf in Griechenland denunziert und 
dann verhaftet worden sei. Mehr habe er zur 
Beschuldigten nicht aussagen können. 

(ND v. 4./5.8.2012/Azadi) 

Linker Pädagoge fordert Offenlegung seiner 
Akten beim VS und danach deren Vernichtung 

Michael Csaszköczy, Lehrer und in einer Heidelber¬ 
ger Antifa-Gruppe aktiv, will vor Gericht durchset¬ 
zen, dass die Akten, die der Verfassungsschutz (VS) 
über ihn angelegt hat, offengelegt und anschließend 
vernichtet wird. „Ich möchte, dass es endlich ein 
Ende hat.“ Entsprechende Anträge, die sein Anwalt, 
Martin Heiming, beim Bundesamt für Verfassungs¬ 
schutz und der Landesbehörde Baden-Württemberg 
gestellt hatte, blieben erfolglos. Nun sollen die 
Gerichte eingeschaltet werden. 

Seit Jahren wird er wegen seiner politischen Akti¬ 
vitäten vom Geheimdienst observiert, was zur Folge 
hatte, dass sich das Land Baden-Württemberg gewei¬ 
gert hat, den 42-Jährigen in den Schuldienst zu über¬ 
nehmen. Seine Beharrlichkeit, sich hiergegen juris¬ 
tisch zur Wehr zu setzen, war 2007 erfolgreich. Die 
Richter waren verwundert darüber, dass der VS 
etwas dokumentiert hatte, was „ersichtlich ebenso 
vom Grundgesetz gedeckt ist wie die freie Mei¬ 


nungsäußerung“. Er konnte schließlich beamteter 
Lehrer werden. Den Staat hat das Gerichtsurteil 
33 000 € Schadenersatz gekostet. 

Michael Csaszköczy ist weiterhin in der Antifa- 
Gruppe und in einem Netzwerk gegen Berufsver¬ 
bote aktiv, weshalb er keine Ruhe vor den Schlapp¬ 
hüten hat. Der VS stuft die Antifa-Initiative ebenso 
als „linksextremistisch“ ein wie den Verein „Rote 
Hilfe“, dessen Mitglied er ist. Für den Pädagogen ist 
es unfassbar, dass der VS die Akten zur NSU-Ter- 
rorzelle schredderte, aber die gesammelten Informa¬ 
tionen über einen lin ken Lehrer unter allen Umstän¬ 
den behalten will. 

(Süddt.Ztg. v. 30.7.2012/Azadi) 

Personalkarussell beim Verfassungsschutz 

BMI-Beamter seit 1. August Chef der Schnüffelbehörde 

Am 1. August trat der neue Präsident des Inlandsge¬ 
heimdienstes sein Amt an. Hans-Georg Maaßen 
heißt er und kommt aus dem Bundesinnenministe¬ 
rium, wo er zuletzt die Unterabteilung „Terrorismus- 
Bekämpfung“ geleitet hat. Er war auch derjenige, 
der den Ende 2001 in Afghanistan gefangen genom¬ 
menen und auf Guantanamo verschleppten 
Deutsch-Türken Murat Kurnaz nicht wieder in die 
BRD einreisen lassen wollte. Diese Haltung hat der 
Beamte auch im Februar 2007 mit Vehemenz im 
BND-Untersuchungsausschuss vertreten und geäu¬ 
ßert, der Betroffene habe sein Rückkehrrecht ver¬ 
wirkt, weil er sich länger als sechs Monate „im Aus¬ 
land“ aufgehalten habe. 

Wölfgang Neskovic, Abgeordneter der Linken: 
Maaßen sei „genau der Typ Bürokrat und Abwieg- 
ler, den der Verfassungsschutz jetzt nicht gebrauchen 
kann“, weil dieser „für eine technokratische Unkul¬ 
tur“ stehe. Andere meinten, der Beamte habe seiner¬ 
zeit nur die politischen Vorgaben seines Ministers, 
Otto Schily (SPD), vertreten. Maaßen hatte schon 
1998 in einem Aufsatz seinen Standpunkt klar 
gemacht, indem er das Kirchenasyl verurteilte: 
„Gesetzen darf grundsätzlich nicht zuwidergehandelt 
werden, unabhängig davon, ob sie jedermann als 
gichtiges Recht 1 überzeugen.“ Maaßen löst den vor¬ 
maligen VS-Chef Heinz Fromm, der am 2. Juli im 
Zusammenhang mit geschredderten Akten im Fall 
der Neonazi-Terrorgruppe NSU zurückgetreten war, 
ab. 

Bis zur Innenministerkonferenz, die Anfang 
Dezember stattfindet, soll der bisherige Ministerial¬ 
dirigent an der Entscheidung über ein neues Ver¬ 
botsverfahren gegen die NPD beim Bundesverfas¬ 
sungsgericht mitwirken. 

(Süddt.Ztg. v. 18.7, 1.8.2012/Azadi) 
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Friedrich kündigt noch mehr Spitzelei an 

Gesine Lötzsch: Innenminister selbst ist das Problem 

Nach den Vorstellungen von Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich (CSU) soll der VS künftig 
stärker personenbezogene Informationen sammeln 
und sich nicht wie in der Vergangenheit auf Struktu¬ 
ren konzentrieren: „Das muss anders werden, denn 
Personen und Strukturen gehören häufig zusam¬ 
men.“ 

Außerdem solle der Bund zunehmende Kompe¬ 
tenzen erhalten: „Womöglich werden wir Gesetzes¬ 
änderungen brauchen, die die Zusammenarbeit der 
Behörden strikter machen.“ Bis zum Herbst wolle 
er, so Friedrich gegenüber dem „Hamburger 
Abendblatt“, ein Konzept zur Reform des VS erar¬ 
beiten. 

[Stärkere personenbezogene Informationen ? Viele dürf¬ 
ten sich ob dieser Äußerung verwundert die Augen rei¬ 
ben: Betroffene wie der Rechtsanwalt und Publizist, Dr. 
Rolf Gössner, der fast 40 Jahre lang geheimdienstlich 
observiert worden ist oder der Lehrer Michael Csasz- 
köczy, Bundestags- bzw. Landtagsabgeordnete der LIN¬ 
KEN, Antifa-AktivistJnnen, Flüchtlingsunter¬ 

stützerJnnen, Tier- und Umweltschützer jnnen, Aktive 
gegen Großprojekte, Rüstungsgegner jnnen oder Enga¬ 
gierte im kurdischen Spektrum - alle seit teilweise vie¬ 
len Jahren VS-geschädigt.J 

Auf die Frage, wie sie die Pläne des Bundesin¬ 
nenministers bewerte, die Geheimdienste mit mehr 
Kompetenzen ausstatten zu wollen, antwortete die 
Linken-Abgeordnete Gesine Lötzsch in einem 
Gespräch mit der jungen weit u.a.: „Der Bundesin¬ 
nenminister selbst ist das Problem. Ihm fehlt nicht 
nur die Aufklärungskompetenz, sondern auch der 
Aufklärungswille.“ Die eigentlichen Ursachen lägen 
vielmehr „in den ideologischen Fundamenten der 
Sicherheitsorgane der Bundesrepublik“, weil die 
„Nazigeschichte der Geheimdienste nie richtig auf¬ 
gearbeitet“ worden seien. 

(ND/jw v. 2.,3.8.2012/Azadi) 

Verfassungsschutz reformieren oder 
abwickeln? 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz, Peter 
Schaar, hält nach der Mordserie des „Nationalsozia¬ 
listischen Untergrunds“ (NSU) eine Reform des 
Verfassungsschutzes zwar für dringend erforderlich, 
lehnt aber eine Ausweitung der Befugnisse des 
Inlandsgeheimdienstes ab. Es müssten zuerst die 
internen Strukturen „geändert und verbessert“ wer¬ 
den. Nachrichtendienste hätten die Tendenz, sich zu 
verselbstständigen und einer öffentlichen Kontrolle 
zu entziehen. Deshalb sei es gut, „verkrustete Struk¬ 
turen ganz aufzubrechen“ und durch neues Personal 



zu ersetzen. Erstaunt sei er darüber gewesen, dass 
das BfV die Vernichtung von Akten über Neonazis 
mit Datenschutzgründen erklärt habe, weil die 
Löschungsfristen von maximal zehn Jahren lediglich 
elektronische Daten beträfen, nicht jedoch Akten. 

Für nicht reformfähig hingegen halten die Auto¬ 
ren Claus Leggewie und Horst Meier die Verfas¬ 
sungsschutzbehörde. Diese sei nach den Ermitt¬ 
lungspannen und der Aktenvernichtung in Sachen 
NSU zum „Anachronismus geworden“ und habe 
ihre Legitimität verloren. Der VS sei auch nie Früh¬ 
warnsystem gewesen: „Was die deutsche Demokra¬ 
tie heute ist, wurde sie nicht wegen, sondern trotz 
des Verfassungsschutzes.“ - Siehe auch in Rubrik 
„Neu erschienen“ - 

(Süddt.Ztg./taz v. 25.8.2012/Azadi) 

Mit Drohneneinsatz bei Anti-Nazi-Demo wird 

sich Landtag befassen 

Grüne und LINKE sehen Persönlichkeitsrechte verletzt 

Eine von der Polizei als „Drehflügler mit Kamera“ 
bezeichnete Beobachtungsdrohne hat vor dem Nazi- 
Aufmarsch in Bad Nenndorf das Geschehen foto¬ 
grafiert. Dies verletze die Persönlichkeitsrechte der 
antifaschistischen Demonstrierenden, erklären 
Grüne und LINKE im niedersächsischen Landtag 
und wollen diese Sache im September vors Parla¬ 
ment bringen. Die Kamera kreiste am 4. August 
über die Kleinstadt, in der sich zu diesem Zeitpunkt 
schon zahlreiche Gegendemonstrant_innen befan¬ 
den, aber noch keine Nazis. Dieser Einsatz sei 
rechtswidrig gewesen und öffne der willkürlichen 
Überwachung von Personen Tür und Tor, betonte 
die innenpolitische Sprecherin der LandtagsLIN- 
KEN, Pia Zimmermann. Für sie sei klar: „Innenmi¬ 
nister Uwe Schünemann (CDU) will zivilgesell¬ 
schaftliches Engagement gegen Neonaziaufmärsche 
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diskreditieren.“ Nach Auffassung von Meta Janssen- 
Kucz von den Grünen werde mit dem Drohnenein¬ 
satz der Grundsatz der „offenen Überwachung“ 
unterlaufen. Adolf Deterding von der Polizeiinspek¬ 
tion Nienburg erklärte, der Einsatz habe der Doku¬ 
mentation des polizeilichen Einsatzes gedient. 

(ND v. 9.8.2012/Azadi) 

Technikfixierte Sicherheitspolitik und Über¬ 
wachung gefährdet unseren Alltag 

Jutta Weber, Technikphilosophin und Professorin für 
Medienwissenschaften an der Uni Paderborn, warnt 
in einem Beitrag in der Süddeutschen Zeitung vor 
dem Einsatz militärischer Hightech-Strategien auch 
in der zivilen, demokratisch legitimierten Sicher¬ 
heitspolitik. Als Beispiel nennt sie DAS, das neue 
Domain Awareness System der New Yorker Polizei, 
das in Zusammenarbeit mit Microsoft entwickelt 
und als Anti-Terror-Wunderwaffe vorgestellt wurde: 
„Dieses System führt Echtdaten von 3000 Überwa¬ 
chungskameras, 1600 Strahlungssensoren und mehr 
als 100 stationären und mobilen Nummernschild- 
Scannern zusammen.“ Ferner würden „Polizei und 
Notrufe in sein Netz“ eingespeichert und mit Daten 


von Verdächtigen in „riesigen Datenbanken“ abge¬ 
glichen. Über Wochen könne so in Echtzeit die 
Bewegungen von Personen und Fahrzeugen verfolgt 
und nachvollzogen werden. „Doch die militärische 
Logik durchzieht auch europäische Sicherheitsarchi¬ 
tekturen. Augenfälligstes Beispiel für militärische 
Hightech-Aufrüstung waren die Olympischen Spiele 
in London“, schreibt Prof. Weber. In Deutschland 
habe das Wissenschaftsministerium ein „100 Millio¬ 
nen Euro schweres Forschungsprogramm für zivile 
Sicherheitsforschung“ lanciert, das in der gleichen 
Logik mit neuen Bedrohungen und der Verwund¬ 
barkeit kritischer Infrastrukturen“ argumentiere. 

Computerzeitschriften würden heute schon ihren 
Leser_innen empfehlen, „problematische“ Stichwör¬ 
ter in emails oder SMS zu vermeiden bzw. Handys 
in der Nähe von Demonstrationen auszuschalten. 
Das bedeute, dass „diese Art der Überwachung 
unseren Alltag und unsere Verhaltensweisen bereits 
grundlegend verändert“ hätten. Notwendig sei nicht 
nur das Einfordern des Rechts auf Datenschutz und 
Privatheit, sondern eine „sozial verträgliche Sicher¬ 
heitspolitik“, die „gesamtgesellschaftliche Fragen im 
Auge“ behalte und der „Logik der Angst eine deut¬ 
liche Absage“ erteile. 

(Süddt.Ztg. v. 20.8.2012/Azadi) 


AKTIONEN / VERANSTALTUNGEN 


20 Jahre Festival und immer noch kein Friede 
in Kurdistan 

Das 20. Internationale kurdische Kultur-Festival 
unter dem Motto „Freiheit für A. Öcalan - Frieden 
in Kurdistan“ findet in diesem Jahr am 

Samstag, 8. September in Mannheim statt. Es beginnt um 
12.00 Uhr auf dem MAG-Maimarktgelände in der Xaver- 
Fuhr-Straße 101 

8. September: Gemeinsamer Protestmarsch 
der Flüchtlinge nach Berlin geplant 

Gegen diskriminierende Sondergesetze und für ein 
selbstbestimmtes Leben protestieren protestieren 
zahlreiche Flüchtlinge in Würzburg, Regensburg, 
Bamberg, Aub, Passau, Nürnberg, Düsseldorf und 
Berlin. Sie fordern u. a. die Abschaffung der Resi¬ 
denzpflicht und Wohnsitzauflagen, die Abschaffung 
des Lagerzwangs, von Essenspaketen und Gut¬ 
scheinsystemen, von Arbeits- und Ausbildungsver¬ 
boten, der deutschen Abschiebepolitik sowie ein 
Ende der sprachlichen Ausgrenzung. „Eine Umset¬ 
zung dieser Forderungen ist überfällig. Es ist uner¬ 
träglich, wie Flüchtlinge durch Gesetze und Behör¬ 


denpraxis schikaniert und kriminalisiert werden. Wir 
Landesflüchtlingsräte unterstützen die Flüchtlings¬ 
proteste und fordern gesellschaftliche Akteure auf, 
sich solidarisch zu zeigen. Flüchtlinge sind keine 
Menschen zweiter Klasse! Sie haben wie alle Men¬ 
schen das Recht auf ein würdiges und selbstbe¬ 
stimmtes Leben,“ erklärt,Agnes Andrae vom Baye¬ 
rischen Flüchtlingsrat. 

Der Streik der Flüchtlinge begann am 19. März 
in Würzburg, wo seitdem iranische Flüchtlinge cam- 
pieren. Sie wollten mit ihrem Aktivitäten auf den 
Suizid eines Bewohners im Würzburger Sammella¬ 
ger für Asylsuchende aufmerksam machen. Seitdem 
haben sich die Proteste ausgeweitet, die ihren 
Höhepunkt im Herbst erreichen sollen. Geplant ist 
ein gemeinsamer Marsch aller Protestcamps, der am 8. 
September starten und Mitte Oktober in Berlin enden soll. 
PRO ASYL und die Landesflüchtlingsräte unterstüt¬ 
zen die Aktionen der Flüchtlinge. 

Kontakt u.a.: Koordinationskomitee der protes¬ 
tierenden Flüchtlinge: http://asylstrikeberlin.word- 
press.com 

(PMPro Asyl v. 16.8.2012/Azadi) 


zu seite 1 


7 


REPRESSK 





Antimilitaristisches Camp gegen geplantes 
Militärübungszentrum 


Vom 12. bis 17. September will das Bündnis „War 
Starts here“ (Krieg beginnt hier) in der Nähe von 
Altmark in der Colbitz-Letzlinger Heide/Sachsen- 
Anhalt ein antimilitaristisches Camp durchführen. 
Dort ist für 2013 der Bau einer Stadt als Gefechts¬ 
übungszentrums (GÜZ) geplant, das allein für 
Kriegsübungen bestimmt ist. Man habe sich für die¬ 
ses Areal entschieden, weil es „ein Kristallisations¬ 
punkt für die militärische Aufrüstung ist“, sagte der 
Sprecher des Bündnisses, Torsten Grabbert. Dort 
finde eine „schleichende Militarisierung des zivilen 
Raums“ statt. Es sei ein „Skandal, dass 100 Millio¬ 
nen Euro ausgegeben“ würden, „damit Soldaten 
Angriffe auf urbane Zentren proben können, wäh¬ 
rend Kommunen das Geld für soziale Belange“ 
fehle. 




BHSDlAlQ 


Der 15. Sep¬ 
tember soll als 
Aktionstag 
unter dem 
Motto „Das 
GÜZ entern, 
lahmlegen und 
umgestalten“ 
stehen - mit 
Kundgebungen 
und Mahnwa¬ 
chen. Das 
Bündnis erwar¬ 
tet 300 bis 500 
Teilnehmende 
aus mehreren 
Ländern. Größ¬ 
tes Problem sei 


laut Grabbert allerdings, dass für das Camp „angeb¬ 
lich kein Platz vorhanden“ sei. Es habe bereits zahl¬ 
reiche Gespräche und Verhandlungen mit Bürger¬ 
meisterinnen verschiedener Orte in der Nähe des 
GÜZ gegeben. Auf Nachfrage der jungen weit, 
erklärte der Bürgermeister von Letzlingen, Klaus 
Fuchs (SPD): „Wir sind Bundeswehr Standort, da ist 
es doch verständlich, dass ich mich nicht besonders 
über das Camp freue.“ 

Wie es weitergeht, kann nachgelesen werden 
unter: www.warstartsherecamp.org/de 

(jw v. 21.8.2012/Azadi) 

Jahrestagung des Komitees für Grundrechte 
zur Rolle des Verfassungsschutzes 

Am 22. und 23. September befasst sich die Jahresta¬ 
gung 2012 des Komitees für Grundrechte und 
Demokratie e.V. mit der Frage „Wer schützt (und 
gefährdet) die streitbare Demokratie - am Exempel 
Verfassungsschutz?“ Es werden Vorträge zur Aus¬ 
weitung der Kompetenzen des VS, zum Erstarken 
der NPD, zur Rolle des VS in § 129a-Strafverfahren 
und zur Unkontrollierbarkeit des Dienstes gehalten 
und in zwei Arbeitsgruppen weitergehend diskutiert 
und beraten. Zum Abschluss der Jahrestagung steht 
die Frage „Was tun?“ und welche Möglichkeiten auf 
dem Weg zur möglichen Abschaffung des VS gang¬ 
bar sein könnten. 

Die Veranstaltung beginnt am 22.9. um 11.00 
Uhr und findet in der Alten Feuerwache (Nähe 
Ebertplatz) in Köln statt. Die Tagungskosten betra¬ 
gen 20,— €; Anmeldungen möglichst bis zum 1. 
September an das Komitee, Aquinostr. 7-11, 
50670 Köln, per fax: 0221 - 9726931 oder E-Mail: 
info@grundrechtekomitee.de 


ASYL- & MIGRATIONSPOLITIK 


«Das Exil ist der Heimatort der 

Basak Sahin Duman aus der Haft entlassen! 

Kroatien verweigert Auslieferung an die Türkei und 
gewährt politisches Asyl 

Nach mehr als zwei Monaten Haft in Kroatien, 
wurde Basak Sahin DUMAN am 8. August entlas¬ 
sen. 

Die kroatischen Behörden haben ihr in z wischen 
politisches Asyl gewährt. 


Vernunft.» 

(Reinhard Lochner, freier Autor) 

Basak Sahin Duman war am 29. Mai aufgrund 
eines von der Türkei bewirkten internationalen 
Interpol-Haftbefehls am Flughafen von Zagreb fest¬ 
genommen worden. Sie war beschuldigt worden, 
am 7. Dezember 2004 an einer öffentlichen Protest¬ 
aktion gegen die Verschärfung der Antiterror- 
Gesetze teilgenommen zu haben. Mit vielen anderen 
ist sie fest- und in Untersuchungshaft genommen 
worden. Deshalb wurde sie 2010 zu einer Strafe von 
sieben Jahren und sechs Monaten Freiheitsstrafe 
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verurteilt. Sie war in der Türkei „Vorsitzende der 
Föderation Sozialistischer Jugendvereine“ und in 
der „Sozialistischen Plattform der Unterdrückten“ 
aktiv, die sich inzwischen als „Sozialistische Partei 
der Unterdrückten“ (ESP) umbenannt und sich an 
den Wahlen in der Türkei beteiligt hat. Seit 2006 lebt 
Basak Sahin Duman mit ihrem deutschen Ehema nn 
in Deutschland. 

Ihre Verteidiger, Rechtsanwalt Roland Meister 
und sein kroatischer Kollege Tihomir Misic, erklär¬ 
ten nach der Freilassung u.a.: „Zur Freilassung trug 
insbesondere auch eine breite und sich steigernde 
Solidaritätsbewegung bei. [...] Während in Deutsch¬ 
land immer häufiger versucht wird, fortschrittlich 
und revolutionär eingestellten Flüchtlingen aus der 
Türkei das Asyl zu verwehren, beantragt das türki¬ 
sche Regime in den letzten Monaten verstärkt über 
Interpol Auslieferungshaftbefehle. So wurde auch in 
Moldawien ein in Deutschland anerkannter politi¬ 
scher Flüchtling festgenommen - und musste eben¬ 
falls freigelassen werden. Und direkt vor der Freilas¬ 
sung von Basak Sahin Duman wurde in Kroatien 
aufgrund eines Interpol-Haftbefehls erneut eine Frau 
festgenommen, die in Deutschland als Asylberech¬ 
tigte lebt. [...] Mit der Terrorismusdefinition der EU 
werden die Kämpfe gegen die bestehende kapitalisti¬ 
sche Ordnung und für die soziale und nationale 
Befreiung als Terrorismus diffamiert und so deren 
Kriminalisierung gerechtfertigt.“ 

( tf-news.de v. 8.8.2012/Azadi) 

Unbedingt Widerspruch gegen alte 
Asylbewerberleistung einlegen! 

Harald Thome, Mitbegründer des Erwerbslosen- 
und Sozialhilfevereins Tacheles e.V. in Wuppertal, 
weist darauf hin, dass Asylbewerber und Kriegs¬ 
flüchtlinge, die Feistungen nach dem Asylbewerber¬ 
leistungsgesetz (AsylbFG) beziehen, mit Hinweis auf 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 18. Juli (Az.: 1 BvF 10/10 und 2/11) umgehend 
sollten. Das Gericht erklärte die bisherige Höhe der 
seit zwanzig Jahren unveränderten Feistungen als 
menschenunwürdig, weshalb unverzüglich eine ver¬ 
fassungsgerechte Neuregelung zu treffen sei, die sich 
am Sozial- bzw. Hartz IV-Niveau orientieren müsse. 
Bis dahin gilt eine Übergangsregelung, nach der die 
meisten der rund 130 000 Asylbewerber_innen ab 
sofort und teilweise rückwirkend höhere Feistungen 
erhalten. Danach stehen den Betroffenen von nun 
an monatlich 330 Euro zu. 130 Euro (bisher 40 
Euro) muss in den Regionen bezahlt werden, in 
denen an Gutscheinen festgehalten wird. Die Über¬ 
gangsregelung gilt rückwirkend ab 2011 für alle noch 
nicht rechtskräftig ergangenen Bescheide. 


Baden-Württemberg und Berlin - so der Sozial¬ 
hilfeverein - wollen die höheren Feistungen erst für 
den Zeitraum ab 1. 8. 2012 und Hamburg gar zum 
1.9. gewähren. Wer mithin keinen Widerspruch ein¬ 
lege, könne den Anspruch auf Nachzahlung der Dif¬ 
ferenzbeträge von rund 100 Euro pro Person und 
Monat verlieren. Ein Musterwiderspruch ist zu fin¬ 
den unter: 

www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/asylblg/BVerfG- 

AsylbLG-Urteil.html 

(jw v. 8.8.2012/Azadi) 

Mehr Flüchtlinge aus Syrien 

Bundesregierung lehnt Aufnahme ab 

Die Folgen des Krieges in Syrien: Die Zahl der 
Asylsuchenden aus dem Bürgerkriegsland hat sich 
im Juli im Vergleich zum Vormonat nahezu verdop¬ 
pelt. Nach Angaben des Bundesinnenministeriums 
stellten 608 Menschen einen Antrag auf Asyl, 
wodurch Syrien inzwischen an die erste Stelle vor 
Afghanistan gerückt ist. Insgesamt sind im Juli fast 
4500 Asylbewerber nach Deutschland gekommen. 
Mehr als 200000 Menschen sind allerdings seit der 
Eskalation des Krieges in Syrien von den Nachbar¬ 
ländern Jordanien, Türkei und den Fibanon aufge¬ 
nommen worden. 

Damit das so bleibt, erklärte ein Sprecher des 
Auswärtigen Amtes am 24. August, dass sich derzeit 
„alle internationalen Diskussionen und Hilfsmaß¬ 
nahmen auf eine Hilfe für die Flüchtlinge vor Ort 
konzentrieren“. Zur Begründung, warum die Bun¬ 
desregierung die Aufnahme von Flüchtlingen in 
Deutschland ablehne, sagte er, dass es in einer so 
„wichtigen, sensiblen Frage keine Alleingänge 
geben“ könne. 

(Süddt.Ztg. v. 11./12..25. 8.2012/Azadi) 
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ZUR SACHE: TÜRKEI 


Abdullah Öcalan seit einem Jahr in 
Totalisolation 

Eigentlicher Skandal ist das Schweigen des Auslands 

Zur seit einem Jahr bestehenden Totaüsolation von 
Abdullah Öcalan und fünf weiteren Gefangenen auf 
der Gefängnisinsel Imrali erklärte die in Köln ansäs¬ 
sige Internationale Initiative „Freiheit für Abdullah 
Öcalan - Frieden für Kurdistan“ u.a.: 

„Seit einem Jahr hält die türkische AKP-Regie- 
rung die Totalisolation des Kurdenführers Öcalan 
auf der türkischen Gefängnisinsel Imrali aufrecht. 
Der letzte anwaltliche Besuch für Abdullah Öcalan 
und seine fünf Mithäftlinge fand am 27. Juli 2011 
statt. Seither sind sie völlig von der Außenwelt abge¬ 
schnitten. Weder Familienangehörigen noch Anwäl¬ 
ten wird der Besuch gestattet. Auch Telefongesprä¬ 
che oder Briefkontakte sind nicht möglich. Eine 
Rechtsgrundlage für diese Totalisolation fehlt selbst 
im türkischen Recht, das keineswegs zimperlich mit 
politischen Gefangenen umgeht. Stets werden faden¬ 
scheinige Begründungen wie defekte Transportmit¬ 
tel, schlechte 'Wetterlagen ouei ähnliches vorgescho¬ 
ben, um die rechtmäßigen Besuche zu verhindern. 
[...] 

Als skandalös ist die Verhaftung des kompletten 
Verteidigerteams Öcalans von 36 Anwältinnen und 
Anwälten zu bezeichnen, die seit mehr als einem 
halben Jahr im Gefängnis sitzen. Der eigentliche 
Skandal ist jedoch das Schweigen des Auslands. [...] 
Die Europäische Union scheint zu sehr damit 
beschäftigt zu sein, die Türkei zum Modelland für 
die arabische Welt aufzubauen, als dass sie sich um 
,Betriebsunfälle 4 wie den Konflikt des türkischen 
Staates mit seinen kurdischen Bürgern kümmern 
könnte. [...] Auch Erdogan wird einsehen müssen, 
dass sich die kurdische Frage nur auf dem Weg des 
Dialogs lösen lässt. Deshalb müssen die Verhand¬ 
lungen wieder aufgenommen werden, um weiteres 
Blutvergießen zu vermeiden. [...] Die Freilassung 
Abdullah Öcalans als elementarer Beitrag zur Kon¬ 
fliktlösung ist deshalb unumgänglich.“ 

(Internationale Initiative/Azadi) 

12-Jähriger verstarb nach Gasgranaten¬ 
angriff der Polizei 

Der elfjährige Mazlum Akay hatte am Abend des 
29. Juli an einer Demonstration in Adana aus Anlass 
der Proteste gegen die Totalisolation von Abdullah 
Öcalan teilgenommen, die von der Polizei gewalt¬ 
sam angegriffen worden ist. Den Jungen traf hierbei 


eine Gasgranate am Kopf und verletzte ihn so 
schwer, dass er ins Krankenhaus musste, wo die 
Ärzte tagelang um sein Leben kämpften. Vergebens 
- am 4. August verstarb er an den Folgen der Kopf¬ 
verletzung. 

Seit 2009 wurden zusammen mit Mazlum Akay 
insgesamt 16 Kinder infolge von Angriffen türki¬ 
scher Sicherheitskräfte oder durch versehentlich 
explodiertem Waffenmaterial des Militärs getötet. 

(ANF/ISKUv. 4.8.2012/Azadi) 

Militäroperationen bedrohen Bevölkerung 
kurdischer Dörfer 

Bürgermeister Sedat Töre fordert EU-Länder zur Unter¬ 
stützung der Kurden auf 

„Seit dem 1. August waren ungefähr 60 Familien aus 
den Dörfern gezwungen zu fliehen. 31 Familien 
befinden sich bei Verwandten in der Nähe des Stadt¬ 
zentrums, 29 in Nachbardörfern außerhalb des 
Kampfgebietes. Viele Dörfer sind vollständig verlas¬ 
sen oder von der Außenwelt abgeschnitten“, beklagt 
Sedat Töre in einem Gespräch mit der jungen weit. 
Er ist Bürgermeister der Stadt Semdinli und Mit¬ 
glied der Partei für Frieden und Demokratie. Im 
Kreis Semdinli an der Grenze zu Iran und Irak fin¬ 
den intensive Gefechte zwischen der türkischen 
Armee und den kurdischen Völksverteidigungskräf- 
ten (HPG) statt. „Aufgrund der Attacken des Mili¬ 
tärs am Boden, der weiträumig angelegten Luftan¬ 
griffe sowie durch den Beschuss mit Granaten und 
Raketen ist das Leben der Menschen bedroht.“ 
Auch sei eine „große Zahl von Obstgärten zerstört 
und Viehherden getötet“ worden. „Die Menschen 
erleben hier seit 30 Jahren Krieg. Eine so ausgewei¬ 
tete und lang andauernde Militäraktion hat es bisher 
aber nicht gegeben,“ so Sedat Töre weiter. Er kriti¬ 
siert, dass der türkische Ministerpräsident Erdogan 
„in Deutschland“ für die dort lebenden Türken 
„Erziehung in der Muttersprache““ und für die syri¬ 
sche Bevölkerung „Freiheit“ fordere, gleichzeitig 
aber der kurdischen Bevölkerung „beides“ verwei¬ 
gere. Der größte Wunsch der Kurden sei, „dass die 
Länder Europas ihre über Jahrhunderte errungenen 
demokratischen Werte nicht einer profitorientierten 
Zusammenarbeit mit der Türkei opfern, sondern die 
Forderung der Kurdinnen und Kurden nach Freiheit 
und Demokratie unterstützen.“ 

(jw v. 4.Z5.8.2 012/Azadi) 


zu Seite 1 


10 




US-Präsident mit Baseballschläger erregt 
türkischen Abgeordneten 

Dass U S-Medienberichten zufolge Präsident Obama 
während eines Telefongesprächs mit Ministerpräsi¬ 
dent Tayyip Erdogan zur Situation in Syrien einen 
Baseballschläger in der Hand gehalten hat, erzürnte 
den Oppositionsabgeordneten Muharrem Ince. Sei¬ 
ner Meinung nach vermittele das Foto den Ein¬ 
druck, als wolle Obama den Türken „den Kopf ein- 
schlagen“. Während das Weiße Haus die Aufnahme 
als Zeichen der gute Beziehungen wertete, wurde es 
von anderen als mangelnder Respekt kritisiert. 
Doch gerade diese engen Beziehungen stießen bei 
Ince auf Ablehnung, weil sich Erdogan zum „Gehil¬ 
fen der Imperialisten im Nahen Osten“ habe 
machen lassen. 

(ND v. 8.8.2012/Azadi) 


PEN Deutschland unterstützt Pinar Selek 

Das PEN-Zentrum Deutschland fordert von der 
Türkei die Einstellung des Verfahrens gegen die tür¬ 
kische Schriftstellerin Pinar Selek: „Wir protestieren 
aufs Schärfste gegen diesen fortgesetzten Nerven¬ 
krieg“, so die Schriftstellervereinigung. Selek wird 
beschuldigt, 1998 einen Bombenanschlag auf einem 
Gewürzbasar in Istanbul, bei dem sieben Menschen 
getötet worden waren, verübt zu haben. Obwohl die 
Autorin, die im Exil lebt, bereits dreimal von dem 
Vorwurf freigesprochen wurde, ist das Verfahren seit 
März wieder aufgerollt worden, laut PEN „ohne 
jede Rechtfertigung“. 

(ND v.8.8.2012) 


KURDISTAN 


Hoher Kurdischer Rat: Erstmals seit 1923 ein 
gemeinsames kurdisches Organ 

Als höchstes politisches Gremium für „alle Kurdin¬ 
nen und Kurden“ hat sich in Westkurdistan/Syrien 
der Hohe Kurdische Rat gebildet, der aus zehn Mit¬ 
gliedern und verschiedenen Komitees besteht. Sein 
Sprecher und gleichzeitiger Vizevorsitzender der 
kurdischen „Partei der demokratischen Einheit“ 
(PYD), Salih Müslüm, stellte drei dieser Komitees 
vor: 

Das Verteidigungskomitee wird von den Völksverteidi- 
gungseinheiten (YPG) geleitet, die für die Sicherheit 
in jenen Städten verantwortlich ist, in denen die kur¬ 
dische Bevölkerung die Kontrolle erlangt hat. 
Zudem sorgen sie sich um die Sicherheit der kurdi¬ 
schen Zivilbevölkerung in umkämpften Städten wie 
Qamislo und Aleppo. 

Das Diplomatiekomitee besteht ebenfalls aus zehn 
Mitgliedern und übernimmt die diplomatische 
Arbeit. Es soll gewährleisten, dass nicht jede kurdi¬ 
sche Gruppe oder Partei in ihrem eigenen Namen 
agiert, sondern eine gemeinsame Arbeit anstrebt. 

Das Komitee für innere Angelegenheiten ist verantwort¬ 
lich für Fragen des Alltags wie Lebensmittelversor¬ 
gung, Gesundheit oder Bildung in den kurdischen 
Städten. 

Mit der Gründung des Hohen Kurdischen Rates 
wurde zum ersten Mal seit der Vierteilung Kurdis¬ 


tans durch den Vertrag von Lausanne im Jahre 1923 
ein Organ geschaffen, das die gemeinsame Initiative 
aller kurdischen Gruppen und Parteien in einem Teil 
Kurdistans vertritt. 

Salih Müslüm: „Wir fordern eine demokratische 
Verfassung für Syrien. Und im Rahmen dieser 
demokratischen Verfassung muss die Identität und 
der Status des kurdischen Volkes anerkannt werden. 
Bei diesen Forderungen besteht absoluter Konsens 
innerhalb des Rates.“ Das Vordringlichste sei nun, 
Vorkehrungen zu treffen, damit sich der Krieg nicht 
auf die kurdischen Gebiete ausweitet. Es gebe 
Oppositionsgruppen in Syrien, die sich kategorisch 
gegen die Anerkennung der Kurden aussprächen. Es 
handele sich hier um dieselben Kreise, die Unter¬ 
stützung aus Ankara erhielten. Ankara versuche mit 
aller Kraft, gegen die kurdische Ei nh eit vorzugehen. 

(ANF/ISKUv. 2.8.2012/Azadi) 

Parlamentarierjnnen reisten in PKK-kontrol- 
lierte Region Semdinli 

„Die Guerillakämpfer, denen wir begegnet sind, 
erklärten, dass sie für die Freiheit und Demokratisie¬ 
rung aller Völker der Türkei und des Nahen Ostens 
kämpfen würden“, berichtete der Abgeordnete der 
Partei für Frieden und Demokratie (BDP), Ertugrul 
Kürkcü. Er und sieben seiner Parlaments- 
kolleg_innen waren gemeinsam mit den Vorsitzen¬ 
den von drei nicht im Parlament vertretenen sozia¬ 
listischen Parteien in die Region von Semdinli 
gereist. Sie wollten sich vor dem Hintergrund der 
wochenlangen schweren Kämpfe, die dort zwischen 
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türkischer Armee und kurdischer Guerilla stattfan¬ 
den, persönlich ein Bild von Situation machen. Die 
Guerilla behauptet, dieses Gebiet unter ihrer Kon¬ 
trolle zu haben und türkische Truppen nur noch aus 
der Luft angreifen könnten. Auf dem Goman-Berg 
über der Stadt weht inzwischen eine Fahne der 
PKK. 

Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan 
beschuldigte die BDP daraufhin, „parlamentarischer 
Arm“ der „separatistischen terroristischen Organisa¬ 
tion“ zu sein. Es habe kein zufälliges Treffen mit der 
Guerilla gegeben, vielmehr sei es geplant gewesen. 
Die Staatsanwaltschaft in Van hat Ermittlungen auf¬ 
genommen. 

(jw v. 21.8.2012/Azadi) 

Alle kurdischen Organisationen verurteilen 
Bombenanschlag in Dilok 

Am 20. August ereignete sich vor einem Polizeizen¬ 
trum in Dilok (türk.: Antep) ein Bombenanschlag, 
bei dem insgesamt neun Menschen getötet und über 
69 verletzt worden sind. Durch die Explosion sind 
zwei Busse und ein PKW in Flammen aufgegangen 
und an den umliegenden Gebäuden große Schäden 
entstanden. Umgehend hatten türkische Medien und 
Vertreter der AKP-Regierung die PKK für den 
Anschlag verantwortlich gemacht. Das Hauptquar¬ 
tier der Völksverteidigungskräfte HPG teilte danach 
mit, dass sie mit dem Anschlag in Dilok nichts zu 
tun haben: „Die Öffentlichkeit und unser Volk weiß. 
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dass es von unserer Seite keine Aktionen gegen Zivi¬ 
listen geben kann.“ Der KCK-Exekutivrat hatte 
bereits zuvor erklärt, dass sich die bewaffneten 
Kräfte während der drei Festtage zur Beendigung 
des Ramadans aus Gefechten zurückhalten werde. 
Auch die BDP verurteilte mit scharfen Worten den 
Bombenanschlag. Dennoch kam es landesweit zu 
massiven Angriffen auf Einrichtungen der kurdi¬ 
schen Partei für Frieden und Demokratie (BDP). So 
wurden allein in Dilok zwei Parteigebäude in Brand 
gesetzt, wobei eines unter den Augen der Polizei nie¬ 
derbrannte. Der BDP-Abgeordnete Idris Baluken 
sprach von einer bewussten Lynchkampagne. Ver¬ 
schiedene Vertreter der AKP hätten die BDP zur 
Zielscheibe erklärt. 

(ANF/Nüce/21./22.8.2012) 


SYRIEN 


Friedensnobelpreisträger Obama erteilt 
Lizenz zum Töten 

Berichten des US-Senders CNN zufolge hat US- 
Präsident Barack Obama eine geheime Ermächti¬ 
gung unterzeichnet, nach der sowohl die Auslands¬ 
organisationen der syrischen Regimegegner als auch 
bewaffnete in Syrien operierende Rebelleneinheiten 
Hilfe erhalten, unter anderem durch den Geheim¬ 
dienst CIA. Nach diesem Erlass dürfte seit etwa Mai 
vorgegangen werden. Wie Werner Pirker in der jun¬ 
gen weit vom 3.8. schreibt, sei von einer namentlich 
nicht genannten Quelle zu erfahren, „dass die U SA 
mit einer geheimen Kommandozentrale in der Tür¬ 
kei kooperierten“ und an der Grenze zu Syrien 
„betreibe die Türkei gemeinsam mit Katar und 
Saudi-Arabien einen Stützpunkt, von dem aus die 
syrischen Kontrabanden mit Waffen und Kommuni¬ 
kationstechnik vorsorgt werden“. 


Wie das Neue Deutschland (ND) schreibt, soll 
die CIA den Aufständischen „nichttödliche“ (non- 
lethal) Ausrüstung wie Kommunikations- und Medi¬ 
zintechnik im Wert von 25 Millionen Dollar zur Ver¬ 
fügung stellen. Fragt sich, warum für „nichttödliche“ 
medizinische Ausrüstung ein Geheimerlass erforder¬ 
lich sein soll. Wie der NBC-Korrespondent Richard 
Engel berichtete, verfügt die „Freie Syrische Armee“ 
inzwischen über schultergestützte Luftabwehrrake¬ 
ten, die aus Beständen Libyens stammen. Dort sol¬ 
len nach dem Sturz Ghaddafis zwischen 10 000 und 
15 000 tragbare Boden-Luft-Raketen aus Lagern 
„verschwunden“ sein. 

Weil er „nicht alle Unterstützung bekommen“ habe, 
„die der Fall verdient“, hat der Sonderbeauftragte 
für Syrien, Kofi Annan angekündigt, Ende August 
sein Amt niederzulegen. 

(Jw/ND v. 3.8.2012/Azadi) 
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Deutsche Marine und BND leisten Kriegsbei¬ 
hilfe gegen Syrien 

„Richtig“ sei, dass derzeit ein Schiff der deutschen 
Marine in internationalen Gewässern im östlichen 
Mittelmeer im Einsatz sei, bestätigte das Bundesver¬ 
teidigungsministerium. Es gehöre zu den „Früh¬ 
warn-, Fernmelde- und Aufklärungseinheiten der 
Marine. Einem Bericht der Bild am Sonntag zufolge 
könne das Schiff bis 600 Kilometer ins Landesin¬ 
nere von Syrien Truppenbewegungen beobachten 
und mit „modernster Spionagetechnik“ des Bundes¬ 
nachrichtendienst (BND) werde vom türkischen 
NATO-Stützpunkt Incirlik bei Adana aus die Kom¬ 
munikation der syrischen Regierung belauscht. Die 
Informationsergebnisse würden sodann mit den 
USA und Großbritannien ausgetauscht und an die 
„Rebellen“ weitergeleitet. 

Ein Mandat des Bundestages für diese Kriegsbei¬ 
hilfe gibt es nicht. Die Bundesregierung verweigerte 
bisher jede Auskunft. Hans-Christian Ströbele von 


den Grünen forderte „schleunigst Klarheit“; ande¬ 
renfalls müsse sich das zur Geheimhaltung ver¬ 
pflichtete Parlamentarische Kontrollgremium des 
Bundestages damit beschäftigen. Genau dies will die 
LINKE verhindern, weil im Fall eines bewaffneten 
Ko nfli kts das gesamte Parlament und die Öffentlich¬ 
keit informiert werden müsse. „Wenn Informationen 
des BND über Verbündete tatsächlich an die Auf¬ 
ständischen in Syrien weitergeleitet worden sind - 
wie einst auch im Irak -, wäre das ein völkerrechts¬ 
widriger Eingriff in einen Bürgerkrieg“, so Sevim 
Dagdelen, Sprecherin der Linksfraktion für interna¬ 
tionale Beziehungen. Möglicherweise verschweige 
die Bundesregierung auch Kenntnisse des BND 
über das Massaker von Hula, das für die Zuspitzung 
des Bürgerkrieges eine wichtige Rolle gespielt hat. 
„Die selektive Information, Geheimhaltung und 
Desinformation ist längst Teil der Kriegsführung 
geworden“, so Dagdelen. 

(Süddt.Ztg./jw v. 20.,21.8.2012/Azadt) 


INTERNATIONALES 


USA: Experten sehen zunehmende Gefahr 
durch radikalisierte Weiße 

Wie das Southern Poverty Law Center (SPLC) mit¬ 
teilte, gehörte der 40-jährige US-Amerikaner, der 
am 5. August in einem Sikh-Tempel in Oak Creek 
(Wisconsin) sieben Menschen getötet hat, der Neo¬ 
nazi-Szene in den USA an. Demnach war Wade 
Page einst Mitglied in rechten Musikgruppen, die 
Lieder mit rechtsradikalen und rassistischen Texten 
verbreitet haben. Der TV-Sender CNN veröffent¬ 
lichte ein Foto, das Page vor einer Hakenkreuzflagge 
zeigt. Mark Potok vom SPLC sagte, dass der Täter 
„keine Randfigur“ gewesen sei. Es wurde spekuliert, 
dass die Tat ein Racheakt für den 11.9.2001 gewesen 
sein soll und Page die Sikhs für Muslime gehalten 
habe. 

Wie die Süddeutsche Zeitung in ihrer Ausgabe 
vom 11./12.8. berichtet, ist in den vergangenen zehn 
Jahren auf amerikanischem Boden mehr Gewalt von 
Rechtsextremisten ausgegangen als von Islamisten. 
Dennoch befasst sich die Öffentlichkeit mehr mit 
fremden Feinden als mit den Verbrechen der heimi¬ 
schen weißen Radikalen. Page habe nach seiner Ent¬ 
lassung aus der Armee von der Verfolgung durch 
Schwarze und der Diskriminierung der Weißen 
geredet. „Er sah die weiße Rasse vor der Auslö¬ 
schung. Das ist im Kern die Weitsicht der white 
supremacist“, erklärte Professor Simi gegenüber 


dem Sender PBS. „White supremacist“ sei ein Sam¬ 
melbegriff für verschiedene Strömungen wie der 
Skinheads, Neonazis, Ku-Klux-Klan sowie christli¬ 
chen Extremisten. Allen gemeinsam sei, dass sie sich 
als Weiße überlegen und bedroht fühlen. Jahrelang 
sei Page mit wechselnden Skinhead-Bands durchs 
Land gezogen. 

In diesem Frühjahr seien in Florida zehn Ange¬ 
hörige der m ili zähnlichen Skinhead-Organisation 
„American Front“ verhaftet worden, weil sie zum 1. 
Mai einen Angriff auf eine Linken-Demo geplant 
hatten. Sie hätten regelmäßig für den „Rassenkrieg“ 
trainiert und hierfür große Mengen von Waffen 
gehortet. Der Angriff sei gescheitert, weil die Polizei 
einen V-Mann in die Organisation eingeschleust 
hatte. Sicherheitsexperten stellen fest, dass sich mit 
dem Amtsantritt von Barack Obama und der Wirt¬ 
schaftskrise weiße Extremisten zunehmend als Ver¬ 
lierer empfinden und zunehmend radikaler werden 
könnten. 

(ND/Süddt.Ztg. v. 8.,ll./12.8.2012/Azadi) 

Schweizer Institut wird Arafats Leiche unter¬ 
suchen 

Acht Jahre nach dem Tod des einstigen Palästinen¬ 
serführers Jassir Arafats, soll dessen Leiche auf Gift¬ 
spuren untersucht werden. Deshalb werden Exper¬ 
ten des Lausanner Instituts für Radiophysik des 
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Universitätsklinikums ins Westjordanland reisen, um 
Arafats sterbliche Überreste untersuchen zu können. 
Einzelheiten oder ein Termin sind noch nicht 
genannt worden. Eine vom Nachrichtensender Al- 
Dschasira in Auftrag gegebene Studie war zu dem 
Schluss gekommen, dass der ehemalige Palästinen¬ 
serpräsident möglicherweise durch radioaktives Gift 


ums Leben gekommen ist. Danach seien erhöhte 
Werte des radioaktiven Stoffes Polonium 210 festge¬ 
stellt worden. Arafat war im November 2004 im 
Alter von 75 Jahren in einem Krankenhaus in Cla- 
mart/Frankreich gestorben. 

(taz v. 25.8.2012/Azadi) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Aufgelöste Sonderkommission in Thüringen - 
Ku-Klux-Klan-Polizisten in 
Baden-Württemberg 

Wie bekannt wurde, hat das Landeskriminalamt von 
Thüringen bereits vor sieben Jahren die Hauptakte 
zur Sonderkommission „Rechte Gewalt“ gelöscht, 
auch die Vermerke über die Löschaktion. 

Dies sei „fristgerecht und nach bestehender 
Rechtslage“ erfolgt, rechtfertigte Thüringens Innen¬ 
minister Jörg Geibert (CDU) das Vorgehen der ihm 
untergeordneten Behörde. Die Sonderkommission 
sollte zwischen 2000 und 2002 den Neonazi-Verein 
„Thüringer Heimatschutz“, aus dessen Kreis auch 
die NSU-Mitglieder stammten, ausforschen. Wegen 
angeblich erfolgloser Ermittlungsarbeit war die 
Kommission aufgelöst worden. 

Und weiter: Wie sich jetzt herausstellte, waren 
zwei baden-württembergische Polizeibeamte früher 
Mitglieder des deutschen Ablegers des rassistischen 
US-Geheimbundes Ku-Klux-Klan (KICK), die 
immer noch im Polizeidienst sind. Gegen die Beam¬ 
ten waren deswegen 2003 und 2004 Disziplinarver¬ 
fahren eingeleitet, jedoch eingestellt worden, weil sie 
nicht gewusst hätten, dass es sich beim KICK um 
eine faschistische Vereinigung handeln würde. 

Mit den Aktivitäten der Ahnungslosen in der 
rechten Szene will sich jedoch der NSU-Untersu- 
chungsausschuss des Bundestages befassen. 
„Beamte, die Mitglied einer dezidiert antidemokrati¬ 
schen, extremistischen Organisation sind oder 
waren, müssen aus dem Polizeidienst entfernt wer¬ 
den“, forderte der SPD-Innenpolitiker Sebastian 
Edathy. Der Vorgang sei „nur noch grotesk“ zu nen¬ 
nen. Brisant auch die Information, dass es sich bei 
einem der beiden Beamten um den ehemaligen 
Gruppenführer der von NSU-Mitgliedern 2007 in 
Heilbronn erschossenen Polizistin Michele Kiese¬ 
wetter handelt. Stellt sich die Frage nach den Verbin¬ 
dungen zwischen ICICIC-Mitgliedern, der Polizeiein¬ 
heit von Kiesewetter und den NSU-Terroristen. 

„Ob ICu Klux Klan, Dschihad-Unterstützer oder 
Antifa, Extremisten haben in der Polizei nichts zu 


suchen“, meinte der Vorsitzende des Bundes Deut¬ 
scher Kriminalbeamter. 

Laut taz vom 16. August soll es eine bislang noch 
nicht bekannte Verbindung zwischen NSU und 
ICICIC geben. In einer Adressliste des NSU-Mit- 
glieds Uwe Mundlos stehe der Name eines Mannes, 
der offenbar Mitglied des „European White Knights 
of the Ku-Klux-Klan“ gewesen ist. Es handele sich 
um Thomas R., der in Akten des Verfassungsschut¬ 
zes geführt worden sei. 

Die baden-württembergische Polizei will laut 
Ankündigung von Innenminister Reinhold Gail 
(SPD) ihr Einstellungsverfahren verschärfen, 
wonach Bewerber künftig nach Kontakten zu extre¬ 
mistischen Organisationen befragt werden sollen. 
Ferner ist die Einrichtung von „internen Ansprech¬ 
stellen“ vorgesehen,. Gail kritisierte das nachsichtige 
dienstrechtliche Vorgehen gegen die beiden Polizis¬ 
ten. Der eine sei 2005 lediglich gerügt worden und 
der zweite hätte degradiert werden können. Das Dis¬ 
ziplinarverfahren habe „viel zu lange gedauert“. 

(jw/taz/Süddt.Ztg. v.3„ 4./5„ 16., 23.8.2012/Azadi) 

Trotz Massaker an Zivilisten wird Oberst Klein 
zum General befördert 

11000 Euro ohne Zuschlag wird er laut dpa dem¬ 
nächst erhalten, der Herr Oberst Georg Klein, der 
am 6. September 2009 in Afghanistan den Befehl zu 
einem Kriegsverbrechen gegeben hatte. Mindestens 
139 Zivilisten sind nach Aussagen des Bremer 
Rechtsanwalts Karim Bopal der durch Klein ange¬ 
ordneten Bombardierung eines von Rebellen ent¬ 
führten Tanklasters getötet worden, sieben wurden 
verletzt und 20 vermisst. Die überwiegend Kinder 
und Jugendlichen wollten Benzin aus dem manö¬ 
vrierunfähigen im ICundus-Fluss liegenden Fahrzeug 
abzapfen. Obwohl die Besatzungsmitglieder eines 
angeforderten Kampfflugzeugs fünfmal angeboten 
hatten, die Leute durch einen Tiefflug zu vertreiben, 
bestand Klein auf einem Angriff. Sechs Bomben 
hatte er gefordert, die Piloten sahen zwei als ausrei¬ 
chend an. 
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Kommandeur des deutschen „Wiederaufbau¬ 
teams“ ist er damals gewesen, der Herr Oberst. 

Die Generalbundesanwaltschaft ermittelte zwar 
gegen ihn wegen des „Verdachts auf ein Kriegsver¬ 
brechen“, doch Verwerfliches hat sie nicht finden 
können, weil Klein „sich der Verpflichtung bewusst“ 
gewesen sei, „zivile Opfer soweit irgend möglich zu 
vermeiden“. 

Deshalb kann er jetzt im neu geschaffenen Bun¬ 
desamt für Personalmanagement der Bundeswehr 
als Abteilungsleiter eingesetzt und gar als General 
befördert werden. 

Die Familien der getöteten Opfer des Massakers 
hat die Bundesregierung mit einmalig 5 000 Euro 
abgespeist. 

(jw v. 9.8.2012/Azadi) 

FDP lehnt Beschluss des Verfassungsgerichts 
zum Bundeswehreinsatz im Inland ab 

Richter Reinhard Gaier: Militär darf nie innenpolitisches 
Machtinstrument werden 

Die FDP lehnt den Einsatz der Bundeswehr im 
Inland strikt ab und sieht folglich keinen Hand- 
lutngsbedarf für eine Grundgesetzänderung. Ihre 
Partei werde alles dafür tun, damit die Bundeswehr 
nicht zum Hilfspolizisten werde, sagte Bundesjustiz¬ 
ministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger der 
Welt am Sonntag. Das Bundesverfassungsgericht 


veröffentlichte am 17. Juli die 21 Seiten umfassende 
Entscheidung des Zweiten Senats, wonach Bundes¬ 
wehreinsätze im Inland unter engen Grenzen - in 
„ungewöhnlichen Ausnahmesituationen katastrophi- 
schen Ausmaßes“ wie bei einem terroristischen 
Angriff, mit dem Grundgesetz vereinbar sein soll. In 
Eilfällen sei zuvor jedoch stets ein Beschluss des 
gesamten Bundeskabinetts erforderlich. 

Richter Reinhard Gaier, der im Februar 2006 das 
Urteil des Ersten Senats über das teilweise grundge¬ 
setzwidrige Luftsicherheitsgesetz mit verfasst hat, ist 
bei seiner Meinung geblieben und hat sich der 
jüngsten Mehrheitsentscheidung des Großen Senats 
nicht angeschlossen. „Das Grundgesetz ist auch eine 
Absage an den deutschen Militarismus, der Ursache 
für die unvorstellbaren Schrecken und das millio¬ 
nenfach Sterben in zwei Weltkriegen war.“ In sei¬ 
nem abweichenden Votum schreibt Gaier weiter, es 
müsse sichergestellt werden, „dass die Streitkräfte 
niemals als innenpolitisches Machtinstrument einge¬ 
setzt werden“ dürften. Die „Trennung von Militär 
und Polizei“ gehöre „zum genetischen Code dieses 
Landes“ und wer daran etwas ändern wolle, müsse 
sich „nicht nur der öffentlichen politischen Debatte 
stellen, sondern auch die zu einer Verfassungsände¬ 
rung erforderlichen parlamentarischen Mehrheiten 
für sich gewinnen“. Es sei im übrigen nicht Aufgabe 
des Bundesverfassungsgerichtes, die Verfassung zu 
ändern. 

(Süddt.Ztg. v. 18./19.,20.8.2012/Azadi) 


NEU ERSCHIENEN 


Neue Broschüren des Magazin-Verlags 

In der Broschürenreihe „Deutschland und die Welt“ 
stellt der Magazin-Verlag drei aktualisierte bzw. neue 
Veröffentlichungen vor: 

Heft 10 mit dem Titel „Ausländer“; hier werden 
auf 48 Seiten u. a. 200 Jahre Ausländerpolitik vom 
„Allgemeinen Preußischen Landrecht“ bis zum heu¬ 
tigen „Aufenthaltsgesetz“ dargestellt. 

Heft 76 greift noch einmal die Sarrazin-Debatte 
2010/2011 auf und 

Heft 84 thematisiert ganz aktuell „Die Morde des 
NSU“. 

Jedes Heft kostet 2 Euro plus Versand; für die 
Bestellung von drei Broschüren werden 5 Euro 
berechnet; ein weiterer Rabatt ist nicht möglich). 

Bestellung direkt an den Verlag, Schweffelstr. 6, 
24118 Kiel oder per fax: 0431 - 570 98 82 
Weitere Informationen: www.brd-dritte-welt.de 


Verfassungsschutz abschalten 

„Selbstbewusste Demokratie funktioniert ohne Ver¬ 
fassungsschutz. Sie besinnt sich auf die Abwehr 
konkreter Gefahren und lebt im übrigen mit den 
Unwägbarkeiten, die Freiheit auszeichnen“, weshalb 
Claus Leggewie und Horst Meier vorschlagen, die 
Verfassungsschutzämter innerhalb von fünf Jahren 
abzuwickeln. Das sei ebenso möglich wie der Aus¬ 
stieg aus der Atomenergie. 

Ihre Vorstellungen haben die beiden Autoren in 
ihrem Buch mit dem Titel „Nach dem Verfassungs¬ 
schutz“ dargelegt. Es ist im Archiv der Jugendkultu¬ 
ren, Berlin 2012 erschienen, umfasst 208 Seiten und 
kostet 12 Euro. 

(taz v. 25.8.2012) 
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Hauptverfahren gegen Ridvan Ö. und Mehmet A. 
vor dem OLG Stuttgart eröffnet 
Verteidigung beantragt Aussetzung des 
Verfahrens und Prüfung der Verfassungsmäßigkeit 
der Norm des § 129b StGB 

Vor dem 6. Strafsenat (Staatsschutz) des Oberlandesgerichts (OLG) Stuttgart begann 
unter Vorsitz des Richters Hermann Wieland am 13. September der Prozess gegen 
die kurdischen Aktivisten Ridvan Ö. und Mehmet A. Die Bundesanwaltschaft 
beschuldigt sie der Mitgliedschaft in der „terroristischen“ ausländischen Vereini¬ 
gung PKK (§ 129b Abs. 1 und § 129a Abs. 1 Strafgesetzbuch). 

Sie sollen sich im Zeitraum von März 2010 bis Juli 2011 bzw. von Oktober 2009 
bis Juli 2011 im Bundesgebiet bzw. in Fra nkr eich als Führungskader der Jugendor¬ 
ganisation „Komalen Ciwan“ (KC) betätigt haben. Diese wiederum unterstehe dem 
von der PKK ins Leben gerufenen System der „Vereinigten Gemeinschaften Kurdi¬ 
stans“ (KCK) und sei der Europaorganisation gegenüber rechenschaftspflichtig. 
Darüber hinaus vertritt die BAW die These, dass die seit 2004 bestehende Stadtgue¬ 
rilla „Freiheitsfalken Kurdistans“ (TAK) der PKK zuzurechnen sei, obwohl es seit¬ 
dem gegenseitig eindeutige Distanzierungserklärungen gibt, die wiederum von den 
deutschen - wie türkischen - Behörden als taktisches Vorgehen uminterpretiert wer¬ 
den. 

Den angeklagten Kurden wird vorgeworfen, Spendengelder für die Organisation 
gesammelt, Nachwuchs für die Guerilla und den Funktionärsapparat rekrutiert, 
öffentlichkeitswirksame Demonstrationen, SchulungsVeranstaltungen und Aktionen 
durchgeführt sowie Reisen von Kadern organisiert zu haben. 

Beschuldigungen, wonach Ridvan Ö. und Mehmet A. als mutmaßliche Mitglieder 
einer Vereinigung im Ausland dort möglicherweise Straftaten begangen hätten, gibt 
es nicht. Muss es im Sinne des § 129b auch nicht, weil jedes tatsächliche oder mut¬ 
maßliche Mitglied einer als terroristisch eingestuften Organisation automatisch für 
deren gesamten Aktivitäten mitverantwortlich gemacht wird. 

Der 1982 in Bingöl geborene Ridvan Ö. ist, nachdem die politische Verfolgungssi¬ 
tuation gegen die kurdische Bevölkerung in der Türkei eskalierte und er selbst 
bedroht war, im September 2001 auf dramatische Weise in einem Schlepperschiff 
nach Italien geflüchtet und dort als politischer Flüchtling anerkannt worden. Dort 
konnte er Fuß fassen, sehr schnell italienisch lernen, einen erfolgreichen Schulab¬ 
schluss machen und mit Hilfe solidarischer Menschen insbesondere eine Theater¬ 
akademie besuchen. So konnte er mit einer Theatergruppe durch Italien reisen und 
als Schauspieler seine eigene Geschichte spielen. Später reiste er nach Belgien, in 







die Schweiz, nach Frankreich und häufiger nach Deutschland, u. a. nach Hamburg, um an kulturellen Akti¬ 
vitäten teilzunehmen. 

Ridvan Ö. wurde am 17. Juli 2011 am Flughafen Düsseldorf festgenommen und befindet sich seit dem 18. Juli 
in Untersuchungshaft. 

Die Ermächtigung zur strafrechtlichen Verfolgung nach § 129b StGB erteilte das Bundesjustizministerium am 
1. April 2011. 

Mehmet A. reiste im November 2000 mit seinen Eltern und zwei Schwestern aus der Türkei in die BRD ein. 
Sein Asylantrag wurde ein Jahr später abgelehnt. Nach einem Klageverfahren hat das damalige Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge Ende 2001 die Voraussetzungen für ein Abschiebeverbot aus 
Gründen der politischen Verfolgung anerkannt und Anfang 2002 erhielt Mehmet A. Reiseausweis und Aufent¬ 
haltsbefugnis. 

Im Juni 2006 dann widerrief das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge seinen Asylstatus wegen Unter¬ 
stützung der PKK und weil ihm in der Türkei angeblich keine politische Verfolgung mehr drohe. Klagen hier¬ 
gegen blieben erfolglos, eine Zulassung auf Berufung für einen erneuten Antrag auf Flüchtlingszuerkennung 
wurde abgelehnt und im August 2010 die sofort vollziehbare Ausweisung durch das zuständige Regierungs¬ 
präsidium verfügt. Auch hiergegen ist Klage erhoben worden. 

Mehmet A. wurde am 17. Juli 2011 in Freiburg festgenommen und ist seit dem 18. Juli in Untersuchungshaft. 
In seinem Fall hat das Bundesjustizministerium die Ermächtigung zur Strafverfolgung nach § 129b am 12. 
Mai 2011 erteilt. 

Beide Angeklagten haben sich am ersten Verhandlungstag zu den gegen sie erhobenen Vorwürfen nicht geäu¬ 
ßert. 

Die historischen Fakten und politischen Hintergründe des türkisch-kurdischen Konflikts werden vonseiten der 
Anklage völlig ausgeblendet. Sie sind jedoch die Grundlagen, um zu einer realistischen Einschätzung und 
Bewertung der kurdischen Bewegung und der in ihr organisierten Aktivistinnen und Aktivisten zu gelangen. 
Das Gericht wird nicht umhin können, sich mit zentralen Fragen des (Kriegs)Völkerrechts und dem Recht auf 
Sezession im Sinne einer neueren völkerrechtlichen Entwicklung auseinanderzusetzen. Hierbei muss die über 
Jahrzehnte durch massive Repression geprägte Menschenrechtslage der kurdischen Bevölkerung innerhalb 
und außerhalb der türkischen Institutionen aufgeklärt und beurteilt werden. 

(Azadi-PM zum Prozessauftakt) 


Verteidigung beantragt Aussetzung des Verfahrens und Klärung 
Bundesverfassungsgericht 

Rechtsanwalt C.W. Heydenreich, Verteidiger von Ridvan Ö., beantragte am zweiten Verhandlungstag zum 
einen die Aussetzung des Verfahrens bezüglich des Tatvorwurfs des § 129b StGB und forderte zum zweiten, 
die Akten dem Bundesverfassungsgericht zur grundsätzlichen Entscheidung darüber vorzulegen, dass die 
Norm dieses Paragrafen nach Artikel 100 Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz (GG) verfassungswidrig ist. 


(Art. 100 Abs. 1 Satz 1 GG: „Hält ein Gericht ein Gesetz, auf dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung 
ankommt, für verfassungswidrig, so ist das Verfahren auszusetzen und, wenn es sich um die Verletzung der 
Verfassung eines Landes handelt, die Entscheidung des für Verfassungsstreitigkeiten zuständigen Gerich¬ 
tes des Landes, wenn es sich um die Verletzung dieses Grundgesetzes handelt, die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes einzuholen. “) 
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Kritik an Entscheidungshoheit der Exekutive 

Insbesondere kritisieren sie in ihrer Begründung, dass bei der Strafnorm des § 129b nicht auf einer Tatbe¬ 
stands- oder Rechtswidrigkeitsebene entschieden werde, sondern „mittels eines allein der Exekutive an die 
Hand gegebenen, nicht justiziablen und politischen Erwägungen anheim gestellten Ermächtigungserforder¬ 
nisses“. Dies verstoße sowohl gegen das Bestimmtheits- als auch das Willkürverbot (Artikel 3 Abs. 1 i.V.m. 
Artikel 1 Abs. 3 Grundgesetz). 

(Artikel 3 Abs. 1 GG: 

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

Artikel 1 Abs. 3 GG: 

Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.) 


Neben der ausführlich juristischen Darlegung, spielen in dem 18-seitigen Antrag auch politische Aspekte eine 
erhebliche Rolle, die die höchst umstrittene Vorgehensweise des BMJ bei der Strafverfolgungsermächtigung 
nach § 129b verdeutlichen sollen. 

Pauschalübertragung des § 129a auf § 129b geht gar nicht 

So sei es unzulässig und „unerträglich“, die Voraussetzungen der §§ 129 und 129a, die sich auf inländische 
Vereinigungen beziehen, auf „Vereinigungen irgendwo und überall im außereuropäischen Ausland“ pauschal 
und unverändert zu übertragen. Alle in § 129a aufgeführte Tathandlungen beschrieben ein strafbares Verhal¬ 
ten auf diesen Staat und seine Rechtsordnung. In § 129b hingegen fehle ein vergleichbares Äquivalent völlig. 
Und weil eine bestimmte staatliche oder Rechtsordnung völlig fehle, sei die Vorschrift „uferlos weit“, unbe¬ 
stimmt und unbestimmbar. 

Kurz: Es gehe einfach nicht, § 129b und § 129a StGB eins zu eins auf außereuropäische Vereinigungen zu 
übertragen. 

Beispiel ANC und Nelson Mandela 

Als Beispiel führt die Verteidigung den südafrikanischen African National Congress (ANC) an, „der sich dem 
dortigen völkerrechtswidrigen Apartheidsregime und dessen Übergriffen auch gewaltsam widersetzte“. In sei¬ 
ner Phase des militärischen Widerstands hätte er als terroristische Vereinigung im Sinne des § 129b StGB ein¬ 
gestuft werden müssen. Ein in Deutschland erfolgtes Sammeln von Spenden wäre danach eine strafbare 
Handlung nach § 129b gewesen. Dies widerspräche „dem Recht eines Volkes oder einer Bevölkerungsgruppe, 
sich gegen Übergriffe, militärische und gewaltsame staatliche Unterdrückung zur Wehr zu setzen“. 

Es wird daran erinnert, dass das „Wirken von Nelson Mandela als dem Gründer und Anführer des Umkhonto 
we Sizwe, des militärischen Flügels des ANC, international durch die Verleihung des Friedensnobelpreises 
anerkannt worden“ sei. 

Auch seien als Beispiele militärischen Widerstands gegen staatliche Unterdrückung die Länder Nicaragua und 
El Salvador zu nennen, deren ehemalige Befreiungsbewegungen inzwischen „Träger staatlicher Gewalt“ 
seien. 

Beispiele Syrien und Libyen 

Anschauliche Beispiele seien hinsichtlich der „tatbestandlichen Differenzierungskriterien“ in § 129b gegen¬ 
wärtig die Beispiele Syrien und Libyen. So kämpften in Syrien „mit indirekter Unterstützung westlicher Staa¬ 
ten unter Einschluss der Bundesregierung“ mehrheitlich „islamistisch geprägte und in einer so genannten 
Befreiungsarmee mehr oder weniger zusammengefasste Vereinigungen mit militärischen Mitteln und unter 
Begehung vielfältiger Begehung von Menschenrechtsverbrechen“ gegen ein Regime, das seinerseits wiede¬ 
rum gegen weite Bevölkerungsteile militärisch vorgehe. 

In Libyen, „ebenfalls mit massiver Unterstützung westlicher Staaten“, sei ein diktatorisches Regime durch 
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mehrheitlich islamistisch geprägte und in einer sog. Befreiungsarmee zusammengefasste Verbände militärisch 
bekämpft und gestürzt worden“ - ohne dass dies etwa zu einem „freiheitlich oder demokratisch verfasst zu 
nennenden Staat geführt“ habe. 

In beiden Fällen sei, bezogen auf derartige Vereinigungen, der Anwendungsbereich des § 129b „nicht 
bestimmbar“. 

Beispiel Tibeter 

Deshalb würfen diese Beispiele die weitere Frage auf, wie es sich mit Vereinigungen verhalte, „die sich als 
Repräsentanten einer eigenen Volksgruppe oder Ethnie verstehen und in einem übergeordneten Gesamtstaat 
gewaltsam für die Anerkennung ihrer Rechte kämpfen“. Flier seien etwa die Tibeter oder andere Minderhei¬ 
ten Chinas genannt, soweit sie sich entschließen, gewaltsam gegen den chinesischen Zentralstaat vorzugehen. 
„Exiltibeter, die dies in Deutschland unterstützten, könnten dem § 129 b nichts über die Strafbarkeit oder feh¬ 
lende Strafbarkeit ihres Tuns entnehmen.“ 

Genehme oder den Eigeninteressen widersprechende Vereinigungen 

Besondere Brisanz entstehe dadurch, „dass die Bundesrepublik Deutschland selbst durch die Politik der 
Bundesregierung in jüngster Zeit direkt oder indirekt unter Einschluss von Menschenrechtsverbrechen militä¬ 
risch agierende Aufstandsbewegungen im arabischen Raum“ unterstütze“, von denen nicht unbedingt erkenn¬ 
bar sei, „dass sie Gewähr für das Ziel der Errichtung einer freiheitlichen und die Menschenwürde achtenden 
staatlichen Ordnung“ böten. 

Vielmehr liege die alleinige politische Unterscheidung darin, ob den politisch Verantwortlichen hier die jewei¬ 
ligen politischen Ziele der Vereinigungen genehm“ seien und den eigenen Interessen entsprächen oder nicht. 
Wie die Beispiele schon zeigten, könne ausgehend vom Wortlaut des § 129b und dessen unbegrenzten und 
unbestimmten Tatbestands die deutsche Strafverfolgung auch in „Bandenkriege und kriegerische Ausein¬ 
andersetzungen sog. Warlords weitab in Afrika oder Asien“ eingreifen. 

2001: Warnungen des grünen Volker Beck vor Neuregelung 

In einer Bundestagsdebatte vom 11. Oktober 2001 hatte der grüne Bundestagsabgeordnete Volker Beck zur 
geplanten Einführung des § 129b StGB u.a. ausgeführt: 

„Die Neuregelung darf in ihrer endgültigen Fassung im Ergebnis nicht so ausgelegt werden können, dass 
andere Widerstandsbewegungen in der Welt, die diktatorische oder verbrecherische Regime bekämpfen, ihrer¬ 
seits zu kriminellen oder terroristischen Vereinigungen im Sinne des Gesetzes werden. Denn jede Unterstüt¬ 
zung einer derartigen Widerstandsbewegung auf deutschem Boden würde nach dem Kontext der Bestimmun¬ 
gen ebenfalls strafbar werden.“ 

Wie bekannt, haben sich dann der frühere Grüne und spätere SPD-Bundesinnenminister Otto Schily samt der 
rotgrünen Mehrheit im Bundestag durchgesetzt. 

Differenzierung von Staatsterrorismus und als terroristisch erachtete Handlungen von Vereinigungen 
ungerechtfertigt 

Die Verteidigung kommt in ihrem Antrag zu dem Ergebnis, dass der § 129b Abs. 1 gegen den Gleichheits¬ 
grundsatz verstoße und § 129b eine „sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung terroristischer Verei¬ 
nigungen und von sich gleicher Mittel bedienender Staaten oder staatliche Organisationen“ enthalte. Eine all¬ 
gemein akzeptierte Definition des Terrorismus gebe es zwar nicht, doch Staaten oder staatliche 
Organisationen fielen nicht unter die Kategorie des 129b. 

Auch seien von dem Rahmenbeschluss des Rates zur Terrorismusbekämpfung die Aktivitäten von Streitkräf¬ 
ten eines Staates in bewaffneten Konflikten oder bei der Wahrnehmung ihres offiziellen Auftrags nicht erfasst. 
Jedoch seien nach Auffassung der Verteidigung „Gewalttaten, die durch einen souveränen Staat verübt wer- 
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den (sog. Staatsterrorismus), der Ausübung von Gewalt durch eine nichtstaatliche Vereinigung vergleichbar. 
Auch Staaten könnten Taten im Sinne des § 129a Abs. 2 begehen und gegen die „Grundwerte einer die Würde 
des Menschen achtenden staatlichen Ordnung oder gegen das friedliche Zusammenleben der Völker gerichtet 
sein“ und als „verwerflich“ eingestuft werden. Es bestehe die „grundsätzliche Notwendigkeit einer Gleichbe¬ 
handlung von Staatsterrorismus einerseits und von einzelnen Vereinigungen als terroristisch erachteten Hand¬ 
lungen andererseits“. Dies lasse sich an den Beispielen Syrien und Libyen belegen. 

Gleichbehandlung terroristischer Vereinigungen mit Befreiungsbewegungen falsch 

§ 129b enthalte eine „sachlich nicht gerechtfertigte Gleichbehandlung terroristischer Vereinigungen mit sog. 
“Befreiungsbewegungen”. Es werde tatbestandlich nicht danach unterschieden, ob sich die Tätigkeit einer sol¬ 
chen Organisation als „eklatant gegen objektive Menschenrechtsstandards verstoßende Willkür“ darstelle oder 
ob ihre Handlungen der Verteidigung gegen ein repressives System diene und sie die Herstellung menschen¬ 
würdiger Verhältnisse anstrebe. Befreiungsbewegungen würden gegen solche Staaten kämpfen, die die 
Grund- und Menschenrechte nicht achten. Mit dem bewaffneten Widerstand verfolgten sie Ziele, „die völker- 
und menschenrechtlich anerkannt“ seien. Es bestünden eben „gravierende Unterschiede“, denn schließlich 
seien etwa Verteidigungshandlungen gegen Willkür und Unterdrückung durch eine Befreiungsbewegung 
anders zu bewerten als „Gräueltaten gegen die Zivilbevölkerung durch militante Gruppierungen“. 

§ 129b-Ermächtigungen des BMJ ausschließlich politisch motiviert 
- gravierende Folgen für Betroffene 

Im Rahmen der Erteilung einer Verfolgungsermächtigung durch das Bundesjustizministerium habe dieses zu 
prüfen, „ob die Bestrebungen der fraglichen Vereinigung gegen die Grundwerte einer die Würde des Men¬ 
schen achtenden staatlichen Ordnung oder gegen das friedliche Zusammenleben der Völker gerichtet sind“ 
und als „verwerflich“ erscheinen. Es handele sich um eine „ausschließlich politisch zu treffende Entschei¬ 
dung“, die wesentlich von der „aktuellen politischen Ausrichtung des Bundesministeriums der Justiz und sei¬ 
ner Stellung zu der in Frage stehenden Vereinigung“ sei. Die Behörde könne „völlig frei“ entscheiden, ob sie 
eine Ermächtigung erteilt, zurücknimmt oder eine zuvor nicht erteilte Ermächtigung später erteilt, ohne all 
dies begründen zu müssen. Eine Entscheidung sei weder anfechtbar noch rechtlich bzw. richterlich überprüf¬ 
bar. Dadurch entstehe eine „Politisierung der Justiz“. Innen- oder außenpolitische Erwägungen und Interes¬ 
sen, Regierungswechsel oder andere Entwicklungen seien Gründe, „die mit den von Gesetzes wegen inkrimi- 
nierten Handlungen nichts, aber auch rein gar nichts zu tun“ hätten. Wegen der rechtlichen 
Nichtüberprüfbarkeit trügen derlei Entscheidungen das „Merkmal der Willkürlichkeit“ (ähnlich der Indizie¬ 
rung von Personen und „terroristischen“ Organisationen auf den UN- und EU-Terrorlisten, Azadi). 

Dies sei „umso gravierender“, als die den Entscheidungen zugrunde liegenden politischen Motivationen 
„massive Grundrechtseingriffe und Freiheitseinschränkungen“ von Betroffenen zur Folge haben, „bis hin zu 
einer Freiheitsentziehung von zehn Jahren“. 

Abgelehnt und zurückgestellt 

Der 6. Strafsenat des OLG lehnte den ersten Antragspunkt (Aussetzung des Verfahrens) ab und stellte zum 
zweiten Punkt (Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der Norm des § 129b StGB) eine Entscheidung zurück, 
(aus dem Antrag von Rechtsanwalt C.W. Heydenreich vom 22.9.2012) 

Verhandelt wird jeweils donnerstags und freitags, 9.15 Uhr im Mehrzweckgebäude, 

Asperger Str. 49 in Stuttgart-Stammheim. Verhandlungen sind vorerst bis 21. Dezember terminiert. 
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Ahnungsloser BKA-Mann im Prozess gegen Ali Ihsan Kitay 


Im Prozess gegen den kurdischen Politiker und Aktivisten Ali Ihsan Kitay, der wegen mutmaßlicher Unter¬ 
stützung der ausländischen „terroristischen“ Organisation PKK (§ 129b StGB) vor dem OLG Hamburg ange¬ 
klagt ist, trat am 19. September der leitende Beamte des Bundeskriminalamtes (BKA) als Zeuge auf. Kitays 
Verteidigung kritisierte die völlige Unwissenheit des „Experten 4 “ für die Struktur der PKK über die Situation 
in der Türkei, in den kurdischen Gebieten, im Mittleren Osten als auch über die politische Entwicklung der 
PKK. Dies sei umso schwerwiegender, weil dessen Einschätzung zur PKK und der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) wesentlicher Bestand der Anklage ist. Vor diesem Hintergrund erscheine auch die 
Ermächtigung des Bundesjustizministeriums zur Strafverfolgung nach § 129b dubios, da diese offenbar auf 
der Einschätzung des BKA-Beamten beruhe. Der Zeuge hatte auf Nachfragen eingeräumt, dass er bei seiner 
Beurteilung der PKK-Struktur auf Informationen weiterer BKA-Koliegen aus dem Zeitraum vor 2006 zurück¬ 
gegriffen habe. Ihm sei die Situation in der Türkei und die Umsetzung von politischen Konzepten der PKK 
bzw. der KCK als nicht wichtig erschienen. Sein Schwerpunkt sei das Ermitteln von Straftaten gewesen, 
außerdem habe er ideologische Beschlusstexte „nicht verstanden“. Ferner wolle die PKK eine eigene auto¬ 
nome Verwaltung und eine eigene Fahne, die kein Staat dulden würde. [Vielleicht sollte der Zeuge an die Bei¬ 
spiele des Nordirak, des Baskenlandes, Schottland oder Kataloniens eri nn ert werden. Azadi] Des weiteren hat 
der BKAler erklärt, dass für seine Ermittlungen völkerrechtliche Aspekte und politische Hintergründe keine 
Rolle gespielt hätten. Was z.B. in Syrien geschehe, habe er „hauptsächlich aus dem Fernsehen“. Dennoch hat 
das den Beamten nicht daran gehindert, in Aktennotizen zu vermerken, dass die PKK eine terroristische Orga¬ 
nisation sei, die in allen Teilen Kurdistans einen Alleinvertretungsanspruch vertrete und mit der KCK gleich¬ 
zusetzen sei. 

Nach Auffassung der Bundestagsabgeordneten der LINKEN, Heidrun Dittrich, sollte das Verfahren gegen Ali 
Ihsan Kitay sowie alle weiteren 129b-Verfahren vor diesem Hintergrund sofort ausgesetzt werden. 

(jwv. 21.9.2012) 


§ 129 bAbs. 1 Strafgesetzbuch: 

Die §§ 129 und 129a gelten auch für Vereinigungen im Ausland. Bezieht sich die Tat auf eine 
Vereinigung außerhalb der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, so gilt dies nur, wenn sie 
durch eine im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgeübte Tätigkeit begangen wird 
oder wenn der Täter oder das Opfer Deutscher ist oder sich im Inland befindet. In den Fällen 
des Satzes 2 wird die Tat nur mit Ermächtigung des Bundesministeriums der Justiz verfolgt. 

Die Ermächtigung kann für den Einzelfall oder allgemein auch für die Verfolgung künftiger 
Taten erteilt werden, die sich auf eine bestimmte Vereinigung beziehen. Bei der En tscheidung 
über die Ermächtigung zieht das Ministerium in Betracht, ob die Bestrebungen der Vereinigung 
gegen die Grundwerte einer die Würde des Menschen achtenden staatlichen Ordnung oder 
gegen das friedliche Zusammenleben der Völker gerichtet sind und bei Abwägung aller 
Umstände als verwerflich erscheinen. 

§ 129 aAbs. 1 Strafgesetzbuch: 

Wer eine Vereinigung gründet, deren Zweck oder deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, 

Mord (§ 211) oder Totschlag (§ 212) oder Völkermord (§ 6 des Völker Strafgesetzbuches) oder 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit (§ 7 des Völkerstrafgesetzbuches) oder Kriegsverbre¬ 
chen (§§ 9, 10, 11 oder § 12 des Völker Strafgesetzbuches) zu begehen, oder wer sich an einer 
solchen Vereinigung als Mitglied beteiligt, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren bestraft. 
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“Betrachtungen und Gedanken zum 20. Internationales Kurdisches Kulturfestival in Mann¬ 
heim“: Politische Entscheidungen verantwortlich für Kriminalisierung - Gefordert werden 
Demokratie, Dialog und Toleranz für politische Vielfalt 

Zehntausende Kurdinnen und Kurden und solidarische Menschen aus dem In- und Ausland nahmen 
am 20. Internationalen Kurdischen Kulturfestival bei großer Hitze - später im wahrsten Sinne des 
Wortes- am 8. September in Mannheim teil. Die Forderungen nach Freiheit für den seit 13 Jahren auf 
der türkischen Gefängnisinsel Imrali inhaftierten PKK-Vorsitzenden Abdullah Öcalan und einen völ¬ 
kerrechtlichen Status für das kurdische Volk war dem zentralen Transparent auf der Bühne zu ent¬ 
nehmen. Der Vorsitzende der BDP, Selahattin Demirtas sowie der per Videoübertragung aus den 
Kandil-Bergen Nordiraks/Südkurdistans live zugeschaltete Vorsitzende des KCK-Exekutivkomitees, 
Murat Karayilan, berichteten vom Kampf der kurdischen Bevölkerung für „demokratische Autono¬ 
mie“. 

Neben weiteren politischen Redebeiträgen und kulturellen Darbietungen, versorgten zahlreiche 
Stände verschiedener kurdischer und solidarischer Gruppen die Menschen mit politischen Informa¬ 
tionen, Essen und Trinken. 

Auseinandersetzungen 

Am Nachmittag kam es im Eingangsbereich zum Festivalgelände zu schweren Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen hunderten Jugendlichen und der Polizei, deren Ausgangspunkt eine verbotene Fahne 
war, die ein 12-Jähriger mit sich trug und die die Polizei beschlagnahmen wollte. In einer ersten 
Erklärung der veranstaltenden Föderation kurdischer Vereine in Deutschland, YEK-KOM, machte 
diese insbesondere die Polizei und das PKK-Betätigungsverbot für die Eskalation verantwortlich. 
Sie warf der Polizei vor, in den Tagen zuvor schon den 7-tägigen Friedensmarsch von über 100 kur¬ 
dischen Jugendlichen von Straßburg nach Mannheim massiv provoziert und drangsaliert zu haben, 
was darin gipfelte, dass sie ihnen wenige Kilometer vor der Stadt den Einzug untersagt hat. 

Beschimpfungen 

In weiteren „Betrachtungen und Gedanken“ vom 15. September wirft YEK-KOM den Medien eine 
„einseitige, verzerrte und aufhetzende Berichterstattung über die Ereignisse“ in Mannheim vor und 
bezeichnet sie als „verantwortungslos“, weil ausschließlich auf Aussagen der Polizei und des baden- 
württembergischen Innenministers zurückgegriffen worden sei. Es sei nicht leicht, „den infamen 
Behauptungen der Polizei journalistische, der Realität entsprechende Fakten entgegenzustellen“, 
weil diese „nicht gehört werden wollen“. Nichts habe man in den Medien lesen können über einen 
polizeilichen Einsatzleiter, der Jugendliche und Besucherinnen des Festivals sowie die Veranstalter 
als „Banden“, „Hunde“, „Mob“, „Dreck“ und „Verbrecher“ bezeichnet hatte, nichts über Kurden, die 
durch den Einsatz von Hunden zum Teil schwere Verletzungen davongetragen haben. Nichts davon, 
dass zwei Jugendliche im Vorfeld der Veranstaltung auf dem Mannheimer Polizeipräsidium „miss¬ 
handelt wurden und im Krankenhaus behandelt werden mussten“. Sie haben inzwischen Anzeige 
erstattet. „Wie viel Gewalt, Schläge und Misshandlungen, die uns an die Folter der türkischen Poli¬ 
zei erinnern, sind in Deutschland erlaubt?“ fragt YEK-KOM. 

Ausgegrenzt 

Es seien politische Entscheidungen, „die für die zunehmende systematische Kriminalisierung und 
Ausgrenzung der Kurden und Kurdinnen von der Teilhabe an Rechten in Deutschland verantwort¬ 
lich“ zu machen seien. Durch das fast 20 Jahre währende PKK-Verbot würde den Kurden „auf viel¬ 
fältige Weise soziale und politische Rechte vorenthalten“ und ihnen direkt oder indirekt der „Zugang 
zu Bildung, Wohnraum und Arbeitsplätzen in öffentlichen Institutionen und Behörden ebenso wie in 
Vereinen und Sport systematisch erschwert“. Deshalb fordert die Föderation statt einer „systemati¬ 
schen Kriminalisierung und Ausgrenzung der Kurdinnen und Kurden in Deutschland“ mehr „Dialog, 
Demokratie, Toleranz für eine Vielfalt der politischen Interessen“. 

Sie appelliert an die Medien, „über Hintergründe der kurdischen Frage und die Menschenrechtsver¬ 
letzungen in der Türkei“, über die „positiven politischen Entwicklungen in den kurdischen Provin¬ 
zen der Türkei“ sowie über die „Anliegen der Kurdinnen und Kurden in Europa“ zu berichten. 

InnenAußenpolitik 

Thomas Trüper, Stadtrat der LINKEN in Mannheim, sah in einer Erklärung den „Erfolg des Festi¬ 
vals erheblich beschädigt“ und insbesondere „die veröffentlichte Meinung in der Region gegen „die 
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Kurden“ abermals sehr negativ beeinflusst“. Er sieht die Bundesrepublik „längst als Partei“ in dem 
Konflikt zwischen dem türkischen Staat und der kurdischen Bevölkerung. „Sie hat die Konfliktpartei 
PKK als terroristisch eingestuft, auf deutschem Boden verboten und verfolgt sie seither strikt“. Kri¬ 
tik übte er auch an den deutschen Waffenlieferungen in die Krisenregion. Die Verbindung außenpo¬ 
litischer Interessen und innenpolitischer Umsetzung führe die „ansonsten eher besonnene Polizei¬ 
führung in Mannheim in Abstimmung mit dem Stuttgarter Innenministerium regelmäßig zu 
gewaltigen Polizeieinsatzplanungen, wann immer die Kurden eine politische Kundgebung planen“. 

Verbotsszenerie 

Das einzige „Risiko“, das bestanden habe, sei die Nichterfüllung der Auflage gewesen, dass „die 40 
000 Besucher keine im Gefolge des PKK-Verbots verbotenen Symbole mitführen und zeigen dür¬ 
fen“. Eine solche Auflage sei „unter rechtsstaatlichen Bedingungen praktisch nicht durchsetzbar“ 
gewesen. Das wäre nur mit einem Verbot der gesamten Veranstaltung möglich gewesen. Doch hätte 
das dem „Grundrecht auf Meinungs- und Demonstrationsfreiheit“ entgegengestanden. Für die meis¬ 
ten Besucherinnen aus dem Ausland sei die Szenerie mit dem Großaufgebot der Polizei unverständ¬ 
lich gewesen, „weil in ihren Herkunftsländern das Symbole-Verbot nicht existiert“. 

Oberbürgermeisterlob 

Zur mentalen Abrüstung sei nach Auffassung von Thomas Trüper die Aufhebung des PKK-Verbots 
in der BRD eine „wichtige Voraussetzung“. Sie dürfe sich nicht zur „Erfüllungsgehilfin der türki¬ 
schen Regierung“ machen. Ethnische Konflikte könnten „niemals militärisch“ gelöst werden., 

Er kritisierte auch die deutsche Seite in Mannheim, wo man im Dialog mit Migranten gerne „einen 
Bogen um die Kurden“ mache, hingegen das „gehörige Gewaltpotenzial vieler türkischer Nationa¬ 
listen“ übersehe. Er begrüße aber die Erklärung von Oberbürgermeister Dr. Peter Kurz, der „auch in 
kritischen Tagen“ am friedlichen Dialog festhalte. 

Verbotsverschärfung 

Dem baden-württembergischen Innenminister Gail wirft er vor, dass er den Einsatz der Polizei 
gelobt und gleichzeitig über die Presse ein „Verbot von Organisationen und Unternehmen“, die der 
PKK nahe stünden, gefordert habe. Dies ziele Trüper zufolge auf eine Verschärfung der Verbotssitu¬ 
ation ab. 

Der Meldung eines Sprechers der Polizei zufolge hat die Mannheimer Polizei eine Ermittlungs¬ 
gruppe eingesetzt, die das umfangreiche Videomaterial sichten und versuchen wolle, Gewalttäter zu 
identifizieren (junge weit v. 11.9.2012) 




Der nächste Schlapphut bitte ! 

Nun gab auch Volker Limburg seinen Posten als Präsident des Verfassungsschutzes von Sachsen- 
Anhalt auf, der laut Landesinnenminister Holger Stahlknecht (CDU) auf eigene Bitte hin in den 
Ruhestand hätte versetzt werden wollen. Damit folgte Limburg seinen Amtskollegen aus Thüringen 
und Sachsen sowie Heinz Fromm vom VS-Bundesamt, alle zurückgetreten als Folge des Skandals 
um die durch Mitglieder des Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) verübten zehn Morde an 
Migranten und einer Polizistin. Im Zuge von Aktenschreddern und dem Verheimlichen von brisan¬ 
ten Unterlagen wie denen des Militärischen Abschirmdienstes (MAD), sind die Sicherheitsbehörden 
von Sachsen-Anhalt in ihren Archiven nun doch fündig geworden. Danach soll der MAD 1995 ver¬ 
sucht haben, den späteren NSU-Täter Uwe Mundlos während seiner Wehrdienstzeit als Informanten 
zu werben, was dieser aber abgelehnt habe. Protokolle der Befragung waren an die VS-Ämter in 
Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt verschickt worden; der MAD jedoch löschte die Akten. Im 
August 2011 hatte der Militärgeheimdienst bei den VS-Behörden nachgefragt, ob Kopien des Ver¬ 
nehmungsprotokolls vorhanden seien, was von Sachsen-Anhalt verneint worden ist. 
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RZ-Prozess gegen Sonja Suder und Christian Gauer 
vor dem Landgericht Frankfurt/M. eröffnet 

Am 21. September begann vor dem Landgericht in Frankfurt/M. der Prozess gegen Sonja Suder und 
Christian Gauger, denen die Anklage drei Anschläge der Revolutionären Zellen (RZ) in den 1970er 
Jahren vorwirft. Sonja Suder wird ferner beschuldigt, Waffen für den Angriff auf die Konferenz 
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erdölexportierender Staaten (OPEC) 1975 in Wien beschafft zu haben. 

Der Bundesvorstand der Roten Hilfe erklärte hierzu u.a.: „Auch mehr als 30 Jahre nach den Aktio¬ 
nen der Stadtguerilla scheuen die Repressionsbehörden weder Kosten noch Mühen, linke Politik zu 
kriminalisieren. Nachdem die jahrelangen Versuche scheiterten, die Beiden im französischen Exil 
Lebenden nach Deutschland zu holen, erließ die deutsche Staatsanwaltschaft 2011 einen Europäi¬ 
schen Haftbefehl, der eine Auslieferung innerhalb Europas möglich machte. 

Abgesehen vom hohen Alter der Beiden, vom gesundheitlich schlechten Zustand Christians und vom 
Jahrzehnte andauernden Verfolgungswillen des deutschen Staates erreicht der Prozess in der Beweis¬ 
führung gegen die Angeklagten den Höhepunkt der Absurdität. Die Anklage stützt sich einzig auf 
zwei Zeugenaussagen, die mehr als fragwürdig sind. [...] Sonja und Christian verweigern seit Jah¬ 
ren jede Zusammenarbeit mit den Strafbehörden. Die Rote Hilfe solidarisiert sich mit ihnen.“ 

Ab 8.oo Uhr fand vor dem Landgericht eine Kundgebung statt. 

(PM Rote Hilfe v. 17.9.2012/Azadi) 

LINKE Bundestagsabgeordnete sollen weiter observiert werden 

MdB Jan Körte will über die Abschaffung des undemokratischen Geheimdienstes diskutieren 

„Es ist völlig klar, die LINKE bleibt unter Beobachtung des Verfassungsschutzes“, erklärte am 20. 
September ein Sprecher des Bundesinnenministeriums, und weiter: „Da wo Länder nicht beobach¬ 
ten, muss das Bundesamt für Verfassungsschutz dies übernehmen.“ 

Der SPD-Bundestagsabgeordnete Dieter Wiefelspütz kritisierte die Beobachtung der Linken und hält 
es für „unverantwortlich, dass ein Drittel der Fraktion im Visier des Verfassungsschutzes steht“, und 
das „ohne Genehmigung des Parlaments“. Claudia Roth von den Grünen meinte: „Statt tatsächlich 
gegen die rechtsextreme Szene vorzugehen und Hinweise auf rechte Mordtaten und rechtsextremen 
Terror richtig zu deuten, verschwendet der Verfassungsschutz seine Energie für die Beobachtung von 
friedlichen und demokratischen Abgeordneten der Linkspartei.“ Jan Körte, Linken-MdB, erklärte, 
dass nicht die Bespitzelung der Linken auf der Tagesordnung stehen sollte, sondern die „Abschaf¬ 
fung des unkontrollierbaren und undemokratischen Geheimdienstes.“ In den Bundesländern gibt es 
offenbar Widerstand gegen die Absicht von Bundesinnenminister Friedrich, die Überwachung auf 
die Länderebene zu delegieren. 

(ND v. 21.9.2012/Azadi) 

Zehn rechtsmotivierte Angriffe in zwei Wochen auf Büro der LINKEN-MdB Caren Lay 
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Das Büro der LINKEN-Bundestagsabgeordneten Caren Lay in Hoyerswerda ist in den vergangenen 
zwei Wochen zehnmal angegriffen worden. Diese Angriffe „reichen vom Anbringen von Aufklebern 
von >Autonome Nationalisten Hoyerswerda< und >Freies Netz< über das Besprühen des Briefkas¬ 
tens bis hin zu Haken kr euzschmierereien“. Für sie ist „unbegreiflich, dass der Überfall vom 2. Mai 
auf mein Büro verharmlost wird“. Am helllichten Tag sei das Büro damals während einer Beratung 
von Jugendlichen angegriffen und der Hitlergruß gezeigt worden. Doch wurde dieser Vorfall von der 
Polizei „nicht als rechtsmotiviert eingestuft“, so Lay. Sie fordert ein Umdenken der Behörden; ein¬ 
schüchtern lasse man sich in der „politischen Arbeit vor Ort nicht“. 

(ND v. 21.9.2012/Azadi) 
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„Extremismusklausel“ soll geändert werden 

Gruppen sehen das als Erfolg zivilgesellschaftlichen Protestes 

„Mit großer Genugtuung stellen wir fest, dass der von der Zivilgesellschaft beschrittene Weg erfolg¬ 
reich war“, heißt es in einer gemeinsamen Erklärung von Bundesarbeitsgemeinschaft Demokrati¬ 
eentwicklung (BAGD) und Bundesarbeitsgemeinschaft Kirche und Rechtsextremismus (BAGKR) 
zu der Änderung der „Extremismusklausel“ des Bundesfamilienministeriums. Aufgrund des politi¬ 
schen Drucks zahlreicher Initiativen sei der „Bespitzelungsparagraph“ gestrichen worden. Allerdings 
sehen beide Gruppe darin auch die Gefahr, dass damit quasi eine „gefährliche Hintertür“ geöffnet 
werde, Kompetenzen an die Geheimdienste zurückzugeben. 

Allerdings plant die Regierungskoalition, dass Vereine, die vom Verfassungsschutz als extremistisch 
eingestuft werden, ihre Steuervorteile verlieren sollen. 

(jwv. 21.9.2012/Äzadi) 
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Landgericht Berlin: Zitieren von Parolen der kurdischen Bevölkerung ist strafbar 
Aktivist wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz zu Geldstrafe verurteilt 

Michael K., der auf einer Newroz-Demonstration in Berlin im vergangenen Jahr in einer Rede die 
Menschenrechtsverletzungen in der Türkei angeprangert und hierbei auch Parolen der kurdischen 
Bevölkerung wiedergegeben hatte, wurde deswegen von der Staatsanwaltschaft angeklagt. Das 
Landgericht Berlin verurteilte Michael K. nun am 28. August wegen Verstoßes gegen das Vereinsge¬ 
setz zu einer Geldstrafe von 45 Tagessätzen ä 15 Euro, weil er die Parole „Die PKK ist das Volk - 
und das Volk ist hier“ zitiert hatte, die eine Million Menschen in Amed (türk.: Diyarbakir) auf dem 
Festplatz gerufen hatten. Zwar dürfe die Situation in der Türkei geschildert, nicht jedoch die Parole 
wiedergeben werden. Der Staatsanwalt unterstellte dem Aktivisten, Sympathien für eine terroristi¬ 
sche Organisation zu hegen und die Richterin meinte, dass ihr das PKK-Verbot „in Fleisch und Blut 
übergegangen“ sei. Der von der Staatsanwaltschaft als Zeuge geladene Leiter der Berliner Ver¬ 
sammlungsbehörde konnte zur Sache zwar wenig beitragen, doch erklärte der Beamte des Landes- 
kriminalamtes sinngemäß, dass für ihn jede kurdische Demonstration vom Hermannplatz in Berlin 
zum Kottbusser Tor eine einzige Straftat sei und die Reden ihm nur Kopfschmerzen bereiten. 

Im Schlusswort hatte Michael K. u.a. ausgeführt: „In meiner (Prozess-)Erklärung an Stelle der Ein¬ 
lassung bin ich auf den Zensurcharakter dieses Verfahrens eingegangen - das Darstellen der Haltung 
großer Teile der kurdischen Bevölkerung soll hier kriminalisiert werden. Eine zentrale Ursache die¬ 
ses Verfahrens ist jedoch das dieser Politik zugrunde liegende PKK-Verbot, welches 1993 vom 
damaligen Innenminister Kanther verfügt worden war. Diese Verfolgungspolitik gegenüber einer 
Bewegung, die auch nach Umfragen Millionen von Kurdinnen und Kurden repräsentiert, stellt eine 
Fortsetzung der türkischen Verfolgungspolitik und einen deutlichen Schritt gegen eine politische 
Lösung der kurdischen Frage dar.“ [...] Mit dieser Politik sollen Tatsachen geschaffen werden. Die 
PKK soll als isolierte Terrorgruppe dargestellt werden. In diesem Verfahren ist nun Thema gewesen, 
dass in Amed Millionen Menschen ihre Verbundenheit mit der PKK bekunden. Wie wir im Video 
gesehen haben, ist das eine Realität. Wenn das Darstellen der Realität im Gerichtssaal endet, dann 
wirft das gewisse Fragen auf.“ 

Gegen das Urteil hat die Verteidigerin von Michael K., Antonia von der Behrens, Rechtsmittel ein¬ 
gelegt. 

O'w/ND v. 29.8., 3.9.2012/Azadi) 


Fortschrittliche Entscheidung des EuGH: 

Religiöse Verfolgung muss künftig in allen EU-Staaten anerkannt werden 

Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg hat am 5. September entschieden, dass Menschen ihre 
Religion frei leben können. Sanktionen gegen ein öffentliches Bekenntnis gelten künftig als politi¬ 
sche Verfolgung. EU-Staaten müssen dem Urteil zufolge all jene als Flüchtlinge anerkennen, die ihr 
Land aufgrund schwerwiegender religiöser Verfolgung verlassen haben. Damit antwortete der 
Gerichtshof auf eine entsprechende Anfrage des deutschen Bundesverwaltungsgerichts. Der Ent¬ 
scheidung zugrunde lagen die Anträge zweier Asylbewerber aus Pakistan, deren Gesuche auf eine 
Flüchtlingsanerkennung vor dem zuständigen Bundesamt gescheitert waren. 

Die Entscheidung des EuGH ist für alle Mitgliedstaaten der EU verbindlich und somit als Grundsat¬ 
zurteil zu klassifizieren, was ein erheblicher Fortschritt im europäischen Asylsystem bedeutet. 

(ND v. 6.9.2012/Azadi) 
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8. September bis 24. November: 

Bustour „Freiheit von Abdullah Öcalan“ durch 60 europäische Städte 

“[...] Die kurdische Frage betrifft 
Syrien, den Irak, Iran und besonders 
die Türkei und stellt eines der großen 
bis heute ungelösten Probleme des 
Mittleren Ostens dar. Ein Friedens¬ 
prozess braucht bekanntlich starke 
Persönlichkeiten, die in der Lage 
sind, ihre Gesellschaften von einer 
friedlichen Konfliktlösung zu über¬ 
zeugen. Einige Beispiele für solche 
Persönlichkeiten sind Nelson Man¬ 
dela, Gerry Adams, Jose Ramos 
Horta und Aung Suu Kyi. Abdullah 
Öcalan gehört zweifellos in diese 
Reihe. Dass sich der Fokus der kurdischen Freiheitsbewegung in den letzten Jahren von militäri¬ 
schen zu politischen Lösungen verschoben hat, ist Öcalans Verdienst. [...] Die gegenwärtige Regie¬ 
rung Erdogan führte zweieinhalb Jahre lang Verhandlungen mit Öcalan, brach sie aber im Juli 2011 
ab. Dabei waren bereits Protokolle erstellt worden, die unter anderem einen Stufenplan für vertrau¬ 
ensbildende Maßnahmen vorsahen - bis hin zu einer Waffenruhe unter internationaler Aufsicht. [...] 
Um auf diese Situation aufmerksam zu machen und die zuständigen internationalen Institutionen wie 
die UNO und den Europarat (speziell das europäische Anti-Folter-Komitee) zum Handeln zu 
bewegen, marschierten Kurdinnen und Kurden Anfang dieses Jahres 15 Tage lang bei eiskaltem Wet¬ 
ter von Genf nach Straßburg. Nachdem diese Aktion das Schweigen der Institutionen nicht durch¬ 
brechen konnte, wurde in Straßburg ein 52 Tage andauernder, ununterbrochener Hungerstreik durch¬ 
geführt. Eine ständige Mahnwache vor dem Europarat in Straßburg fordert seit Juni die Freilassung 
von Abdullah Öcalan. Die zahlreichen Aktionen werden bis zum Erreichen dieses Zieles fortgesetzt. 
Denn für Kurdinnen und Kurden ist dessen Freiheit eine zwingende Bedingung für eine friedliche 
Lösung der kurdischen Frage. [...] 

Ein Bus mit der Forderung „Freedom for Öcalan“ ist seit dem 8. September 2012 auf Aktionstour. 
Bis zum 24. November wird diese Bustour in 60 europäischen Städten Halt machen, auf zentralen 
Plätzen mit einem kulturellen Programm und Informationsständen die Forderung in der Öffentlich¬ 
keit verbreiten sowie Unterschriften für eine internationale Kampagne gesammelt.“ Diese Textaus¬ 
züge entstammen dem Aufruf der Initiative „Freiheit für Abdullah Öcalan“. Weitere Informationen: 
http://www., freeocalan.org/ 

Der Fahrplan des Busses (hier nur die Städte, die in Deutschland angefahren werden): 
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2. 10. Saarbrücken 

7. 11. Aachen u. Düren 

3. 10. Mannheim 

8. 11. Kassel 

4. 10. Darmstadt 

9. 11. Salzgitter 

5. 10. Nürnberg 

10.11. Celle u, Hannover 

6. 10. Frankfurt/M. 

11.11. Bielefeld 

7. 10. Stuttgart 

12.11. Münster u. Osnabrück 

9.10. Pforzheim u. Heilbronn 

13.11. Dortmund 

11.10. Freiburg 

14.11. Bochum 

12.10. Ulm 

13.10. München 

15.11. Essen 

16.11. Duisburg 

17.11. Düsseldorf 


18.11. Hagen 

20.11. Wuppertal 

23.11. Bonn 


24.11. 2012 Düsseldorf: Abschluss der Bustour mit einer Großkundgebung 
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Neuer Vorsitzende des Fördervereins PRO ASYL gewählt 

Nachfolger des bisherigen Vorsitzenden des Fördervereins PRO ASYL, Jürgen Miksch, ist seit dem 
8. September 2012 Andreas Lipsch, Interkultureller Beauftragter der Evangelischen Kirche und des 
Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau. Lipsch kündigte an, die erfolgreiche Arbeit seines Vor¬ 
gängers fortführen zu wollen. „Existenziell wichtig“ sei die finanzielle Unabhängigkeit von PRO 
ASYL, „um wirkungsvoll für die Rechte von Flüchtlingen eintreten zu können. 

(Pro Asyl v. 8.9.2012/Azadi) 

10. September: Prozesseröffnung gegen 44 kurdische und türkische Medienmitarbeiterinnen 

Am 10. September hat vor einem Istanbuler Gericht der Prozess gegen 44 Mitarbeiter innen kurdi¬ 
scher und linker türkischer Medien begonnen. Ihnen wirft die Anklage Unterstützung bzw. Mitglied¬ 
schaft in einer illegalen Organisation“ vor, wobei hier die der PKK nahestehende „Union der 
Gemeinschaften Kurdistans“ (KCK) gemeint ist. Den Angeklagten drohen Haftstrafen von bis zu 22 
Jahren. Neben ND-Chefredakteur Jürgen Reents war auch Prof. Dr. Norman Paech mit einer Dele¬ 
gation zur Prozessbeobachtung nach Istanbul gereist. Nach Informationen der „Plattform für inhaf¬ 
tierte Journalisten“ befinden sich derzeit 97 Journalisten und Verleger in türkischen Gefängnissen; 
gegen rund 600 Medienschaffende sind Verfahren anhängig. Während nach kurdischen Angaben 
etwa 8000 Menschen inhaftiert sind, die der KCK-Mitgliedschaft beschuldigt werden, spricht die 
AKP-Regierung von rund 1000. In einem Gespräch mit der jungen weit, sagte Norman Paech, dass 
es bei den Angeklagten nicht um Mitgliedschaft in einer illegalen Organisation gehe, sondern „um 
den normalen Job von Journalisten“, die „über alle möglichen Themen berichtet“ hätten: „Erdbeben, 
Strafprozesse, Demonstrationen usw.“ Einzelne abgehörte Telefonate, die die Betroffenen im Rah¬ 
men ihrer Recherchen hätten führen müssen, habe die Anklage geschlussfolgert, dass hierdurch die 
„Sicherheit der Türkei gefährdet“ worden sei. Es gebe „große Solidarität mit den Verhafteten“, jetzt 
komme es auf die „Reaktion des Auslandes“ an, „damit diesem unsäglichen Trend zur Delegitimie- 
rung von Grund- und Menschenrechten ein Ende gesetzt“ werde. Auf die Frage nach der Kompli- • 
zenschaft der BRD mit der Türkei, meint Norman Paech, dass alle NATO-Staaten Komplizen seien: 

Die Türkei sei ja „einer der wichtigsten Bündnispartner, der Außenposten, der die NATO nach Süd¬ 
osten gegen Syrien, den Iran und den Irak und nach Nordosten gegen Kasachstan und Aserbaid¬ 
schan“ absichere. (ND/jwv. Il.,12.9.2012/Azadi) 

Im Presse-Ranking von „Reporter ohne Grenzen“ hält die Türkei mit Platz 148 von 179 Ländern 
einen traurigen „ Weltrekord“. Als ,,kriminell“ eingestuft werden z.B. Telefonate mit kurdischen 
Abgeordneten, Gespräche mit der kurdischen Gruppe der „Friedensmütter“, Treffen mit Informan¬ 
ten oder ein Interview mit Murat Karayilan, dem Vize-Chef der PKK. (Azadi) 

AKP-Regierung untersagt Kaiserschnitt 

Weil er glaubt, die Geburtenzahl in der Türkei erhöhen zu müssen, hat die AKP-Regierung von 
Ministerpräsident Tayyip Erdogan ein neues Gesetz erlassen, wonach es Frauen künftig untersagt 
wird, ein Kind durch einen geplanten Kaiserschnitt zur Welt zu bringen, wobei in Notsituationen ein 
Kaiserschnitt weiter möglich sein soll. Erdogan ist der Auffassung, dass eine Frau nach zwei derarti¬ 
gen Eingriffen kein weiteres Kind mehr bekommen könne, was seiner Vorstellung widerspreche, 
dass eine Familie mit drei bis fünf Kindern haben solle. Dass das Gesetz aber auch tödliche Folgen 
mit sich bringen kann, wird von der ultrakonservativen AKP ignoriert. 

(Reportage von Raschei Blufarb in RTL-,,Frauenzimmer “/MESOP) 

Kurdischstämmiger Wirtschaftsminister sieht keine Probleme für Kurden in der Türkei 
PKK sei „Handlanger“ von „externen Kräften“ 

„Wir werden die Europäer weiterhin ärgern. Es gibt Menschen, die wollen die EU in einen Christen- 
Club verwandeln und die Türkei draußen halten. Das lassen wir uns nicht gefallen“, drohte der tür¬ 
kische Wirtschaftsminister Zafer Caglayan anlässlich eines Besuchs in 
Wien in einem Gespräch mit der österreichischen Presseagentur APA. Sein Land werde weiter auf 
dem Recht beharren, Mitglied der EU zu werden und denke nicht daran, „ihr Beitrittsgesuch zurück¬ 
zuziehen“. Es werde der Tag kommen, an dem man die Türkei „anflehen“ werde, beizutreten. Öster¬ 
reich sei im Vorjahr mit 2,3 Milliarden Euro stärkster Auslandsinvestor gewesen und die Türkei 
bleibe als Handelspartner „attraktiv“, weil Investoren auch „keine Alternative zur Türkei“ haben 
würden. 
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Zu den wieder aufgeflammten Kämpfen zwischen Annee und kurdischen Rebellen meinte Caglayan, 
dass es sich hier um ein „Spiel von externen Kräften“ handele, „die sich Sorgen“ machten, „weil die 
Türkei so wächst und sich entwickelt“. Und die PKK sei „deren Handlanger“. Aber „keine Gruppe 
von Banditen“ sei „stärker als der türkische Staat“. Er selbst sei „kurdischer Herkunft“ und „der 
beste Beweis“ dafür, dass sein Land kurdische Bürger „nicht anders“ behandele. Anderenfalls hätte 
man verhindert, dass er Minister geworden sei. 

(diepresse.com/MESOP v. 19.,20.9.2012/Azadi) 

24. September: Prozesseröffnung in Amed gegen die Schriftstellerin Müge Tuzcouglu 
Anklagebehörde kriminalisiert Menschenrechtsengagement 

Am 24. September soll der Prozess gegen Müge Tuzcuoglu vor dem Sondergericht in Amed eröffnet 
werden. Im Rahmen der Ermittlungen gegen die „Union der Gemeinschaften Kurdistans“ (KCK), 
wurde die Anthropologin und Schriftstellerin am Weltfrauentag, dem 8. März, in Amed verhaftet und 
zwei Tage später zusammen mit 12 weiteren Personen in Untersuchungshaft genommen. Haupt¬ 
grund für ihre Verhaftung soll gewesen sein, dass sie an der Politikakademie der „Friedens- und 
Demokratiepartei“ (BDP) über die Geschichte der Gesellschaften referiert habe. Mit der gleichen 
Beschuldigung waren bereits zuvor in Istanbul der Verleger und Menschenrechtler Ragip Zarakoglu 
sowie die Rechtsprofessorin Büsra Ersanli konfrontiert. 

Müge Tuzcuoglu wurde 1983 in Artvin geboren: „Wie alle jungen Leute, die in den 80er Jahren 
geboren wurden, trage ich die tiefen Spuren, die der Militärputsch vom 12. September 1980 in mei¬ 
ner Familie und meiner Heimat hinterlassen hat. Die zwei Phasen, die mich in meinem Leben beein¬ 
flusst haben, sind meine Arbeit als Journalistin bei Evrensel von 2002 bis 2007 und die Ermordung 
von Ugur Kaymaz [der 12-Jährige und sein Vater wurden am 21. November 2004 in Mardin von 
Polizeikräften erschossen].Es reichte mir nicht mehr, nur eine Nachricht darüber zu verfassen. Das 
war der Grund, warum ich 2008 eine Busfahrkarte nach Diyarbakir kaufte.“ In dem Verein 
„Umschlungen“ kümmerte sie sich fortan um kurdische Kinder und veröffentlichte hierzu das Buch 
„Ich bin ein Stein“, das 2011 erschien und ein Jahr später bereits in zweiter Auflage erschien. Der 
Teil der Anklage, der sich mit ihrem Engagement bei dem Verein für die Mittellosen befasse, habe 
sie besonders verletzt, weil versucht werde, diese als illegal zu diffamieren. Vorgeworfen wird ihr 
vonseiten der Staatsanwaltschaft, dass sie aus Anlass des kurdischen Neujahrsfestes Newroz am 24. 
März ein Festzelt besucht habe, in dem über eine demokratische Lösung des türkisch-kurdischen 
Konflikts diskutiert werden sollte. Auch das sei illegal gewesen, weil die kurdische Nachrichtena¬ 
gentur ANF und ROJ TV hiervon berichtet hätte. Außerdem habe sie sich am 19. April an einer 
Kundgebung beteiligt, mit der gegen das Veto des Wahlrats gegen Kandidaten der BDP protestiert 
worden war. (MESOP v. 18.9.2012/Azadi) 

Türkische Polizei sprengt Demo zur Forderung nach kurdischsprachigem Schulunterricht - 
Wasserwerfer aus deutscher Produktion im Einsatz 

Am 17. September löste einem Bericht von zwei Journalisten und einer Rechtsanwältin zufolge die 
türkische Polizei in mehreren kurdischen Städten gewaltsam Demonstrationen der im türkischen 
Parlament vertretenen “Partei für Frieden und Demokratie” (BDP) für das Recht auf muttersprach¬ 
lichen Unterricht auf. So wurde der Demo-Zug in der Stadt Sirnak von Panzerwagen aus mit Gas¬ 
granaten beschossen. Zum Einsatz ist ferner ein Wasserwerfer aus deutscher Produktion (Daimler- 
Benz Unimog) gekommen. Die Demo wurde von mehreren Dutzend Grundschülerinnen angeführt, 
die Plakate mit den verbotenen Buchstaben X, Q und W (die im türkischen Alphabet existieren) mit 
sich trugen und Parolen riefen für ein Recht auf kurdischsprachigen Schulunterricht. Zahlreiche Kin¬ 
der und ältere Frauen sind durch den massiven Einsatz von Reizgas sowie durch den Strahl des Was¬ 
serwerfers verletzt worden. Beschossen wurde auch die BDP-Zentrale, in die sich viele Demo-Teil¬ 
nehmerinnen geflüchtet hatten. 

Vorübergehend nahm die Polizei während der gewaltsamen Auflösung der Demo zwei deutsche in 
der Türkei zur Menschenrechtslage recherchierende Journalisten fest. Auf einer Kamera haben die 
Staatsschutzbeamten alle Aufnahmen des Polizeieinsatzes gelöscht. 

„Der Einsatz von Wasserwerfern und Reizgas gegen eine friedliche, zum großen Teil aus Kindern 
bestehende Demonstration zeigt, dass sich entgegen offizieller Verlautbarungen der AKP-Regierung 
an der Unterdrückung der kurdischen Bevölkerung nichts geändert hat. Der Umgang mit der Mei¬ 
nungsfreiheit und dem Recht auf Muttersprache sind Gradmesser dafür, inwieweit überhaupt die 
Bereitschaft der türkischen Regierung zu demokratischen Reformen besteht“, erklärten die Rechts¬ 
anwältin Brigitte Kiechle, die Journalistin Güz Güzel und ihr Kollege Dr. Nick Brauns, Augenzeu¬ 
ginnen der Geschehnisse in Simak. (PM v. 18.9.2012/Azadi) 
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Kolumbien: Verhandlungen zwischen FARC und Regierung beginnen Oktober 

In einer seit Jahrzehnten andauernden kriegerischen Auseinandersetzung auf dem südamerikani¬ 
schen Kontinent bahnt sich eine tiefgreifende Veränderung an. Am 4. September haben in einem 
offenbar abgesprochenen Vorgehen sowohl die kolumbianische Regierung als auch die FARC-Gue- 
rilla die Aufnahme von Friedensverhandlungen offiziell bestätigt. Als internationale Vermittler sind 
Norwegen und Kuba eingeschaltet. Die Verhandlungen sollen in der ersten Oktoberhälfte in Oslo 
offiziell eröffnet und dann in Flavanna fortgesetzt werden. Strittig ist die Frage, ob die Verhandlun¬ 
gen mit einem Waffenstillstand zwischen Armee und Guerilla einhergehen. Während die FARC zu 
Beginn der Verhandlungen einen beiderseitigen Waffenstillstand vorschlagen wird, wurde dieses 
Angebot von Kolumbiens Präsident Juan Manuel Santos umgehend abgelehnt und sogar eine vor¬ 
läufige Intensivierung der Militäroperationen gegen die Guerilla angekündigt. Aus einem dem Rund¬ 
funksender RCN zugespielten vertraulichem Papier geht hervor, dass die Verhandlungsthemen sehr 
umfangreich sind. So steht an erster Stelle auf der Agenda die ungerechte Landverteilung, die schon 
in den 1960er Jahren eine der Hauptursachen für das Entstehen der FARC war. Ziel sei eine gleich¬ 
mäßige soziale und ökonomische Entwicklung des Landes, eine Klärung der Eigentumsfragen und 
eine klare Festlegung der Grenzen zwischen landwirtschaftlich genutzten und Schutzgebieten. Den 
Bauern, die aus Not auf den Anbau von Rauschpflanzen ausgewichen sind, sollen Alternativen eröff¬ 
net werden, angestrebt wird eine 'solidarische und kooperative Wirtschaft'. Auf der Verhandlungs¬ 
agenda stehen auch Rechte und Garantien für die freie politische Betätigung aller Oppositionsgrup¬ 
pen nach einer möglichen Unterzeichnung eines Schlussabkommens. 

G'wv. 1.9./6.9./8.9.2012/ Azadi) 


“Krieg gegen den Terror” forderte rund 1,7 Millionen Tote 

Nach Schätzungen der “Ärzte gegen den Atomkrieg” sind durch den “Krieg gegen den Terror” bis¬ 
her rund 1,7 Millionen Menschen getötet worden. „Wir trauern nicht nur um die 3 000 Menschen, 
die am 11. September 2001 ums Leben gekommen sind, sondern auch um die zahlreichen Opfer der 
Kriege in Afghanistan und Pakistan, im Iran und am Hom von Afrika“, erklärte der Vorsitzende der 
Organisation, Matthias Jochheim anlässlich des Jahrestages der Anschläge. Laut dem Report „Body 
Count - Opferzahlen nach zehn Jahren Krieg gegen den Terror“ vom Mai dieses Jahres haben allein 
im Irak aufgrund der US-Invasion über eine Million Menschen ihr Leben verloren. 

(NDv. 11.9.2012/Azadi) 

ECCHR und Alfredo Jaar erinnerten an den 39. Jahrestag des Militärputsches in Chile 
Ex-US-Außenminister Henry Kissinger hauptverantwortlich für Kriegsverbrechen 

„Verhaftet Kissinger“ stand in dicken Lettern auf einer Anzeige, die in verschiedenen Tageszeitun¬ 
gen geschaltet wurde und mit der an den 39. Jahrestag des Militärputsches in Chile erinnert werden 
sollte. Für diese Aktion verantwortlich war der in Chile geborene Künstler Alfredo Jaar sowie das in 
Berlin ansässige „Europäische Menschenrechtszentrum“ (ECCHR). In drei Ausstellungen zeigte Jaar 
Installationen mit Originaldokumenten, die belegen, dass die damalige US-Regierung und insbeson¬ 
dere ihr Außenminister Henry Kissinger, am 11. September 1973 den Sturz der demokratisch legiti¬ 
mierten Regierung von Salvador Allende betrieben haben. Ein Sprecher des ECCHR bezeichnete 
den in Deutschland Geborenen als einen der „Hauptverantwortlichen, der von den Vereinigten Staa¬ 
ten und ihren Verbündeten begangenen Kriegsverbrechen“. Seine Rolle sei bis heute weder unter¬ 
sucht worden, noch sei er für seine Verbrechen angeklagt worden. Hingegen werde er in Deutschland 
willkommen geheißen. Weil Kissinger auch in späteren Regierungen in verschiedenen Fu nk tionen an 
der Eskalation von Konflikten in Vietnam, Laos und Kambodscha beteiligt gewesen ist, wurde die 
Anzeige auch in diesen Ländern geschaltet, wo Menschenrechtsorganisationen versuchen, Kissinger 
vor Gericht zu bringen. 

Am 14. September haben der Künstler und Rechtsanwalt Wolfgang Kaleck, Mitbegründer des 
ECCHR, in einer öffentlichen Veranstaltung über das Zusammenwirken von Menschenrechtsorgani¬ 
sationen und Kunst diskutiert. 

(NDv. 14.9.2012/Azadi) 
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Auch Bundeswehr will waffentaugliche Drohnen anschaffen 
Friedensforschungsinstitute fordern Ächtung dieser Waffen 

Laut Angaben des Londoner „Bureau of Investigative Journalism“ sind allein in Pakistan bei über 
340 Angriffen von computergelenkten bewaffneten Drohnen im „Kampf gegen den Terrorismus“ bis 
August dieses Jahres bis zu 3320 Menschen getötet worden - etwa 800 von ihnen Zivilisten, darun¬ 
ter über 170 Kinder. Die USA setzen diese unbemannten Flugkörper (Unmanned Aerial Systems) in 
Afghanistan, Pakistan, in Jemen und in Somalia ein. Ab spätestens dem übernächsten Jahr will auch 
die Bundeswehr solche Tötungsmaschinen anschaffen. „Aus rein militärischer Sicht müssen Droh¬ 
nen bewaffnet sein“, so Generalleutnant Karl Müllner, Inspekteur der Luftwaffe. 

Zur Zeit benutzt das deutsche Militär drei gemietete israelische Aufklärungsdrohnen vom Typ 
„Heron 1“ für Aufklärungsflüge. Der deutsch-französische Luft- und Raumfahrtkonzern EADS 
arbeitet an der Entwicklung von Systemen, die auch als Raketenträger eingesetzt werden können. 
Marktanalysen in den USA prognostizieren für das kommende Jahrzehnt eine Steigerung der Ausga¬ 
ben für bewaffnete Drohnen von zur Zeit 6,6 Milliarden auf 11,4 Milliarden Dollar. 

Die Völkerrechtsexpertin und Juristin Mary Ellen O’Connell bezeichnet die Drohnenangriffe als 
„klare Verletzung des Völkerrechts“. Deutsche Friedensforschungsinstitute fordern die Bundesregie¬ 
rung auf, sich für eine internationale Ächtung dieser Waffen einzusetzen, weil hierdurch die „Hemm¬ 
schwelle zum Griff nach militärischer Gewalt“ gesenkt würde. 

(ND, 11.9.2012/Azadi) 

Der Wehrbeauftragte des Bundestages, Hellmut Königshaus (FDP), hat sich ebenfalls für die 
Anschaffung bewaffneter Drohnen ausgesprochen. Sie könnten die Sicherheit von Soldaten bei Aus¬ 
landseinsätzen erhöhen, wie er gegenüber der Süddeutschen Zeitung äußerte. 

(jw v. 25.9.2012/Azadi) 


Autonome Frauenorganisierung und Kämpfe in Kurdistan 

Unter dem Titel „.. .damit die Freiheit nicht nur ein Wunsch bleibt“ haben das Kurdische Frauenbüro 
für Frieden e.V. (CENI) und die Informationsstelle Kurdistan (ISKU) eine Broschüre über die auto¬ 
nome Frauenorganisierung und Kämpfe in Kurdistan herausgegeben. Sie ist Cicek Botan (Guhar 
Cekirge) und Gülümse Esin (Rozerin Piran) gewidmet, die 2011 bei Bombenangriffen der türkischen 
Luftwaffe getötet wurden sowie der Fotografin Sarya Onur (Nurcan Demir), die im gleichen Jahr 
beim Widerstand gegen die Angriffe der iranischen Armee ihr Leben verloren hat und „allen Frauen, 
die sich für Frauenbefreiung und eine gerechte Welt einsetzen“. 

Nach einer zweiseitigen Einführung und Erläuterung zur Entwicklung der kurdischen Frauenorgani¬ 
sierung, formulieren verschiedene Kämpferinnen mit eigenen Worten ihre Vorstellungen von einem 
Leben frei von Patriarchat und Kapitalismus. „Im Zuge dieses Kampfes haben es Frauen in diesem 
Prozess erstmals in der Geschichte geschafft, sich aus jeglicher Abhängigkeit zu lösen. Wir haben 
auf eigenen Wurzeln stehend in jeglicher Hinsicht unser Leben selbst organisiert, unsere eigenen 
Kraftquellen bestimmt, den militärischen und den politischen Kampf organisiert und geführt“, resü¬ 
miert Cicek Botan ihr Leben als Militante in der kurdischen Bewegung. 

Die Broschüre im DIN A 5-Querformat beeindruckt insbesondere durch wunderschöne (Porträt)- 
Fotos von Frauen in den Bergen Kurdistans und dadurch, dass sie in drei Sprachen - deutsch, spa¬ 
nisch und englisch - verfasst ist. Obwohl die Bedingungen in den Bergen „manchmal sehr schwer 
sind“, vermittelt die Broschüre eher das Gegenteil. Bilder von unerbittlichen Wintern, kraft- und ner¬ 
venzehrenden Märschen, Gefechtssituationen und gefallenen Mitkämpferinnen sind nicht zu sehen. 
Aber das wäre eine andere Reportage. So soll Genossin Zaxo das letzte Wort haben. Sie ist trotz aller 
Härten überzeugt davon, dass „die Berge befreiende Elemente in sich tragen“. Dieser Funken aller¬ 
dings springt bei der Lektüre dieser Broschüre über. 

Die Broschüre ist zu einem Preis von 3,-- € zu beziehen über: 

Ceni e.V., Corneliusstr. 125, 40215 Düsseldorf; www.ceni-kurdistan.com oder 
ISKU e.V, Spaldingstr. 130 - 136, 20097 Hamburg; www.isku.org 
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Wie wird das Modell der „demokratischen Autonomie“ in die Praxis umgesetzt? 

Bericht über eine Reise nach Nordkurdistan 

„Unter schwierigsten Bedingungen gelingt es der kurdischen Bewegung in Nordkurdistan (Südosten 
der Türkei) seit 2005, Strukturen für den Aufbau einer demokratischen, ökologischen und geschlech¬ 
terbefreiten Gesellschaft zu schaffen. Ihren Kern bildet ein Rätesystem, in dem sich die Bevölkerung 
in den Dörfern, Straßenzügen, Stadtvierteln und Stadträten basisdemokratisch organisiert. Diese 
Strukturen ermöglichen zwar noch keine autonome Lebensform jenseits der bestehenden staatlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse, aber sie stellen bereits heute eine relevante zivilgesellschaftliche 
Gegenmacht dar. Der radikal-demokratische Aufbruch der Kurd innen bietet auch eine Inspiration 
für die Neugestaltung von Gesellschaften im Mittleren Osten und darüber hinaus.“ So wird eine 
kürzlich erschienene Broschüre über eine zehntägige Erkundungsreise im September 2011 in den 
Südosten der Türkei vorgestellt, die den politischen Gefangenen gewidmet ist, die wegen ihres Enga¬ 
gements für den Aufbau dieses neuen Gesellschaftsmodells in türkischen Gefängnissen inhaftiert 
sind. Die zehn Teilnehmer innen, zumeist aktiv in der Kampagne TATORT KURDISTAN, wollten 
sich in erster Linie ein Bild davon machen, wie das Modell des Demokratischen Konföderalismus 
vor Ort in die Praxis umgesetzt wird. So führten sie Gespräche mit Aktiven zahlreicher zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen wie Frauen- und Familienprojekte, Bildungsvereine, Umweltgruppen 
und Dorfkommunen. Wie zugespitzt die politische Situation in den kurdischen Gebieten seit 2009 
ist, mussten die Reisenden mehrfach erfahren. Vielfach waren die von staatlicher Repression betrof¬ 
fenen Aktivist innen, die sich innerhalb der Rätestrukturen organisiert haben, gezwungen, im Unter¬ 
grund zu agieren oder es musste darauf verzichtet werden, die Namen der Interviewpartner innen zu 
nennen. Die Delegation ist dennoch zu dem Fazit gelangt, dass die Menschen trotz aller Schwierig¬ 
keiten weiterhin das Ziel verfolgen, eine autonome Lebensform jenseits bestehender staatlicher 
Strukturen zu ermöglichen und der Aufbau der Demokratischen Autonomie sehr unterstützt werden 
sollte. 

Die Broschüre „demokratische autonomie in nordkurdistan“ - Rätebewegung, Geschlechterbefrei¬ 
ung und Ökologie in der Praxis“ bietet neben der Vermittlung der ideologischen Ausrichtung des 
Konzepts in der Theorie des demokratischen Konföderalismus den Leserinnen und Lesern einen 
zwar schlaglichtartigen, aber dennoch tiefen Einblick in die Bemühungen der Kurdinnen und Kur¬ 
den, das Theoriemodell in die Alltagspraxis umzusetzen. Dieser politische Reisebericht ist sehr 
lesens- und empfehlenswert als ein gewaltiger De nk anstoß für mögliche neue Perspektiven linker 
Bewegungen. Er sollte Anreiz sein, sich mit der Idee und Praxis dieses Konzepts der kurdischen 
Freiheitsbewegung auseinanderzusetzen und lebhaft zu diskutieren. 

Die fast 200 Seiten starke Broschüre (mit vielen Fotos) wurde herausgegeben von der Kampagne 
TATORT Kurdistan und kann bezogen werden bei der Mesopotamien Verlags- und Vertriebs 
GmbH, Gladbacher Str. 407B, 41460 Neuss, Tel. 02131 -4069093 oder info@pirtuk.info 
oder im Buchhandel, ISBN 978-3-941012-60-8 
Sie kostet 5,— €. 

Eine Reise zu den Frauen in den kurdischen Bergen 

Um den Alltag der Guerilla und ihre Organisations- und Vorgehensweise kennenzulernen, machte 
sich Carla Solina 1995 auf den Weg in die kurdischen Berge, ausgerüstet mit Kamera und Diktierge¬ 
rät. Besonderes Augenmerk legte sie hierbei auf die Organisierung und Situation der kurdischen 
Frauen bei der Guerilla, aber auch in den Flüchtlingslagern im Hinterland. Sie wollte Antworten fin¬ 
den auf die Fragen, mit welchen Schwierigkeiten und Widersprüchen, Hoffnungen und Fortschritten 
die Frauen konfrontiert sind, insbesondere vor dem Hintergrund der sehr traditionellen Familien¬ 
strukturen. Wie hat sie sich gegen die feudalen Clanstrukturen durchsetzen und wie ihr Selbstbe¬ 
wusstsein entwickeln können. Bei diesem Augenzeugenbericht handelt es sich um eine Neuauflage 
aus dem Jahre 1997. 

Carla Solina: „Der Weg in die Berge - Eine Frau bei der kurdischen Freiheitsbewegung“, Meso¬ 
potamien Verlags- und Vertriebs GmbH, s.o. 
oder im Buchhandel, ISBN 978-3-941012-59-2 
428 S., Preis: 10,— € 
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Entwicklungsgeschichte linker Antirepressionsarbeit nach 1968 

Mit dem Buch „Die Solidarität organisieren“ hat Hartmut Rübner eine publizistische Lücke 
geschlossen. Auf 300 Seiten schildert der Autor die Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte der 
linken Antirepressionsstrukturen nach dem Aufbruch von 1968. „Neben der schwerpunktmäßigen 
Darstellung der Anfänge der miteinander ko nk urrierenden Rote Hilfe-Gruppen Anfang der 70er 
Jahre, richtet sich der Blick auch auf parallel existierende Solidaritäts- und Antirep-Gruppen wie die 
Schwarzen Hilfen, das Initiativkomitee Arbeiterhilfe Hamburg-IKAH oder der Roten Hilfe in der 
Schweiz.“ Der Band ist reichhaltig illustriert und dokumentiert auf diese Weise anschaulich den Wert 
linker Unterstützungsarbeit für alle von staatlicher Repression betroffene politische Aktivist innen. 

Hartmut Rübner: „Die Solidarität organisieren “. Konzepte, Praxis und Resonanz linker Bewe¬ 
gung in Westdeutschland nach 1968, Rotes Antiquariat-Plättners Verlag, Berlin - www.rotes-anti- 
quariat.de, Preis: 16,80 € 

Israelische Soldatinnen und Soldaten brechen ihr Schweigen über ihren Einsatz in Westjord¬ 
anland und im Gazastreifen 

Israelische Regierung beschimpft Menschenrechtsgruppe als „Terrorhelfer“ 

„Wir wollen darüber aufklären, was sich hier seit der zweiten Intifada im Westjordanland und im 
Gazastreifen zwischen Palästinensern und Siedlern abspielt,“ erklärt ein Aktivist der Gruppe 
„Breaking the silence“. Als eines der wichtigsten politischen Bücher zum israelisch-palästinensi¬ 
schen Konflikt in diesem Jahr dürfte das Buch gleichen Names sein. Darin schildern israelische Sol¬ 
datinnen und Soldaten von ihrem Einsatz in den besetzten palästinensischen Gebieten. Die knapp 
150 jungen Israelis brechen mit ihren Aussagen das Schweigen über ihre Erlebnisse und Verwick¬ 
lung in diesem Krieg. 

Die gleichnamige Menschenrechtsgruppe hat in mehr als 400 Seiten die schockierenden Gespräche 
und Schilderungen von Übergriffen und inhumanen Handlungen der israelischen Annee an Palästi¬ 
nensern dokumentiert. „Was mir echt den Rest gegeben gab“, so ein Fallschirmspringer, der 2002 in 
Gusch Etzion stationiert war, „war der Brigadekommandeur, der sich während der Einsatzbespre¬ 
chung vor uns hingestellt hat und gesagt hat, dass wir uns in einer Hudna (Waffenruhe) befänden, 
eine heikle Situation - er erzählt davon und eine Minute später sagt er uns: Auf jedes Kind, das Sie 
mit einem Stein sehen, dürfen Sie schießen! Auf das Kind schießen, um zu töten. Ein Stein!“ In sei¬ 
ner Truppe habe man sich anschließend darüber gestritten, dass sie für den Vorgesetzten hätten 
Armeestiefel tragen sollen statt der sonst üblichen Wanderstiefel. 

Die israelische Regierung stigmatisiert - man möchte sagen, wenig überraschend - die Menschen¬ 
rechtsgruppe als „Helfer des Terrors“ und beschimpft sie als „Verräter“. Auf einem der zahlreichen 
Fotos ist auf eine Mauer in einer von jüdischen Siedlern bewohnten Stadt gesprüht: „Arabs to the 
Gas chambers!“ 

Bis zum 29. September war im Willy-Brandt-Haus in Berlin die Fotoausstellung „Zeugnisse einer 
Besatzung - Israelische Soldaten berichten“ zu sehen. 

„Breaking the Silence. Israelische Soldaten berichten von ihrem Einsatz in den besetzten 
Gebieten“ Econ-Verlag, Berlin 2012, 416 Seiten, 19,99 Euro. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 
Fax 0211/171 1453 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.R: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


Spendenkonto: 

GLS Gemeinschaftsbank eG 
mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 


Wie bitte? 


Ministerpräsident R.T. Erdogan kritisiert 
Frankreich und Deutschland 
wegen mangelnder Unterstützung im 
Anti-PKK-Kurs 


E nde September hatte der türkische Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan in einem Gespräch mit dem privaten Fernsehsen¬ 
der NTV Frankreich und Deutschland beschuldigt, Ankara im 
Kampf gegen die PKK nicht zu unterstützen: „Im Gegenteil, sie lassen die 
Terroristenführer in ihren Fändern frei herumlaufen.“ 

Die Reaktion der „sozialistischen“ Regierung unter Francois Hollande 
folgte auf dem Fuße: Am 6. Oktober ist - wie AFP am 8. 10. meldete - 
Adern Uzun, der mutmaßliche Europaverantwortliche der PKK, von 
Kräften der Anti-Terror-Behörde in Paris festgenommen worden. Im Zuge 
eines im Juli dieses Jahres eingeleiteten Ermittlungsverfahrens wegen 
angeblicher Organisationsfmanzierung hat die Polizei neben einem weite¬ 
ren Kurden in Paris am darauffolgenden Tag zwei Kurden in den nord¬ 
westlichen Gemeinden Evron und Saint-Ouen-l’Aumone festgenommen. 
Im Rahmen ihrer Ermittlungen würde laut AFP/Mesop der Frage nachge¬ 
gangen, ob die festgenommenen PKK-Mitglieder in die Beschaffung von 
Waffen involviert seien. 

Ganz anders sieht das die Föderation kurdischer Vereine in Deutsch¬ 
land, YEK-KOM. In ihrer Pressemitteilung vom 12. Oktober weist sie 
darauf hin, dass es sich bei Adern Uzun um das geschäftsführende Vor¬ 
standsmitglied des Kurdischen Nationalkongresses (KNK) handele, des¬ 
sen Verhaftung „auf das Schärfste“ verurteilt werde. Er sei als Delegierter 
des KNK für diplomatische Arbeiten nach Paris gereist, um die anste¬ 
hende „Westkurdistan(Nordsyrien)“-Konferenz am 13. Oktober mit vor¬ 
zubereiten. Er bemühe sich seit Jahren um eine „friedliche und politische 
Fösung des Kon fli kts zwischen der Türkei und der kurdischen Bevölke¬ 
rung“. Die Verhaftung bedeute einen weiteren Schlag gegen die „Friedens¬ 
bemühungen des kurdischen Volkes und sei als direkte Unterstützung des 
türkischen Staatsterrors“ zu bewerten. Es handele sich um einen „politi¬ 
schen Akt, welcher im Zusammenhang mit der steigenden Repression 
gegen kurdische Aktivistinnen in ganz Europa“ stehe. 

Kritik übt YEK-KOM auch am französischen Präsidenten Francois 
Hollande, der „als Sozialist vor der Wahl eine offene und solidarische Poli¬ 
tik angedeutet und versprochen“ habe. Doch unterscheide sich dessen 
Politik kaum von der der konservativen Sarkozy-Regierung. Angaben der 
kurdischen Nachrichtenagentur ANF zufolge seien seit dem Jahre 2007 
rund 200 kurdische Aktivisti nn en „ohne jeglichen Grund festgenommen 
und inhaftiert“ worden. Außerdem habe die Staatsanwaltschaft im Jahre 
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2011 das Ahmet-Kaya-Kulturhaus in Paris geschlos¬ 
sen. 

YEK-KOM beklagt, dass sich die europäischen 
Staaten „immer wieder“ zu „Handlangern“ der kur¬ 
denfeindlichen türkischen Politik machten, „indem 
sie in ihren Ländern ebenfalls kurdische 
Aktivistinnen einsperren und zu Haftstrafen verur¬ 
teilen“. 

Die Föderation ruft alle befreundete Organisatio¬ 
nen dazu auf, ihren Protest zu teilen und die Regie¬ 
rung in Frankreich dazu zu bewegen, „die Freilas¬ 
sung von Herrn Uzun“ und der anderen Festge¬ 
nommenen zu veranlassen. 

Die „EU-Turkey Civic Commission“ (EUTCC) 
fordert in ihrer Pressemitteilung vom 19. Oktober 
die französischen Behörden zur „sofortigen Freilas¬ 
sung“ von Adern Uzun auf. Seine Verhaftung sei 
„eindeutig der politische Versuch, sich bei den türki¬ 
schen Behörden anzubiedern“. Seine Festnahme 
erfolge zu einem Zeitpunkt, da er sich „aktiv für die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen mit der Türkei 
zur Lösung des lang andauernden Kurdenkonflikts 
in diesem Staat“ eingesetzt habe. Dies sei um so 
„misslicher“, weil er „einer der kurdischen Bevoll¬ 
mächtigten“ gewesen ist, „die sich von 2009 bis 
2011 mit Vertretern der Türkei in Oslo“ getroffen 
hätten, „um einen Friedensprozess in Gang zu set¬ 
zen“. Adern Uzun habe „unermüdlich und kon¬ 
struktiv“ nach friedlichen Lösungen gesucht. Die 
Maßnahme der französischen Behörden müssten 
deshalb „sofort korrigiert“ werden. 

Auch die Union der Gemeinschaften Kurdistans 
(KCK) kritisiert die Verhaftungen scharf und erin¬ 
nert in ihrem Statement an die unrühmliche Rolle, 
die Frankreich 1923 bei der Vierteilung Kurdistans 
gespielt habe und fordert die französischen Behör¬ 
den auf, ihre antagonistische Haltung gegen den 
Freiheitskampf der Kurden aufzugeben. 

Derzeit scheint es aber in eine andere Richtung 
zu gehen. Ende September war bekannt geworden, 
dass die französische Regierung ein gemeinsames 
Abkommen mit der Türkei über eine engere 
Zusammenarbeit just an dem Tag unterzeichnet hat, 
an dem die Kurden festgenommen worden sind - 
quasi als Zeichen der Ernsthaftigkeit Frankreichs. 
Wie dem MESOP-Newsletter vom 9. Oktober zu 
entnehmen war, soll im Rahmen dieser Kooperation 
auch über die künftige Auslieferung inhaftierter 
PKK-Mitglieder verhandelt und eine Vereinbarung 
geschlossen worden sein. Der Tageszeitung 
„Zaman“ zufolge soll es hierbei u. a. um die kurdi¬ 
schen Aktivisten Nedim Seven und Canan Kurtyil- 
maz gegangen sein. 

(AFP/Mesop/KCK/YEK-KOM v. 8.,9.,10. und 11.10.2012/Azadi) 


Prozess gegen Ali Ihsan Kitay: 

Verteidigung beantragt Gutachten und Befassung mit 
Waffenruhe der PKK von 1999 sowie Erklärung des EU- 
Parlaments 

Am 14. Prozesstag in dem § 129b-Verfahren gegen 
Ali Ihsan Kitay vor dem Oberlandesgericht Ham¬ 
burg hat die Verteidigung - Rechtsanwältin Cornelia 
Ganten-Lange und Rechtsanwalt Carsten Gericke - 
drei Anträge gestellt. 

Völkerrechtliche Aspekte 

Im ersten Antrag wird die Hinzuziehung sachver¬ 
ständiger Gutachter (Völkerrechtler Prof. Dr. Nor¬ 
man Paech und Professor Michael Bode) zur Erläu¬ 
terung völkerrechtlicher Aspekte sowie zur Erörte¬ 
rung des Widerstandsrechts der kurdischen Bewe¬ 
gung und der PKK vorgeschlagen. Der Widerstand 
sei dem Völkerrecht zufolge im Rahmen einer mili¬ 
tärischen Auseinandersetzung gegen anhaltende 
Menschenrechtsverletzungen, Kriegsverbrechen und 
systematischer Polizei- und Militärgewalt gegen die 
kurdische Bevölkerung legitim und nicht als Terro¬ 
rismus einzustufen. Dem humanitären Völkerrecht 
zufolge genieße die Guerilla der PKK einen Kom¬ 
battantenstatus [Kämpfer/Kriegsteilnehmer, Azadl]. 
Sie verfüge über militärische Strukturen und vertrete 
einen großen Teil der kurdischen Bevölkerung in der 
Türkei. Militärische Aktionen seien im Zuge des 
bereits lang anhaltenden Konflikts nicht als Straftat, 
sondern als Verteidigung zu werten. 

Die Entscheidung über die Legitimität des 
Widerstands der PKK sei ohnehin dem Bundesver¬ 
fassungsgericht Vorbehalten. 

PKK-Waffenruhe und EU-Parlament 

Mit dem zweiten Antrag führt die Verteidigung aus, 
dass sich das Gericht im Laufe des Prozesses mit 
dem Waffenstillstandsabkommen der PKK aus dem 
Jahre 1999 sowie einer Erklärung des Europaparla¬ 
ments von 1993 befassen solle. Dies mache das 
Ursache-Wirkungsverhältnis der legitimen Selbstver¬ 
teidigung der PKK und die Umorientierung der 
Organisation (vom Ziel eines eigenen Staates bis zur 
Entwicklung von autonomen Regionen im Rahmen 
des Modells des „Demokratischen Konföderalis- 
mus“ innerhalb der Türkei und den kurdischen 
Siedlungsgebieten von Syrien, Iran und Irak) deut¬ 
lich und nachvollziehbar. Dem Waffenstillstand 
waren 1 1/2-jährige Gespräche zwischen dem türki¬ 
schen Militär und Abdullah Öcalan vorausgegangen, 
mit denen angeblich ein Friedensprozesses eingelei¬ 
tet werden sollte. Doch betrieben Regierung und 
Armee weiterhin einen militärischen Konfliktkurs. 
Das EU-Parlament hatte die Türkei bereits 1993 
aufgefordert, die Menschenrechte einzuhalten, Folter 
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zu bekämpfen und einen Dialog mit der PKK über 
eine friedliche Lösung der kurdischen Frage zu 
suchen. Wie die Verteidigung darlegte, habe sich das 
Parlament schockiert gezeigt über die Kriegsverbre¬ 
chen der türkischen Armee. 

Systematische Folterpraxis 

Im dritten Antrag wird die Hinzuziehung einer sach¬ 
verständigen Gutachterin (die Verteidigung benennt 
Anke D. Schnur, die bereits für Amnesty Internatio¬ 
nal und eine Vielzahl von Oberverwaltungsgerichten 
gutachterlich tätig gewesen ist) vorgeschlagen, die 
die aktuell anhaltende und eskalierende systemati¬ 
sche Folterpraxis in der Türkei darstellt. Seit mehr 
als 30 Jahren werde gefoltert, wobei die Täter bis 
heute straflos blieben. Die Verteidigung demons¬ 
trierte diese Praxis anhand von etwa 100 Einzelfäl¬ 
len. Heute hätten sich nur die Foltermethoden geän¬ 
dert, die keine sichtbaren Spuren mehr hinterlassen. 
Es werde zunehmend auch außerhalb von Polizeista¬ 
tionen und ohne folgende Festnahmen oder deren 
Dokumentation gefoltert. Als ein eklatantes Beispiel 
sei das Gefängnis von Pozanti zu nennen, in dem 
mehr als 20 Kinder über einen langen Zeitraum sys¬ 
tematisch von Wärtern und erwachsenen Gefange¬ 
nen misshandelt und vergewaltigt worden seien. 

(Prozessbericht des Bündnisses „FreiheitfiirAli Ihsan“, 

Oktober 2012/Azadi) 

Ali Ihsan Kitay wurde am 12. Oktober 2011 verhaftet 
und befindet sich seitdem im Untersuchungsgefängnis 
Holstenglacis in Hamburg. Ihm wird Mitgliedschaft in 
der „ausländischen terroristischen“ Vereinigung PKK 
vorgeworfen. Die Hauptverhandlung ist am 13. August 
dieses Jahres eröffnet worden 

Hungerstreik aus Solidarität 

Am 29. Oktober hat Ali Ihsan Kitay aus Solidarität 
mit den hungerstreikenden Gefangenen in der Tür¬ 


kei und deren politischen Forderungen nach einem 
Recht auf Bildung und Verwendung der kurdischen 
Muttersprache sowie der Beendigung der Isolations¬ 
haft von Abdullah Öcalan einen dreitägigen Hunger¬ 
streik begonnen. 

(Azadi) 


Beispielhafte Lösungssuche: 

Gemeinsames Gespräch nach den Gescheh¬ 
nissen auf dem kurdischen Kulturfestival 


Im Zusammenhang mit den Ereignissen anlässlich 
des 20. Internationalen kurdischen Kultur-Festivals 
im September in Ma nn heim ( Azadi berichtete in Aus¬ 
gabe 117), fand am 1. Oktober „in konstruktiver und 
freundschaftlicher Atmosphäre“ ein Gespräch zwi¬ 
schen dem Mannheimer Oberbürgermeister, Dr. 
Peter Kurz, Vertreterinnen von YEK-KOM, des 
Migrationsrates und der Polizei statt. Als beispielhaft 
nennt YEK-KOM die Herangehensweise des Ober¬ 
bürgermeisters, Lösungen zur Beilegung von Kon¬ 
flikten zu suchen. Erneut wurde vonseiten der Kur¬ 
dinnen und Kurden bedauert, dass es zu den „uner¬ 
freulichen Geschehnissen“ am Rande der Veranstal¬ 
tung gekommen sei, die als ein „Fest für 
Demokratie und Frieden gedacht und organisiert“ 
worden sei. Vonseiten der Stadt habe man vielfache 
Unterstützung erhalten. Doch sei die Polizei bereits 
im Vorfeld gegen das Festival eingestimmt gewesen 
und habe angekündigt, sich mit großem Aufgebot 
auf „Auseinandersetzungen mit Türken“ vorzuberei¬ 
ten. Vor Ort habe sie keinerlei Absicht zur Deeska¬ 
lation erkennen lassen und sich geweigert, mit den 
Veranstaltern gemeinsam zur Beruhigung der aufge¬ 
heizten Situation zu kooperieren. YEK-KOM kriti¬ 
sierte die baden-württembergische Integrationsmi¬ 
nisterin, die mit Bezug auf die Kurden ausführte: 
„Einige Minderheitengruppen versuchen, ihre Kon¬ 
flikte aus dem Herkunftsland hier auszutragen, teil¬ 
weise auch mit Gewalt.“ Es sei die türkische Lobby, 
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die versuche, die antidemokratische Verbots- und 
Verfolgungspolitik der Türkei in Deutschland durch¬ 
zusetzen und fragt: „Warum werden gegen die Pro¬ 
vokationen von türkischen Rassisten gegen kurdi¬ 
sche Versammlungen bis heute keine Maßnahmen 
ergriffen und stattdessen immer die Kurdinnen als 
die Schuldigen dargestellt?“ fragt YEK-KOM. 

Es wird an den baden-württembergischen Innen¬ 
minister appelliert, „sich nicht von der rassistischen 
und faschistischen Lobbypolitik des türkischen Staa¬ 
tes instrumentalisieren zu lassen“. Die Kurdinnen 
und Kurden „bestehen auf der im Grundgesetz ver¬ 
ankerten Versammlungsfreiheit als Eckpfeiler einer 
demokratischen Gesellschaftsordnung“ und rufen 
die Medien auf, künftig „objektiv und wahrheitsge¬ 
mäß“ zu berichten. 

(Pressemitteilung YEK-KOM v. 8.10.2012) 

Mutmaßliches PKK-Mitglied in Auslieferungs¬ 
haft genommen 

Am 16. Oktober hat die Polizei im Hauptbahnhof 
Hannover einen 40-jährigen Kurden festgenommen. 
Gegen das mutmaßliche Mitglied der PKK soll ein 
seit Jahren bestehender internationaler Haftbefehl 
der türkischen Justiz Vorgelegen haben. Danach soll 
er angeblich einen Brandanschlag in der Türkei ver¬ 
übt haben. Einem Bericht der Hannoverschen All¬ 
gemeinen Zeitung (HAZ) zufolge habe die General¬ 
staatsanwaltschaft Celle erklärt, dass es sich bei dem 
Festgenommenen nicht um ein führendes PKK- 
Mitglied handele. 

Der Mann wurde in Abschiebehaft genommen. 
Die deutschen Justizbehörden müssen nunmehr 
prüfen, ob die von der Türkei vorzulegenden Unter¬ 
lagen europäischen Rechtsstandards entsprechen 
und eine Auslieferung rechtfertigen. Bislang haben 
deutsche Oberlandesgerichte überwiegend dagegen 
entschieden, insbesondere in den Fällen kurdischer 
Aktivistinnen. 

(HAZ v.l 7.10.2012/Azadi) 

Generalbundesanwalt erhebt Anklage nach § 
129b StGB gegen Sedat K. 

Am 24. September hat die Bundesanwaltschaft 
(BAW) vor dem Staatsschutzsenat des Oberlandes¬ 
gerichts Düsseldorf gegen Sedat K. Anklage erho¬ 
ben. Dem 21-Jährigen wird Mitgliedschaft in der 
„ausländischen terroristischen Vereinigung“ PKK (§ 
129b Abs. 1 i.V.m. § 129a Abs. 1 StGB) vorgewor¬ 
fen. 

Als „hochrangiger Kader“ der Jugendorganisation 
„Komalen Ciwan“ (KC) soll er von Oktober 2009 
bis März 2011 in Berün und später in der Schweiz 
aktiv gewesen sein. Er sei zuständig gewesen für die 


Organisierung von Demonstrationen und Veranstal¬ 
tungen, Spendensammlungen und Rekrutierung von 
Jugendlichen für „eine Kaderfünktion“ bzw. für 
„einen Einsatz in der Guerilla“. 

Von März bis Dezember 2011 habe er sich im 
Irak aufgehalten und sei dann nach Europa zurück¬ 
gekehrt. 

Sedat K. war am 10. Juli dieses Jahres in der 
Nähe von Paris festgenommen und am 25. Juli nach 
Deutschland überstellt worden. Seitdem befindet er 
sich in Untersuchungshaft. 

(PMGBA v. 19.10.2012/Azadi) 

Seit 50 Tagen im Hungerstreik: 

Gesundheit von Metin A. ernsthaft gefährdet 

Metin A., seit dem 28. Mai 2011 in der Schweiz 
inhaftiert, befindet sich bereits seit 50 Tagen im 
Hungerstreik. Wie Besucher berichten, ist sein 
gesundheitlicher Zustand als absolut kritisch einzu¬ 
stufen. So sei er inzwischen nicht mehr in der Lage, 
sich normal zu artikulieren. Sie sehen sein Leben in 
Gefahr. 

Der Kurde wurde auf der Grundlage eines 
Antrags der bundesdeutschen Bundesanwaltschaft 
verhaftet und in Auslieferungshaft genommen. Er 
wird der Mitgliedschaft in der „ausländischen terro¬ 
ristischen“ Vereinigung PKK (§ 129b StGB) beschul¬ 
digt und soll in einem Zusammenhang stehen mit 
dem seit 13. September vor dem OLG Stuttgart lau¬ 
fenden § 129b-Verfahren gegen Mehmet A. und Rid- 
van Ö. 

(Azadi) 

Verhindert die Abschiebung von llhami Han! 

Bayerische Behörden und Richter ignorieren politische 
Verfolgung in der Türkei 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat entschie¬ 
den, dass die Ausländerbehörde München sowie das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die 
Abschiebung des 31-jährigenllhami Han in die Tür¬ 
kei veranlassen darf. „Mit diesem Urteil droht ab 
jetzt vielen kurdischen Oppositionellen aus der Tür¬ 
kei die Abschiebung, die in Zukunft in Deutschland 
Schutz vor Menschenrechtsverletzungen suchen 
oder die bisher als Flüchtlinge hier bleiben konn¬ 
ten“, heißt es in einem Aufruf der Initiative „Bleibe¬ 
recht für llhami Han“ vom 23. Oktober. Der Kurde 
ist wegen posttraumatischer Belastungsstörungen 
und Epilepsie - beides ausgelöst durch Kriegserleb¬ 
nisse - in ärztlicher Behandlung und laut zwei medi¬ 
zinischer Gutachten suizidgefährdet, 
llhami Han wurde schon als Kind Zeuge von 
Kriegshandlungen, Unterdrückung und Folter durch 


zu seite 1 


4 


VERBOTSPRAXIS 




das türkische Militär und schloss sich als junger 
Mann der kurdischen Befreiungsbewegung PKK an. 
Er transportierte Lebensmittel und war später als 
Lehrer in dem südkurdischen Flüchtlingslager Max¬ 
mur tätig. 2005 floh er nach Deutschland und 
erreichte ein Jahr später wegen drohender politischer 
Verfolgung ein Abschiebeverbot, das 2008 widerru¬ 
fen und jetzt definitiv bestätigt wurde. 

Die Tatsache, dass seit 2009 gegen die kurdische 
Bevölkerung in der Türkei massivste Menschen¬ 
rechtsverletzungen begangen werden und sich tau¬ 
sende Menschen - darunter Kinder und Jugendliche 
- wegen angeblicher Unterstützung des Terrorismus 
in Haft befinden, spielte für die Behörden und Rich¬ 
ter keine Rolle. Sie bewerteten das Risiko einer Ver¬ 
folgung in der Türkei als „nicht beachtlich wahr¬ 
scheinlich“, weil sie der Auskunft türkischer Behör¬ 
den, wonach die Ermittlungsverfahren gegen Ilhami 
Han wegen PKK-Mitgliedschaft angeblich eingestellt 
worden seien, mehr Glauben schenkten. 

Der bayerische Verfassungsschutz verdächtigt den 
Kurden als PKK-Lunktionär, weil er Zeitungen ver¬ 
kauft, Spenden gesammelt und an Demonstrationen 
teilgenommen habe. Dies sei - so die Initiative in 
ihrem Aufruf - der Grund, warum ihn die Behörden 
abschieben wollen, obwohl selbst das Gericht davon 
ausgeht, dass den türkischen Sicherheitsbehörden 
Ilhamis Aktivitäten bekannt sind. Um so zynischer 
das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs ! 

Deshalb: LASSEN WIR NICHT ZU, DASS 
ILHAMI HAN IN DEN FOLTERSTAAT TÜR¬ 
KEI ABGESCHOBEN WIRD ! 

(Aufruf der Initiative „Bleiberecht fiir Ilhami Han “ v. 23.10.2012 /s.a. 

Azadi-infodienst Nr. 114) 

Auslieferung von Vicdan Sahin Özerdem an 
die Türkei muss verhindert werden! 

Seit dem 25. Juli befindet sich die Journalistin 
Vicdan Sahin Özerdem in Kroatien in Auslieferungs¬ 
haft. Während eines Sommerurlaubs ist sie aufgrund 
eines von der Türkei initiierten Interpol-Haftbefehls 
festgenommen und nach Dubrovnik ins Gefängnis 
verbracht worden. Ein kroatisches Gericht hat der 
Auslieferung von Frau Özerdem stattgegeben und 
sie in Hausarrest genommen. 

Als so genannter Kontingentflüchtling mit einer 
„Niederlassungserlaubnis“ in Deutschland lebt sie 
mit Ehemann und Sohn seit etwa acht Jahren in 
Mainz. Sie war zehn Jahre in der Türkei inhaftiert 
und hat sich an Hungerstreiks gegen die menschen¬ 
unwürdigen Haftbedingungen beteiligt. Seitdem lei¬ 
det Frau Özerdem unter schweren posttraumati¬ 
schen Belastungsstörungen sowie am Wernicke-Kor- 
sakow-Syndrom, Sie war im Jahre 2000 Augenzeu¬ 
gin und Betroffene der Gefängnisstürmungen durch 


Militär und Polizei, bei denen 30 Gefangene getötet 
wurden. Sie überlebte schwer verletzt und kam zur 
Genesung nach Deutschland, wo sie politisches Asyl 
beantragte. 

„Frau Özerdem ist unverzüglich freizulassen. Als 
in Deutschland anerkannte Geflüchtete muss sie 
sofort die Möglichkeit erhalten, nach Mainz zurück¬ 
zukehren. Ihr dramatischer Gesundheitszustand dul¬ 
det keinerlei Aufschub“, erklärte ein Mitglied des 
Bundesvorstands der Roten Hilfe. 

(Erklärung RH/jw v. 18.10.2012/Azadl) 

Generalbundesanwalt erhebt Anklage nach § 
129b StGB gegen Vezir T. vor dem Berliner 
Kammergericht 

Am 8. Oktober hat die Bundesanwaltschaft (BAW) 
vor dem Kammergericht in Berlin Anklage gegen 
den kurdischen Aktivisten Vezir T. erhoben. Ihm 
wird vorgeworfen, Mitglied in der „ausländischen 
terroristischen“ Vereinigung PKK (§ 129b Abs. 1 
i.V.m. § 129a Abs. 1 StGB) gewesen zu sein. In sei¬ 
ner Funktion als „hauptamtlicher Kader“ soll er von 
Juni 2008 bis Juli 2009 für die PKK das Gebiet 
Sachsen, Sachsen-Anhalt sowie Teile von Branden¬ 
burg und Thüringen geleitet haben. Insbesondere sei 
er für Spenden- und Beitragssammlungen verant¬ 
wortlich gewesen sein und „die Höhe der aus Veran¬ 
staltungen und dem Verkauf von Publikationen 
erzielten Erlöse“ überwacht haben. 

Vezir T,. wurde am 8. Dezember 2011 in Hanau 
festgenommen und befand sich bis zur Aufhebung 
des Haftbefehls am 13. Januar 2012 in U-Haft. 

(PMGBA v. 25.10.2012/Azadl) 

(Vezir T. stand schon einmal im Fokus der Behörden. 
Wegen (verbotener) politischer Betätigung ist er am 23. 
Mai 2000 nach § 129 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 
2 Jahren und 6 Monaten verurteilt und 2001 entlassen 
worden, wobei die Reststrafe zur Bewährung ausgesetzt 
war. 

Es ist schier unfassbar, welchen politisch motivierten 
Aufwand die deutschen Strafverfolgungsbehörden gegen 
die kurdische Freiheitsbewegung und ihre 
AnhängerJnnen betreiben! Dagegen konnten 10 Men¬ 
schen unbehelligt von Neonazis getötet, massenhaft 
Daten vom Verfassungsschutz vernichtet werden, sich 
Polizisten als Mitglieder beim rassistischen Ku-Klux- 
Klan bewähren und über 100 Neonazis (offizielle Zahl 
des Bundesinnenministers) untertauchen - womöglich 
mit staatlichem Wissen und Dulden. In den vergange¬ 
nen Monaten sind dermaßen viele haarsträubende Fak¬ 
ten ans Tageslicht gekommen, dass wir auf weitere Ent¬ 
hüllungen gespannt sein dürfen. Nichts scheint ausge¬ 
schlossen. Siehe auch in dieser Ausgabe unter der 
Rubrik „Deutschland spezial“, Azadi) 
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MLPD klagt gegen führende Stichwortgeber 
des Verfassungsschutzes 

Am 4. Oktober wurde vor dem Landgericht (LG) 
Essen das Verfahren der Marxistisch-Le nini stischen 
Partei Deutschlands, MLPD, gegen den Verlag Fer¬ 
dinand Schöningh, Harald Bergsdorf und Rudolf 
van Hüllen (ehern. Referatsleiter Linksextremismus 
beim VS-Bundesamt) eröffnet. Die Klage der Partei 
richtete sich gegen Passagen in dem Buch „Linksex¬ 
trem - die unterschätzte Gefahr?“, das für den Ver¬ 
fassungsschutz als Standardwerk für dessen politi¬ 
sche Ausrichtung gegen revolutionäre und radikale 
Linke gilt. Geklagt wurde auf Unterlassung „fal¬ 
scher, verleumderischer und ehrverletzender 
Behauptungen zur MLPD und ihren Vorsitzenden, 
Stefan Engel, und auf Schadenersatz in Höhe von 
10 000 Euro“. Dazu hatte Engel in einer Presseinfor¬ 
mation u. a. erklärt: „Mit antikommunistischen Dif¬ 
famierungen und Verleumdungen wird versucht, die 
öffentliche Meinung gegen unsere Partei und auch 
mich ganz persönlich zu manipulieren. [...] Die 
Gründe der Bundesrepublik haben aus gutem 
Grund wegen der Erfahrung mit der Geheimen 
Staatspolizei (Gestapo) dem <Verfassungsschutz> 
nur eine Beobachterrolle zugewiesen. Darüber setzt 
sich der Geheimdienst seit langem hinweg. Er macht 
unter anderem mit seinen oft frei erfundenen 
<Berichten> ohne jeden Beweis aktive Politik, die 
zum Teil gravierende Folgen für die Betroffenen hat. 
Das ist nicht hinnehmbar.“ Der Ausgang der Klage 
habe - so Engel - „grundsätzliche Bedeutung für 
das rechtliche und politische Kl ima in Deutschland.“ 

Am 11. Oktober hat das LG einen umfassenden 
Beweisbeschluss erlassen, in dem u.a. festgelegt ist, 
dass die Vorlage von Verfassungsschutzberichten 
durch die Beklagten als einzige Belegquelle „unzu¬ 
reichend“ sei. Die Beklagten werden aufgefordert, 
Tatsachenbehauptungen durch Belegtatsachen zu 
konkretisieren und unter Beweis zu stellen. 

(Aktuelle Informationen der MLPD v.1.,4. und 12.10.2012/Azadi) 

Keine Transparenz bei Polizeizusammenarbeit 
mit autoritär regierten Staaten 

Die Bundesregierung will sich bei der Polizeizusam¬ 
menarbeit mit autoritär regierten Staaten vom Parla¬ 
ment nicht auf die Finger schauen lassen. Nachdem 
vor einigen Wochen die langjährige Kooperation 
zwischen Deutschland und Weißrussland bekannt 
wurde und für politisches Aufsehen gesorgt hatte, 
weigerte sich die Bundesregierung, auf weitere 
Nachfragen der Linksfraktion einzugehen. Unter 
Hinweis auf die öffentlich gewordene Polizeiunter¬ 
stützung für Saudi-Arabien sowie Libyen und Tune¬ 
sien vor den Umbrüchen hatte der Linken-Abgeord- 
nete Jan Körte generell nach Kooperationen mit 


autoritären Staaten seit 2006 nachgefragt. In einer 
Antwort weigerte sich Innen-Staatssekretär Oie 
Schröder (CDU), eine solche Kategorisierung der 
Kooperationsstaaten vorzunehmen. Gleichzeitig 
wurde bekannt, dass das Parlament bisher über 
einen großen Teil der Polizeizusammenarbeit mit 
anderen Staaten aus fadenscheinigen Gründen nicht 
informiert wurde. So fehlten in der Antwort auf eine 
entsprechende Frage der Linksfraktion alle Schulun¬ 
gen des Bundeskriminalamtes (BKA) für ausländi¬ 
sche Sicherheitskräfte in Deutschland, weil nur nach 
„Auslandseinsätzen“ gefragt worden sei. Über die 
Kooperation mit Weißrussland gab die Bundesregie¬ 
rung keine Auskunft, weil diese von den Bereit¬ 
schaftspolizeien der Länder koordiniert worden sei 
und somit angeblich nicht unter ihren Verantwor¬ 
tungsbereich fiele. Ähnliche Projekte gab es mit elf 
weiteren Ländern - darunter Kroatien, der Ukraine 
und Kirgisistan. Jan Körte fordert Abh il fe: „Das 
Parlament muss wissen, wo deutsche Polizisten hin¬ 
geschickt werden, welchen Diktaturen sie Hilfe 
anbieten, und es muss das Recht bekommen, solche 
Einsätze im Zweifelsfall zu stoppen.“ 

(Tagesspiegel v. 18.10.2012/Azadi) 

Extremismusklausel im Jahressteuergesetz 
2013 vom Tisch 

Die ursprüngliche Absicht der Bundesregierung, 
nach der Vereinen und Organisationen, die in einem 
Verfassungsschutzbericht erwähnt werden, die 
Gemeinnützigkeit automatisch entzogen werden 
soll, wird nicht realisiert. „Wir sind froh über diese 
erfreuliche Wendung. Nach den Reinfällen mit der 
Extremismus-Klausel, den Untiefen des NSU-Skan- 
dals und den schier bodenlosen Verfassungsschutz¬ 
schlampereien ist dieser Unsinn nun zum Glück 
erledigt“, erklärten der stellvertretende Bundesvor¬ 
sitzende der LINKEN, Axel Troost und die Leipzi¬ 
ger Stadträtin Juliane Nagel. Die Sachverständigen 
in den Beratungen des Finanzausschusses des Bun¬ 
destages hätten „einhellig“ die Meinung vertreten, 
„diese Regelung nicht zu übernehmen, da ihre Ver¬ 
fassungsmäßigkeit stark bezweifelt“ worden sei. 

(ND v. 20./21.10.2012/Azadi) 

Die Bundesregierung hatte den nun revidierten Passus 
versucht, in den Entwurf zum Jahressteuergesetz 2013 
aufzunehmen. Wie die „tageszeitung“ im Mai dieses 
Jahres berichtete, war der damalige Finanzminister Peer 
Steinbrück (SPD) mitverantwortlich für diese Verschär¬ 
fung. Er hatte im Jahre 2008 eine solche Klausel vorge¬ 
schlagen; der Finanzausschuss stimmte einem entspre¬ 
chenden Antrag von CDU/CSU und SPD zu. 2009 
wurde die Neuregelung in § 51 Abgabenordnung aufge¬ 
nommen und trat Anfang 2009 in Kraft. (Azadi) 
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A.i.d.a. kann wieder gemeinnützig arbeiten 
und widmet sich verstärkt der Aufklärung der 
NSU-Mordserie 

Jahrelang war die in München ansässige „Antifa¬ 
schistische Informations-, Dokumentations- und 
Archivstelle“ (a.i.d.a.) in den Berichten des bayeri¬ 
schen Verfassungsschutzes (VS) als „linksextremis¬ 
tisch“ aufgeführt. Hiergegen klagte der 1990 gegrün¬ 
dete Verein. Nach rund drei Jahren endete das Ver¬ 
fahren vor dem Verwaltungsgerichtshof mit einem 
Vergleich. Danach muss der VS die entsprechenden 
Passagen in den drei zurückliegenden VS-Berichten 
schwärzen und im Internet löschen. Außerdem wird 
das Innenministerium verpflichtet, die Organisation 
künftig nicht mehr in den Berichten zu nennen. 
A.i.d.a. tilgt im Gegenzug verschiedene Links zu 
Internetseiten, die wiederum vom VS als linksextre¬ 
mistisch eingestuft werden. „Dass eine Initiative 
rückwirkend aus drei Verfassungsschutzberichten 


gestrichen wird, ist ein absolutes Novum“, kom¬ 
mentierte Marcus Buschmüller, Vorsitzender des 
Vereins. Rechtsanwältin Angelika Lex nennt die Ver¬ 
einbarung „ein Eingeständnis, dass die Aufnahme 
von a.i.d.a. in die Verfassungsschutzberichte nicht 
rechtlichen Gründen geschuldet war, sondern ledig¬ 
lich politische Motive zugrunde lagen“. 

Die Zuordnung durch den VS hatte zur Folge, 
dass a.i.d.a. die Gemeinnützigkeit aberkannt wurde 
und Spenden mithin nicht mehr absetzungsfähig 
waren. Zudem musste sie die Landeskoordinie¬ 
rungsstelle gegen Rechtsextremismus verlassen. 

Die Organisation hat angekündigt, sich als Beob¬ 
achtungsstelle „NSU-watch: Aufklären und Einmi¬ 
schen“ parallel zu den vier Untersuchungsausschüs¬ 
sen des Bundestages sowie Thüringens, Sachsens 
und Bayerns verstärkt um die Aufklärung der Neo¬ 
nazi-Morde kümmern und diesen als unabhängige 
Stelle zuarbeiten. 

(ND V. 24.10.2012/Azadi) 
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Länder beantragen Abschaffung des Asylbe¬ 
werberleistungsgesetzes 

Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Branden¬ 
burg haben am 12. Oktober im Bundesrat einen 
Antrag auf Abschaffung des Asylbewerberleistungs¬ 
gesetzes (AsylbLG) eingereicht. Damit zogen die 
Bundesländer die Konsequenz aus dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, das festgestellt hatte, 
dass die bisherigen Praxis, Flüchtlingen deutlich 
weniger Geld für den Unterhalt zu geben, nicht wei¬ 
ter zulässig ist. Flüchtlinge müssten denselben Satz 
bekommen wie Hartz IV-Bezieher. „Wenn eine völ¬ 
lige Gleichstellung gefordert ist, dann gibt es über¬ 
haupt keinen Grund mehr, ein Sondergesetz für 
Flüchtlinge zu machen. Deshalb wird beantragt, die¬ 
ses Gesetz gleich komplett abzuschaffen und Flücht¬ 
linge ganz normal, wie alle anderen auch, in die 
Sozialgesetzbücher zu integrieren“, erklärte Alexan¬ 
der Thal, Sprecher des Bayerischen Flüchtlingsrats, 
gegenüber der jungen weit. Zwar begrüße er die Ini¬ 
tiative der drei Länder, doch bedeute das eine 
Gleichstellung auf dem niedrigen Niveau von Hartz 
IV, das kaum zum Leben reiche. Er gehe davon aus, 
dass die unionsregierten Fänder den Antrag ableh¬ 
nen werden, dennoch wäre es möglich, dass der 
Bundesrat den Entschließungsantrag verabschiedet. 

(Jw v. 12.10.2012/Azadi) 


Langer Marsch von Asylsuchenden endete 
mit Demo für die Rechte von Flüchtlingen 

Der über einen Monat andauernde Protestmarsch 
von rund 50 Asylsuchenden, der in Würzburg 
begann, endete am 13. Oktober in Berlin mit einer 
Demonstration und der Parole „Willkommen in 
Berlin! - Für einen menschenwürdigen Umgang mit 
Flüchtlingen“, an der sich bis zu 5 000 Menschen 
beteiligten. Sie forderten ein generelles Bleiberecht, 
Abschiebestopp und die Abschaffung der so 
genannten Residenzpflicht, wonach Asylsuchende 
den Bezirk oder Fandkreis der für sie zuständigen 
Ausländerbehörde nicht verlassen dürfen. „Wir dür¬ 
fen weder entscheiden, wann wir Wäsche waschen, 
noch wann wir kochen“, erklärte ein Flüchtling den 
Alltag in einem Asylheim. „Ich hoffte, in Deutsch¬ 
land würde ich Freiheit finden,“ schilderte der 25- 
jährige Kurde Mansur stellvertretend für viele 
andere Asylbewerber. Stattdessen sei er nun mit 
„Lagerhaltung und Anfeindungen“ konfrontiert. Er 
habe vor vier Jahren aus der Türkei flüchten müssen 
und warte seither auf eine Asylanerkennung. 

Zu Auseinandersetzungen oder Provokationen 
mit der Polizei ist es auf der Demonstration nicht 
gekommen. Fediglich wenige Anhänger der rechten 
Gruppe „Pro Deutschland“ forderten lautstark die 
Verhaftung der Asylsuchenden. 
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Die Flüchtlinge wohnen seit diesem Wochenende 
in einem Camp auf dem Oranienplatz in Berlin- 
Kreuzberg. Am 15. Oktober hatten Asylbewerber 
kurzzeitig die nigerianischen Botschaft besetzt, weil 
deren Mitarbeiter die deutschen Behörden bei der 
Abschiebung von Menschen nach Afrika unterstüt¬ 
zen, z.B. durch Ausstellung von Ausweisen, auch 
wenn Betroffene bestreiten, aus Nigeria zu kommen. 
Als das Sicherheitspersonal der Botschaft einige Pro¬ 
testierende mit Baseballschlägern angegriffen hatte, 
begann die Polizei mit Festnahmen. Dort und an 
einer Spontandemo sind insgesamt 28 Personen 
festgenommen worden. Hunderte Menschen betei¬ 
ligten sich anschließend an einem Marsch zum Poli¬ 
zeipräsidium. Der nigerianische Botschafter hat 
Anzeige wegen Hausfriedensbruchs erstattet. 

(ND/jw v. 15.,17.10.2012/Azadi) 

Asylhetze wie vor 20 Jahren 

Aufgrund gestiegener Asylbewerberzahlen vor allem 
aus Serbien und Mazedonien wird wieder ein 
Gespenst des Asylmissbrauchs aufgebaut, das an die 
Zeit der Pogrome von Solingen, Mölln und Rostock 
vor 20 Jahren erinnert. Hausgemachte Engpässe bei 
den Flüchtlingsunterkünften vor allem in NRW wer¬ 
den den Flüchtlingen zur Last gelegt und liefern die 
medial passenden Bilder der angeblichen neuen Flut 
von Asylsuchenden. Real stieg die Zahl der Flücht¬ 
linge aus Serbien und Mazedonien - hauptsächlich 
Roma - von 1116 im August auf 2435 im September, 
ein saisonaler Effekt aufgrund des einbrechenden 
Winters, der auch in den letzten Jahren schon zu 
beobachten war. Bundesinnenminister Hans-Peter 
Friedrich sieht bereits den Notstand und fordert, der 
„massive Zustrom“ müsse „unverzüglich gestoppt 
werden“. Dazu will er fern jeder Gesetzesgrundlage 
bei „offensichtlich unbegründeten Asylanträgen“ die 
Bezüge kürzen. Außerdem fordert er die EU-Kom- 
mission auf, die Visafreiheit für Serbien und Mazedo¬ 
nien „schnellstmöglich auszusetzen“. Zum Sünden¬ 
bock für den angeblichen Flüchtlingsstrom erklärte 
Friedrich das Bundesverfassungsgericht, das mit sei¬ 
nem Urteil im Juli dieses Jahres die Angleichung der 
Zahlungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz an 
die ALG II-Sätze eingefordert hatte. Niedersachsens 
CDU-Innenminister Uwe Schünemann sprach 
gegenüber der Bildzeitung vom „100-prozentigen 
Missbrauch“ der Antragssteller. Dabei handelt es sich 
überwiegend um Roma, die nicht nur in den osteuro¬ 
päischen Ländern, sondern auch in Kerneuropa von 
einer pauschalen rassistischen Stigmatisierung betrof¬ 
fen sind. Von einer besonderen geschichtlichen Ver¬ 
antwortung Deutschlands, wie sie im Zusammenhang 
mit Israel oft erwähnt wird, ist gegenüber den Roma 
dieser Tage leider nichts zu hören. 

(jw v. 16.,17.10.2012/Märkische Allgemeine v. 15.10,/Azadi) 


Heuchelei auf der ganzen Linie: 

Bundesinnenminister diskriminiert Roma und 
Kanzlerin eröffnet mit wohlfeilen Worten 
Denkmal für im NS ermordete Roma und Sinti 

Während insbesondere Bundesinnenminister Fried¬ 
rich eine Flut einreisender Roma herbeiredet und 
deshalb die Visumspflicht für Mazedonien und Ser¬ 
bien wieder einführen will, wurde nahezu zeitgleich 
am 24. Oktober in Berlin von Bundeskanzlerin Mer¬ 
kel ein „Denkmal für die im Nationalsozialismus 
ermordeten Roma und Sinti“ (500 000) eingeweiht. 
Es befindet sich gegenüber dem Reichstagsgebäude. 
Romani Rose, der 13 Angehörige in Auschwitz und 
Ravensbrück verloren hat, gründete 1982 den Zen¬ 
tralrat Deutscher Sinti und Roma, dessen Vorsitzen¬ 
der er seitdem ist. In einem Gespräch mit dem ND 
begrüßte er zwar das Denkmal, dessen Realisierung 
unglaubliche 20 Jahre gebraucht hat, doch hoffe er 
auf das Bewusstsein, „dass der Holocaust an 500 
000 Roma nicht ein Anhängsel der Shoah gewesen“ 
sei, sondern eine eigene Dimension“ gehabt habe 
und sich die deutsche Politik „auch stark nach außen 
zu diesem Teil deutscher Geschichte“ bekenne. 

Kanzlerin Angela Merkel sagte bei der Einwei¬ 
hung, dass die NS-Verbrechen „tiefe Spuren und 
noch tiefere Wunden hinterlassen“ hätten. Der Zeit¬ 
zeuge Zoni Weisz kritisierte den Umgang mit Sinti 
und Roma in der Gegenwart und stellte fest, dass 
die Gesellschaft „fast nichts“ gelernt habe. „Tiefe 
Spuren“ haben die NS-Verbrechen bei Innenminis¬ 
ter Friedrich wohl nicht hinterlassen: Er macht 
unverdrossen Stimmung gegen Roma. Er wolle 
wohl - wie Jörg Meyer im ND kommentierte - sei¬ 
nem Amtsvorgänger Rudolf Seiters (CDU) folgen, 
der 1992 angesichts brennender Häuser in Rostock 
von „unkontrolliertem Zustrom“ und „Asylmiss¬ 
brauch“ schwadronierte. 

(ND/jw v. I5.,24.,25.10.2012/Azadi) 

Politisch motiviert: Die einen willkommen - 
die anderen nicht gewollt 

Wie interessensgeleitet jedoch deutsche Asylpolitik 
ist und auf dem Rücken von Flüchtlingen betrieben 
wird, macht die Äußerung von Bundesaußenminis¬ 
ter Guido Westerwelle anlässlich eines Treffens mit 
EU-Kollegen am 15. Oktober in Luxemburg deut¬ 
lich: „Natürlich sind wir auch bereit, Flüchtlinge aus 
Syrien bei uns aufzunehmen - und das wird auch 
geschehen.“ 

0'W v. 16.10.2012) 
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Andrej Hunko: Konsultationsverfahren 
zutiefst undemokratisch 

Der Abgeordnete der LINKsfraktion im Bundestag, 
Andrej Hunko, kritisiert das sogenannte Konsultati¬ 
onsverfahren als „zutiefst undemokratisch und 
intransparent“. Denn: wer im Konsulat eines Schen¬ 
gen-Staates einen Antrag auf Visumserteilung stellt, 
wird überprüft. Das heißt, „Betroffene erhalten 
keine Information, welche Regierung sie als ver¬ 
meintliche ,Gefahr für die öffentliche Ordnung‘ ein¬ 
stufen. Auch über angebliche Gründe wird nicht 
informiert.“ Der Klageweg werde dadurch erheblich 


erschwert. Es sei den Antragstellenden oft „unmög¬ 
lich, etwaige belastende Informationen in geheim¬ 
dienstlichen und polizeilichen Informationssystem 
zu korrigieren“. Militärischer Abschirmdienst, 
Inlandsgeheimdienst und Staatsschutz könnten so 
„heimliche Einreiseverbote nach Gutdünken ver¬ 
hängen“. Hunko fordert das Bundesinnenministe¬ 
rium dazu auf, die schleichende Wiedereinführung 
der Binnengrenzkontrollen zu stoppen. Die „Interes¬ 
sen von Migrant_innen“ müssten „auch in Visa- 
Angelegenheiten stärker gewichtet“ werden. 

(PM Hunko v. 17.10.2012/Azadi) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


EU-Fortschrittsbericht zur Türkei ohne 
Fortschritt 

„In Hinsicht auf die Grundrechte gibt es keinerlei 
Fortschritt. Die zunehmende Verletzung der Mei¬ 
nungsfreiheit gibt Grund zur Sorge, und auch die 
Freiheit der Medien ist in der Praxis weiter 
beschränkt worden“, heißt es im diesjährigen Fort- 
schrittsbericht der EU-Kommission zu den im 
Oktober 2005 begonnenen Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei. Danach gebe es im Polizei- und 
Armeeapparat weiterhin eine Atmosphäre der Straf¬ 
losigkeit. Als Beispiel wird ein Anfang des Jahres 
entdecktes Massengrab im Südosten der Türkei, wo 
insbesondere die kurdische Minderheit lebt, 
genannt. Bislang habe es hier keine angemessene 
Untersuchung gegeben. Auch fällt das Urteil der 
EU über den Zustand im Justizapparat schlecht aus. 
Bezüglich der Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und 
Effizienz brauche es weitere Anstrengungen. 

(Die Welt v. 9.10.2012/Azadi) 

Dorfschützer legen ihre Waffen nieder 

Über 40 so genannte Dorfschützer haben am 10. 
Oktober kollektiv die Waffen niedergelegt, nachdem 
sie sich geweigert hatten, an einer militärischen 
Operation der türkischen Armee in einem Dorf in 
der Nähe von Wan (türk.: Van) teilzunehmen. Ihren 
Rücktritt haben sie dem Gouverneursbüro mitge¬ 
teilt, nachdem am Abend zuvor die örtliche Polizei¬ 
direktion zur Beteiligung an der Operation aufgeru¬ 
fen hatte.“Wie andere Dorfschützer unseres Ortes 
werden wir nie wieder zu den Waffen greifen“, 
erklärt einer. Erst Ende September hatten 29 Dorf¬ 
schützer im Kreis Sirnak die Waffen niedergelegt. 


weil sie nicht an Operationen teilnehmen wollten, 
wo Auseinandersetzungen zwischen Armee und 
kurdischen Guerillas stattfinden. 

(ANF/ISKUv. 10.10.2012) 

Journalistinnen und Journalisten inhaftiert und angeklagt 
Joachim Legatis: Türkische Justiz steht unter 
Einfluss der AKP-Regierung 

Derzeit stehen rund 100 Journalistinnen und Jour¬ 
nalisten vor Gericht; größtenteils sind sie in Haft. 
Ihnen wird nach der Antiterrorgesetzgebung vorge¬ 
worfen, Mitglieder der Vereinigten Gemeinschaften 
Kurdistans (KCK) zu sein - von türkischen Justiz- 
und Polizeibehörden als Ableger der PKK einge¬ 
stuft. Joachim Legatis vom Bundesvorstand der 
Deutschen Journalistinnen- und Journalisten-Union 
(dju) war als Prozessbeobachter in der Türkei. Mit 
i hm sprach Jutta Düperthal von der jungen weit. 

Auf die Frage, in welcher Funktion er den Pro¬ 
zess beobachtet habe, antwortete Legatis: „Ich war 
im Auftrag des Bundes- und Landesvorstands Hes¬ 
sen der dju sowie der Gewerkschaft ver.di dort. Der 
Landesvorstand hat im Mai die Patenschaft für 
einen inhaftierten Kollegen, den 27jährigen Ömer 
Celik, übernommen, der für die kurdische Nach¬ 
richtenagentur Diele in Istanbul gearbeitet hat. [...] 
Zum Prozessauftakt am 10. September standen 44 
Kolleginnen und Kollegen vor Gericht. Am 12. 
November wird das Verfahren fortgesetzt“. Befragt 
danach, wie unabhängig die türkische Justiz sei, 
meinte er, dass sie „unter dem Einfluss des türki¬ 
schen Innenministeriums und des Premierministers 
Recep Tayyip Erdogan“ zu stehen scheine. In den 
Gefängnissen der Türkei gehe Angst um, Gewalt 
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werde angewandt und es gebe sexuelle Übergriffe. 
„Für die Regierung ist es eine Machtfrage, ob sie so 
einschüchtern kann, dass es keine Konkurrenz mehr 
für sie gibt“. Nach Angaben des Vorsitzenden der 
Journalistengewerkschaft würden die Kolleginnen 
und Kollegen massiv eingeschüchtert, u. a. auch 
durch Telefonüberwachung. Etwa 70 000 Menschen 
seien davon betroffen und die Mitschnitte könnten 
dann vor Gericht gegen sie verwendet werden. Auf 
die Frage, ob die „Informationsoffensive der Euro¬ 
päischen Journalistenvereinigung zur Unterdrü- 
ckung von Meinungsfreiheit in der Türkei Wirkung 
zeige“, antwortet Joachim Legatis: „Die Regierung 
Erdogan orientiert sich zur Zeit wirtschaftlich stär¬ 
ker am Mittleren Osten. Insofern ficht Kritik aus 
Europa kaum an“. Dennoch stärke die Anwesenheit 
internationaler Beobachter die Opposition im Land. 

(jw v. 20./21.10.2012/Azadi) 

Türkischer Ministerpräsident Erdogan besucht Berlin 
Zentralrat der Armenier warnt vor schlei¬ 
chender Islamisierung der Türkei 

Anlässlich des bevorstehenden Besuches des türki¬ 
schen Ministerpräsidenten Recep Tayyip Erdogan 
am 30. und 31. Oktober in Berlin, warnt der Zentral¬ 
rat der Armenier in Deutschland (ZAD) vor einer 
schleichenden Islamisierung der Türkei: „Wir stehen 
offensichtlich vor einem gefährlichen Wendepunkt 
türkischer Politik. Ankara kehrt dem Westen den 
Rücken und orientiert sich zunehmend an den Ideen 
eines pantürkischen Großreichs, das den Einfluss 
des vergangenen Osmanischen Reiches wiederher¬ 
stellen soll.“ Anlass zur Sorge der Armenier und 
anderer aus der Türkei stammender Migranten in 
Deutschland sei Erdogans programmatische Rede 
auf dem jüngsten Parteitag der AKP gewesen, in der 
er den Weg der Türkei gen Westen unter großem 
Applaus kurz beschrieb: Das Ziel sei „2071“, wo 
sich zum tausendsten Mal die Schlacht von Manaz- 
kert (Manzikert) jährt, durch die der Sieg der seld- 
schukisch-türkischen Macht über Byzanz vorbereitet 
wurde - „und der Sieg über die Christen“. Auch 
habe er Sultan Arp Aslan als Vorbild bezeichnet, 
„einen grausamen Kriegshelden also, der sich die 
Idee des allherrschenden Türkentums, des Turanis¬ 
mus, auf die Fahne geheftet und damit Richtung 
Westen gezogen“ sei, so der ZAD. Weitere Zeichen 
zunehmender Islamisierung seien die geplante 
Umwidmung der griechisch-orthodoxen Basilika 
von Trabzon in eine Moschee, der Propagandafilm 
„Fethi 1453“, mit dem gegen Christen gehetzt 
werde; die besorgniserregende Einschränkung der 
Meinungs- und Religionsfreiheit und nicht zuletzt 
anhaltende Menschenrechtsverletzungen gegenüber 
ethnischen und/oder religiösen Minderheiten wie 
Kurden, Assyrer, Aleviten, Yeziden oder Armenier. 


Der ZAD-Vorsitzende fragt: „Was bedeutet das für 
den Westen, wie interpretieren wir in Zukunft die 
Intervention Ankaras, seiner Diplomaten und der 
Religionsbehörden hierzulande? Muss „2071“ nicht 
endlich als Warnsignal verstanden werden, viel 
genauer hinzuhören, wenn die Türkei eine neue poli¬ 
tische Grundsatzlinie definiert? Und was bedeuten 
all diese Signale für den Prozess der Annäherung 
der Türkei an die Europäische Union?“ 

(PM des ZAD v. 21.10.2012/Azadi) 

Medienorganisation: AKP-Regierung führt 
Großangriffe auf die Pressefreiheit 

In einem 55-seitigen Bericht hat die US-amerikani¬ 
sche Medienorganisation „Committee to Protect 
Journalists“ (CPJ) der AKP-Regierung unter Minis¬ 
terpräsident R.T. Erdogan vorgeworfen, einen der 
größten Angriffe auf die Pressefreiheit weltweit zu 
führen. Damit stelle die Türkei selbst autoritäre 
Regime wie den Iran, Eritrea oder China in den 
Schatten, wo laut CPJ 42 bzw. 28 und 27 Journalis¬ 
ten in Haft befänden. In der Türkei seien es 76. Wie 
die EU und Menschenrechtsorganisationen kritisiert 
die Organisation die lange Untersuchungshaft, die 
mitunter Jahre dauern könne. Zwei Drittel der 
Inhaftierten seien kurdische Journalisten, denen die 
Unterstützung von Terrorismus vorgeworfen werde. 
Die vagen Anti-Terror-Gesetze würden - so CPJ - 
regelmäßig dazu benutzt, um kritische Stimmen 
zum Schweigen zu bringen. In einem Schreiben von 
Justizminister Sadullah Ergin an CPJ bezeichnete er 
den Bericht als übertrieben. Dagegen sprechen tür¬ 
kische Journalisten von einem Kl ima der Angst und 
Selbstzensur: „Wir wissen genau, wo unsere roten 
Linien sind“, erklärte ein Journalist, der anonym 
bleiben wollte, gegenüber der NZZ. 

(Neue Zürcher Zeitung v. 22.10.2012/Azadi) 

Gefangene in der Türkei in unbefristetem 
Hungerstreik: 

Für Aufhebung der Totalisolation von Abdullah Öcalan und 

Hunderte politische Gefangene befinden sich inzwi¬ 
schen in den Gefängnissen der Türkei im Hunger¬ 
streik, der am 12. September - dem 30. Jahrestag 
des Militärputsches in der Türkei - von 63 Inhaftier¬ 
ten aus PKK und Partei der Freien Frauen Kurdis¬ 
tans (PAJK) in 39 Gefängnissen begonnen wurde. 
Unter den Hungerstreikenden befinden sich auch 
der inhaftierte Abgeordnete der Partei für Frieden 
und Demokratie (BDP), Faysal Sariyildiz sowie der 
Bürgermeister von Wan, Bekir Kaya. Seit dem 15. 
Oktober haben sich sämtliche PKK- und PAJK- 
Gefangene dem unbefristeten Hungerstreik ange¬ 
schlossen. „Jeden Tag ist unser Volk der Gewalt der 
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Polizisten und Soldaten ausgesetzt. Wir können die¬ 
ser Folter nur unsere Körper entgegensetzen“, heißt 
es in der Erklärung der Gefangenen. 

Alle Gefangenen fordern die Aufhebung der 
Totalisolation von Abdullah Öcalan, die Grundla¬ 
gen für dessen Gesundheit und Sicherheit zu schaf¬ 
fen und die Unterdrückung der kurdischen Sprache 
zu beenden. „Öcalan ist der Schlüssel zu einer 
Lösung“, sagte die Ko-Vorsitzende der im Parla¬ 
ment vertretenen BDP, Gültan Kisanak auf dem am 
14. Oktober zu Ende gegangenen Sonderparteitag, 
auf dem man sich für eine Neugliederung der Tür¬ 
kei in 15 bis 20 autonome Regionen mit eigenen 
Landesparlamenten eingesetzt hat. 

Auch die Angehörigen der Gefangenen werden 
die Hungerstreiks durch eigene Aktionen unterstüt¬ 
zen. „Ich rufe alle zum Aufstand auf. Wir müssen 
für die Freiheit unseres Landes und unsere Identität 



kämpfen“, erklärte Hawa Kiran für die Initiative 
der Friedensmütter. Eine Kundgebung der Angehö¬ 
rigen in Amed (Diyarbakir) vor dem E-Typ- 
Gefängnis wurde von der Polizei angegriffen und 
gewaltsam aufgelöst, untersagt wurde auch das Ver¬ 
lesen einer Pressemitteilung. 

Der Gesundheitszustand der Gefangenen, die 
auch die Einnahme von Vitamintabletten verwei¬ 
gern, verschlechtert sich bedrohlich, warnte der 
Generalsekretär der türkischen Mediziner-Vereini¬ 
gung TTP, Bayazit Ilhan. Vertreterinnen von über 
200 Organisationen riefen vor dem Gefängnis in 
Amed die Regierung dazu auf, auf die Forderungen 
einzugehen. Auch Galip Ensarioglu, Abgeordneter 
der AKP, kritisierte das bisherige Schweigen der 
Regierung. 

(Nüce/PM Civaka Azad/jw v. I6.,19.,22.10.2012/Azadi) 



Geheimtreffen gegen kurdisches Autonomie¬ 
modell in Syrien 

Die syrischen Kurden bereiten sich darauf vor, die 
selbsterklärten kurdischen Autonomiegebiete im 
Grenzbereich zur Türkei auch bewa ff net zu verteidi¬ 
gen. Zu diesem Zweck sind in den vergangenen 
Wochen die Grundlagen für eine kurdische Armee 
aufgebaut und eine dritte Brigade so genannter 
Volksverteidigungseinheiten (YPG) aufgestellt wor¬ 
den. Sie verstehen sich als Verteidigerinnen der 
erkämpften Demokratischen Autonomie als auch 
gegen die „vom Baath-Regime ausgehenden 
Gefahr“ sowie ausländische Bedrohungen durch 
arabische Dschihadisten und türkisches Militär. 

Der Nachrichtenagentur Firat ist ein geheimes 
Dokument zugespielt worden, demzufolge es am 2. 
September in der südkurdischen Stadt Erbil im 
Nordirak ein geheimes Treffen gegeben hat, um 
Maßnahmen gegen die kurdische Demokratische 
Einheitspartei (PYD) Syriens zu vereinbaren. An 
dem Geheimtreffen sollen der Ministerpräsident der 
kurdischen Autonomieregierung im Nordirak, 
Necirvan Barzani sowie Berham Salih, stellvertre¬ 
tender Generalsekretär der Patriotischen Union 
Kurdistans (PUK) teilgenommen haben. Außerdem 
sollen ein Vertreter des türkischen Außenministeri¬ 
ums, der US-Botschafter aus Jordanien sowie Ver¬ 
treter des israelischen Geheimdienstes MOS SAD 


anwesend gewesen sein. Teilgenommen hätten fer¬ 
ner Funktionäre mehrerer kleiner kurdischer Par¬ 
teien, welche unter dem Dach des alle syrischen 
Kurden repräsentierenden Hohen Kurdischen Rates 
offiziell mit der PYD Zusammenarbeiten. Es sei 
beschlossen worden, den Hohen Rat weiterhin 
bestehen zu lassen, um auf diese Weise den Einfluss 
der PYD-geführten Völksräte einzudämmen. 
Gleichzeitig sollen die anderen in diesem Rat vertre¬ 
tenen Parteien eine Diffamierungskampagne gegen 
die PYD inszenieren und erklären, dass deren Insti¬ 
tutionen und Politiker die Kurden nicht vertreten. 

Der Vertreter des türkischen Außenministers 
habe zugesichert, sich nicht gegen ein künftiges 
föderales System in Syrien stellen zu wollen, wenn 
im Gegenzug die Armee drei Militärflughäfen in den 
kurdischen Enklaven Syriens errichten könne. 
Zudem wolle man syrisch-kurdischen Kämpfern, 
die im irakisch-kurdischen Autonomiegebiet ausge¬ 
bildet worden seien, militärische Unterstützung für 
eine Rückkehr nach Syrien gewähren. Auf diese 
Weise soll offenbar die Macht der PYD-Völlksvertei- 
digungseinheiten zurückgedrängt werden. Es 
scheint, als habe der irakisch-kurdische Präsident 
Massoud Barzani in der islamisch-konservative 
AKP einen Verbündeten gefunden. Immerhin war 
er Ehrengast auf dem Parteitag in Ankara. 

(jw v. 15.10.2012/Azadi) 
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INTERNATIONALES 


Zapatistische Autonomiebewegung zuneh¬ 
menden Angriffen durch Paramilitärs ausge¬ 
setzt - Grüner Gouverneur für Ausbau von 
Luxustourismus 

Im südmexikanischen Chiapas haben Angriffe auf 
die linksgerichtete zapatistische Bewegung massiv 
zugenommen. Die zivilen Selbstverwaltungsräte der 
Befreiungsarmee EZLN melden seit Wochen, dass 
regierungsnahe Gruppierungen mit Gewalt gegen 
ihre Gemeinden vorgehen. So sind Anfang Septem¬ 
ber etwa 70 zapatistische Familien aus ihren Dörfern 
vertrieben worden, obwohl sie zuvor den Angreifern 
das Land überlassen hatten. Die Täter stehen in 
direkter Verbindung zu paramilitärischen Strukturen, 
die ausgerechnet unter dem Namen >Paz y Justi¬ 
er (Frieden und Gerechtigkeit) schon Ende der 
1990er Jahre verantwortlich waren für Tod und Ver¬ 
treibung. Die Zapatisten beschuldigen den mexikani¬ 
schen Innenminister des Bundesstaates Chiapas, für 
die Angriffe verantwortlich zu sein. Kurz nach dem 
Landraub seien Polizeifahrzeuge mit Baumaterial 
eingetroffen, um ein Camp zu errichten. Polizei und 
Paramilitärs sollen die Vertriebenen, die unter 
Krankheiten und Traumatisierungen leiden, an der 
Rückkehr in ihre Gemeinden hindern. 

Ziele der Aktion sind den Einschätzungen des 
Menschenrechtszentrums Fray Bartolome de las 
Casas zufolge die Spaltung der kleinbäuerlich-indige- 
nen Gemeinden sowie die Schwächung der zapatis- 
tischen Autonomiebewegung. Der Plan sei, neolibe¬ 
rale Entwicklungen voranzutreiben und die 1994 
während des bewaffneten Aufstands der EZLN 
besetzten Ländereien zur Privatisierung freizugeben. 
Eine zwielichtige Rolle spielt hier der künftige Gou¬ 
verneur von Chiapas, Manuel Velasco von der Grü¬ 
nen Partei PVEM, der mithi lf e der sozialdemokrati¬ 
schen PRI im Juli die Wahl gewann und im Dezem¬ 
ber sein Amt antritt. Er ist für die Palmöl-Monokul¬ 
tur, den Ausbau von Luxustourismus und die 
Umsiedlung der indigenen Bevölkerung in soge¬ 
nannte „Landstädte“. Kritiker befürchten, dass die 
Menschen, die sich mehrheitlich kleinbäuerlich 
selbst versorgt haben, in das kapitalistische System 
gewaltsam integriert werden sollen. Es ist damit zu 
rechnen, dass viele Organisationen gegen diese rück¬ 
sichtslose Politik ihren Widerstand setzen werden. 

(ND v. 9.10.2012/Azadi) 


Friedensabkommen auf den Philippinen 

Die philippinische Regierung hat sich mit der Rebel¬ 
lenbewegung „Islamische Befreiungsfront Moro 
(MILF)“ auf einen Friedensvertrag geeinigt. Damit 
soll ein jahrzehntealter blutiger Ko nfli kt beendet 
werden, bei dem mehr als einhunderttausend Filipi¬ 
nos ums Leben kamen. Die 12 000 Mitglieder starke 
„Islamische Befreiungsfront Moro“ hatte bislang 
einen unabhängigen Staat auf der südphilippinischen 
Halbinsel Midanao gefordert. Vorgesehen ist nun 
eine weitgehende Autonomie der Region unter dem 
Namen Bangsamoro („Muslimische Nation“). 
Sicherheits-, Außen- und Währungspolitik sollen 
jedoch bei der Zentralregierung bleiben. Philippi- 
nens Präsident Benigno Aquino III und der stellver¬ 
tretende MILF-Chef Ghazali Jaafar begrüßten die 
Einigung. Verhandlungen über den Konflikt hatte es 
bereits seit 15 Jahren gegeben, sie wurden aber 
immer wieder von Rückschlägen unterbrochen. Die 
Umsetzung der aktuellen Vereinbarung, die unter 
Vermittlung der Regierung des benachbarten Malay¬ 
sias zustande kam, ist noch von einer Zustimmung 
des Parlaments und einer Volksabstimmung abhän¬ 
gig. Ihre Waffen werden die Aufständischen voraus¬ 
sichtlich 2016 abgeben. Die große Mehrheit der phi¬ 
lippinischen Bevölkerung bekennt sich zum katholi¬ 
schen Glauben. 

(FAZ/Die Welt v. 8.10.2012/Azadi) 
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Zunahme neofaschistischer Gewalt im Raum 
Berlin 

Im Raum Berlin reißen die Anschläge durch Neona¬ 
zis auf Asylheime, Büros der Linkspartei und der 
SPD, Gedenksteine oder auf Wohnhäuser von anti¬ 
faschistischen Aktivistinnen nicht ab. Opfer der 
rechten Angriffe wurde erneut auch die SPD-nahe 
Kinder- und Jugendorganisation „Die Falken“. Auf 
das von ihnen betriebene Haus waren Hakenkreuze 
und die Parole „Ihr interessiert uns brennend“ 
geschmiert. Die Neonazis hatten dort im vergange¬ 
nen Jahr zweimal Brände gelegt, bei dem jedesmal 
erheblicher Sachschaden entstanden war. Berlins 
Innensenator Frank Henkel (CDU) hat nun ange¬ 
kündigt, bis zur Fertigstellung eines geplanten 
Sicherheitszaunes während der Nachtstunden einen 
Objektschutz vor dem Haus einzusetzen. Ende 
August gab es Anschläge auf die Wohnhäuser des 
stellvertretenden Landeschefs der Berliner Jungso¬ 
zialisten (Jusos) sowie eines Bezirkspolitikers der 
Linken. Auf der Homepage des neofaschistischen 
„NW Berlin“ ist eine „Leindliste“ veröffentlicht. 
Diese Internetplattform wird über einen Server in 
den U SA bereitgestellt. Bisher ist es der Polizei nicht 
gelungen, den „geistigen Brandstiftern des >Natio- 
nalen Widerstands< auf der Straße und im Internet 
das Handwerk zu legen“, so die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes-Bund der Antifaschisten 
(VVN-BdA). 

(jw v. 12.10.2012/Azadi) 

Inlandsgeheimdienst vernichtete weitaus 
mehr Daten über Neonazis 

Neuer VS-Präsident Maaßen nennt Ausschussmitglieder 
ein Sicherheitsrisiko 

Wie bekannt wurde, hat das Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz, als die NSU-Mörder tot in ihrem 
Wohnmobil gefunden worden waren, 26 Datensätze 
der ominösen „Operation Rennsteig“ geschreddert. 
Das führte zum Rücktritt des VS-Präsidenten Heinz 
Promm. Erst auf Druck hatte Bundesinnenminister 
Hans-Peter Lriedrich (CSU) am 4. Juli dieses Jahres 
die Vernichtung weiterer Unterlagen gestoppt. Der 
von diesem beauftragte Hans-Georg Engelke hatte 
dem Bundestags-Untersuchungsausschuss zu erklä¬ 
ren, dass zwischen dem 4. November 2011 und dem 
4. Juli 2012 neben den 26 weitere 94 Personen- und 
acht Sachakten aus dem Auswertungssektor sowie 


137 Akten zur Anwerbung von V-Leuten und 45 zu 
Gewährsleuten vernichtet worden sind. Insgesamt 
also handelt es sich um 284 Akten. Einen gesetzlich 
vorgeschriebenen Grund für die Vernichtung hat es 
nach Auffassung des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz nicht gegeben. 

Jüngst hatte der neue VS-Präsident Hans-Georg 
Maaßen - der zuvor als Abteilungsleiter im Bundes¬ 
innenministerium für „Terrorismus“ zuständig war - 
in einem Gespräch mit ausgewählten Journalisten 
den Ausschuss als Sicherheitsrisiko dargestellt. Die 
Abgeordneten würden V-Leute durch Indiskretio¬ 
nen in Gefahr bringen, die Anwerbung neuer Figu¬ 
ren erschweren und so den Nazis in die Hände 
arbeiten. Ein V-Mann des VS Baden-Württemberg 
soll Gründer und Anführer des rassistischen Ku- 
Klux-Klan sein und zwei Polizisten aus dem Umfeld 
der vom NSU getöteten Polizistin Michele Kiese¬ 
wetter waren Mitglieder des Vereins. Herausgekom¬ 
men ist, dass ein Mitarbeiter des VS Anfang der 
2000er Jahre eine Telefonüberwachungsmaßnahme 
an das KKK-Mitglied Achim S. verraten hat und 
dieser Vorfall vertuscht wurde. 

In einem Gespräch der Ausschuss-Obleute mit 
Vertretern des Bundesinnenministeriums und der 
Länder am 17. Oktober sollte der Versuch des 
Innenministeriums zur Sprache kommen, die bis¬ 
lang 780 Akten aus Thüringen zu sperren. Erwartet 
werden weitere 1000 Akten des VS zum Rechtsex¬ 
tremismus aus Erfurt und das Landeskriminalamt 
kündigte 1700 Akten an. 

(ND v. 18.10.2012/Azadi) 

Über 110 Neonazis im Untergrund 

Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich erklärte 
gegenüber der Welt am Sonntag: „Das Bundeskrimi¬ 
nalamt geht mit Stand von Mitte September von 
zuletzt 110 mit offenen Haftbefehlen untergetauchten 
Rechtsextremisten aus.“ Während Friedrich glaubt, 
dass man deshalb einen „starken Verfassungsschutz“ 
brauche, meint der Vorsitzende des NSU-Untersu- 
chungsausschusses, Sebastian Edathy (SPD), die 
Zahl der Untergetauchten zeige, dass der NSU eben 
nicht als isoliertes Phänomen betrachtet werden 
könne: „Wir haben noch mehrere tickende Zeit¬ 
bomben im Land herumlaufen.“ Die Amadeu Anto¬ 
nio Stiftung war im März von 160 Neonazis im 
Untergrund ausgegangen. 

(ND/Jw v. 22.10.2012) 
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UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 

In der Zeit vom August bis Oktober hat AZADl über 12 Anträge auf Unterstützung entschieden und hierfür 
einen Betrag von insgesamt 2174,05 € bewilligt. 

Es handelte sich in den unterstützten Fällen überwiegend um eingestellte Ermittlungsverfahren wegen des 
Verstoßes gegen das Vereinsgesetz, um Vorschussleistungen an Rechtsanwälte, ein anwaltliches Beratungs¬ 
gespräch, ein Verfahren gegen den Mitarbeiter einer türk. Fluggesellschaft wg. vers. Angriffs auf eine kurdi¬ 
sche Protestierende. Ein Antrag wurde abgelehnt und in einem Fall sind erbetene Unterlagen nicht 
eingereicht worden. Außerdem sind die Kosten für eine Bücherlieferung an einen §129b-Gefangenen über¬ 
nommen worden. 

VERANSTALTUNGS¬ 

HINWEIS: 

Am 29. November wird in Bonn eine Veranstaltung 
mit dem Historiker Dr. GundT Dilberz, 

der Vertreterin des Kurdischen Nationalkongresses (KNK) Songül Karabulut 

sowie der Journalistin und Publizistin Karin Leukefeld, 

stattfinden. 

Thema ist der Krieg in Syrien, die historische und aktuelle Situation in Westkurdistan/Nordsyrien, 
die Haltung der EU und BRD in dem Konflikt 

sowie die Rolle der Türkei in der Region und ihre Reaktion auf die jüngsten Entwicklungen . 

Ort und Zeit: Haus der Begegnungen MIGRAPOLIS, Brü¬ 
dergasse 16 - 18 in Bonn; 

Beginn: 19.30 Uhr 
Veranstalterinnen: 

AZADl, die Rote Hilfe Bonn und der Verband der Studierenden aus Kurdistan (YXK) 
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Geschenk an Erdogan: 

Schweiz liefert kurdischen Aktivisten an 
bundesdeutsche Behörden aus 


K aum war in Berlin der einvernehmliche Dialog zwischen Bundes¬ 
kanzlerin Merkel und dem türkischen Ministerpräsident über die 
gemeinsame Bekämpfung der PKK beendet und kaum hatte 
Recep Tayyip Erdogan am 31. Oktober die Bundesrepublik verlassen, 
wurde umgehend Theorie in Praxis umgesetzt. 

Festnahme von Metin A. in der Schweiz 

Die Entscheidung der Schweizer Justizbehörden, den Kurden an die BRD 
zu überstellen, fiel am 31. Oktober und am darauffolgenden Tag - 1. 
November - war Metin A. in Deutschland. Zu diesem Zeitpunkt befand 
er sich bereits über 50 Tage im Hungerstreik - mit gravierenden Folgen 
für seine Gesundheit. Er war am 20. Juli 2011 auf der Grundlage eines 
Festnahmeersuchens der Bundesanwaltschaft (BAW) während einer Reise 
in der Schweiz festgenommen und in Auslieferungshaft ins Gefängnis von 
Pfäflikon verbracht worden. Die BAW beschuldigt den 34-Jährigen der 
Mitgliedschaft in der „ausländischen terroristischen“ Vereinigung PKK (§ 
129b Abs. 1 in Verbindung mit § 129a Abs. 1 StGB); die entsprechende 
Ermächtigung, ihn hiernach strafzuverfolgen, erteilte das Bundesjustizmi¬ 
nisterium bereits am 19. April 2011. 

Beschuldigungen gegen den Aktivisten 

In seiner Funktion als „hochrangiger Kader“ der Jugendorganisation 
„Komalen Ciwan“ (KC) soll Metin A. laut BAW von März 2008 bis zu 
seiner Festnahme für das Gebiet Berlin und Bremen und später europa¬ 
weit verantwortlich gewesen sein und in diesem Rahmen politische 
Demonstrationen und Schulungsveranstaltungen organisiert und Propa¬ 
gandamaterial verteilt haben. Außerdem habe er - laut Anklage - an Aus¬ 
bildungsseminaren im In- und Ausland teilgenommen und Jugendliche für 
den Einsatz bei der Guerilla „in den Bergen“ rekrutiert. 

Metin A. soll dann zu Beginn des Jahres 2010 eine leitende Funktion 
mit umfassenden Weisungs- und Entscheidungsbefugnissen übernommen 
haben. 

So auch gegenüber den kurdischen Aktivisten Mehmet A. und Ridvan 
Ö., die sich seit dem 13. September vor dem Oberlandesgericht (OLG) 
Stuttgart ebenfalls mit einer Anklage nach § 129a/b StGB konfrontiert 
sehen. 
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„Wir sind in diesem Land politisch und moralisch sehr apa¬ 
thisch. Wenn die Regierung jemand des Terrorismus verdäch¬ 
tigt und ihn einsperrt oder ohne Anklage überwachen lässt« 
dann halten wir es für erwiesen, dass er ein Terrorist ist.“ 

(Britische Rechtsanwältin Gareth Peirce 

Preisträgerin des Hans-Litten-Preises 2012 der Vereinigung Demokratischen Juristinnen und Juristen) 


Skandalöse Vorgänge um Auslieferung 

Laut Rechtsanwalt Marcel Bosonnet, Verteidiger 
von Metin A. in der Schweiz, hatte sein Mandant 
während der Haftzeit Asyl beantragt, über das noch 
nicht entschieden war. 

Auch hatte Bosonnet weder Informationen über 
den tatsächlichen Gesundheitszustand noch über 
den Zeitpunkt der Auslieferung seines Mandanten. 
Damit war von vornherein jede Möglichkeit genom¬ 
men worden, dass er mit seinem Mandanten in 
Kontakt treten konnte. 

Wie sich später herausgestellte, wurde Metin A. 
mitgeteilt, dass er wegen der Folgen seines Hunger¬ 
streiks das Gefängnis Pfäffikon verlassen und in ein 
anderes Krankenhaus verlegt werden müsse. Statt- 
dessen ist er - an Füßen gefesselt - mit einem Kran¬ 
kenwagen zur deutschen Grenze gefahren und den 
dortigen Behörden übergeben worden. Zuvor waren 
drei Ärzte unabhängig voneinander damit beauftragt 
worden, Metin A. auf Transportfähigkeit hin zu 
untersuchen. Auch hiervon hatte sein Anwalt offen¬ 
bar keinerlei Kenntnis. 

Metin A. wurde sodann am 1. November ins 
Haftkrankenhaus der JVA Stuttgart-Stammheim auf 
dem Hohenasperg transportiert. Inzwischen hat er 
den Hungerstreik beendet; sein Gesundheitszustand 
soll „den Umständen entsprechend“ gut sein - wie 
es einem Menschen geht, der sich über 50 Tage im 
Hungerstreik befunden hat. 

Ursprünglich sollte Metin A. gemeinsam mit 
Ridvan Ö. und Mehmet A., deren Verfahren am 13. 
September 2012 vor dem OLG Stuttgart begonnen 
hat, angeklagt werden. 

Aufgrund des Gesundheitszustandes des Kurden 
hat seine Verteidigung eine Abtrennung beantragt. 
Sobald es Metin A. besser geht, wird er in eine an¬ 
dere JVA verlegt werden. 

Protestaktion am Hohenasperg 

Aus Solidarität und Sorge um seinen Gesundheits¬ 
zustand, hatten sich etwa 20 kurdische Jugendliche 
vor dem Gefängnis Hohenasperg versammelt. Sie 
trugen Fahnen mit dem Bild von Metin A. mit sich 
und riefen Parolen mit Forderungen zu dessen Frei¬ 
lassung. Nachdem zwei Jugendliche im Anmeldebe¬ 


reich der JVA Informationen über die Situation von 
Metin A. erhalten wollten, wurde umgehend die 
Polizei gerufen, ohne zuvor die Beiden angehört zu 
haben. Innerhalb einer halben Stunde soll die Polizei 
laut der Tageszeitung Özgür Politika vom 6. Novem¬ 
ber alle Eingänge abgesperrt und Personenkontrol¬ 
len durchgeführt haben. Hierbei sei ein Jugendlicher 
ohne gültige Ausweispapiere festgenommen worden. 

Willkür und Unrecht gegen Kurdinnen und 
Kurden 

Die nach unserer Auffassung rechtswidrigen Vor¬ 
gänge um die Auslieferung von Metin A. reihen sich 
ein in eine lange Liste von Willkür, Rechts- und 
Menschenrechtsverletzungen gegenüber Kurdinnen 
und Kurden. 

Seit fast zwei Jahrzehnten ist vonseiten der deut¬ 
schen Politik kein ernst zu nehmender Beitrag geleis¬ 
tet worden zur Lösung des türkisch-kurdischen 
Konflikts. Im Gegenteil: Sie stellt sich - wie die 
jüngsten Pläne zur Stationierung von Patriot-Flugab¬ 
wehrraketen an die türkisch-syrische Grenze zeigen 
- an die Seite der Türkei und unterstützt deren 
Krieg gegen die kurdische Bevölkerung und Frei¬ 
heitsbewegung, gegen Oppositionelle, Menschen- 
rechtler_innen, Journalistinnen, Politikerinnen, 
Abgeordnete, Kinder und Jugendliche. 

(Azadi) 

Erfurter Behörden verbieten nicht nur Öcalan- 
Bilder - auch Schilder mit Forderung nach Auf¬ 
hebung der Isolationshaft werden untersagt 

Aus Solidarität mit den hungerstreikenden Gefange¬ 
nen in der Türkei führte der kurdische Kulturverein 
Mesopotamien e.V. in Erfurt eine Demonstration 
durch, an der über einhundert Menschen teilnah- 
men. Im Vorfeld der Aktion hatte die Versamm¬ 
lungsbehörde als Auflage das Zeigen von Öcalan- 
Bildern verboten. Doch nicht nur das: Die Polizei 
hatte zu Beginn der Demonstration darüber hinaus 
untersagt, dass zwei Schilder, auf denen die Aufhe¬ 
bung der Isolationshaft von Abdullah Öcalan und 
die Freiheit von Abdullah Öcalan gefordert wurde, 
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mitgeführt und gezeigt werden - ein Novum im 
„weiten Feld“ der Willkürentscheidungen deutscher 
Behörden. Weder waren hier Symbole der einem 
Betätigungsverbot unterliegenden PKK und anderen 
aus ihr hervorgegangenen Organisationen verwendet 
worden, noch war aus den beiden Schildern eine 
Unterstützungshandlung erkennbar. „Eine Krimina¬ 
lisierung schon der Erwähnung des Namens war 
uns bisher unbekannt. Bescheid und Verhalten der 
Versammlungsbehörde stellen somit eindeutig eine 
Verletzung der Meinungsfreiheit von Migrantlnnen 
in Deutschland dar“, erklärte zu diesem Vorgang der 
Vorsitzende des Vereins, Ercan Ayboga. Man habe 
die Auflage akzeptiert, „um die Demonstration 
überhaupt durchführen zu können und die Ausei¬ 
nandersetzung darüber auf die Zeit danach verscho¬ 
ben“. Man fordere von Stadt und Polizei künftig 
„ein anderes Verhalten“. Sie wie auch das Innenmi¬ 
nisterium müssten sich fragen lassen, „ob sie aus 
NSU und SOKO Bosporus nichts gelernt“ haben. 

Die Fraktion der LINKEN im thüringischen 
Landtag hat hierzu mehrere Fragen an die Landesre¬ 
gierung gerichtet und ist im Vorwort der Anfrage zu 
der Auffassung gelangt, dass es sich bei der polizeili¬ 
chen Untersagung um einen offenkundig „unzulässi¬ 
gen Eingriff in die Meinungsfreiheit“ gehandelt hat. 

Der Verein hat einen Rechtsanwalt mit der Klä¬ 
rung dieses Vorgangs beauftragt. 

In der Anmeldebestätigung der Erfurter Stadtver¬ 
waltung vom 1. November war unter Punkt 5.4 
genannt: „Kennzeichen und Symbole der mit Betäti¬ 
gungsverbot in der Bundesrepublik Deutschland 
belegten Organisationen PKK (KADEK) dürfen 
nicht gezeigt werden. Dazu gehören insbesondere 
das Verbreiten, Zeigen oder Verwenden von Kenn¬ 
zeichen (z.B. PKK, ARGK,ERNK) dieser Organi¬ 
sationen und das Zeigen des Bildes von A. Öcalan 


in diesem Zusammenhang, gleiches gilt für das 
Bereithalten von Propagandamaterial sowie das 
Skandieren von Parolen.“ 

(PMKulturverein Mesopotamien v. 5.11.2012/Azadi) 

Deutsch-türkischer PATRIOTismus: 

BRD schickt Raketen und Soldaten an 
türkisch-syrische Grenze 

Bereits am 7. November hatte die türkische Zeitung 
„Milliyet“ darüber berichtet, dass die Regierung in 
Ankara Gespräche mit der NATO über eine 
PATRIOT-Stationierung geführt habe. Seit Monaten 
hätten ranghohe Militärvertreter der USA und der 
Türkei an dem Plan für eine Flugverbotszone im 
Norden Syriens gefeilt. An der jordanisch-syrischen 
Grenze sei Ähnliches geplant, wofür ein Mandat der 
Vereinten Nationen nicht erforderlich sei. Darüber 
zu entscheiden habe U S-Präsident Barack Obama. 

Wie NATO-Generalsekretär Anders Fogh Ras- 
mussen nun am 21. November mitteilte, hat die Tür¬ 
kei offiziell die Stationierung von PATRIOT-Flugab- 
wehrraketen an der türkisch-syrischen Grenze bean¬ 
tragt. In der Nato verfügen nur die USA, die Nie¬ 
derlande und Deutschland über das Raketensystem 
des Typs PAC-3. Schon recht früh hat die Bundes¬ 
regierung ihre Bereitschaft erklärt, diese Raketen mit 
bis zu 170 Soldaten dort einzusetzen. Es werde nur 
noch geprüft, ob für den NATO-Einsatz der Bun¬ 
deswehr ein Mandat des Bundestages erforderlich 
ist, wobei Kriegsminister Thomas de Maiziere ein 
parlamentarisches Votum befürwortet. CDU/CSU, 
FDP und die Sozialdemokratie signalisierten bereits 
Zustimmung. Die Grünen werden es möglicher¬ 
weise „unter Bauchschmerzen“ tun und lediglich die 
LINKSFRAKTION wird eine klar ablehnende Hal- 
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tung zeigen. Die parlamentarische Entscheidung ist 
für Mitte Dezember geplant. 

Nach Auffassung der Bundesregierung handele 
es sich nicht um den sogenannten Bündnis- bzw. 
Yerteidigungsfall nach Artikel 5 des NATO-Vertra- 
ges, sondern lediglich um Unterstützung bei der 
Landesverteidigung. 

(diverse Zeitungsmeldungen v. 22.11.2012/Azadi) 

KAMPAGNE TATORT KURDISTAN: 

Aktive Friedenspolitik statt Raketen 

In einer ausführlichen Stellungnahme klärt die Kam¬ 
pagne TATORT KURDISTAN über Hintergründe 
dieser NATO-Strategie und deren eigentlichen geo- 
strategischen Absichten auf und macht deutlich, 
dass eine Raketen-Stationierung nicht dem Schutz 
der türkischen und kurdischen Bevölkerung im 
Grenzgebiet diene. „Sie geben vielmehr der türki¬ 
schen Armee den Feuerschutz bei deren Unterstüt¬ 
zung islamistischer Söldnerbanden, insbesondere in 
den kurdischen Landesteilen Syriens“. Die Türkei 
sei als eine der „hauptverantwortlichen Kriegstreiber 
für die desolate Situation in Syrien“. Das NATO- 
Land, das sich nun als „Opfer syrischer Aggression“ 
darstelle, bombardiere gleichzeitig „regelmäßig und 
völkerrechtswidrig Ziele im Nordirak“ und begehe 
„im eigenen Land im Kampf gegen die kurdische 
Guerilla Kriegsverbrechen durch den Einsatz che¬ 
mischer Waffen“. Wenn auch vom NATO-General¬ 
sekretär bestritten, ziele die Türkei auf eine „Flug¬ 
verbotszone für Teile Syriens entlang der türkischen 


Grenze“ ab, die für „djihadistische Banden“ ein 
ungestörtes Aufmarschgebiet sein würde, um von 
dort aus den Sturz Assads zu beschleunigen. 

Hauptziel sei aber, mithilfe dieser „Schutzzone“ 
die kurdischen Autonomiebestrebungen in Syrien 
„von Anfang an zu ersticken“. Hierfür werde die 
„Drecksarbeit“ den „Söldnereinheiten der so 
genannten Freien Syrischen Armee“ überlassen. So 
habe das türkische Militär vor dem Einmarsch der 
djihadistischen Söldner in die kurdische Stadt Sere- 
kani am 8. November die Minen am Grenzstreifen 
geräumt, um ihnen 11 Tage später „direkten Feuer¬ 
schutz durch den Beschuss kurdischer Selbstvertei¬ 
digungsmilizen mit Kurzstreckenraketen“. Auch in 
den kurdischen Vierteln Aleppos und in der Region 
Afrin seien „direkte Angriffe von türkeinahen FSA- 
Einheiten auf die dortige Bevölkerung erfolgt“. 

Die Bundesregierung leiste mit ihrer Raketen- 
Entscheidung „aktive Unterstützung bei der Vorbe¬ 
reitung neuer Massaker an der kurdischen Bevölke¬ 
rung“. 

TATORT KURDISTAN kritisiert darüber hinaus 
die von den Medien verbreitete Lüge, die kurdische 
Partei PYD stünde „an der Seite Assads“ oder 
unterdrücke die Bevölkerung. 

Der Mittlere Osten brauche „weder PATRIOT- 
Raketen an der türkisch-syrischen Grenze noch 
deutsche Panzer für Saudi-Arabien, sondern aktive 
Friedenspolitik und Achtung der Menschenrechte“. 
Dafür setze sich die Kampagne Tatort Kurdistan ein. 

(TATORTKURDISTAN v. 22.11.2012/Azadi) 


HUd Wd Wd 


Hamburg: Kurdinnen und Kurden in Hunger¬ 
streik getreten 

Aus Solidarität mit den inzwischen fast 10 000 politi¬ 
schen Gefangenen in türkischen Gefängnissen und 
ihren Forderungen, sind sechs Kurdinnen und Kur¬ 
den am 8. November in der St. Georg Borgfelde in 
Hamburg in einen unbefristeten Hungerstreik in 
Rotation getreten. 

„Die verantwortlichen Politikerinnen und Politi¬ 
ker in der Bundesrepublik und in der EU sollten 
sich für Verhandlungen zwischen der türkischen 
Regierung mit den Hungerstreikenden einsetzen“. 
Die bisherige Ignoranz der Erdogan-Regierung sei 
„menschenverachtend und unerträglich“. Das 
Leben der Hungerstreikenden müsse gerettet wer¬ 
den. „Deshalb führen wir unsere Solidaritätsaktion 


solange durch, bis die türkische Regierung auf die 
Hungerstreikenden eingeht“, heißt es in einer Erklä¬ 
rung. 

(kirchenhungerstreik@gmail. com) 

Hoch hinaus für Abdullah Öcalan 

Eine Gruppe von mehr als 20 kurdischen Jugendli¬ 
chen hat am 12. November auf dem Florian-Turm 
im Westfalen-Park in Dortmund demonstriert. Auf 
der Aussichtsplattform hatten sie Plakate und Trans¬ 
parente aufgehängt und Parolen für die Freilassung 
von Abdullah Öcalan gerufen. Die Polizei verhin¬ 
derte, dass die Jugendlichen ein 40 Meter langes 
Banner vom Turm herunterließen. Nach der Perso¬ 
nalienfeststellung sind die Demonstrierenden freige- 
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lassen worden. Gegen sie werden Ermittlungsverfah¬ 
ren wegen des Verstoßes gegen das Versammlungs¬ 
gesetz und wegen Hausfriedensbruchs eingeleitet. 

(jw v. 13.11.2012/Azadt) 


Verfahren gegen Kurd Jnnen wegen Beset¬ 
zungsaktionen in Köln 

Weil sie am 15. April dieses Jahres am Kölner 
Rheinufer das Ausflugsschiff „Colonia 6“ mit Passa¬ 
gieren besetzt hatten, sind seinerzeit zehn kurdische 
Jugendliche festgenommen worden. Gegen mehrere 
Beschuldigte hat die Staatsanwaltschaft Köln nun¬ 
mehr Anklage wegen Nötigung erhoben; der Vor¬ 
wurf des gefährlichen Eingriffs in den Sc hif fsverkehr 
wurde allerdings fallengelassen, weil eine akute 
Gefährdung für den Rheinverkehr nicht bestanden 
habe. Auch sei es zu keinerlei Sachbeschädigung 
gekommen. 

Die kurdischen Besetzer_innen hatten einige 
Transparente mit dem Bild von Abdullah Öcalan an 
den Seitenwänden des Schiffes angebracht und den 
Kapitän aufgefordert, ihnen das Verlesen eines Textes 
über Mikrofon zu ermöglichen, was dieser ablehnte. 
Mit ihrer Aktion wollten die Jugendlichen auf die 
Menschenrechtsverletzungen in der Türkei und die 
Totalisolierung Öcalans aufmerksam machen. Nach 
Auffassung der Ermittler sei die Schiffsbesetzung 
von der PKK organisiert worden, weil es ähnliche 






Aktionen auch in Hamburg und in Frankreich gege¬ 
ben habe. 

Ein Termin für den Prozess gibt es laut Ober¬ 
staatsanwalt Ulf Willuhn noch nicht. 

Wegen der Besetzung der RTL-Zentrale in Köln- 
Deutz am 28. September 2011 sind bisher fünf 
erwachsene Kurden zu einer Geldstrafe verurteilt 
worden und sechs Verfahren noch anhängig. In 
einem weiteren Prozess wurde ein Jugendlicher ver¬ 
warnt, weil das Gericht von einem „geringfügigen 
Fehlverhalten“ ausgegangen war. Vier Verfahren 
sind - zum Teil mit strengen Auflagen - eingestellt 
worden. Außerdem hat die Kölner Staatsanwalt¬ 
schaft 14 Verfahren gegen jugendliche Besetzer an 
verschiedene Behörden bundesweit abgegeben. Ins¬ 
gesamt waren 36 Personen von Anklagen betroffen. 

Die Kurdinnen und Kurden hatten die Redaktion 
des Magazins „Explosiv“ aufgefordert, einen Beitrag 
über die Situation von Abdullah Öcalan zu senden, 
was RTL ablehnte. Am Abend ist das Gebäude von 
einer Hundertschaft der Polizei gestürmt und die 
Kurden sind zwecks ED-Behandlung festgenommen 
worden. Einem Bericht des Kölner Stadt-Anzeigers 
vom 29.9.2011 zufolge habe es vonseiten der kurdi¬ 
schen Besetzer_innen keinen Widerstand gegeben. 
Allerdings sei eine Kurdin am Kopf verletzt und in 
ein Krankenhaus gebracht worden. 

(Kölnische Rundschau v. 15.11.2012/Azadi) 



Erster Weltkongress der Internationalen 
Roten Hilfe (IRH) 

Am 10. November 1932 - 10 Jahre nach ihrer 
Gründung - wurde im Theater im Moskauer 
Gewerkschaftshaus der I. Weltkongress der Interna¬ 
tionalen Roten Hilfe (IRH) vom japanischen Kom¬ 
munisten Sen Katayama eröffnet. „Der Kongress 
ehrt das Andenken aller revolutionären Kämpfer, 
die während der letzten zehn Jahre im Kampfe 
gegen den weißen Terror und Faschismus, im 
Kampf für die proletarische Revolution und für die 
Befreiung der Arbeit vom Joch des Kapitalismus 
gefallen sind.“ Diese Hilfsorganisation für politische 
Gefangene und Verfolgte zählte 13 Millionen Mit¬ 
glieder in 70 Ländern und war somit die größte poli¬ 
tische Vereinigung der Arbeiterbewegung weltweit. 
Schon damals distanzierte sich die Sozialdemokratie 
von ihr durch einen Unvereinbarkeitsbeschluss, 
wohingegen Intellektuelle, Wissenschaftler und 
Künstler die Rote Hilfe unterstützten. So Käthe 
Kollwitz, Carl von Ossietzky oder Albert Einstein. 
Ab 1924 wurde die IRH von der deutschen Kom¬ 


munistin Clara Zetkin geleitet. Ihr zur Seite stand 
Jelena Stassowka, die Anfang der 1930er Jahre fest¬ 
stellte: „Sie verhaften die Revolutionäre, um sich das 
Hinterland zu sichern“ und sie ahnte das „Heranna¬ 
hen des Krieges“. Während 1925 die Zahl der zum 
Tode verurteilten oder durch Polizei und Faschisten 
ermordete Revolutionäre weltweit 447 betrug, stieg 
deren Zahl vier Jahre später bereits auf 14 625 und 
1931 auf 91 158 an. 

Von der weltweit sich ausbreitenden Repression 
war auch die Rote Hilfe betroffen, die in vielen Län¬ 
dern illegal oder halblegal arbeiten musste. 

Auf dem Moskauer Weltkongress stand im Zen¬ 
trum der Diskussion die ein Jahr zuvor begonnene 
Kampagne zur Rettung der Scottsboro-Boys vor der 
rassistischen Justiz der US-Südstaaten. Sie waren 
aufgrund falscher und erzwungener Beschuldigun¬ 
gen wegen einer angeblichen Vergewaltigung zweier 
weißer Prostituierter in Scottsboro/Alabama zum 
Tode verurteilt worden. Der durch die IRH erzeugte 
öffentliche Druck hatte den Obersten Gerichtshof 
der USA dazu gebracht, die Todesurteile aufzuhe¬ 
ben. 

(jw v. 10./11.11.2012/Azadi) 
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Bilderkennungssoftware und soziale Netz¬ 
werke dienen zunehmend der Repression 

Orwells 1984 wird immer konkreter. Laut der Ant¬ 
wort der Bundesregierung auf eine parlamentarische 
Anfrage des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE 
LINKE), nutzen Bundes- und Landespolizei immer 
häufiger computergestützte Verfahren zur biometri¬ 
schen Bilderkennung. Zum Einsatz kommt die 
Gesichtserkennungssoftware »FaceFacs« der Firma 
Cognitech aus Dresden. Das BKA ist überdies im 
deutschen Forschungsprojekt »Multi-Biometrische 
Gesichtserkennung« (GES-3D) als »Endanwender« 
beteiligt. Eine dort entwickelte Software soll Suchan¬ 
fragen auf Basis eines schlechten, nicht vollständigen 
Gesichtsfotos ermöglichen. Auch bei niedriger Bild¬ 
qualität sollen passable Ergebnisse geliefert werden. 
Auf diesem Wege könnten polizeiliche Datenbanken 
mit Hilfe von Aufnahmen aus Überwachungskame¬ 
ras abgefragt werden. Die Bundespolizei arbeitet 
selbst am Projekt »Multi-Biometriebasierte Forensi¬ 
sche Personensuche in Lichtbild- und Videomassen¬ 
daten« (MisPel) mit, das vom Forschungsministe¬ 
rium gefördert wird. Dabei wird die »zeitnahe 
Erkennung von ermittlungstechnisch relevanten Per¬ 
sonen« untersucht und es werden »Strategien für 
nachhaltige Einsatzszenarien« entwickelt. 

Auch das soziale Netzwerk Facebook soll für 
Fahndungen genutzt werden. Ein entsprechendes 
Pilotprojekt läuft bereits in Niedersachsen. Der Bun¬ 
desbeauftragte für den Datenschutz, Peter Schaar, 
äußerte sich dagegen kritisch und warnte vor Aufru¬ 
fen zur Lynchjustiz. Die Fahndung per Facebook ist 
seit Jahren Standard in Großbritannien und wird 
dort maßgeblich im Zusammenhang mit den sozia¬ 
len Unruhen von 2011 eingesetzt. 

(jw/stern v. I2.,16.11.2012/Azadi) 

Skandalurteil gegen Antifaschisten. Deniz K. 
zu zweieinhalb Jahren Haft verurteilt 

Der erst 19jährige Antifaschist Deniz K. ist am 14. 
November vom Landgericht Nürnberg-Fürth zu 
zweieinhalb Jahren Haft verurteilt worden. Er soll 
während einer Demonstration gegen den Naziterror 
des NSU am 31. März in Nürnberg mit einer zwei 
Zentimeter starken Fahnenstange auf Polizeibeamte 
eingestochen haben. Die Staatsanwaltschaft warf 
ihm „versuchten Totschlag“ vor. Diesen Vorwurf 
ließ das Gericht allerdings fallen und verurteilte 
Deniz K. wegen versuchter Körperverletzung. Der 
Vorwurf des „versuchten Totschlags“ durch die 
Staatsanwaltschaft war von Anfang an unbegründet 
und diente lediglich der Verhängung von Untersu¬ 
chungshaft aufgrund angeblicher Fluchtgefahr. Im 
konkreten Fall hatte sich keiner der betroffenen 
Beamten verletzt gemeldet. Das nicht zur Bewäh¬ 


rung aussetzbare Urteil von zweieinhalb Jahren ist 
nach wie vor völlig überzogen und scheint lediglich 
den Zweck zu verfolgen, dass die Justiz angesichts 
der seit April dieses Jahres gegen Deniz K. verhäng¬ 
ten Untersuchungshaft ihr Gesicht waren kann. 
Generell gibt es eine zunehmende Tendenz der 
Staatsanwaltschaften, bei Verdacht auf Körperverlet¬ 
zungsdelikten in Zusammenhang mit linken 
Demonstrationen wegen „versuchten Totschlags“ 
oder gar „versuchten Mordes“ anzuklagen, wie etwa 
im Zusammenhang mit der Berliner revolutionären 
1. Mai-Demo 2009. Auch hier berichteten die 
Medien spektakulär und die Angeklagten verbrach¬ 
ten Monate in Untersuchungshaft, bevor sie schließ¬ 
lich von allen Anklagepunkten frei gesprochen wur¬ 
den. 

(jw. v. 16.11.2012/ Azadi) 

Cengiz 0. in Beugehaft 

In einem Brief vom 15. November teilt Cengiz O. 
mit, dass er damit rechne, die nächsten fünf Monate 
in der JVA Berlin-Moabit verbringen zu müssen. In 
dem § 129b-Verfahren gegen die politische Aktivistin 
Gülaferit Ünsal hatte er als Zeuge aussagen sollen. 
Weil er sich aber auf das Aussageverweigerungs¬ 
recht berufen und keine Aussagen gemacht hatte, 
wurde gegen ihn eine 5-monatige Beugehaft und 300 
Euro Ordnungsgeld verhängt. Hiergegen ist 
Beschwerde eingelegt worden. Er selbst war im 
November 2008 ebenfalls wegen § 129b zu 6 Jahren 
verurteilt worden; im Zuge von 2/3 der verbüßten 
Strafe hätte er am 5. November entlassen werden 
können. 

(Information über Internet v. 18.11.2012) 

Gregor Gysi: „Unverschämtheit“: 
Bundesinnenminister lässt 25 Linken- 
Abgeordnete observieren 

25 der 76 Bundestagsabgeordneten der LINKS¬ 
PARTEI werden nach Informationen der Welt am 
Sonntag werden vom Verfassungsschutz beobachtet, 
darunter auch vier Europa-Abgeordnete, drei mehr 
als bisher. Bundesinnenminister Hans-Peter Fried¬ 
rich meinte, die Linke werde solange observiert, wie 
sie „extremistische Einschlüsse“ aufweise. Gegen sie 
würden allerdings keine nachrichtendienstlichen 
Mitteln angewandt, sondern ausschließlich auf offen 
zugängliche Quellen zurückgegriffen. Gregor Gysi, 
Fraktionsvorsitzender, bezeichnete es als eine 
„Unverschämtheit“, dass der VS „zur Diskreditie¬ 
rung der Linken eingesetzt und missbraucht wird“. 
Dies sei insbesondere vor dem Hintergrund des Ver¬ 
sagens gegenüber rechtsextremistischen Terroristen 
rund um den NSU skandalös. Die Partei werde ent- 
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schieden gegen die Observierung vorgehen. Auch 
SPD und Grüne fordern deren Beendigung: „Von 
der Linken geht keine Gefahr für die Sicherheit von 
Rechtsstaat und Demokratie in der Bundesrepu¬ 
blik“, erklärte Volker Beck, parlamentarischer 


Geschäftsführer der Grünen-Fraktion. SPD-Frakti¬ 
onsgeschäftsführer Thomas Oppermann forderte 
Friedrich auf, die Beobachtung einzustellen. 

(jw V. 26.11.2012/Azadi) 


GERICHTSURTEILE 


Verfassungsbeschwerden gegen Prozessab¬ 
sprachen 

„Der Vorwurf der Klassenjustiz steht im Raum. Er 
ist auch nicht von der Hand zu weisen. Denn es 
kommt auf die ,richtige Tat‘ an. Ein Anlagebetrug 
passt zum Deal sehr viel eher als ein Diebstahl. 
Dabei ist der Unrechtsgehalt beider Taten sehr ähn¬ 
lich. [...] Doch das ,prekäre Delikt 1 des Diebstahls 
kann eine simple Überwachungskamera festhalten. 
Das ,noble 1 Delikt des Anlagebetrugs erhellt sich 
häufig erst im Wege langwieriger betriebswirtschaft¬ 
licher Prüfungen, vieler Gutachten und aufreibender 
Verhandlungstage. [...] Dabei gilt eine paradoxe 
Regel: Je mehr kriminelle Energie in die Verschleie¬ 
rung eines Deliktes investiert wird, umso höher ist 
die Dividende der gerichtlichen Milde. [...] Die 
Zumwinkels, Rickes und Hartzes unseres Landes 
leisten sich die Meister der Strafverteidigung.“ So 
kommentierte der Bundesrichter a.D. und Abgeord¬ 
nete der LINKEN, Wolfgang Neskovic, die am 7. 
November begonnenen Verhandlungen des Bundes¬ 
verfassungsgerichts zum sogenannten Deal in Straf¬ 
sachen. Hier geht es in Strafprozessen um Abspra¬ 
chen zwischen Verteidigern, Anklage und Gericht: 
ein Angeklagter legt ein Geständnis ab und erhält 
dafür Strafmilderung. Diese Praxis wird seit Jahr¬ 
zehnten insbesondere in Wirtschafts- und Steuer¬ 
strafsachen angewandt. Der Zweite Senat wird in 
den nächsten Monaten über drei Verfassungsbe¬ 
schwerden verhandeln und entscheiden. 

(jw v. 8.11.2012/Azadi) 

Politischer Streit mit Messer 
Viereinhalb Jahre Haft für Angriff auf Kurden 

Am 15. November wurde der türkischstämmige 
Taner A. vom Bonner Schwurgericht wegen ver¬ 
suchten Totschlags und gefährlicher Körperverlet¬ 
zung zu einer Freiheitsstrafe von viereinhalb Jahren 
verurteilt. Weil er sich in seiner Ehre schwer verletzt 
gefühlt habe, hatte er am 25. Oktober 2011 vor einer 
Moschee in Königswinter einen kurdischen Jugend¬ 
lichen nach einem politischen Streit mit einem Mes¬ 


ser angegriffen und verletzt. In einer polizeilichen 
Vernehmung hatte er erklärt: „Ich hätte ihn getötet, 
wenn ich gekonnt hätte.“ Selbst am Ende des Pro¬ 
zesses bekräftigte der Türke, dass er nichts zu 
bereuen habe. 

Sowohl in U-Haft als auch während des Verfah¬ 
rens hat der in Deutschland geborene Angeklagte 
offen Sympathie für einen Salafisten geäußert, der 
am 5. Mai dieses Jahres bei Auseinandersetzungen 
um einen Auftritt der rechten Pro-NRW in Bonn 
drei Polizisten angegriffen und verletzt hatte. 

(EXPRESS Bonn/Die Welt kompakt v. I5.,16.11.2012/Azadi) 

Verfassungsgerichtshof erklärt Polizeiauf¬ 
gabengesetz in vielen Punkten für 
verfassungswidrig 

Der thüringische Verfassungsgerichtshof hat zahlrei¬ 
che Regelungen im Polizeiaufgabengesetz des Lan¬ 
des für verfassungswidrig erklärt. Mehrere Anwälte 
hatten Beschwerde gegen das heimliche Überwa¬ 
chen von Telefonen und Wohnungen sowie den Ein¬ 
satz verdeckter Ermittler eingereicht. Kritisiert 
wurde auch, dass Betroffene nachträglich nicht von 
Abhörmaßnahmen informiert worden sind. 
Gerichtspräsident Joachim Lindner sagte bei der 
Urteilsverkündung am 21. November in Weimar, 
dass mehr als ein Dutzend Punkte des Gesetzes 
unvereinbar seien mit der Landesverfassung. 

(jw v. 22.11.2012) 
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Zweiter Migrationsatlas: Weltweit mehr 
Flüchtlings-Abwehranlagen als je zuvor 

Laut ihrem neuen Migrationsatlas über die Wege 
von Menschen auf der Flucht gibt es weltweit mehr 
Hochsicherheitsanlagen an den Grenzen als je zuvor. 
So sei z.B. Khan vor dem Krieg in Afghanistan 
geflohen. Er sei 16 Monate unterwegs gewesen und 
hat für diese Odyssee rund 15 000 Euro zahlen müs¬ 
sen. Er habe sich über Teheran und Istanbul nach 
Griechenland bis Italien durchgeschlagen und meh¬ 
rere Monate in üblen Asylheimen verbringen müs¬ 
sen. In Calais dann sei er von Poli z isten misshandelt 
worden, bis er schließlich Marseille erreicht habe. 

Migreurop, die Dachorganisation aller europäi¬ 
schen Flüchtlingsorganisationen, versucht, die exis¬ 
tierenden Daten aus den verschiedenen Ländern 
zusammenzutragen. Allein 2011 seien etwa 2000 
Menschen auf dem Weg in ein „neues Leben“ zu 
Tode gekommen. Rund 6000 Flüchtlinge haben ver¬ 
gangenes Jahr versucht, mit Booten illegal von 
Nordafrika nach Europa zu gelangen. Viele Bürger¬ 
kriegsflüchtlinge kamen aus Libyen. Seit 2007 nut¬ 
zen immer mehr Menschen den Landweg über die 
Türkei nach Griechenland. Deswegen hat die grie¬ 
chische Regierung damit begonnen, eine Sperran¬ 
lage an der türkischen Grenze zu bauen. 

Seit 1945 hat Migreurop die Mauern und Grenz¬ 
anlagen dokumentiert, die aufgrund von Migran- 
ten“strömen“, Antiterror-Maßnahmen, aus wirt¬ 
schaftlichen oder anderen Konfliktgründen errichtet 
wurden. Zu den weniger bekannten Anlagen gehö¬ 
ren zum Beispiel jene an den Grenzen Indiens und 
Saudi-Arabiens. Seit den Anschlägen vom 11.9.2001 
habe die saudi-arabische Regierung sechs riesige 
Sicherheitsanlagen gegen illegale Einwanderer oder 
potenzielle Terroristen gebaut. 

Es gebe „immer mehr reale Abschottung in 
Form von Betonanlagen und Hochsicherheitswäl¬ 
len“, beklagt Olivier Clochard, Mitautor des Migra¬ 
tionsatlas. Außerdem sei es ein Mythos, dass 
Europa vorne stehe bei der Aufnahme von Flücht¬ 
lingen. Wirtschaftlich wesentlich schwächere Länder 
wie Pakistan, Iran und Syrien hätten im Vergleich 
wesentlich mehr Menschen aufgenommen. 

(ND, 9.11.2012/Azadi) 

Rassistisch motivierte Polizeigewalt gegen 
Flüchtlinge 

Schwere Gewalt- und Rassismusvorwürfe erhoben 
die Flüchtlinge, die am 15. Oktober die nigerianische 
Botschaft in Berlin besetzt hatten. Mit ihrer Aktion 
wollten sie gegen die von Deutschland und Nigeria 
betriebene Abschiebepraxis protestieren. Berichten 
von Flüchtlingsverbänden zufolge würden zu Identi¬ 


tätsfeststellungen immer wieder afrikanische Flücht¬ 
linge zwangsweise zu Anhörungen in die Botschaft 
verbracht, wobei die tatsächliche Herkunft der 
Betroffenen keine Rolle spiele. Sobald ein Ausweis¬ 
dokument ausgestellt werde, erfolge die Ausweisung 
der Zwangsvorgeführten. Die Protestaktion ist von- 
seiten der Polizei mit großer Brutalität beendet wor¬ 
den. Der junge Nigerianer Augustine Nnaji 
Onyema, berichtet von schweren Misshandlungen. 
Selbst als er zu Boden geschlagen wurde, sollen Poli¬ 
zisten auf ihn eingetreten haben, auch seien Schlag¬ 
stöcke eingesetzt worden. Tage nach seiner Entlas¬ 
sung habe ein Arzt bei ihm einen angebrochenen 
Halswirbel bestätigt. Heute noch befindet er sich in 
Therapie und erleidet Schmerzen. Ein Polizist habe 
ihm gesagt, er könne getrost hier sterben, weil sich 
seine Regierung ohnehin nicht um ihn kümmern 
würde. Nach der Botschaftsbesetzung wurde zwar 
gegen drei Beamte Anzeige erstattet, doch Biplab 
Basu von der „Kampagne für Opfer rassistisch moti¬ 
vierter Polizeigewalt“ schätzt die Chancen so ein: 
„Die Mehrheit der Verfahren wird noch vor dem 
Prozess eingestellt.“ 

Seit Mitte Oktober leben die Flüchtlinge in 
einem Protestcamp auf dem Oranienplatz in Berlin- 
Kreuzberg. 

(ND v. 10./11.11.2012/Azadi) 

Flüchtlinge in Berlin erneut im Hungerstreik: 
„Das Vertrauen ist weg“ 

Die 15 Asylsuchenden, die in Berlin seit mehr als 
drei Wochen vor dem Brandenburger Tor demons¬ 
trieren, haben ihren Hungerstreik am 16. November 
wieder aufgenommen. Sie werfen der Bundesregie¬ 
rung vor, die Forderungen der Flüchtlinge - 
Abschaffung der Residenzpflicht, Aufhebung des 
Arbeitsverbots - nicht erfüllen zu wollen. In einer 
von ihnen verfassten Erklärung kommen sie zu dem 
Schluss: „Wir fühlen uns von den politisch Verant¬ 
wortlichen nicht ernst genommen, hingehalten und 
mit Gesprächen ohne Konsequenzen abgespeist“. 
Hintergrund für dieses Resümee ist die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Anfrage der LINKS¬ 
FRAKTION, in der es heißt, dass nach Abbruch 
des ersten Hungerstreiks der Asylsuchenden am 1. 
November „kein weiterer Gesprächsbedarf“ mehr 
bestehe. 

Die Flüchtlinge hatten vor zwei Wochen ein 
Gespräch mit Maria Böhmer, der Integrationsbeauf¬ 
tragten der Bundesregierung, in dem sie eine 
geplante Zusammenkunft mit Mitgliedern des Bun- 
destags-Innenausschusses am 22. November vermit¬ 
telt hatte. Nachdem der Parlamentarische Staatsse¬ 
kretär im Bundesinnenministerium, Oie Schröder 
(CDU), aber schon im vorhinein die Forderungen 
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der Asylsuchenden abgelehnt hat, sehen sich diese 
durch Böhmers Zusagen getäuscht. 

(ND/jw v. 17./18.11.2012/Azadi) 

Innenminister zitiert Diplomaten von Serbien 
und Mazedonien zu druckvollem Gespräch 

Vor dem Hintergrund der steigenden Zahl von Asyl¬ 
bewerbern aus Serbien und Mazedonien, macht 
Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich Druck 
auf die Herkunftsländer. „Wir erwarten von diesen 
Regierungen, dass sie ihre Menschen ordentlich 
behandeln.“ Er habe bereits die Botschafter dieser 
Länder zu einem Gespräch gebeten, um ihnen deut¬ 
lich zu machen, „dass wir das so nicht akzeptieren“. 
Unter den Asylsuchenden waren viele Roma und 


Sinti, die zum Teil massiver Diskriminierung ausge¬ 
setzt sind. 

(ND v. 21.11.2012) 

Frage: Hat der Innenminister jemals den türkischen 
Botschafter einberufen, um ihm klar zu machen, dass 
die Türkei „ihre Menschen ordentlich“ zu behandeln 
haben? (Azadi) 

Hessen ohne Residenzpflicht 

Die hessische Landesregierung hat die so genannte 
Residenzpflicht für Asylsuchende aufgehoben. Lür 
deren generelle Abschaffung setzen sich auch die 
Asylbewerber ein, die sich seit Wochen in einem 
Protest-Camp auf dem Oranienplatz in Berlin- 
Kreuzberg aufhalten. 

(jw v. 21.11.2012/Azadi) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


Neue Hinweise für Mord an Ex-Präsident 
Turgut Özal 

Der Sohn des früheren Präsidenten Turgut Özal hat 
gegenüber dem türkischen Lernsehsender NTV 
gesagt, die Behörden hätten ihm gegenüber ange¬ 
deutet, dass sein Vater möglicherweise 1993 einem 
Giftanschlag zum Opfer gefallen sei. Die Leiche war 
vor einem Monat exhumiert und gerichtsmedizi¬ 
nisch untersucht worden. Wie die Zeitung Bugün 
berichtete, hätten die Experten hierbei Spuren des 
Giftes Strychnin gefunden, was jedoch vom Foren¬ 
sischen Institut ATK dementiert wurde. Özal war 
1993 o ffiz iell an Herzversagen verstorben. Sehr bald 
nach seinem Tod wurde darüber spekuliert, dass es 
sich um Mord gehandelt hat. Verantwortlich hierfür 
seien Hardliner im Staatsapparat gewesen, die den 
Annäherungsprozess um eine politische Lösung 
sabotieren wollten. Im Juni dieses Jahres hatte der 
derzeitige Präsident Abdullah Gül einen Bericht 
vorgelegt, in dem der Tod Özals als „verdächtig“ 
eingestuft worden ist, woraufhin sich die Staatsan¬ 
waltschaft in Ankara eingeschaltet und die Exhu¬ 
mierung angeordnet hatte. Özal war von 1989 bis zu 
seinem Tod im April 1993 Staatspräsident. 

(jw v. 3./4.11.2012/Azadi) 

Protest von EU-Journalisten-Gewerkschaf- 
ten: Stand up for journalism 

Europäische Journalisten-Gewerkschaften haben 
am 5. November gegen die Inhaftierung von 76 
Kolleginnen in der Türkei protestiert. Mindestens 


sieben von ihnen nehmen nach Informationen der 
Deutschen Journalisten Union (dju) an dem seit 
über 40 Tagen andauernden Hungerstreik von Hun¬ 
derten von Gefangenen teil. Dem haben sich in die¬ 
ser Woche weitere 10000 überwiegend kurdische 
Häftlinge angeschlossen. Sie fordern die Lreilassung 
von Abdullah Öcalan und den ungehinderten 
Gebrauch der kurdischen Sprache, unter anderem 
auch vor Gericht. Unter dem Mogtto „Stand up for 
journalism“ hatte die Europäische Journalisten- 
Föderation (EJF) ihre Mitgliedsverbände dazu auf¬ 
gerufen, die Zustände in der Türkei öffentlich zu 
machen. 

Der EJF-Vörsitzende Arne König forderte bei 
einer öffentlichen Anhörung vor dem Europaparla¬ 
ment die Politikerinnen dazu auf, sich für die Frei¬ 
lassung der Kolleginnen einzusetzen. 

Die Zeitung der Gefangenen mit dem Titel Tutu- 
klu Gazete wurde auf einer anschließenden 
Demonstration verteilt. Die Artikel der Inhaftierten 
werden handschriftlich verfasst und an die türkische 
Journalisten-Gewerkschaft weitergeleitet, dort bear¬ 
beitet und in einer Auflage von ca. 100 000 Exem¬ 
plaren gedruckt. Zähle man die Haftdauer aller 
Journalistinnen zusammen, deren Zahl zu Beginn 
dieses Jahres auf 109 angewachsen war, komme 
man auf über 150 Jahre. 

Seit September stehen 44 von ihnen vor Gericht, 
unter anderem Ömer Celik, ein Reporter der kurdi¬ 
schen Nachrichtenagentur DIHA, für den die dju 
eine Patenschaft übernommen hat. 

Sie werden der Mitgliedschaft in der KCK 
beschuldigt. 

(Jw v. 8.11.2012/Azadi) 
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Istanbul: Linken-Politikerin Feleknas Uca Angekündigte Neuregelung des Verteidi- 
festgenommen und ausgewiesen gungsrechts ein „Täuschungsmanöver“ 


Bei ihr er Einreise in die Türkei am 14. November, ist 
die ehemalige kurdischstämmige Europa-Abgeord¬ 
nete der Linkspartei, Feleknas Uca, am Flughafen in 
Istanbul festgenommen und zwei Tage später nach 
Deutschland abgeschoben worden. Nach einem 
Verhör bei der Antiterrorabteilung erklärte sie die 
Polizei zur unerwünschten Person. Der Grund ihrer 
Festnahme waren 246 nicht verzollte Päckchen mit 
Vitamin-B-Tabletten in ihrem Koffer, die für die 
hungerstreikenden politischen Gefangenen gedacht 
gewesen sind. Das brachte ihr den Vorwurf der 
Unterstützung der PKK ein, denn: die Präparate 
seien nicht für die Hungerstreikenden bestimmt 
gewesen, sondern hätten zur Weiterverteilung u. a. 
für kurdische Frauen an Menschenrechtler überge¬ 
ben werden sollen. Ob gegen die 3 6-Jährige ein 
Wiedereinreiseverbot in die Türkei erlassen wurde, 
ist derzeit nicht bekannt. 

Auch die kurdische Abgeordnete und Sacharow- 
Preisträgerin des Europäischen Parlaments, Leyla 
Zana, hatte sich dem Hungerstreik der Gefangenen, 
darunter sieben Abgeordnete der Partei für Frieden 
und Demokratie (BDP) angeschlossen. 

(ND/jw v. 16.,17./18.11.2012/Azadi) 



Justizminister Sadullah Ergin überraschte jüngst mit 
der Nachricht, die AKP-Regierung wolle schnellst¬ 
möglich eine Neuregelung des juristischen Verteidi¬ 
gungsrechts in kurdischer Sprache ins Parlament 
einbringen. Damit würde eine zentrale Forderung 
der hungerstreikenden Gefangenen erfüllt werden. 

Der Sprecher der Hungerstreikenden, Deniz 
Kaya, hat am 14. November in einer schriftlichen 
Erklärung diese Initiative als Täuschungsmanöver 
abgelehnt. Zwar werde in dem Gesetzentwurf zu 
Beginn dargelegt, dass sich Angeklagte in derjenigen 
Sprache artikulieren können dürfen, in der sie sich 
besser auszudrücken vermögen. Danach folgt 
jedoch der Haken: Dolmetscherkosten werden aus¬ 
schließlich in den Fällen übernommen, in denen 
Betroffene der türkischen Sprache überhaupt nicht 
mächtig sind. Diejenigen, die sich zumindest teil¬ 
weise türkisch artikulieren könnten, aber darauf 
bestehen, sich in einer anderen Sprache äußern zu 
wollen, müssen die Kosten selbst tragen. Die meis¬ 
ten kurdischen Angeklagten dürften hierzu nicht in 
der Lage sein. Weitere Einschränkung: Das Recht, 
sich in der kurdischen Sprache zu verteidigen, wird 
lediglich in zwei Situationen gewährt - nach Verle¬ 
sen der Anklageschrift und beim Abschlussplädoyer. 
Außerdem darf es durch die Übersetzungen nicht zu 
zeitlichen Prozessverzögerungen kommen. Diese 
Gründe sind in unterschiedlichen Kreisen auf 
scharfe Kritik gestoßen. „Wir fordern, dass unsere 
Muttersprache und unsere Kultur verfassungsrecht¬ 
lich geschützt werden,“ so Deniz Kaya. 

(PM Civaka Azad, Kurdisches Zentrum fiir Öffentlichkeitsarbeit e. V. 

vom 16.11.2012/Azadi) 

Abdullah Öcalan appellierte an Gefangene 
Ende des Hungerstreiks nach 68 Tagen 

Mehmet Öcalan hatte am 17. November die Mög¬ 
lichkeit, seinen Bruder Abdullah auf der Gefängnis¬ 
insel Imrali zu besuchen. Zum aktuellen Hunger¬ 
streik überbrachte er dessen Bitte: „Die Hungerstrei¬ 
kenden haben das übernommen, was die Leute 
draußen hätten machen sollen. Die Menschen 
außerhalb der Mauern sollen nicht ihr e Aufgabe und 
ihre Verantwortung den Menschen hinter den Mau¬ 
ern überlassen, die sowieso schon krank sind und 
unter schwersten Bedingungen leben müssen. [...] 
Die Hungerstreikaktion ist sehr bedeutsam. Diese 
Aktion hat ihr Ziel erreicht. Ohne jegliche Zeit zu 
verlieren, sollen sie mit dem Hungerstreik aufhören. 
Ich richte von hier aus allen Hungerstreikenden, vor 
allem denen der ersten und zweiten Gruppe, einzeln 
meine Grüße aus.“ 
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Gefangene beenden Hungerstreik 


Die Hungerstreikenden beendeten daraufhin ihren 
Hungerstreik und erklärten u.a.: 

„Das Ziel unserer Aktion war es zu zeigen, dass 
wir für ein Ende der Gewaltspirale in der kurdischen 
Frage und für dessen friedliche Lösung über den 
Weg des Dialogs und der Verhandlungen zur Not 


auch bereit sind, unser Leben zu geben. [...] Die 
Entwicklung, die der Hungerstreik initiiert hat, muss 
bis zur Erlangung der Freiheit unseres Vorsitzenden 
und bis der Aufbauder Demokratischen Autonomie 
vollendet ist, weitergeführt werden.“ 

(ANF/ISKUv. 17.,18.11.2012) 


INTERNATIONALES 


Israel gesteht Mord an Vizepräsident der PLO 

Nach einem Bericht der israelischen Tageszeitung 
Jediot Ahronot, hat Israel erstmals den Mord am 
damaligen Vizepräsidenten der Palästinensischen 
Befreiungsorganisation PLO, Abu Dschihad, im 
Jahre 1988 eingestanden. Dass er in Tunis getötet 
worden sei, könne „nun berichtet werden“, hieß es 
in dem Artikel. Die Aktion sei vom israelischen 
Geheimdienst Mossad überwacht und von einem 
Elitekommando der Armee ausgeführt worden. 

(ND v. 2.11.2012/Azadi) 

Obama setzt auf Killer-Drohnen und verstößt 
damit gegen Völkerrecht 

Laut US-Quellen sind seit dem 11. September 2011 
durch Ki ller-Drohnen etwa 2000 Menschen getötet 
worden, die von den Behörden „Terroristen“ 
genannt werden. 

Ben Emerson, u.a. UN-Sonderberichterstatter 
und Verteidiger von Wikileaks-Gründer Julian 
Assange, verurteilt nicht nur den Einsatz von Droh¬ 
nen, sondern auch die Verschleppungen von Terror¬ 
verdächtigen im Rahmen des CIA-Programms, mit 
dem auch die berüchtigte Foltermethode des 
„Waterboarding“ legitimiert wurde. Dies sei eindeu¬ 
tig als Verbrechen gegen das Völkerrecht zu werten. 
Dem Bericht des britischen Guardian zufolge wird 
die UNO Anfang 2013 in Genf eine Sonderermitt¬ 
lungseinheit eingerichtet, die die Rechtmäßigkeit des 
Einsatzes der bewaffneten, unbemannten Flugkör¬ 
per untersuchen soll. Grundlage hierfür war eine 
Rede von Emerson vor der Harvard Law School in 
Cambridge (Massachusetts). Emerson hatte heftige 
Kritik gegen Barack Obama und seinen Herausfor¬ 
derer Mitt Romney geäußert, weil bei Beiden die 
gezielten Tötungsaktionen mit US-Drohnen in 
Jemen, Somalia und Pakistan im Wahlkampf keine 
Rolle gespielt hätten und in Fernsehdebatten „nicht 


ein einziges Mal erwähnt“ worden seien. Das habe 
ihm verdeutlicht, dass beide Bewerber bei Drohnen¬ 
einsätzen „einer Meinung“ seien. 

Seit Obamas Amtsantritt vor vier Jahren seien 
„mindestens 50 Zivilisten bei Folgeangriffen mit 
Drohnen getötet worden, als sie Opfern zu helfen 
versuchten, und über 20 weitere bei gezielten 
Angriffen auf Beerdigungen und Trauergästen atta¬ 
ckiert worden“. 

Laut Washington Post hat Obama seinen Berater 
für Terrorismusabwehr, John O. Brennan, damit 
beauftragt. Regeln für den Drohnenkrieg zu erarbei¬ 
ten. Der Auslandsgeheimdienst CIA, dem Brennan 
25 Jahre angehörte, drängt auf die Ausweitung der 
eigenen Drohnen-Flotte um bis zu 10 Maschinen 
(zuletzt verfügte sie über 30 bis 35 Flugkörper). 

(ND v. 2.11.2012/Azadi) 

Juristenorganisationen kritisierten Umgang 
der srilankischen Regierung mit früheren 
LTTE-AktivistJnnen 

Unabhängige Organisationen wie die Internationale 
Kommission der Juristen haben der Regierung von 
Präsident Mahinda Rajapaksa (Völksfreiheitsallianz, 
UPFA) vorgeworfen, in der Endphase des Krieges 
gegen die Befreiungstiger von Tamil Eelam (LTTE) 
sowie nach deren militärischer Niederlage für mas¬ 
sive Menschenrechtsverletzungen verantwortlich 
gewesen zu sein. Die heutige Situation der tamili- 
schen Minderheit als auch der Umgang mit früheren 
LTTE-Aktivist_innen, von denen einige vermisst 
werden, müsse kritisiert werden. Die Opfer des Bür¬ 
gerkrieges hätten kaum Chancen, für sich Gerech¬ 
tigkeit zu erstreiten. 

(jw v. 3./4.11.2012/Azadi) 
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25. November: 57 Prozent der katalanischen 
Bevölkerung stimmten für eine Autonomie 

Am 9. November wurde der Wahlkampf in Katalo¬ 
nien zum neuen Regionalparlament of fiz iell eröffnet. 
Es geht dabei zentral um das Referendum über die 
Autonomie des knapp acht Millionen Menschen 
zählenden Landes. Den Umfragen des katalanischen 
Meinungsforschungsinstituts CEO zufolge hat die 
Mitte-Rechts-Regierungspartei Convergencia i Uniö 
die Chance, die absolute Mehrheit bei den Wahlen 
zum Regionalparlament am 25. November zu errei¬ 
chen. Die Partei ist dem Druck der Basis gefolgt und 
hat sich deren Forderung nach Unabhängigkeit 
Kataloniens von Spanien zu eigen gemacht und sieht 
den „neuen Staat“ in der Zukunft als Mitglied der 
EU. Es kandidieren darüber hinaus weitere Parteien, 
die für bzw. gegen die Durchführung eines Referen¬ 
dums plädieren: die links-sozialdemokratische 
Esquerra Republicana de Catalunya (ERC) zielt auf 
ein unabhängiges Katalonien mit grundlegenden 
sozialen Veränderungen ab, die links-ökologische 
Iniciativa per Catalunya (ICV) ist für ein unabhängi¬ 
ges oder föderalistisches Katalonien und die rechten 
Parteien Partit Populär (PP) sowie die Ciutadans 
(C’s) sind beide radikal gegen eine Loslösung vom 
spanischen Zentralstaat und bezeichnen einen Volks¬ 
entscheid als verfassungswidrig. Zum ersten Mal 
nimmt die Candidatura d’Unitat (CUP) an den 
Wahlen teil. Bei ihr handelt es sich um eine emanzi- 
patorische Basisbewegung, die einen unabhängiges 
sozialistisches Gesamtkatalonien fordert, zu dem 
auch Nordkatalonien, die Balearen, das Principat 
und das Land Valencia gehören soll. 

Laut Umfragen von CEO will 57 Prozent der 
Bevölkerung für eine Unabhängigkeit Kataloniens 
stimmen. 

(jw v. 10./11.11.2012/Azadi) 

UN-Sicherheitsrat befasst sich erneut mit 
Situation der Westsahara 

Am 28. November wird sich der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen mit den Problemen in der West¬ 
sahara in Marokko befassen; die VN-Mission für ein 
Referendum (MINURSO) ist i nz wischen die drittäl¬ 
teste der UN. Sie sollte den Zweck haben, den Men¬ 
schen der ehemaligen spanischen Kolonie zu ihrem 
Selbstbestimmungsrecht zu verhelfen - bis heute 
ohne Ergebnis. Hierfür verantwortlich ist insbeson¬ 
dere die unterstützende Haltung Frankreichs im 
Sicherheitsrat gegenüber Marokko, das 1975 die 
Westsahara gewaltsam okkupierte. Im Oktober 2010 
hatte sich sie sahrauische Bevölkerung wieder ein¬ 
mal gegen die Besatzer erhoben. Tausende verließen 
die Städte und gründeten etwa 20 Kilometer von Al- 


Aaiün entfernt das Protestcamp Gdeim Izik. Wäh¬ 
rend einer Kontrolle durch marokkanische Kräfte, 
wurde in der Nacht vom 24. zum 25. Oktober der 
14-jährige Elgarhi Nayem erschossen. Am 8. 
November stürmte die Polizei das Lager und es kam 
in vielen Städten zu gewalttätigen Ausschreitungen. 
Bislang haben die marokkanischen Behörden jede 
unabhängige Untersuchung der Vorgänge verwei¬ 
gert. Immer wieder wurden Besucher und Delega¬ 
tionen eingeschüchtert oder des Landes verwiesen. 

Zur Vorbereitung der Beratungen im Sicherheits¬ 
rat ist Anfang November dieses Jahres der Sonder¬ 
gesandte des Generalsekretärs der VN, Christopher 
Ross, in die Region gereist. Dort traf er auch mit 
dem Vorstand der sahrauischen Menschenrechtsor¬ 
ganisation CODESA zusammen. An dem Gespräch 
teilgenommen hat auch der neue Leiter von 
MINURSO, Wolfgang Weisbrod-Weber. 

Im Frühjahr hatte die marokkanische Regierung 
die Abberufung von Ross gefordert und gegen die 
Ernennung von Weisbrod-Weber protestiert. Anlass 
waren Spionagevorwürfe gegenüber mehreren 
marokkanischen Mitarbeitern von MINURSO, die 
kurzerhand entlassen worden waren. 

(jw v. 14.11.2012/Azadi) 

Rekordzahl von Staaten gegen Todesstrafe 

Im Menschenrechtsausschuss der UNO-Vollver¬ 
sammlung hat eine Rekordzahl von Staaten für eine 
Resolution zur weltweiten Abschaffung der Todes¬ 
strafe gestimmt. Mit 110 zu 39 Stimmen ist der Text 
in New York angenommen worden; 36 UN-Vertre- 
ter hatten sich enthalten. Es ist damit zu rechnen, 
dass es auch eine Mehrheit für die Resolution im 
Plenum geben wird. Zwar sind Beschlüsse der 
Generalversammlung nicht bindend, aber sie üben 
einen gewissen moralischen Druck aus. Die Zahl 
der Länder, die die Todesstrafe nicht mehr anwen¬ 
den, ist von 80 auf nun 140 gestiegen. 

Gegen die Resolution stimmten: USA, Japan, 
China, Iran, Indien, Nordkorea und Syrien. 
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DEUTSCHLAND SPEZIAL 


MLPD feierte 30. Geburtstag und beschloss 
europaweiten Generalstreik 

Am 3. November feierte die Marxistisch-Leninisti¬ 
sche Partei Deutschlands (MLPD) mit über 1900 
Gästen in der Dortmunder Westfalen-Halle ihren 
30. Geburtstag. Über 30 internationale Delegationen 
nahmen an der Festveranstaltung teil. „Der Kapita¬ 
lismus ist an einem Punkt angelangt, an dem er ins¬ 
gesamt ersetzt werden muss. Durch eine neue 
Gesellschaft, in der die Ausbeutung und Unterdrü¬ 
ckung sowie die Zerstörung der Einheit von Mensch 
und Natur abgeschafft wird. Das kann nur der 
Sozialismus sein,“ so Stefan Engel, der Vorsitzende 
der Partei. Gegen Werksschließungen und Arbeits¬ 
platzvernichtung in der Industrie und anderen Bran¬ 
chen, war am Vortag auf einem gemeinsamen Euro¬ 
paseminar der MLPD und der ICOR Europa ein 
europaweiter Generalstreik am 14. November 
beschlossen worden. 

(PM MLPD v. 5.11.2012/Azadi) 

Anklage gegen Neonazi-Terroristen / Nazi- 
Netzwerk organisiert Soliaktionen 

Wie Generalbundesanwalt Harald Runge am 8. 
November in Karlsruhe erklärte, werde die mut¬ 
maßliche Neonazi-Terroristin Beate Zschäpe und 
vier Unterstützer des „Nationalsozialistischen Unter¬ 
grundes“ (NSU) vor dem Oberlandesgericht Mün¬ 
chen angeklagt. Zschäpe sei aber nicht nur Mitglied 
des NSU gewesen, sondern als Mittäterin für die 
Morde verantwortlich. Des weiteren seien ihr 
schwere Brandstiftung und Mordversuch zuzuord¬ 
nen. Die Anklageschrift mit Beweisakten umfasse 
mehrere hundert Seiten. In U-Haft befindet sich 
neben Zschäpe aber nur der ehemalige Funktionär 
der NPD, Ralf Wohlleben. Ihm und Carsten S. wird 
Beihi lf e zum Mord in neun Fällen vorgeworfen, 
Holger G. die Unterstützung der terroristischen Ver¬ 
einigung NSU in drei Fällen und Andre E. die Bei¬ 
hilfe zum Sprengstoffanschlag in Köln, Bei hilf e zum 
versuchten Mord sowie Beihilfe zum Raub und 
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung. 

Währenddessen hat das rechtsextremistische 
Netzwerk verschiedene Solidaritätsaktionen mit den 
Beschuldigten organisiert. So erschien kürzlich eine 
CD mit Titeln von 15 Nazibands. Der Erlös soll 
dem inhaftierten Neonazi Ralf Wohlleben aus Jena 
zugute kommen. Unter den Interpreten ist auch der 
ehemalige „Landser“-Sänger Michael Regener, der 


2001 wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung 
festgenommen und mit anderen zu einer Haftstrafe 
verurteilt worden war. Bei den Ermittlungen und im 
Prozess spielte der frühere „Blood&Honour“-Funk- 
tionär und V-Mann des Berliner Landeskriminal¬ 
amts, Thomas Starke eine Schlüsselrolle. Er kannte 
seit den 1990-er Jahren auch die drei mutmaßlichen 
NSU-Mitglieder Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt 
und Beate Zschäpe. 

Wie jetzt bekannt wurde, hat der Verfassungs¬ 
schutz Berlin die Akten zu dem Verfahren Ende Juni 
2012 vernichtet. 

(ND/jw v. 8.,9.11.2012/Azadi) 

VS Berlin: Akten zu Links- und Ausländerex- 
tremismus gesichert - zum Rechtsextremis¬ 
mus geschreddert 

„Zu einem Zeitpunkt, an dem ganz Deutschland 
über die Aufklärung der NSU-Mordserie diskutiert 
hat, wurden in Ber lin Akten geschreddert,“ sagte die 
Grünen-Abgeordnete Clara Herrmann am 7. 
November. Es sei „unerklärlich“, dass von dieser 
Aktion nur Dokumente aus dem Bereich des 
Rechtsextremismus betroffen gewesen seien. Nor¬ 
malerweise würden Akten des VS, deren Aufbewah¬ 
rungsfrist abgelaufen seien, über einen längeren Zeit¬ 
raum aufbewahrt. Dann könne das Landesarchiv 
historisch wichtige Dokumente für Archivierungs¬ 
zwecke aussuchen. Dies sei auch seinerzeit der Fall 
gewesen. Doch seien bei der Landesbehörde nur 
Akten aus den Bereichen Links- und Ausländerex¬ 
tremismus angekommen. Die Grünen fordern 
hierzu Aufklärung von CDU-Innensenator Frank 
Henkel. 

(jw v. 8.11.2012/Azadi) 

Nächstes VS-Oberhaupt schreddert sich / 
Bund will Trennung von Polizei und VS weiter 
aufweichen / Türkischer Botschafter als Gast 
bei BKA-Tagung 

Im Zusammenhang mit dem Bekanntwerden der 
vom Berliner VS vernichteten Akten zum Rechtsex¬ 
tremismus, ist am 14. November dessen Chefin, 
Claudia Schmid, zurückgetreten, die im Jahre 2001 
das Amt übernommen hatte. Von seiner Aufgabe 
entbunden wurde außerdem der für das Schreddern 
verantwortliche Referatsleiter. 
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Die bisherigen Rücktritte: 2. Juli Verfassungs¬ 
schutzpräsident Heinz Fromm; 3. Juli VS-Chef von 
Thüringen, Thomas Sippel; 11. Juli Sachsens VS- 
Präsident Reinhard Boos, 13. September Behörden¬ 
chef von Sachsen-Anhalt, Volker Limburg. 

Am 15. November hat Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich das seit einem Jahr bestehende 
Gemeinsame Abwehrzentrum Rechts (GAR) der 
Polizei und der VS-Ämter von Bund und Ländern 
sowie eine Verbunddatei für rechtsextreme Gewalt¬ 
täter in Köln besucht. Der Grund hierfür war die 
offi z ielle Erweiterung des GAR um die Kompeten¬ 
zen für Links- und Ausländerextremismus - ohne 
Islamismus -, Spionage und Verbreitung von Waf¬ 
fen. Trotz mehrfacher Aufforderung von Friedrich 
an die Bundesländer, sich an diesem Zentrum zu 
beteiligen, haben sich bisher nur zehn dazu bereit 
erklärt. 

Zu der diesjährigen Herbsttagung des Bundeskri¬ 
minalamtes in Wiesbaden, die sich primär mit dem 
Thema Rechtsterrorismus/NSU befasste, war auch 
der türkische Botschafter Hüseyin Avni Karsioglu 
als Gast eingeladen und sollte eine „externe Betrach¬ 
tung“ zu dieser Thematik abgeben. Er übte scharfe 
Kritik an den deutschen Polizei- und Sicherheitsbe¬ 
hörden. Durch die zahlreichen sogenannten Pannen 
im Zusammenhang mit der Mordserie des NSU 
fühlten sich viele Migranten verunsichert. Er sehe 
den Rechtsterrorismus in einer dritten Phase der 
xenophoben Gewalt in Deutschland. In den 80-er 
Jahren seien türkeistämmige Einwanderer von Skin¬ 
heads zu Tode geprügelt worden, was die Behörden 
als „Rowdytum“ oder Einzeltaten heruntergespielt 
hätten. Erst in der zweiten Phase, als nach der Wie¬ 
dervereinigung eine Welle der Gewalt gegen Migran¬ 
ten über die BRD gerollt sei, habe die Öffentlichkeit 
das Problem richtig erkannt und reagiert. „Es darf 
einfach keine vierte Phase des Rechtsextremisus 
geben,“ sagte Karsioglu. Er forderte eine andere 
Sprache, die vereine, statt zu trennen. 

(FR, 15.11.2012/Azadi) 

Erstes Bundesland: Schleswig-Holstein stellt 
Sinti und Roma unter Schutz der Verfassung 

Nach jahrelanger Diskussion, stimmten am 14. 
November als erstem Bundesland alle Fraktionen 
des Landesparlaments in Kiel für den Antrag, Sinti 
und Roma unter den Schutz der Verfassung zu stel¬ 
len - wie bereits die nationalen Minderheiten von 
Dänen und Friesen, für die der Schutz nach Artikel 
5 der Landesverfassung bereits seit langem gilt. 
Danach verpflichtet sich das Land, die nationalen 
Minderheiten und Volksgruppen, deren kulturelle 
Eigenständigkeit und politischen Mitwirkungsrechte 
zu schützen und zu fördern. Offiziellen Angaben 


zufolge leben rund 5 000 Sinti und Roma in Schles¬ 
wig-Holstein. 

(jw v. 15.11.2012) 

Polizei von Hoyerswerda empfiehlt Flucht vor 
Neonazis 

Nachdem es von 15 Neonazis bedroht worden war, 
flüchtete ein junges Paar in Hoyerswerda/Ostsach¬ 
sen in eine geheime Unterkunft. Den Beiden sei 
einem Bericht des MDR-Magazins „Exakt“ zufolge 
von der Polizei empfohlen worden, die Stadt zu ver¬ 
lassen, weil man nicht für ihr e Sicherheit garantieren 
könne. „Es ist einfacher, zwei Personen von einem 
Ort zu einem anderen sicheren Ort zu verbringen, 
als 30 Personen zu bewachen oder permanent fünf 
Funkstreifen vor ein Haus zu stellen“, rechtfertigte 
der Sprecher der zuständigen Polizeidirektion. Kritik 
an dieser Haltung kam jedoch aus den eigenen Rei¬ 
hen: „Es kann nicht sein, dass man Leuten, die in 
Gefahr sind, die bedroht werden, als Ultima Ratio 
anbietet, die Stadt zu verlassen“, so der Polizeipräsi¬ 
dent von Leipzig. 

(ND v. 16.11.2012/AzadT) 

Zur Erinnerung: Im September 1991 wurde in Hoyers¬ 
werda ein Wohnheim fiir Vertragsarbeiter sowie eines 
für Flüchtlinge tagelang von Neonazis terrorisiert. 
(Azadi) 

Mehr Deutsche rechtsextrem, ausländerfeind¬ 
lich und antisemitisch 

Einer Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung zufolge 
haben neun Prozent aller Deutschen ein „geschlos¬ 
senes rechtsextremes Weltbild“; 2010 waren es 8,2 
Prozent. Besonders deutlich zeigte sich die Tendenz 
in Ostdeutschland. Dort wiesen 15,8 Prozent der 
Befragten eine rechtsextreme Einstelllung auf (2010: 
10,5 Prozent). Damit ist - so stellten die Forscher 
fest - Ausländerfeindlichkeit mit mehr als einem 
Viertel die am weitesten verbreitete Einstellung. 
Außerdem nimmt jeder elfte Deutsche eine antise¬ 
mitische Haltung ein - erstmals in Ostdeutschland 
häufiger als im Westen. 

Positiv ist, dass eine übergroße Mehrheit der 
befragten Personen Bildung als „Schutzfaktor“ vor 
Rechtsextremismus bezeichnet. 

(Süddt.Ztg. v. 13.11.2012/Azadt) 

Deutsche Rüstungsexporte so hoch wie nie 

„Aktion Aufschrei“ fordert Abschaffung des Bundes¬ 
sicherheitsrats 

Dem Rüstungsexportbericht der Bundesregierung 
zufolge hat die Bundesregierung 2011 deutlich mehr 
Ausfuhren erlaubt als im Vorjahr. So seien Einzel- 


zu Seite 1 


14 




ausführgenehmigungen für Kriegswaffen im Wert 
von 5,414 Milliarden Euro vergeben worden, deren 
Gesamtwert um 13,9 Prozent oder 660 Mi lli onen 
Euro gestiegen sei. „Dieses Geschäft mit dem Tod 
geschieht praktisch ohne jede parlamentarische 
Kontrolle, von der Möglichkeit eines Eingreifens des 
Souveräns ganz zu schweigen“, kommentierte der 
außenpolitische Sprecher der Linksfraktion im Bun¬ 
destag, Jan van Aken. Die Regierung habe jedes 
Augenmaß verloren und rüste Länder in Kriegs¬ 
und Krisengebieten immer weiter auf. Die Li nk e 
fordere, dass Deutschland „nach japanischem Vor¬ 
bild Waffenexporte generell“ unterlassen müsse. 
„Als erster Schritt dazu muss sofort jeder Export 
von Waffenfabriken und Kleinwaffen grundsätzlich 
verboten werden“. 

Die Kampagne „Aktion Aufschrei“ fordert die 
Rücknahme der Exportgenehmigungen, die 
Abschaffung des geheim tagenden Bundessicher¬ 
heitsrats und eine öffentliche Kontrolle der Rüs¬ 
tungsexportpolitik. „Wer den Frieden will, muss den 


Frieden vorbereiten - wer dagegen Panzer und 
Kriegsschiffe in Kriegs- und Krisengebiete wie den 
Nahen Osten liefert, tritt die Menschenrechte mit 
Füßen und heizt das Wettrüsten auf unverantwortli¬ 
che Weise weiter an“, so die Kampagnensprecherin 
Christine Ff offma nn . Deshalb fordere die Kampagne 
ein „grundsätzliches Verbot von Kriegswaffen und 
Rüstungsgütern.“ 

Am 26. Oktober wurde „Aktion Aufschrei“ in 
Stuttgart mit dem internationalen deutschen PR- 
Preis 2012 ausgezeichnet. Dieser Preis ist die 
höchste Auszeichnung der PR-Branche in der Kate¬ 
gorie „Non Profit-Organisationen“. Er wurde verge¬ 
ben für eine Aktion im Februar dieses Jahres, als 
vor dem Berliner Reichstag symbolisch 100 Luftbal¬ 
lon-Bomben in die Luft gingen. Damit sollte öffent¬ 
lichkeitswirksam auf die steigenden deutschen Rüs¬ 
tungsexporte aufmerksam gemacht werden. 

Auch TATORT KURDISTAN beteiligt sich an 
den Aktivitäten der Kampagne „Aktion Aufschrei“. 
(jw v. 14.,15.11.2012/www.aufschrei-waffenhandel.de/Azadi) 


UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 


Im Monat November wurde über fünf Unterstützungsanträge entschieden und ein Gesamtbetrag von 
1469,- bewilligt. Es handelte sich jeweils um Beteiligung an den Anwaltskosten im Zusammenhang mit 
einer Besetzungsaktion, einem Verfahren wegen Widerstandshandlungen, einem an den GBA geleitetes und 
wieder zurückverwiesenes Strafverfahren. Ferner wurden in einem Fall anwaltliche Beratungskosten über¬ 
nommen und im anderen eine Vorschussleistung gewährt. 

Gefangene 

Damit sie im Gefängnis einkaufen können, hat AZADI im November kurdische politische Gefangene, die 
der Mitgliedschaft in der „ausländischen terroristischen“ Vereinigung PKK (§ 129a / § 129 b StGB) beschul¬ 
digt werden, mit einem Gesamtbetrag von 515,— € unterstützt. 

Ali Ihsan Kitay, U-Haft in Hamburg-Holstenglacis: 

Sein Verfahren läuft seit dem 13. August 2012 vor dem OLG Hamburg 

Ridvan Ö. und Mehmet A., beide in U-Haft in Stuttgart-Stammheim: 

Der Prozess gegen sie läuft seit dem 13. September 2012 vor dem OLG Stuttgart 

Metin A., z.Z. im Haftkrankenhaus Stuttgart - Hohenasperg: 

Er wurde am 1. November 2012 unter dubiosen Umständen (s. Titelseite) von der Schweiz an die BRD 
überstellt und sollte ursprünglich gemeinsam mit Ridvan Ö. und Mehmet A. angeklagt werden. Sein Ver¬ 
fahren wurde - nicht zuletzt wegen seines Gesundheitszustands nach dem langen Hungerstreik - abge¬ 
trennt. 

Abdullah S., U-Haft in Düsseldorf; 

Vezir T.: Er befindet sich nicht in Haft; 

Am 8. Oktober 2012 wurde gegen ihn durch Generalbundesanwalt (GBA) Anklage vor dem Kammerge¬ 
richt Berlin erhoben. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 
Tel. 0221/16 79 39 45 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.R: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


Spendenkonto: 

GLS Gemeinschaftsbank eG 
mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 


X-te Aufführung des Trauerspiels 
„Zeigen von Öcalan-Bildern“ - 
diesmal im Theater von Erfurt 


W ie wir im letzten AZADI-Info berichteten, hatte die Versamm¬ 
lungsbehörde von Erfurt/Thüringen für eine Demonstration, 
die der lokale kurdische Verein für den 3. November zur Isola¬ 
tionshaft von Abdullah Öcalan durchführen wollte, zur Auflage gemacht, 
dass Öcalan-Bilder und PKK-Symbole nicht gezeigt werden dürfen. 

Darüber hinaus wurde - laut Pressemitteilung des Vereinsvorsitzenden 
- am Tag der Demonstration durch die vor Ort anwesende Polizei auch 
das Mitführen und Zeigen von zwei Sc hi ldern untersagt, auf denen die 
Aufhebung der Isolationshaft von Abdullah Öcalan und dessen Freiheit 
gefordert wurden. Dieses polizeiliche Vorgehen wertete Martina Renner, 
Abgeordnete der LINKEN im Erfurter Landtag, als einen unzulässigen 
Eingriff in die Meinungsfreiheit und stellte mündliche Fragen an die Lan¬ 
desregierung. 

In der Plenarsitzung vom 22. November wurden die Fragen nach den 
rechtlichen Grundlagen der behördlichen Verbotspraxis von Staatssekretär 
Bernhard Rieder aus dem Innenministerium beantwortet. Als erstes 
bekräftigte er die Rechtmäßigkeit des Bescheides der Stadt Erfurt hinsicht¬ 
lich verbotener Symbole und Kennzeichen. Zu der Frage, welche Auffas¬ 
sung die Landesregierung zu dem Verbot des Mitführens von zwei Schil¬ 
dern vertrete, äußerte sich der Innen-Staatssekretär u. a. so: „Die vor Ort 
anwesende Versammlungsbehörde wurde auf ein kleines Mädchen auf¬ 
merksam gemacht, welches - neben seiner Mutter stehend - in eine PKK- 
Fahne mit dem Bildnis von Abdullah Öcalan eingehüllt war. Die Fahne 
wurde vor Beginn der Demonstration entfernt. Weiterhin wurde das Mit¬ 
führen eines Schildes mit dem Wortlaut Freiheit für Öcalan durch die Ver¬ 
sammlungsbehörde als nicht statthaft angesehen und mittels mündlicher 
Aufforderung vor Ort untersagt. Demgegenüber hat die Versammlungsbe¬ 
hörde entschieden, dass das Schild Aufhebung der Isolation für Öcalan 
weiterhin gezeigt werden darf. Diese einzelfallbezogene Herangehensweise 
steht im Einklang mit der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung.“ Zur 
Frage der strafrechtlichen Bewertung des Zeigens von Öcalan-Bildern ver¬ 
wies Rieder auf eine Stellungnahme des Justizministeriums von 1999, 
wonach „reine Sympathiebekundungen, die sich aussc hli eßlich auf die Per¬ 
son des Abdullah Öcalan beziehen, nicht strafbar“ seien. Jedoch: „Ver¬ 
bindliche Vorgaben bestehen nicht.“ 

In der Antwort auf die Frage der Abgeordneten nach den Quellen der 
von Staatssekretär Rieder angeführten „verwaltugsrechtlichen Rechtspre¬ 
chung“, die mit dem Handeln von Polizei und Versammlungsbehörde in 
Einklang gestanden haben soll, bezog er sich auf das Urteil des OVG Ber- 
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lin-Brandenburg vom vergangenen Jahr. Mit ihm 
wurde das Verbot der November-Demonstration 
unter dem Motto „Demokratie stärken, PKK-Verbot 
aufheben, Freiheit für A. Öcalan und Frieden in 
Kurdistan“ bestätigt. „Nur nebenbei wurde Bezug 
genommen auf das Zeigen von Öcalan-Bildern, 
indem das OVG eine Stelle in der Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts Berlin erwähnt hat. Daraus 
abzuleiten, das Zeigen von Öcalan-Bildern sei 
gestattet, wäre eine deutliche Überinterpretation der 
Entscheidung des OVG.“ Weiter greift der Staatsse¬ 
kretär auf eine Entscheidung des OVG der Freien 
und Hansestadt Bremen vom 25. Oktober 2005 
zurück. Hierin bringe das OVG „zum Ausdruck, 
dass in aller Regel das Zeigen von Öcalan-Bildern 
auf einer Demonstration gegen das Betätigungsver¬ 
bot“ verstoße, „mithin gegen § 20 des Vereinsgeset¬ 
zes“. Davon gebe es eine „Ausnahme“ in der Rand¬ 
nummer 30, die wie folgt laute: „bei Meinungsäuße¬ 
rungen, die erkennbar keinen Zusammenhang zum 
Organisationsbereich der betroffenen Vereinigung 
oder deren Wirken aufweisen“, könne die „Verwen¬ 
dung von Öcalan-Bildern deshalb im Einzelfall 
,sozial adäquat 4 sein“, mithin „also erlaubt“. 

Alles klar? 

(Azadi) 

Absurditäten gehen weiter 

Ähnlich bizarr verläuft auch ein Verfahren in Berlin. 
Stritten sich Veranstalter und Behörden bislang in 
aller Intensität um das Zeigen von Fahnen mit dem 
Bild von Abdullah Öcalan und seiner Kleidung - 
wie viele Fahnen dürfen pro wieviel 
Teilnehmerinnen mitgeführt werden oder welche 
Hemdfarbe wird amtlich genehmigt und welche 
nicht-, nehmen die Auseinandersetzungen immer 
groteskere Formen an. Der Fall: 

Während einer Demonstration im Mai 2011 in 
Berlin gegen die Massaker der türkischen Armee an 
kurdischen Freiheitskämpfern hatte der Moderator 
ein traditionelles kurdisches Gewand getragen. Das 
rief den Staatsschutz auf den Plan: der Kurde wurde 
gezwungen, die Kleidung auszuziehen mit der 
Begründung, es handele sich nicht um eine Folklore¬ 
tracht, sondern in Wirklichkeit um die Uniform der 
PKK-Guerilla. Daraufhin wurde am 13. Oktober 
2011 auf Anordnung der Staatsanwaltschaft die 
Wohnung des Kurden gestürmt und die Kleidung 
beschlagnahmt. „Diese Kleidung ist Teil der kurdi¬ 
schen Kultur. Ich komme aus Mardin. Dort tragen 
wir sie alle zu Festen und besonderen Anlässen“, 
erklärte Ibrahim A. gegenüber der kurdischen 
Nachrichtenagentur Firat. 

Nun hat die Staatsschutzkammer des Gerichts 
eine Anklage zugelassen. Die Staatsanwaltschaft 


argumentierte erneut, dass die „S(ch)al u 
S(ch)apik“-Kombination nicht wie die Uniform der 
HPG (Völksverteidigungskräfte) durchgängig in hell¬ 
grün gehalten sei, sondern in der Regel noch unter 
der Jacke und Weste ein verschiedenfarbiges Hemd 
getragen werde. Zudem seien die Guerilla-Unifor¬ 
men mit zwei Brusttaschen bestückt und „Sal u 
Sapik“ nicht. Und die von den Angeschuldigten als 
Gürtel getragenen graumelierten Tücher würden 
auch häufig von HPG-Kämpfern getragen. 

Mit diesen die innere Sicherheit Deutschlands 
überaus gefährdenden Fragen also werden sich aus¬ 
gewachsene Richter, Staatsanwälte und Verteidiger 
befassen, wenn das Hauptverfahren im März 2013 
eröffnet werden soll. Um der „Wahrheit“ auf die 
Spur zu kommen, werden bis dahin Fotoalben und 
Bildarchive auf der Suche nach solchen und solchen 
und solchen Kleider-Kombinationen durchsucht. 

(Bericht aus Berlin) 

Bundesinnenministerium: PKK destruktiver 
Faktor der inneren Sicherheit 

Nach der öffentlichen Anhörung zu einer Petition 
von Yek-kom mit dem Titel „Anerkennung der kur¬ 
dischen Identität“, hat sich der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesinnenminister, Dr. Chris¬ 
toph Bergner, zu einer der 10 Forderungen, der Auf¬ 
hebung des PKK-Betätigungsverbots, Anfang 
November auch schriftlich geäußert. In der Stellung¬ 
nahme heißt es: 

„Der Forderung nach Aufhebung des PKK-Ver- 
bots und damit zusammenhängender Maßnahmen 
kann nicht entsprochen werden. 

Die PKK versucht seit drei Jahrzehnten ihren in 
der Türkei mit terroristischen Mitteln geführten 
Konflikt zeitgleich in Westeuropa präsent zu halten. 
Seit geraumer Zeit schlägt sich dies mit einer wach¬ 
senden Zahl militanter Aktionen (Brandanschläge, 
Besetzungen von Medien und Parteigeschäftsstellen, 
gewalttätig verlaufende Demonstrationen) erneut 
auch in Deutschland wie im benachbarten europäi¬ 
schen Ausland nieder. Die PKK unterminiert so 
anhaltend das friedliche Zusammenleben hundert¬ 
tausender Kurden und Türken in Deutschland. Die 
PKK bleibt damit ein destruktiver Faktor für die 
hiesige innere Sicherheit, dem auch unter Ausschöp- 
füng aller vereinsrechtlichen Möglichkeiten entge¬ 
genzutreten ist.“ 

Prozess gegen kurdische Aktivisten von 
Stammheim in Innenstadt verlegt 

Der Gerichtsstandort im Prozess gegen die kurdi¬ 
schen Aktivisten Mehmet A. und Ridvan Ö„ die 
nach § 129b StGB angeklagt sind, ist von der 
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„Mehrzweckhalle“ der JYA Stuttgart- 
Stammheim in die Olgastraße 2, Saal 4 des 
OLG in der Stuttgarter City (donnerstags 
und freitags, ab 9.30 Uhr) verlegt wor¬ 
den. Das Hauptverfahren, das am 13. 

September erö ff net worden war, wird am 
10. Januar 2013 fortgesetzt. 

Zur Erinnerung: hu siebten Stock der 
JVA Stuttgart-Stammheim waren ab 
1974 Mitglieder der Rote Armee Frak¬ 
tion (RAF) untergebracht. Ein Jahr spä¬ 
ter fand dort der RAF-Prozess statt. 

Einst hatte der Historiker Michael Sontheimer 
geschrieben, dass in Stuttgart-Stammheim „Gefäng¬ 
nis und Gericht zu einer baulichen Einheit“ zusam¬ 
mengewachsen seien. Und Otto Schily - damals 
RAF-Verteidiger - kritisierte das System als 
„Stammheimer Landrecht“. 

Ulrike Meinhof wurde am 9. Mai 1976 erhängt in 
ihrer Zelle gefunden. In der Nacht vom 17. zum 18. 
Oktober 1977 starben dort Andreas Baader, Jan- 
Carl Raspe und Gudrun Ensslin. Offiziell heißt es 
bis heute, sie hätten Suizid begangen. Andere spre¬ 
chen von staatlichem Mord. 

Stammheim wurde zum Synonym für den 
„Deutschen Herbst“. 

(Azadi) 

Metin A. hat Hungerstreik beendet 

Wie wir im AZADI-info 119 berichteten, wurde der 
kurdische Aktivist Metin A. am 2. November aus 
der Schweiz an Deutschland überstellt. Er war im 
Sommer 2011 aufgrund eines Festnahmeersuchens 
der Bundesanwaltschaft (BAW) während einer Reise 
in Auslieferungshaft genommen worden. Metin A. 
hatte in Haft nicht nur Asyl beantragt, sondern auch 
einen Hungerstreik begonnen, der zum Zeitpunkt 
seiner Überstellung bereits über 50 Tage andauerte. 
Er wurde ins Krankenhaus der JYA Stuttgart ver¬ 
bracht. Inzwischen hat seinen Hungerstreik beendet, 
so dass er Ende November aus der medizi ni schen 
Betreuung entlassen und in eine andere JVA verlegt 
worden ist. 

Metin A. wird von der BAW der Mitgliedschaft 
in einer „ausländischen terroristischen“ Vereinigung 
(§ 129b StGB) beschuldigt. Eine Anklageschrift liegt 
noch nicht vor. 

(Azadi) 

Niederländische Polizei nimmt 55 KurdJnnen 
fest 


Wie DIE WELT meldete, hat die niederländische 
Polizei nach einem Hinweis des Geheimdienstes am 
3. Dezember ein „Geheimtreffen der PKK“ in einer 
Ferienanlage in der Stadt Ellemeet aufgelöst und 55 
mutmaßliche PKK-Mitglieder festgenommen. 
Beschlagnahmt wurden Laptops, Mobiltelefone 
sowie weitere Gegenstände und Unterlagen. Die 
Festgenommenen sind verhört worden. Neben der 
Erkundigung nach der Befindlichkeit der einzelnen 
Personen, ging es konkret um Fragen nach dem 
Charakter des Treffens, wer es organisiert hat und 
wie man/frau zur PKK steht. 

Bis auf neun Personen, die anwaltlich vertreten 
sind, befinden sich alle anderen Kurd_innen wieder 
auf freiem Fuß. 

Wir werden weiter berichten. 

(Die Welt v. 3.12,/Azadi) 

Kroatien: Vicdan Sahin Özerdem wird nicht in 
die Türkei ausgeliefert 

Nach einer Entscheidung des Obersten Gerichtshofs 
in Kroatien, kann die türkische Journalistin Vicdan 
Sahin Özerdem aus der Auslieferungshaft entlassen 
werden und nach Deutschland zurückkehren. Seit 
acht Jahren lebt sie mit ihrem Mann und Sohn in 
Mainz. Wegen ihrer journalistischen Tätigkeit für 
eine li nk e Zeitung ist sie in der Türkei zu einer zehn¬ 
jährigen Freiheitsstrafe verurteilt worden. Im 
Zusammenhang mit einem Angriff der Armee im 
Jahre 2000 auf hungerstreikende politische Gefan¬ 
gene war sie wegen schwerer Brandverletzungen aus 
der Haft entlassen worden und ist nach Deutschland 
geflohen, wo sie Asyl beantragt hatte. 

Am 25. Juli ist sie während eines Aufenthaltes in 
Kroatien aufgrund eines Interpolhaftbefehls aus 
Ankara in Auslieferungshaft genommen worden. 
Die türkische Justiz wirft ihr Mitgliedschaft in einer 
illegalen Organisation vor. Dieser Vorwurf basiert 
auf unter Folter erpresste Aussagen. 

(jw v. 6.12.2012/Azadi) 


Neun Personen weiter in Haft 
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ROJ TV-Verfahren: Hasan D. in Zweibrücken 
festgenommen 

Inhaftierte Kurden in Dänemark auf freien Fuß gesetzt 

Am 15. Dezember wurde Hasan D. in Zweibrücken 
aufgrund eines Festnahmeersuchens der dänischen 
Strafverfolgungsbehörden in Auslieferungshaft 
genommen. Im Zuge der in Dänemark laufenden 
Verfahren gegen den kurdischen Sender ROJ TV 
wird dem 56-Jährigen vorgeworfen, in Spenden¬ 
sammlungen zur Unterstützung des Fernsehsenders 
involviert zu sein. 

Wegen ähnlicher Beschuldigungen waren in 
Dänemark sieben Kurden in U-Haft genommen 
worden - darunter ein 71 Jähriger, dessen Ausliefe¬ 
rung die türkische Justiz parallel beantragt hatte. Ein 
achter Kurde wurde zwar beschuldigt, aber nicht 
inhaftiert. 

Nach einem Haftprüftermin wurden am 18. 
Dezember alle Betroffenen aus der Haft entlassen, 
weil bei ihnen weder Flucht- noch Verdunkelungs¬ 
gefahr besteht. 

Laut Ankündigung der dänischen Justiz, soll der 
Prozess gegen die Beschuldigten am 8. August 2013 
eröffnet und bis zum 13. Februar 2014 durchgeführt 
werden. 

(Azadi) 

§ 129b-Prozess gegen Ali Ihsan Kitay: 

Intransparente Daten aus Belgien - falsche 
Übersetzungen - Indizien aus dem Internet 

In dem seit dem 13. August laufenden § 129b-Ver- 
fahren gegen Ali Ihsan Kitay vor dem Oberlandes¬ 
gericht Hamburg, wurde am 21. Prozesstag ein 
Beamter des Bundeskriminalamtes, der bereits 
zuvor als Zeuge vernommen worden war, erneut 
befragt. Diesmal ging es um die Verwertung von 
Computer-Dateien aus Belgien, wogegen die Vertei¬ 
digung Einspruch erhoben hat. Einerseits sei nicht 
geklärt, ob die Erhebung und Sicherung der Daten 
in Belgien bundesdeutschen Standards entsprochen 
habe. Des weiteren sei nicht transparent und nach¬ 
vollziehbar, ob die ausgewerteten Daten mit denen 
auf den Festplatten übereinstimmten, die bei einer 
Razzia im Jahre 2010 beschlagnahmt worden seien. 
Mehrere USB-Sticks und Dateien seien von den 
belgischen Behörden an das BKA übergeben wor¬ 
den. Vor Gericht verwendete Dateien dürfen gene¬ 
rell nicht verändert und müssten geschützt werden. 
In drei von sieben Fällen stimmten die Computer¬ 
dateien, die gegen Ali Ihsan Kitay verwendet wer¬ 
den sollen, nicht überein. 

Trotz dieser und anderer Widersprüche i nk lusive 
einer unverbindlichen Nachfrage bei den belgischen 


Polizeibehörden, entschieden die Richter am 23. 
Prozesstag, die Dateien in den Prozess einzuführen. 

Die Verteidigung hat in Anträgen erneut belegt, 
dass Dokumente von einem BKA-Dolmetscher teil¬ 
weise falsch und belastend übersetzt worden sind, 
z.B. bezüglich des Wortes „eylem“. Es bedeutet 
„Aktion“, wurde aber in „Anschlag“ übersetzt. In 
einem weiteren Antrag wurde offenbar gemacht, 
dass die BKA-Beamten mehr als 30 Unfälle als 
Anschläge bezeichneten. Als völlig unhaltbar habe 
sich im Laufe des Verhandlungstages das von der 
Anklage unterstellte Konstrukt erwiesen, die kurdi¬ 
schen Freiheitsfalken (TAK) seien eine Unterorgani¬ 
sation der PKK. Selbst der BKA-Experte habe ein¬ 
gestehen müssen, dass es lediglich „Indizien“ gebe, 
„die darauf hinweisen könnten, dass die TAK der 
PKK zugehörig“ seien. „Alle vorgetragenen Indizien 
entstammten sämtlich nicht überprüften Informatio¬ 
nen aus dem Internet und waren zum Teil sachlich 
falsch,“ heißt es im Bericht einer Gruppe von Pro- 
zessbeobachter_innen. Dennoch verfolgen die Rich- 
ter_innen offenbar dem von der BAW vorgezeichne¬ 
ten Konstrukt. „Erneut zeigt sich auf diese Weise die 
Voreingenommenheit und Ungenauigkeiten der 
Richter_innen. Jede notwendige rechtliche Abwä¬ 
gung muss dem Gericht seitens der Verteidigung 
von Ali Ihsan Kitay abgerungen werden - sei es eine 
völkerrechtliche, eine bezüglich der gravierenden 
Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen 
in der Türkei oder wie am 21. Prozesstag eine For¬ 
malität, die jedoch entscheidenden Einfluss auf das 
Verfahren nehmen kann. Die Richter_innen gehen 
dann gerade soweit wie nötig auf das Erforderliche 
ein, um nicht zu offensichtlich rechtswidrig zu han¬ 
deln.“ 

(Prozessbericht des „Bündnis Freiheit fiir Ali Ihsan “/Azadi) 

Haus- und Vereinsdurchsuchung in Heilbronn 

Am Morgen des 28. November wurden die Vereins¬ 
räume der Kurdischen Gemeinschaft Heilbronn und 
die Privatwohnung des Vereinsvorsitzenden, Orhan 
A., von der Polizei durchsucht. Die Beamten 
beschlagnahmten Mitgliederlisten, Lastschriftaus¬ 
züge und den privaten Computer. 

YEK-KOM verurteilte diese Maßnahme als eine 
„gezielte Repression und Kriminalisierung gegen 
politisch aktive Kurdinnen und Kurden in Deutsch¬ 
land“. Sie fordert ein sofortiges Ende der „Krimina¬ 
lisierung des kurdischen Volkes und der kurdischen 
Vereine“. 

(Azadi) 
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IMK stärkt Inlandsgeheimdienst 

Die Innenministerkonferenz (IMK) in Rostock 
beschloss u. a. eine Stärkung der Rolle des Bundes¬ 
amtes für Verfassungsschutz (BfV). Danach sollen 
künftig alle Landesämter ihre Informationen der 
Bundesbehörde mitteilen. Die Praxis der V-Leute 
soll beibehalten, ihre Rekrutierung und Führung 
2013 bundeseinheitlich geregelt werden. Wer 
schwere Straftaten begangen hat oder leitende Funk¬ 
tionen in observierten Gruppen ausübt, soll nicht 
mehr angeworben werden. Ein bundesweites Regis¬ 
ter soll gewährleisten, dass die jeweiligen VS-Behör- 
den nicht Personen überwachen, die woanders als V- 
Leute geführt werden. Der niedersächsische Innen¬ 
minister Uwe Schünemann (CDU) meinte, gerade 
vor dem Hintergrund des NSU brauche Deutsch¬ 
land nicht weniger, sondern mehr VS. 

Hinsichtlich der Asylthematik wurde die Bildung 
einer Arbeitsgruppe beschlossen, die prüfen soll, 
welche Maßnahmen Serbien und Mazedonien 
ergreifen könne, damit Roma die Länder nicht ver¬ 
lassen. Kaum war die Rostocker Tagung beendet, 
kündigte IM Friedrich eine erneute Verschärfung der 
Ausländergesetzgebung an mit dem Ziel, religiöse 
Extremisten bzw. salafistische Gewalttäter schneller 
auszuweisen. Alle Bundesländer plädierten für ein 
Verbotsverfahren gegen die NPD. 

Parallel tagten in Brüssel die EU-Innenminister. 
Reformiert wurde die Dublin Il-Verordnung inso¬ 
weit, als Flüchtlinge zwar weiterhin in dem Land ihr 
Verfahren durchführen müssen, das sie als erstes 
betreten haben, doch können sie künftig hiergegen 
gerichtlich vorgehen, was bisher nicht möglich war. 

(jw v. 8./9.12.2012/Azadi) 

Bundesanwaltschaft will mehr Befugnisse 

Anlässlich der Jahrespressekonferenz der Bundesan¬ 
waltschaft (BAW) regte Generalbundesanwalt Harald 
Range mit Bezug auf die Defizite im Umgang mit 
dem „Nationalsozialistischen Untergrund“ (NSU) 
eine Aufwertung seiner Behörde an. Eine Evaluie¬ 
rungsgruppe zur Rolle der BAW in diesem Fall sei in 
ihrem Bericht zu dem Schluss gekommen, dass die 
Bundesanwälte eine eigene Befugnis zur Informati¬ 
onserhebung haben sollten, z.B., durch Beiziehung 
von Akten oder Anordnung polizeilicher Vörermitt- 
lungen. „Wer die Bundesanwaltschaft als die zentrale 
Staatsanwaltschaft für die Verfolgung terroristischer 
Straftaten stärken will, wird hier ansetzen müssen“, 
so Range. Sein Kollege Rainer Griesbaum suchte 
nach einer Erklärung für die jahrelang unentdeckt 
gebliebenen NSU-Morde. Die BAW habe 1998 von 
den Sicherheitsbehörden die Auskunft erhalten, es 
handele sich bei den drei bereits damals auffällig 
gewordenen NSU-Mitgliedern lediglich um „Einzel¬ 


täter ohne erkennbaren Gruppenzusammenhang“. 
Seiner Meinung nach habe sich „möglicherweise die 
Einschätzung“ etabliert, „Rechte würden stets unor¬ 
ganisiert ihre Straftaten begehen, als eine Art 
geheimdienstliches und polizeiliches Dogma zum 
Glaubenssatz verfestigt.“ 

(Süddt.Ztg. v. 13.12.2012/Azadi) 

Polizei erhält Zugriff auf Fingerabdrücke aller 
Flüchtlinge in der EU 

Nach den Plänen der EU-Kommission sollen die 
nationalen Polizeibehörden Zugriff auf die Fingerab¬ 
drücke sämtlicher in Europa registrierten Flücht¬ 
linge und Asylbewerber bekommen. Das Europa¬ 
parlament hat diesen Vorschlägen bereits mit den 
Stimmen von Konservativen und Sozialdemokraten 
zugestimmt. In der EU-weiten Datenbank 
EURODAC werden seit 10 Jahren die Fingerabdrü¬ 
cke von Flüchtlingen und EU-Bewerbern gespei¬ 
chert. Der Zugriff auf diese Daten war bislang rein 
zweckgebunden, um sicherzustellen, dass gemäß 
dem Dublin-II Abkommen Flüchtlinge nicht in 
mehreren EU-Ländern Asylanträge stellen. 

Nun soll diese Zweckbindung aufgehoben wer¬ 
den und die Polizeibehörden umfassenden Zugriff 
erhalten. Das Beispiel von EURODAC ist ein Lehr¬ 
stück für die staatliche Salamitaktik in der Überwa¬ 
chung der Bürger. Um Proteste der Bevölkerung 
und von Datenschützern zu umgehen, werden 
umfassende Datensammlungen erst mal mit streng 
reglementiertem Zweck und limitierter Zugangsbe¬ 
rechtigung eingerichtet. Sind diese Datenbanken 
nach einigen Jahren entsprechend gefüllt, werden 
Zweckbindungen aufgehoben und eine Zugangsbe¬ 
rechtigung für Sicherheitsbehörden eingerichtet oder 
ausgeweitet. Dies erfolgt häufig mit Verweis auf 
aktuell abschreckende Kriminalfälle oder angebliche 
terroristische Bedrohungen. Ob Vorratsdatenspei¬ 
cherung von Telekommunikationsdaten oder die 
Erfassung biometrischer Daten für Reisepässe: Die 
Gefahr geht von der reinen physikalischen Präsenz 
solcher Großdateien aus. Angebliche Zweckbindun¬ 
gen und strenge Zugriffsberechtigungen, mit denen 
die Innenminister anfänglich für Akzeptanz werben, 
lassen sich schnell per Federstrich ändern. 

(Süddt.Ztg.v. 17.12.2012/ Azadi) 

Rote Hilfe fordert Freiheit für Deniz K. 

Die Rote Hilfe fordert die sofortige Haftentlassung 
von Deniz K. und ruft zu Spenden auf. Sein Vertei¬ 
diger hat angekündigt, noch in diesem Jahr Haftprü- 
füng zu beantragen. 

Der 19Jährige war am 14. November durch die 
Jugendkammer des Landgerichts Nürnberg wegen 
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„versuchter schwerer Körperverletzung, schwerem 
Landfriedensbruch und Widerstands gegen die 
Staatsgewalt“ zu zwei Jahren und sechs Monaten 
Haft ohne Bewährung verurteilt worden. 

Für Spenden: Rote Hilfe, Kto.Nr. 400 723 8359, 
BLZ: 430 609 67; Verwendungszweck: Freiheit für 
Deniz. 

(jw v. 19.12.2012) 

Linken-Abgeordnete: Bundesregierung stellt 
Blankoscheck für US-amerikanische Militär¬ 
behörden in Deutschland aus 

„Die Bundesregierung zeigt ein erschreckendes Des¬ 
interesse an den Aktivitäten US-amerikanischer 
Sicherheitsbehörden auf deutschem Hoheitsgebiet“, 
kommentierten die Linke-Bundestagsabgeordneten 
Andrej Hunko und Paul Schäfer die Antwort der 
Bundesregierung auf ihre Anfrage mit dem Titel 
„Drogen- und Terrorismusbekämpfüngsaktivitäten 
der U S-Streitkräfte in Deutschland“. So sei die Bun¬ 
desregierung vom ab 2010 in Stuttgart errichteten 
„Joint Interagency Counter Trafficking Center“ 
(JICTC) offiziell erst im November dieses Jahres 
unterrichtet worden. 

Dieses dem „European Command“ der US- 
Streitkräfte unterstehende Zentrum hat polizeiliche 



Kritiker: Urteil im Fall Oury Jalloh eine 
„Farce“ 

Staatsanwaltschaft und Verteidigung gehen in Revision 

Die tatsächliche Ursache des Verbrennungstodes 
von Oury Jalloh ist auch im Revisionsverfahren am 
13. Dezember vor dem Landgericht Magdeburg 
unhinterfragt geblieben. Zwar sei der angeklagte 
Polizeibeamte Andreas S. wegen fahrlässiger Tötung 
zu 120 Tagessätzen ä 90 Euro verurteilt worden, 
doch sei dies nach Auffassung der Initiative in 
Gedenken an Oury Jalloh eine „Farce“. Erneut habe 
man die „richterliche Verhöhnung des Opfers ertra¬ 
gen müssen“, die „Demütigung gegenüber der 
Familie und der Freunde von Oury Jalloh“. Die 
Richter seien nie bereit gewesen, die Todesursache 
aufzuklären und voranzutreiben. „Wir sehen das 
Urteil aus Magdeburg als einen schwerwiegenden 
Beweis dafür, dass die richterliche ,Unabhängigkeit 1 
an ihre Grenzen stößt und Gewaltenteilung offen¬ 
sichtlich nicht gewährt ist, weil sie sich den innenpo¬ 
litischen Interessenlagen Sachsen-Anhalts unterord¬ 
net.“ Die Kammer habe sich in dieser Beziehung 
„selbst vorgeführt“. Die Initiative fordert die Erstel- 


Aufgaben zur Verfolgung von „Drogen-, Waffen- 
und Menschenhandel sowie Terrorismus“ übernom¬ 
men. Die Bundesregierung bezeichnet in ihrer Ant¬ 
wort die 40 US-Militärs als „ziviles Gefolge“ der 
NATO-Truppen. „Im sensiblen Graubereich zwi¬ 
schen polizeilicher und militärischer Tätigkeit 
scheint sie der US-Regierung einen Blankoscheck 
ausgestellt zu haben“, konstatieren die Abgeordne¬ 
ten. 

Hunko kritisiert, dass die US-Militärs nicht zwi¬ 
schen Verteidigung und polizeilicher Gefahrenab¬ 
wehr unterscheiden würden. „Ähnliches gilt für die 
Mitarbeit deutscher Behörden an ,Cyber-Übungen 1 
aller zivilen und militärischen Sicherheitsbehörden 
der USA“. Eingefädelt werde das von der ,Gruppe 
der Sechs“. „Die dort organisierten einwohner¬ 
stärksten EU-Mitgliedstaaten hatten sich zuletzt im 
November in London getroffen“, heißt es in der 
Pressemitteilung weiter. Weil das US-Heimatschutz- 
ministerium ebenfalls teilnehme, firmiere das halb¬ 
jährliche Treffen als „G 6+1“. 

Er halte es für eine „Verletzung der Informations¬ 
pflicht gegenüber Angehörigen des Bundestages“, 
dass er über die Arbeit der militärischen Polizei im 
JICTC keine Auskunft von der Bundesregierung 
erhalte. 

(PMAndrej Hunko/Paul Schäfer v. 20.12.2012/Azadi) 



lung eines „neuen, unabhängigen Brandgutachtens, 
das nicht auf richterliche Vorgaben beschränkt ist“. 
Voraussichtlich wird ab Mitte Januar 2013 ein 
Brandgutachter mit Versuchen beginnen, die erst¬ 
mals das Abbrennen der Matratze mit Brandbe¬ 
schleunigern beinhalten werden. Die Selbstentzün¬ 
dungshypothese der Justiz- und Sicherheitsbehörden 
sei unrealistisch. 

Der aus Sierra Leone stammende Asylsuchende 
war am 7. Januar 2005 in Polizeigewahrsam in Des¬ 
sau in einer Zelle verbrannt. Obwohl er gefesselt 
war, wurde von Anbeginn an von Gericht und 
Staatsanwaltschaft die These vertreten, es habe sich 
um eine Selbstentzündung gehandelt. PRO ASYL 
erklärte, dass das Verfahren geprägt gewesen sei von 
„zahllosen Manipulationen und Versäumnissen“. 

„Das offenkundige Versagen der Gewaltenkon¬ 
trolle, d.h. der gerichtlichen Kontrolle von staatli¬ 
chem Gewalthandeln muss der demokratischen 
Öffentlichkeit der Bundesrepublik Deutschland 
Anlass zur Sorge sein. De4nn die institutionellen 
Strukturen der Polizeiarbeit, in denen ein Übermaß 
an Gewalt und Diskriminierung nisten, bleiben 
durch das Urteil unangefochten und wirken fort,“ 
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heißt es u.a. in einer Stellungnahme der Internatio¬ 
nalen Liga für Menschenrechte vom 13. Dezember. 

Sowohl die Staatsanwaltschaft als auch die Vertei¬ 
digung haben gegen das Urteil Revision eingelegt. 
Sie sind gemeinsam der Auffassung, dass es nicht 
hingenommen werden könne, dass ein Polizeibeam¬ 
ter persönlich für eine unzureichende personelle und 


technische Ausstattung von Dienststellen verant¬ 
wortlich gemacht werde. 

Für den 7. Januar 2013, dem Todestag von Oury Jalloh, 
ruft die Initiative zur jährlichen Gedenkdemonstration 
nach Dessau auf. 

(Pro Asyl/Initiative Gedenken an Oury Jalloh/Internat.Liga f.Men- 
schenrechte/ND v. I3.,19.12.2012/Azadi) 



Bundesinnenminister Friedrich zum 
„Abschiebeminister 2012“ gekürt 

Parallel zur Innenministerkonferenz in Rostock 
haben etwa 130 Flüchtlinge eine Protestkonferenz 
abgehalten, auf der I nn enminister Hans-Peter Fried¬ 
rich für seine unmenschliche Flüchtlingspolitik zum 
„Abschiebeminister 2012“ ernannt wurde. Hierzu 
erklärte Nurjana Arslanova, Sprecherin der Flücht¬ 
lingsorganisation „Jugendliche ohne Grenzen“ 
gegenüber der jungen weit u.a.: „Nach Meinung der 
jungen Flüchtlinge hätte ihn durchaus auch Nieder¬ 
sachsens Innenminister Uwe Schünemann (CDU) 
verdient gehabt. Er hat sich, was die Roma in sei¬ 
nem Land betrifft, gleichermaßen mit unerbittlichen 
Härte geäußert. Zudem wurden allein im ersten 
Halbjahr 2012 aus Niedersachsen 278 Menschen 
abgeschoben.“ Weiter seien im Gespräch „Innenmi¬ 
nister Joachim Herrmann (CSU) aus Bayern, 
Lorenz Caffier (CDU) aus Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern sowie der Ber lin er Innensenator Frank Henkel 
(CDU)“ gewesen. Herrmann sei für das „strikteste 
Lagersystem in Deutschland“ verantwortlich, Caffier 
für die „katastrophalen Zustände in Flüchtlingsla¬ 
gern wie in Horst“, wo „600 Personen in umzäunten 
Containern leben“ müssten und Henkel für die 
„Abschiebung des Homosexuellen Herry aus Indo¬ 
nesien“. Zur Demonstration unter dem Motto 
„Recht auf Bleiberecht! Dulden heißt beleidigen“ 
seien nur 200 Leute gekommen, weil es in Rostock 
„noch immer viel Rassismus“ gebe. 

In elf Städten seien ihre Proteste aber unterstützt 
worden. Flüchtlinge hätten Luftballons mit der Auf¬ 
schrift „Lass mich nicht fliegen“ aufsteigen lassen. 

(jw v. 8./9.12.2012/Azadi) 

Amnesty International: EU wegen Asylpolitik 
und Waffenlieferungen nicht preiswürdig 

Die Verleihung des Friedensnobelpreises an die 
Europäische Union stieß u. a. bei Amnesty Interna¬ 
tional (AI) auf Kritik. Sie trage „zum Teil selbst zu 
Menschenrechtsverletzungen bei“, erklärte AI- 
Generalsekretär Wolfgang Grenz. Sie werde ihren 


eigenen Ansprüchen oft nicht gerecht, „insbeson¬ 
dere ihre Asyl- und Flüchtlingspolitik ist eines 
Nobelpreisträgers nicht würdig“. Außerdem kriti¬ 
sierte Grenz, dass sich die EU zwar für ein interna¬ 
tionales Abkommen zur Waffenkontrolle stark 
gemacht habe. Doch „leider haben auch EU-Staaten 
in der Vergangenheit Waffen geliefert, obwohl sie 
davon ausgehen mussten, dass diese etwa für das 
Niederschlagen von Protesten eingesetzt werden.“ 
Oft seien wirtschaftliche oder sicherheitspolitische 
Interessen wichtiger als Menschenrechte. 

(jw v. 8./9.12.2012/Azadi) 

Abgeschobene Gazale Salame kann mit ihren 
Kindern nach Deutschland zurückkehren 

Die im Jahre 2005 aus Niedersachsen in die Türkei 
abgeschobene Kurdin Gazale Salame, ihre Tochter 
Shams und ihr Sohn Ghazi sollen sobald als möglich 
nach Deutschland zu ihrem Ehemann nach Hildes¬ 
heim zurückkehren, wo er mit den Töchtern Amina 
und Nura lebt. Dies entschied einhellig der nieder¬ 
sächsische Landtag am 7. Dezember. Gazale Salame 
wurde im Februar 2005 mit ihrer damals einjährigen 
Tochter abgeschoben, obwohl die Kurdin zu diesem 
Zeitpunkt schwanger war. Seitdem lebt sie - körper¬ 
lich und seelisch leidend - als Alleinerziehende in 
Izmir, wo sie auch als Kurdin massiver Diskriminie¬ 
rung durch ihr Umfeld ausgesetzt ist. In den vergan¬ 
genen Jahren haben sich Initiativen und Einzelperso¬ 
nen für eine Rückkehr der Teilfamilie nach Deutsch¬ 
land eingesetzt. Die Behörden jedoch blieben stur. 
SPD, Grüne und Linke brachten daraufhin einen 
Antrag zur Zusammenführung in den Landtag ein; 
der Innenausschuss fand einen Weg, dem auch die 
schwarz-gelbe Koalition zugestimmt hat. Nun ver¬ 
sprach Sozialministerin Aygül Özkan (CDU) eine 
schnelle Rückkehr. Bedingung jedoch ist, dass 
Gazale Salame ihren Lebensunterhalt ohne staatli¬ 
che Unterstützung bestreitet. „Eine schwangere Frau 
schiebt man nicht ab - so was tut man einfach 
nicht“, meinte Jan-Christoph Oetjen (FDP). 

(ND v. 8./9.12.2012/Azadi) 
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AKTIONEN/ 

VERANSTALTUNGEN 


Diskussion über Neustrukturierung des 
Nahen Ostens 

Das Netzwerk kurdischer Akademiker/Innen e.Y. 
veranstaltet im Januar 2013 seine Wintertagung, die 
unter dem Motto „Neustrukturierung des Nahen 
Ostens und der ,Kurdische Aufbruch 4 in Syrien“ in 
Dortmund stattfinden wird. 

Referierende sind: 

• Im Forum 1 „Der ,arabische Frühling 4 als Modell 
für den Nahen Osten“ der Nahost-Experte Prof. Dr. 
Udo Steinbach, die Journalistin Friederike Beck 
sowie der Journalist Ferda Cetin. 

• Das Forum 2 wird sich mit der „innen- und 
außenpolitischen Dimension der Wandlungspro¬ 
zesse in Syrien“ befassen. Vortragende sind hier der 
Soziologe Haluk Gerger aus der Türkei und der His¬ 
toriker Dr. Gundi Dilberz. 

• Über die Rolle der Kurd_innen in diesem Prozess 
sprechen im 3. Forum Hassan Mohamed Ali von 
der Partei der Demokratischen Einheit, PYD sowie 
die Journalistin und Politikerin Dilsah Osman aus 
Westkurdistan/Nordirak. Anschließend stehen die 
Referierenden für eine Diskussionsrunde zur Verfü¬ 
gung. 


Die Veranstaltung findet statt am Samstag, 26. Januar 

2013,12.00-19.00 Uhr 

Reinoldinum, Schwanenwall 34 in Dortmund 



Die Neustrukturierung 
des Nahen Ostens und 
der 'Kurdische Aufbruch' in Syrien 

26. Januar 2013, 12:00 - 19:00 Uhr 






rum 2: Die Innen- und euRenpolitische Olmenilon der Windlungsprozeue In Syrien 
- Priv.-Ooj. Haluk Gerger (Soziologe, Ankara/Türkei) 

• Dr. 6undl Düben (Hittoriktr, Berlin) 

im 3 Die Rolle der Kurdinnen im Wendlungsprozess und ln der Opposltfonsbewegung In Syrien 
Heuan Mohamed All (Europavertretung der PYD-Partel der Demokratischen Einheit) 
Dilsah Osman (Journalist: r und Politikerin aus Wettkurdistan) 


KURD-AKAD 

* NETZWERK KURDISCHE» AKADEMIKER1NNIN o V 



Civaka Az ad 



Kontakt: KURD-AKAD. Netzwerk Kurdischer Akeden kennen e V. www.kjrd-akad.com, lnfo|Bkurd-afcad.com 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


Massenfestnahmen 

Allein am 19. Und 20. Dezember sind in verschiede¬ 
nen kurdischen Städten zahlreiche so genannte 
„KCK-Operationen“ durchgeführt worden, in deren 
Rahmen es zu 60 Festnahmen gekommen ist. Unter 
den Festgenommenen befinden sich eine Reihe von 
Politikern der BDP. Im Vormonat wurden rund 
1000 Menschen festgenommen, darunter 230 Kin¬ 
der und Jugendliche sowie rund 300 Studierende. 

Im Jahre 2011 sind nach Angaben des Men¬ 
schenrechtsvereins IHD insgesamt 12 600 Personen 
aus politischen Gründen festgenommen worden. 

(ANF/ISKUv. 19.,20.12.2012) 


590 Jahre Haft für 21 Studierende 

In einem Prozess gegen 21 Studierende, von denen 
acht bereits inhaftiert waren, sprach der 10. Hohe 
Strafgerichtshof in Izmir sehr hohe Strafen gegen die 
Angeklagten aus. Ihnen wurde lediglich vorgewor¬ 
fen, Mitglieder im Demokratisch-Patriotischen 
Jugendrat zu sein, einer Jugendorganisation der 
legalen Partei für Frieden und Freiheit (BDP). Den¬ 
noch wurden die Beschuldigten zu insgesamt 590 
Jahren und neun Monaten Haft und der Zahlung 
von 36000 TF verurteilt. Die Forderung der Ange¬ 
klagten, sich in ihrer kurdischen Muttersprache zu 
verteidigen, hatte das Gericht abgelehnt. 

(DIHA/ISKUv. 6.12.2012) 
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DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Kirchen kritisieren deutsche Rüstungsexporte 

Löwenanteil der Absicherungen im Geschäft mit der Türkei 

„Es ist ein gefährlicher Trugschluss zu glauben, dass 
Lieferungen von Waffen oder Kriegsgerät zur Stabi¬ 
lisierung beitragen könnten“, sagte der evangelische 
Vorsitzende der Gemeinsamen Konferenz Kirche 
und Entwicklung (GKKE), Prälat Bernhard Felm¬ 
berg anlässlich des Tages der Menschenrechte am 
10. Dezember. Die großen christlichen Kirchen kri¬ 
tisieren die Rüstungsexporte der Bundesregierung in 
Krisenländer. Der Bericht vermittle den Eindruck 
einer Genehmigungspraxis, „die sich nicht an die 
eigenen restriktiven Maßstäbe hält und die Einhal¬ 
tung der Menschenrechte immer wieder anderen 
Interessen unterordnet - im Gegensatz zu den aus¬ 
drücklichen Erklärungen der Bundesregierung“, so 
der katholische GKKE-Vorsitzende, Prälat Karl Jüs- 
ten. Die Konferenz fordert die Bundesregierung auf, 
die Praxis staatlicher Hermes-Ausfallbürgschaften 
für deutsche Rüstungsexporte zu beenden. Es sei 
nicht akzeptabel, dass das Geschäftsrisiko auf die 
Steuerzahler abgewälzt werde. Seinen Angaben 
zufolge sei der Wert im Jahr 2011 wegen U-Boot- 
Materialpaketen für die Türkei gravierend gestiegen 
gegenüber dem Vorjahr. Insgesamt habe der Bund 
laut GKKE im vergangenen Jahr vier Rüstungsge¬ 
schäfte im Gesamtwert von 2,5 Milliarden Euro 
abgesichert, von denen das Türkei-Geschäft mit 2,4 
Milliarden Euro den Löwenanteil ausgemacht habe. 
www3.gkke.org 

(jw V. 11.12.2012/Azadi) 

Migrantjnnen-Organisationen klagen an: 
Raketen-Stationierung „mörderische Hand¬ 
lung gegen das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker“ 

„Die türkische Regierung zielt mit ihr er Aggressi¬ 
onspolitik in dieser Region auch darauf ab, die Ent¬ 
faltung des Befreiungskampfes der kurdischen 
Bevölkerung in Syrien grenzübergreifend zu terrori¬ 
sieren,“ heißt es in einer gemeinsamen Erklärung 
von Yek-Kom und anderen migrantischen kurdi¬ 
schen und türkischen Organisationen gegen die Sta¬ 
tionierung von PATRIOT-Raketen. Diese bedeute 
eine „weitere Militarisierung der deutschen Staatspo¬ 
litik“, durch die der „Weg für eine neue imperialisti¬ 
sche Okkupation in Syrien geebnet“ werde. Die 
Raketen-Stationierung sei nicht nur völkerrechts¬ 


widrig, „sondern auch eine mörderische Handlung 
gegen das Selbstbestimmungsrecht der Völker“. 

Die Verbände fordern u. a. eine „nachhaltige, 
friedliche und politische Lösung des syrischen Kon¬ 
flikts ohne militärische, politische und imperialisti¬ 
sche Intervention von außen“. 

(Erklärung v. 5.12.2012) 

PATRIOT-Entsendung bedeutet aktives 
militärisches Eingreifen 

Der Deutsche Freidenkerverband wandte sich in 
einem Brief an die Bundestagsabgeordneten gegen 
die Entsendung von PATRIOT-Abwehrraketen an 
die türkisch-syrische Grenze. „Offenbar geriert sich 
das NATO-Mitglied Türkei als Schutzmacht der so 
genannten Freien Syrischen Armee, der sie die Ein¬ 
schleusung samt Waffen über die türkische Grenze 
nach Syrien ermöglicht, und sie dabei logistisch und 
geheimdienstlich unterstützt“, heißt es in dem Brief. 
Die Bereitstellung der gewünschten Waffensysteme 
bedeute, dass „Deutschland im unerklärten Krieg 
gegen Syrien von der bisherigen Beteiligung am 
ferngesteuerten Bandenkrieg zum eigenen aktiven 
militärischen Eingreifen als Kriegspartei“ übergehe. 
Es werde ein neuer Krieg der NATO vorbereitet, 
„für die das hochgerüstete NATO-Mitglied Türkei 
weitgehend stellvertretend handeln“ solle, „um die 
Interessen der Hauptländer des Kapitals in der 
Region zu sichern“ erklärt die DKP, doch verfolgten 
auch die Herrschenden in der Türkei „eigene Inte¬ 
ressen“, die von den Nato-Partnern unterstützt wür¬ 
den. So gehe es u. a. „um die Unterdrückung aller 
kurdischen Autonomiebestrebungen und um Vor¬ 
herrschaft in der Region“. 

(jw v. 8./9.12.2012/Azadi) 

Christliche Nächstenliebe 2012: 

Raketen und deutsche Soldaten für den Krieg 
gegen Syrien 

Am 14. Dezember stimmte eine breite Bellizisten- 
Allianz aus CDU/CSU/FDP/“gewaltfrei“-GRÜ- 
NEN (insgesamt 461; 86 Nein-Stimmen; 8 Enthal¬ 
tungen) für die Entsendung von PATRIOT-Flugab- 
wehrraketen mit bis zu 400 Soldaten an die tür¬ 
kisch-syrische Grenze. Angeblich, um das 
NATO-Partnerland vor Angriffen aus Syrien zu 
schützen, obwohl es bislang nicht einen einzigen 
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Raketenbeschuss gegeben hat. Einzig die Linksfrak¬ 
tion stimmte dagegen. 

Ende Januar sollen die PATRIOTEN einsatzbe¬ 
reit und das Mandat bis Ende Januar 2014 gültig 
sein. Alle Raketen-Befürworter_innen wurden nicht 
müde, darauf hinzuweisen, dass die Stationierung 
„ausschließlich defensiv“ sein werde, „explizit nicht 
zur Errichtung einer Flugverbotszone“ diene oder 
gar „deeskalierend“ wirke. 

Realistisch war einzig Gregor Gysi, der ausführte, 
dass Deutschland „mit der Bundeswehr in den 
Nahen und Mittleren Osten“ einmarschiere. 

Derweil stehen schon die Kriegsprofiteure bereit 
für ihren Einsatz - beim zivilen (Wieder)aufbau: Es 
heißt, Frankreich habe entsprechende Experten in 
„befreite“ Städte und Dörfer in Marsch gesetzt. 

(Azadi) 

Mehr als 600 Attacken auf Parteibüros 

Nach einem Bericht der „tageszeitung“ (taz) hat es 
in den vergangenen drei Jahren bundesweit mehr als 
600 Angriffe auf Politikerinnen und deren Büros 
gegeben. Sie stützte sich hierbei auf Recherchen von 
Opferverbänden, Gesprächen mit Mitarbeitern der 
Büros, Beiträgen in der Lokalpresse oder Informa¬ 
tionen der Parteien. Wie die „taz“ weiter ausführte, 
sind in rund drei Viertel der Fälle Büros von SPD, 
Grünen, der Linkspartei oder weiter links stehenden 
Parteien und Gruppen angegriffen worden. 

(ND v. 14.12.2012/Azadi) 

Allein in Berlin 45598 legale Waffen 

Das Blutbad an einer Grundschule in Connecti¬ 
cut/USA mit 27 Toten hat auch hierzulande zu einer 


Diskussion über eine Verschärfung der Waffenge¬ 
setze geführt. Es habe sich wieder einmal gezeigt, 
„dass das Risiko legaler Waffen nicht beherrschbar 
ist“, erklärte die Initiative Keine Mordwaffen als 
Sportwaffen! Die Gruppe fordert ein Verbot tödli¬ 
cher Waffen für den Schießsport“. Auf eine Kleine 
Anfrage des Abgeordneten der Piraten, Christopher 
Lauer, an den Ber lin er Innensenator, antwortete die¬ 
ser, dass der Gesamtbestand der registrierten Waf¬ 
fen in Berlin zur Zeit 45 598 betrage. Rund die 
Hälfte der Waffen (20981) sind im Besitz von 5334 
Sportschützen; die zweite Gruppe bildet die der 
3397 Jäger, denen 12 625 Schusswaffen zugerechnet 
werden. Beide Gruppen lagern ihre rechtlich erlaub¬ 
ten Waffen privat; deren sichere Aufbewahrung soll 
regelmäßig durch Polizisten des Landeskriminalam¬ 
tes überprüft werden. 

Gegner wollen trotz des Rückgangs von statis¬ 
tisch erfassten Fällen mit Schusswaffen vor dem 
Bundesverfassungsgericht ein Verbot für den 
Schießsport erreichen. 

(ND v. 18.12.2012/Azadi) 

10100 gewaltbereite Neonazis 

Einem Bericht des „Tagesspiegel“ zufolge steigt die 
Zahl militanter Rechtsextremisten. Bei einer vorläu¬ 
figen Erhebung der Sicherheitsbehörden seien 
10100 gewaltorientierte Rechtsextremisten gezählt 
worden (2011 waren es 9800), die sich aus parteiun¬ 
abhängigen Neonazis sowie zumeist jüngeren NPD- 
Mitgliedern zusammensetzen. Hinzu kämen als 
„subkulturell geprägt“ bezeichnete Personen, insbe¬ 
sondere Skinheads sowie Anhänger der rechten 
Musikszene. 

(ND v. 19.12.2012) 


UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 

Im Dezember wurde über vier Anträge entschieden und insgesamt ein Unterstützungsbetrag von 1.563,70 
€ bewilligt. In zwei Fällen handelte es sich um Verstöße gegen das Vereinsgesetz, in denen die Einstellung 
der Verfahren erreicht werden konnte; in einem Strafverfahren erfolgte eine Verurteilung nach dem Jugend¬ 
strafrecht im Zusammenhang mit einer Protestaktion und im vierten Fall ging es um die Verlängerung 
eines Zeitungsabos für einen § 129b-Gefangenen. 

Gefangene 

Mit insgesamt 515,— € für Einkauf wurden fünf § 129b-Gefangene unterstützt. 
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